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1 Einleitung |

Der landwirtschaftliche Fachbeitrag fiur den
Grolraum Braunschweig hat zum Ziel, die
Strukturen und Entwicklungen in der regionalen
Landwirtschaft zu beschreiben sowie daraus
abzuleitende Hinweise und Empfehlungen an
den Trager der Raumordnung und andere inte-
ressierte Stellen zu geben.

Aufbauend auf Teil | des Fachbeitrages, in dem
eine umfassende Beschreibung der agrarstruk-
turellen Verhaltnisse und der landwirtschaftli-
chen Produktionsstrukturen erfolgte, geht der
Teil 1l insbesondere auf Wechselbeziehungen
und Anforderungen der Landwirtschaft in Zu-
sammenhang mit anderen gesellschaftlichen
Themenfeldern ein.

Es werden regionale Leitbilder und Zielsetzun-
gen ausgefihrt sowie fur die weitere Entwick-
lung der Landwirtschaft relevante Konflikte
beschrieben und Lésungsansétze aus Sicht der
Landwirtschaft benannt. Hierbei wird in der
Regel nach neun landwirtschaftlichen Teilrau-
men differenziert, die jeweils durch vergleich-
bare naturrdumliche Voraussetzungen und
Strukturen gekennzeichnet sind.

Aufgegriffen wurden im Zuge der Fortschrei-
bung aktuelle Themenfelder, die seit der erst-
maligen Erstellung des Fachbeitrages an ge-
sellschaftlicher und landwirtschaftlicher Rele-
vanz gewonnen haben, wie z.B. regenerative
Energien, Klimawandel, Stallbauten oder de-
mographischer Wandel.

Ein wesentlicher Kernpunkt der Fortschreibung
ist die Darstellung einer Vorschlagskulisse fur
Vorranggebiete Landwirtschaft. Es wird hiermit
dem Umstand Rechnung getragen, dass die
fortschreitende Flacheninanspruchnahme, die
Notwendigkeit einer sparsamen und nachhalti-
gen Ressourcenbewirtschaftung und die ge-
sellschaftlichen Funktionen der Landwirtschaft
einen starkeren Schutz besonders geeigneter
landwirtschaftlicher Flachen in der Raumord-
nung erforderlich machen.

In Teilen hat die Gesetzgebung diesem Erfor-
dernis durch verschiedene Anpassungen der
maf3geblichen Rechtsgrundlagen bereits
Rechnung getragen. So ist in der Baugesetz-
gebung der Vorrang der Innenentwicklung ver-
ankert worden, um zunéchst Potenziale der
Lickenbebauung, Nachverdichtung oder Revi-
talisierung von Bauflachen besser auszuschop-
fen.

Auch im Naturschutzrecht sind Regelungen
getroffen worden, die im Zuge der Eingriffsre-
gelung eine starkere Beriicksichtigung agrar-
struktureller Belange und eine Schonung wert-
voller landwirtschaftlicher Flachen fordern.

Im Vollzug der Siedlungsentwicklung hat sich
dies jedoch noch nicht durchgreifend bemerk-
bar gemacht, so dass mit dem Fachbeitrag
Vorschlagskulissen fir einen raumordnerischen
Schutz besonders wertvoller landwirtschaftli-
cher Flachen vorgelegt werden.
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2 Landwirtschaft im Kontext

Rahmenbedingungen

politischer und gesellschaftlicher

2.1 Ziele und Leitbilder

2.1.1 Ziele der Landwirtschaft

Die Entwicklung der Landwirtschaft wird durch
eine Vielzahl an Planungs- und Entscheidungs-
prozessen sowohl der unmittelbar in der Land-
wirtschaft Téatigen als auch der rahmensetzen-
den Institutionen bestimmt. Eine zentrale Rolle
nimmt in diesen Prozessen die Phase der Ziel-
findung und Zielformulierung ein. Das Setzen
von Zielen und die Festlegung von MaRnah-
men zur Erreichung dieser Ziele ist wesentli-
cher Bestandteil eines jeden Planungsvorgan-
ges."

Die landwirtschaftlichen Zielsetzungen variie-
ren sowohl analog der sich wandelnden gesell-
schaftlichen Wertvorstellungen im Zeitablauf
als auch in Abhangigkeit von der betrachteten
Planungs- und Entscheidungsebene. Rahmen-
setzend fur die Ausgestaltung der Landwirt-
schaft, auch auf Ebene des GroRraumes
Braunschweig, sind vor allem die agrarpoliti-
schen Zielvorgaben des Bundes und der Euro-
paischen Union.

Die im Landwirtschaftsgesetz vom 5. Septem-

ber 1955 und in Artikel 39 des EG-Vertrages

von 1957 enthaltenen Ziele waren durch die

Erfahrungen der unmittelbaren Kriegs- und

Nachkriegszeit gepragt. Im Vordergrund stand

die Sicherstellung der Nahrungsmittelversor-

gung der Bevolkerung durch eine deutliche

Produktivitatssteigerung in der Landwirtschaft.

Zu den im Landwirtschaftsgesetz aufgestellten

Zielen gehoren

e die Teilnahme der Landwirtschaft an der
fortschreitenden Entwicklung der deut-
schen Volkswirtschatft,

¢ die Sicherung einer bestmdglichen Versor-
gung der Bevdlkerung mit Ernahrungsgu-
tern,

e Ausgleich von naturbedingten und wirt-
schaftlichen Nachteilen der Landwirtschaft
gegeniuber anderen Wirtschaftsbereichen,

e die Steigerung der Produktivitat der Land-
wirtschaft und

e die Angleichung der sozialen Lage der in
der Landwirtschaft tatigen Menschen an
die vergleichbarer Berufsgruppen.?

Das Landwirtschaftsgesetz hat nach wie vor
Gultigkeit. Ansétze zu einer Modernisierung
sind in der Politik diskutiert worden, haben aber
bisher noch nicht zu Ergebnissen gefihrt. Un-
geachtet dessen musste die Agrarpolitik ihre
Zielsetzungen jedoch in der Folgezeit immer
wieder den wirtschaftlichen und gesellschaftli-
chen Entwicklungen anpassen. So hatten z.B.
markt- und preispolitische Stitzungsregelun-
gen, die Férderung von standortverbessernden
MalRnahmen sowie der technische und ziichte-
rische Fortschritt dazu gefuhrt, dass in den
Folgejahren auf zahlreichen Maérkten Uber-
schisse erzeugt wurden. Auch der wachsende
gesellschaftliche Stellenwert des Umweltschut-
zes und die Folgen der deutschen Wiederver-
einigung mussten in die agrarpolitischen Ziel-
setzungen integriert werden.

In einer ,Charta fur Landwirtschaft und Ver-
braucher* hat das Bundesministerium fur Er-
nadhrung, Landwirtschaft und Verbraucher-
schutz nach der Diskussion mit verschiedenen
gesellschaftlichen Interessengruppen im Jahr
2011 die zentralen Handlungsfelder beschrie-
ben, auf denen die Agrar- und Verbraucherpoli-
tik mittelfristig tatig werden will:

e Attraktive landliche Raume erhalten und
Wertschopfung sichern.

o Zielkonflikte bei der Landnutzung I6ésen und
knappe Ressourcen schonen.

e Inder Nutztierhaltung Tierschutz und Tier-
wohl weiterentwickeln.

e Lebensmittelsicherheit gewahrleisten und
Transparenz fur Verbraucher erhéhen.

e Weltweit Ernéhrung sichern und faire Han-
delsbedingungen gewahrleisten.

Das zukinftige politische Handeln soll auf einer
Reihe von Grundsatzen aufbauen, zu denen
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u.a. die Wertschatzung von Lebensmitteln in
der Gesellschaft als hohes Gut gehért. Die
weltweit steigende Nachfrage soll durch eine
nachhaltige Produktionssteigerung gedeckt
werden. Angestrebt wird eine sozialvertragliche
und ressourcenschonende Strukturentwicklung,
die auch durch eine vielfaltige Diversifizierung
in der Landwirtschaft gepréagt ist und zur Stér-
kung der Wettbewerbsfahigkeit beitragt. Als
Bestandteile dieser Entwicklung werden ge-
nannt

o eine flachendeckende, nachhaltige Land-
bewirtschaftung, die auch in den Gebieten
mit schwierigen natirlichen Bedingungen
Kulturlandschaft pflegt und Lebensqualitéat
erhalt,

e eine Flachennutzung, die der Lebensmit-
telproduktion Vorrang gibt, aber auch neu-
en Ansprichen wie der energetischen und
stofflichen Nutzung von Agrarrohstoffen
Rechnung tragt,

e eine spurbare Reduktion der weiteren au-
Rerlandwirtschaftlichen Inanspruchnahme
landwirtschaftlicher Nutzflachen in
Deutschland,

e die Teilhabe der in der Landwirtschaft Tati-
gen an der allgemeinen Wohlstandsent-
wicklung im Vergleich zu der ubrigen Wirt-
schaft.

Mit der Wiedervereinigung Deutschlands wurde
Abstand von dem bis dahin in Westdeutschland
propagierten Leitbild des bauerlichen Familien-
betriebes genommen. Dieses war mit der Ent-
wicklung zu spezialisierten Grof3betrieben in
den neuen Bundeslandern nicht vereinbar. Die
Bundesregierung vertritt daher nun den Stand-
punkt, dass zu einer modernen Land- und Er-
nahrungswirtschaft in Deutschland eine Vielfalt
an Betriebsformen und -grof3en sowie Rechts-
formen gehort. Dabei sollen die Prinzipien bau-
erlicher Wirtschaftsweise weiterhin Geltung
haben. Als Grundpfeiler dieser Wirtschaftswei-
se werden Unternehmen gesehen, die sich
sowohl dem Eigentum als auch nachfolgenden
Generationen verpflichten, bodengebunden
wirtschaften und dabei die Chancen der regio-
nalen Wirtschaftskreislaufe nutzen.

Fur die Umsetzung dieser agrarpolitischen
Ziele der Bundesregierung stehen verschiede-
ne MafRnahmen u.a. in den Bereichen der

Markt- und Preispolitik, der Agrarstrukturpolitik,
der Agrarsozialpolitik, der Umweltpolitik und
der Steuerpolitik zur Verfigung.

Auf Ebene des Landes Niedersachsen werden
wichtige Zielsetzungen fir den Sektor Land-
wirtschaft im Landesraumordnungsprogramm®
aufgefuihrt, das den Rahmen fir die Regionale
Raumordnungsplanung setzt.

Danach soll die Landwirtschaft in allen Landes-
teilen als raumbedeutsamer und die Kultur-
landschaft pragender Wirtschaftszweig erhalten
und in ihrer sozio-6konomischen Funktion ge-
sichert werden. Angestrebt wird, die Wettbe-
werbsfahigkeit der Landwirtschaft zu stéarken
und hierbei 6konomische und 6kologische Be-
lange in Einklang zu bringen. Es sollen Bewirt-
schaftungsformen erhalten und weiterentwi-
ckelt werden, durch die die Landwirtschaft eine
besondere Funktion fir den Naturhaushalt, die
Landschaftspflege, die Erholung und die Ge-
staltung und Erhaltung der landlichen Raume
hat. Bei der Umstellung, Neuausrichtung und
Diversifizierung soll die Landwirtschaft unter-
stutzt werden, um so Arbeitspléatze zu sichern
oder neu zu schaffen. Auch als Teil der Ent-
wicklung landlicher Regionen werden die Ver-
besserung der Produktions- und Arbeitsbedin-
gungen in der Land- und Forstwirtschaft sowie
die Starkung der Wettbewerbsfahigkeit aus-
drucklich genannt.

Die besondere Bedeutung des Bodens als
Produktionsgrundlage der Landwirtschaft findet
sich in den Grundsatzen des Landesraumord-
nungsprogramms ebenfalls wieder. So sollen
die nicht durch Siedlungs- oder Verkehrsfla-
chen in Anspruch genommenen Freirdume zur
Erfallung ihrer vielfaltigen Funktionen, insbe-
sondere auch fur die Land- und Forstwirtschaft,
erhalten werden. Es gilt der Grundsatz eines
sparsamen Umgangs mit Grund und Boden,
wobei Mdglichkeiten der Innenentwicklung und
der Wiedernutzung brachgefallener Industrie-,
Gewerbe- und Militdrstandorte genutzt werden
sollen. Belange der Landwirtschaft sind dar-
Uber hinaus bei flachenbeanspruchenden Mal3-
nahmen wie der Rohstoffgewinnung, des Kis-
ten- und Hochwasserschutzes oder der Nut-
zung solarer Strahlungsenergie zu beriicksich-
tigen.

! Landesraumordnungsprogramm Niedersach-
sen 2012
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Den bisher dargestellten Zielen der rahmenset-
zenden Entscheidungs- und Planungstrager
stehen die Ziele der landwirtschaftlichen Be-
triebsleiter gegentiber. Diese stellen sich als
persénliche Ziele auf der Basis eines individu-
ellen Wertesystems dar, die nur bedingt er-
fassbar und kaum in allgemeingtltiger Form
darstellbar sind. Als Voraussetzung fir die
Existenzsicherung und Entwicklung eines
landwirtschaftlichen Betriebes ist davon auszu-

2.1.2 Regionale Leitbilder

gehen, dass die Erzielung eines angemesse-
nen Einkommens ein wesentlicher Bestandteil
jedes betrieblichen Zielsystemes ist. Dartber
hinaus sind jedoch au3er6konomische person-
liche Zielsetzungen des Betriebsleiters und
seiner Familie festzustellen, die eine hohe Re-
levanz fur das unternehmerische Handeln be-
sitzen, z.B. Aspekte der gesellschaftlichen An-
erkennung, der Einfigung in die Sozialordnung
oder auch der Ethik.

Ein Leitbild kann die vollstandigen Vorstellun-
gen des Landwirtes bzw. der auf die landwirt-
schaftlichen Rahmenbedingungen einwirken-
den Entscheidungstrager vom Ziel ihres Han-
delns enthalten. Es kann damit zur Optimierung
genau der Ziele fuhren, denen hierbei ein be-
sonderes Gewicht beigemessen wird. Das
landwirtschaftliche Leitbild entsteht durch die
Anwendung des Wertsystems des Handelnden
auf das Gestaltungsobjekt, also den landwirt-
schaftlichen Betrieb bzw. die Landwirtschaft
insgesamt. Aus der vorgefundenen Situation
einerseits und einer richtungsweisenden Vision
andererseits wird somit das Leitbild als Refe-
renzrahmen fir zukinftige, konkrete Entschei-
dungen gebildet.® Der Weg von der Vision zum
Leitbild und zur konkreten Entscheidung wird
nicht einmalig festgelegt, sondern stellt einen
kontinuierlichen Prozess dar.

Auf der Ebene des Zweckverbandes GroRraum
Braunschweig sind die fir die Landwirtschaft
genannten Ziele des Landesraumordnungspro-
gramms Niedersachsen im Regionalen Raum-
ordnungsprogramm zu konkretisieren. Fir die
Fortschreibung des Regionalen Raumord-
nungsprogrammes Grol3raum Braunschweig
werden in Kapitel 5 des landwirtschaftlichen
Fachbeitrages, Teil 2 Vorschlage zur Uber-
nahme fir die Beschreibende Darstellung ge-
macht.

Um Leitbilder fur die Landwirtschaft einzelner
Teilbereiche des GrofRRraumes Braunschweig

zu formulieren, wurde, wie schon bei der erst-
maligen Erstellung des landwirtschaftlichen
Fachbeitrages in den Jahren 1997 bis 2000,
das Verbandsgebiet in neun Arbeitskreisgebie-
te mit vergleichbaren naturrGumlichen Voraus-
setzungen und landwirtschaftlichen Strukturen
untergliedert. Die in den Arbeitskreisen vertre-
tenen landwirtschaftlichen Betriebsleiter und
Berater weisen Fachwissen uber die Landwirt-
schaft des gesamten Verbandsgebietes auf.

Im Herbst 2011 und im Sommer 2012 wurden
diese Arbeitskreise u.a. zur Diskussion von
teilraumspezifischen Leitbildern einberufen. Die
Bearbeitung der Leitbilder in den Arbeitskreisen
erfolgte unter Anwendung der Moderations-
technik. In offener Diskussion und in Gruppen-
arbeit wurden gezielt aus landwirtschaftlicher
Sicht die folgenden Fragestellungen behandelt:
1. Wo stehen wir? (Ausgangssituation)

2. Wo wollen wir hin? (Ziele)

3. Wie erreichen wir die Ziele? (MaRhahmen)

Die zu diesen Fragestellungen erzielten Ergeb-
nisse wurden auf Stellwéanden festgehalten und
von den Teilnehmern zur Verdeutlichung mdg-
licher Praferenzen durch die Vergabe von
Punkten einer Gewichtung unterzogen. Einen
tabellarischen Uberblick tber die Ergebnisse
der einzelnen Arbeitskreise geben die im An-
hang enthaltenen Ubersichten. Nachfolgend
werden die Leitbilder der einzelnen Teilrdume
ausformuliert wiedergegeben.
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Leitbild des Teilraumes 1 — Geest Nord

Feldberegnung

Die Feldberegnung stellt aufgrund der natirli-
chen Standortvoraussetzungen eine existentiel-
le Grundlage der Landwirtschaft im Teilraum
Geest Nord dar. Mengen und Qualitaten der
pflanzenbaulichen Erzeugung werden durch
bedarfsgerecht bemessene Beregnungswas-
serrechte abgesichert. Fur die landwirtschaftli-
chen Betriebe besteht hierbei langfristige Pla-
nungssicherheit. Der Klimawandel mit einer
veranderten Niederschlagsverteilung lasst die
Bedeutung der Feldberegnung weiter anstei-
gen. Neben dem Ackerbau tragen auch die
Bestandssicherung und die Mdglichkeit einer
Ausweitung der Tierhaltung zur Einkommens-
sicherung der Betriebe bei.

Bezugs- und Absatzmarkte

Planungs- und Verwaltungsablaufe im Teilraum
berlicksichtigen auch die Belange von Unter-
nehmen der landwirtschaftlichen Bezugs- und
Absatzmarkte. Die enge Verbindung der Land-
wirtschaft mit den vor- und nachgelagerten
Bereichen ist charakteristisch fir den Teilraum
und stitzt die Wirtschaftskraft im [andlichen
Raum. Dies gilt insbesondere fir die kartoffel-
verarbeitende Industrie in Wittingen und Han-
kensbuttel, die als wichtiger Handelspartner der
landwirtschaftlichen Betriebe gesicherte Stand-
ortbedingungen vorfindet.

Unternehmerische Freiheit

Um die notwendigen Freirdume flr unterneh-
merische Entscheidungen zu erhalten, sind
Bewirtschaftungsauflagen und Reglementie-
rungen der landwirtschaftlichen Betriebe in
Planungs- und Genehmigungsverfahren oder
Schutzgebietsbestimmungen auf das notwen-
dige Mindestmalf3 begrenzt. Anforderungen z.B.
im Bereich des Baurechts, des Tierschutzes
oder des Immissionsschutzes werden mit Au-
genmalfd und unter Beriicksichtigung der Wett-
bewerbsfahigkeit der Betriebe umgesetzt. Ge-
nehmigungsverfahren werden angesichts der

immer schneller wechselnden Markt- und Foér-
derbedingungen mdglichst unbirokratisch und
zugig durchgefuhrt.

Naturschutz

Zwischen den Anspriichen der Landwirtschaft
und des Naturschutzes findet ein Ausgleich
statt. Die weitere Inanspruchnahme landwirt-
schaftlicher Flachen fir Ausgleichs- und Er-
satzmalinahmen des Naturschutzes wird unter
anderem durch die 0©kologische Aufwertung
von Waldmonokulturen reduziert. Der ver-
gleichsweise hohe Waldanteil des Teilraumes
bietet hierfir gute Voraussetzungen. Produkti-
onsintegrierte KompensationsmalRnahmen sind
auf die landwirtschaftlichen Bewirtschaftungs-
anforderungen abgestimmt und ermdglichen
eine naturschutzfachliche Aufwertung der Fl&-
chen, ohne diese der Landwirtschaft dauerhaft
zu entziehen. Der Vertragsnaturschutz besitzt
aufgrund praktikabler und angemessen vergu-
teter AgrarumweltmafRnahmen eine gestiegene
Attraktivitat fur die landwirtschaftlichen Betrie-
be.

Akzeptanz

Die Landwirtschaft stof3t in ihrer unterschiedli-
chen betrieblichen Ausprégung auf eine hohe
gesellschaftliche Akzeptanz. Moderne Wirt-
schaftsformen und Betriebsstrukturen stof3en in
der auBerlandwirtschaftlichen Bevdlkerung
nicht auf Widerstand, sondern werden als
Grundlage der Produktion von qualitativ hoch-
wertigen Nahrungsmitteln zu angemessenen
Preisen anerkannt. Das positive Image der
Landwirtschaft tragt dazu bei, dass junge Men-
schen in diesem Berufsfeld eine Zukunft sehen
und zur Ubernahme der Hofnachfolge bereit
sind. Die wirtschaftlichen Grundlagen hierfr
sind in Form auskdmmlicher Erzeugerpreise
und einer angemessenen Teilhabe der Betrie-
be an der Wertschépfung im landlichen Raum
gegeben.

Landwirtschaftlicher Fachbeitrag 2015 — Band 2
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Leitbild des Teilraumes 2 — Geest West

Feldberegnung

Die Landwirtschaft des Teilraumes ist durch
eine hohe Wertschopfung trotz teilweise gerin-
ger Bodengiite gekennzeichnet. Zurtckzufiih-
ren ist dies auf eine vielseitige und flexible Pro-
duktionsstruktur, die zu wesentlichen Teilen auf
der Feldberegnung basiert. Diese wird in einem
Umfang fortgefuhrt, der die Sicherung der Er-
trage und Qualitaten auch unter den Bedingun-
gen des Klimawandels gewahrleistet. Gestiitzt
wird die Feldberegnung u.a. durch die Klar-
wasserverregnung des Abwasserverbandes
Braunschweig, eine verbesserte Ruckhaltung
von Oberflachenwasser aus den nieder-
schlagsreicheren Wintermonaten sowie mo-
derne Beregnungstechniken, durch die das
Wasserdargebot effizienter genutzt werden
kann.

Flexibilitat und Akzeptanz

Mit der Sicherung der erforderlichen Wasser-
mengen verfugen die Betriebe Uber eine an-
gemessene Planungssicherheit und Flexibilitat
im Anbauspektrum. Die Rahmenbedingungen
fur unternehmerische Entscheidungen zeich-
nen sich durch Verlasslichkeit, Nachhaltigkeit
und ein Minimum an Blrokratie aus. Der ge-
sellschaftliche Konsens hierlber basiert auf
einer gesicherten Akzeptanz der modernen
Landwirtschaft in der Bevélkerung. Landwirt-
schaftlicher Produkte und Arbeitsablaufe treffen
auf eine hohe Wertschéatzung.

Agrarstruktur

Die agrarstrukturellen Voraussetzungen der
landwirtschaftlichen Produktion sind an den
technischen Fortschritt, d.h. an moderne und
schlagkraftige Landtechnik, angepasst. Die
Flachenstruktur erlaubt mit angemessenen
Schlaggroflien ein effizientes Wirtschaften. Die
ErschlieRung der Flachen erfolgt durch ein gut
nutzbares Wegenetz, das hinsichtlich des Aus-
bau- und Unterhaltungszustandes Uber ausrei-
chende Wegebreiten und Tragfahigkeiten ver-
fugt

Tierhaltung

Die in der Vergangenheit ricklaufige Tierhal-
tung stellt weiterhin eine Mdglichkeit zur Diver-
sifizierung und Einkommenssicherung der Be-
triebe dar. Fir ein betriebliches Wachstum
durch die Aufnahme bzw. Aufstockung der
Viehhaltung sind die planungsrechtlichen Frei-
raume und die gesellschaftliche Akzeptanz im
Teilraum Geest West gegeben. Dem Einsatz
von Wirtschaftsdiingern und damit der Nutzung
geschlossener Nahrstoffkreislaufe kommt unter
dem Aspekt der Nachhaltigkeit und Wirtschaft-
lichkeit eine gestiegene Bedeutung zu.

Schutz landwirtschaftlicher Flachen

Bei der Umsetzung flachenbeanspruchender
Planungen und MalRnahmen geniel3t der
Schutz der landwirtschaftlichen Nutzflachen
einen anerkannt hohen Stellenwert. Dies be-
deutet neben der flachensparenden Ausfih-
rung von auf3erlandwirtschaftlichen Vorhaben
auch eine mdglichst weitgehende Lenkung auf
bereits von der Siedlungsentwicklung bean-
spruchte Flachen. Insbesondere bei der Pla-
nung von Ausgleichs- und Ersatzmaflinahmen
des Naturschutzes werden durch die Aufwer-
tung bestehender Biotope (z.B. Waldumbau)
und produktionsintegrierte  Kompensations-
maflnahmen die landwirtschaftlichen Flachen
in der Nutzung gehalten.
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Leitbild des Teilraumes 3 — Geest Ost

Feldberegnung

Die Feldberegnung sichert auf den leichten
Standorten des Teilraumes Geest Ost gerade
unter den Bedingungen des Klimawandels
auch weiterhin die Wirtschaftlichkeit der land-
wirtschaftlichen  Flachennutzung. Bei der
Vergabe der Wasserrechte werden langfristig
ausreichend Mdglichkeiten fiir notwendige be-
triebliche Anpassungen im Anbauprogramm
eingeraumt. Um zusatzlichen Beregnungsbe-
darf zu decken, kann unter anderem auch auf
die Wasserentnahme aus dem  Elbe-
Seitenkanal zuriickgegriffen werden. Weiterer
Spielraum wird mit der Fdrderung wasserspa-
render Beregnungstechniken geschaffen. Das
Verregnungsgebiet des Abwasserverbandes
Wolfsburg ist in seinem Bestand gesichert und
tragt nachhaltig zu geschlossenen Nahrstoff-
kreislaufen bei.

Sparsamer Flachenverbrauch

Durch eine bewusste Schonung landwirtschaft-
licher Nutzflachen bei der Planung von z.B.
Bauprojekten, Siedlungsentwicklung und Kom-
pensationsmafinahmen wird der Flachenver-
brauch minimiert. Insbesondere die negativen
Auswirkungen des Baus der A39 und die Fla-
chenkonkurrenz im Umfeld des Stadtgebietes
Wolfsburg werden unter diesem Aspekt abge-
mildert.

Naturschutz

Zielsetzungen des Umwelt- und Naturschutzes
werden verstarkt im Rahmen des Vertragsna-
turschutzes umgesetzt. Bei dessen Ausgestal-
tung wird flexibel auf betriebliche und teilraum-
liche Besonderheiten eingegangen. Durch at-
traktive Forderbedingungen, beispielsweise in
den Agrarumweltprogrammen, wird das Inte-
resse der Landwirte an kooperativen und pro-
duktionsintegrierten Losungsansatzen gestarkt.
Im Dialog mit Vertretern des Naturschutzes
wird gegenseitiges Verstandnis und Vertrauen
aufgebaut.

Gesellschaftliche Akzeptanz

In der Offentlichkeit und in der Politik treffen
landwirtschaftliche Fragestellungen auf ein
gestiegenes Interesse und Verstéandnis. Land-
wirte gestalten Kommunalpolitik mit und tragen
zur Versachlichung von Entscheidungsprozes-
sen sowie zu einer ausgewogenen Darstellung
der Landwirtschaft in der Offentlichkeit bei.

Wege und Grében

Das Wirtschaftswegenetz kann seine Erschlie-
Rungsfunktion fur die Landwirtschaft uneinge-
schrénkt erfullen. Erholungssuchende nehmen
auf die Belange des landwirtschaftlichen Ver-
kehrs Ricksicht. Die Unterhaltungsaufgaben
an Wegen und Gréaben werden von den Kom-
munen und Verbanden im erforderlichen Um-
fang wahrgenommen. Der Ausbaustandard
entspricht den Anforderungen moderner Land-
technik. Die Durchgangigkeit von landwirt-
schaftlichen Verkehrsbeziehungen wird auch
bei der Planung von Baugebieten angemessen
bericksichtigt.

Betriebliche Entwicklung

Den Betrieben ist es mdglich, auf aktuelle Ent-
wicklungen am Markt mit den erforderlichen
Anpassungsschritten zu reagieren. Hierzu zah-
len u.a. die Nutzung regenerativer Energien
oder der Einstieg bzw. der Ausbau der Viehhal-
tung. Eine sachkundige Verwaltung reduziert in
Genehmigungsverfahren und bei der Umset-
zung von Auflagen den burokratischen Auf-
wand fir die Betriebe auf das notwendige Mal3.
Dies zeigt sich unter anderem in den Bereichen
des Baurechts, des Denkmalschutzes und des
Naturschutzes.

Landwirtschaftlicher Fachbeitrag 2015 — Band 2
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Leitbild des Teilraumes 4 — Braunschweig

Nutzflachen erhalten

Im Stadtgebiet Braunschweig Uberlagern sich
aufgrund der verdichteten Strukturen in beson-
derem Male die landwirtschaftlichen und
aulRerlandwirtschaftlichen Nutzungsanspriiche.
Der Bedarf an neuen Wohn- und Gewerbefla-
chen ist vergleichsweise hoch. Um die Uber-
planung landwirtschaftlicher Flachen zu mini-
mieren, werden zunachst alle Méglichkeiten zur
Umnutzung bestehender Siedlungsflachen
(z.B. Revitalisierung von Industriebrachen) und
zur Verdichtung im Bestand (Luckenbebauung)
genutzt. Baugebiete werden mit Augenmald
und unter Bericksichtigung der demographi-
schen Entwicklung lediglich im notwendigen
Umfang geplant. Eine unvermeidbare Inan-
spruchnahme landwirtschaftlicher Nutzflachen
wird im Rahmen der vorhandenen Spielraume
auf weniger ertragreiche Standorte gelenkt.

Naturschutz

Bei der Planung von Ausgleichs- und Ersatz-
maRnahmen des Naturschutzes werden die
Belange der Landwirtschaft umfassend berick-
sichtigt. Dies bedeutet unter anderem, dass
Kompensationsflachen nach ihrer Herrichtung
langfristig gemafld der jeweils festgesetzten
naturschutzfachlichen MafRnahmenbeschrei-
bung unterhalten werden. Nachteilige Auswir-
kungen auf benachbarte landwirtschaftliche
Flachen werden so minimiert. Angesichts der
hohen Flachenanspriiche im Stadtgebiet wer-
den Eingriffe zunehmend in Geld bzw. durch
die Aufwertung vorhandener Biotope (z.B.
Waldumbau, Rickbau von Industriebrachen)
ausgeglichen. Hierbei ist es Ziel, wertvolles
Ackerland weiter in Bewirtschaftung zu halten.

Akzeptanz

Die Landwirtschaft trifft als wichtiger Flachen-
nutzer mit ihren Strukturen und Anforderungen
im Stadtgebiet Braunschweig auf eine breite
Akzeptanz. Die Sicherstellung der Nahrungs-
mittelversorgung und die Leistungen hinsicht-
lich der Pflege der Kulturlandschaft sind im
Bewusstsein der Offentlichkeit verankert und
erfahren eine angemessene Wertschatzung.
Dies schlagt sich auch in der Berlicksichtigung
landwirtschaftlicher Belange bei kommunalen
Planungs- und Genehmigungsverfahren nieder.

Betriebliche Entwicklungen

Die hohe Betriebsleiterqualifikation und die
vergleichsweise ertragreichen Béden des Teil-
raumes bieten den Betrieben trotz der hohen
Flachenkonkurrenz noch Anpassungs- und
Entwicklungsmaglichkeiten. Uber den Acker-
bau hinausgehend werden sich bietende
Chancen im Bereich der Direktvermarktung
und der Tierhaltung genutzt. In Planungspro-
zesse wird die Landwirtschaft friihzeitig einge-
bunden. Von einem Flachenentzug betroffene
Betriebe werden von den Planungstragern bei
der Beschaffung von Ersatzland unterstitzt, um
ihre wirtschaftliche Existenzgrundlage weitest-
gehend erhalten zu kénnen. Dies gilt auch fir
den Fall, dass es sich bei den Entzugsflachen
um Pachtland handelt. In der Bauleitplanung
werden der Bestand und die Entwicklung land-
wirtschaftlicher Hofstellen durch vorausschau-
ende Festsetzungen gewahrleistet.

Wegenetz

Kennzeichnend fur die stadtische Landwirt-
schaft ist der hohe Erholungsdruck in die Fla-
che. Die ErschlieBung der Flache durch das
Wirtschaftswegenetz ist eine anerkannte Leis-
tung der Realverbande. Erholungssuchende
respektieren dies durch Rucksichtnahme auf
die Belange des landwirtschaftlichen Verkehrs,
der auf den Wirtschaftswegen Vorrang besitzt.
Soweit erforderlich, werden raumliche oder
zeitliche Konfliktbereiche durch eine Lenkung
des Naherholungsverkehrs beruhigt.
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Leitbild des Teilraumes 5 — Ostbraun-
schweigisches Huigelland

Wertschéatzung der Landwirtschaft

Die Landwirte des Teilraums erfahren eine
breite Wertschatzung fir die Erzeugung ge-
sunder Nahrungsmittel. Das Verhdltnis zwi-
schen Verbraucher und Erzeuger ist partner-
schaftlich und von Vertrauen gepragt. Gefor-
dert wird dies durch personliche Kontakte und
Information im unmittelbaren betrieblichen Um-
feld. Zumutbare Immissionen aus der Tierhal-
tung und der Wirtschaftsdiingeranwendung
werden von der aul3erlandwirtschaftlichen Be-
volkerung toleriert. Den wirtschaftlichen Not-
wendigkeiten in der Betriebsfihrung und Be-
triebsentwicklung wird das erforderliche Ver-
standnis entgegengebracht.

Erhalt landwirtschaftlicher Flachen

Der Verbrauch landwirtschaftlicher Nutzflachen
fur Planungen und Vorhaben ist wirkungsvoll
reduziert. Dies betrifft insbesondere auch die
Inanspruchnahme fir Ausgleichs- und Ersatz-
maflnahmen des Naturschutzes. Dem Erhalt
landwirtschaftlicher Flachen wird der gleiche
Wert beigemessen wie den Schutzgitern des
Naturschutzes. Durch die Bildung von Fla-
chenpools kénnen Kompensationsmal3hahmen
gezielt in Bereiche gelenkt werden, die fur die
landwirtschaftliche Nutzung einen geringeren
Stellenwert besitzen. Vorrangig wird zudem
gepruft, inwiefern bei Eingriffen der offentlichen
Hand auch die KompensationsmaRnahmen auf
offentlichen Flachen umgesetzt werden kon-
nen.

Unternehmerische Freiheiten

Die landwirtschaftlichen Betriebe missen sich
in immer kirzeren Zeitraumen auf veranderte
Marktbedingungen anpassen. Hierzu notwen-
dige unternehmerische HandlungsfreirAume
werden erweitert, indem Auflagen und Ein-
schréankungen auf das erforderliche Mindest-
mald reduziert werden. Die wirtschaftliche Be-
deutung der Landwirtschaft wird anerkannt. In
Planungs- und Genehmigungsverfahren wer-

den Uber Regulierungen und Auflagen hinaus
den Betrieben auch Ldsungen fir die anste-
henden Fragestellungen aufgezeigt. Mdgliche
Konfliktbereiche werden bereits friihzeitig mit
der Landwirtschaft erdrtert, so dass deren Be-
lange starker in die Verfahren einflieRen kon-
nen.

Betriebliche Entwicklungsoptionen

Im Hinblick auf Prognosen zum Klimawandel
sind die organisatorischen und rechtlichen Vo-
raussetzungen fir einen Ausbau der Feld-
beregnung geschaffen. Die erforderlichen Be-
regnungswassermengen konnen bereitgestellt
werden und die landwirtschaftlichen Betriebe
sind in Beregnungsverbanden zusammenge-
schlossen. Die Ertrage und Qualitaten im
Pflanzenbau koénnen somit auch bei einem
Riuckgang der Niederschlage wahrend der
Vegetationsperiode gesichert werden.

Tierhaltung

Auf wechselnde Marktbedingungen kénnen die
Betriebe mit einer Diversifizierung ihrer Anbau-
und Produktionsstruktur reagieren. Eine Option
stellt hierbei auch die Aufnahme bzw. die Aus-
weitung der Tierhaltung dar. Die planungs-
rechtlichen Rahmenbedingungen lassen diesen
Schritt weiterhin zu und stehen der Wirtschaft-
lichkeit von Stallbauten nicht entgegen. Eine
ordnungsgeman betriebene Tierhaltung trifft in
ihrem Umfeld auf die erforderliche Akzeptanz.

Regenerative Energie

Die Landwirtschaft erflllt neben der Sicherstel-
lung der Nahrungsmittelversorgung auch wich-
tige Funktionen im Bereich der regenerativen
Energien. Mit der Errichtung und dem Betrieb
von Biogasanlagen leisten landwirtschaftliche
Betriebe zunehmend einen Beitrag zur dezent-
ralen Energieversorgung in der Region. Per-
spektiven bieten sich dartber hinaus in der
Bereitstellung von Flachen fir die Nutzung der
Photovoltaik und der Windenergie. Die damit
verbundene regionale Wertschopfung tragt zur
Stabilisierung der landlichen Strukturen des
Teilraumes bei.
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Leitbild des Teilraumes 6 — B6érde West

Agrarstruktur

Die zunehmende Schlagkraft der landwirt-
schaftlichen Maschinen wird durch eine ent-
sprechende Anpassung der agrarstrukturellen
Voraussetzungen  begleitet. Kleinrdumige
Strukturen werden im Zuge von Flurbereini-
gungsverfahren oder freiwilligen Landtausch-
verfahren zu gréReren Bewirtschaftungseinhei-
ten zusammengelegt und sind damit effizienter
zu nutzen. Das Wirtschaftswegenetz entspricht
nach den erforderlichen Unterhaltungs- und
Ausbauarbeiten den neuen technischen Anfor-
derungen. Bei dieser Aufgabe werden die
Wegeeigentimer durch eine unbirokratische
Genehmigungspraxis und eine angemessene
finanzielle Férderung unterstitzt. Erholungssu-
chende rdaumen dem landwirtschaftlichen Ver-
kehr auf Wirtschaftswegen den gebotenen
Vorrang ein. Fur Betriebe mit raumlich beeng-
ten Hofstellen besteht die Mdglichkeit einer
Aussiedlung in den AufR3enbereich. Von Politik
und Verwaltung wird die Umnutzung von Wirt-
schaftsgebauden auch im Hinblick auf den
Erhalt der Dorfkerne unterstitzend begleitet.

Flachenverbrauch

Die landwirtschaftliche Nutzflache wird als un-
vermehrbare Produktionsgrundlage der Betrie-
be nur im unbedingt notwendigen Umfang fir
andere Nutzungen in Anspruch genommen.
Industriebrachen, wie z.B. in llsede und in Pei-
ne, werden in diesem Sinne vorrangig einer
Nachnutzung zugefuhrt. Auch die Konzeption
von Ausgleichs- und ErsatzmalBnahmen tragt
einem sparsamen Umgang mit landwirtschaftli-
cher Flache Rechnung. Produktionsintegrierte
Kompensationsmaf3nahmen und die Kompen-
sation in Form von Ausgleichszahlungen wer-
den umfassend genutzt und fihren zu mehr
Flexibilitat in der Anwendung der naturschutz-
fachlichen Eingriffsregelung.

Akzeptanz
Die Rahmenbedingungen, unter denen die
Betriebe wirtschaften, werden von der Wert-

schatzung bestimmt, die landwirtschaftlichen
Belangen entgegengebracht wird. Durch einen
offenen Umgang mit der Offentlichkeit und den
Medien wird Vertrauen und Akzeptanz geschaf-
fen. Von Landwirten wird hierzu der Dialog mit
der Politik und den Menschen im direkten be-
trieblichen Umfeld gefuhrt. Mit dem Verzicht auf
die Endlagerung radioaktiver Abfélle im
Schacht Konrad wird einem Imageschaden der
Region und damit der hier erzeugten landwirt-
schaftlichen Produkte begegnet.

Betriebliche Entwicklungen

Mit der Aufnahme und Ausbringung von Wirt-
schaftsdinger durch die Uberwiegend acker-
baulich ausgerichteten Betriebe des Teilrau-
mes werden Nahrstoffkreislaufe geschlossen,
Mineraldinger eingespart und die Boden-
fruchtbarkeit gefordert. Diese positiven Effekte
sind der Bevolkerung bekannt, so dass die
Toleranz gegeniber zumutbaren Immissionen
gegeben ist und der ordnungsgemale Wirt-
schaftsdiingereinsatz akzeptiert wird. Grund-
satzlich qilt dies auch fir die Tierhaltung, die
sich in Abhangigkeit von den jeweiligen betrieb-
lichen Voraussetzungen als Option der weite-
ren Entwicklung darstellen kann. Mit Hilfe der
etablierten Feldberegnung kénnen auch auf
den Bordestandorten die Erntemengen und -
qualitéaten in Trockenperioden abgesichert und
die Risiken des Klimawandels abgemildert
werden. Hierzu stehen neue Wasserentnah-
memengen zur Verfligung, die auch aus Ober-
flachengewassern (Mittelandkanal) bzw. eigens
hierfiir in Rickhaltebecken gespeichertem Nie-
derschlagswasser gedeckt werden.

Regenerative Energien

Mit der Ausweisung neuer Windkraftstandorte
wird die regionale Erzeugung regenerativer
Energien weiter geférdert und die Wertschop-
fung im landlichen Raum gestéarkt. Den Belan-
gen der Flachenbewirtschaftung wird bei der
Planung und Verlegung der erforderlichen
Stromleitungstrassen (wie auch bei anderen
Versorgungsleitungen) angemessen Rechnung
getragen.
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Leitbild des Teilraumes 7 — Bodrde Ost

Ackerbau dominiert

Der Teilraum Borde Ost prasentiert sich weiter-
hin als ertragsstarke und wettbewerbsfahige
Ackerbauregion. Die Flachenstruktur ermdg-
licht den rentablen Einsatz moderner Land-
technik und wird in Teilbereichen durch Flurbe-
reinigungen weiter verbessert. Die hohe Pro-
duktivitdt, die gunstigen naturrdumlichen
Standortbedingungen und die guten Vermark-
tungsmaoglichkeiten tragen zur Existenzsiche-
rung der Betriebe und der Starkung des landli-
chen Raumes bei. Auf neue Herausforderun-
gen der Mérkte und der Agrarpolitik kdnnen die
Betriebe flexibel reagieren. Unternehmerische
Freirdume werden durch den Verzicht auf wei-
tere Bewirtschaftungsbeschréankungen erhal-
ten.

Ertragreiche Flachen bewahren

Die hohe Ertragsfahigkeit der Béden und die
starke Abhangigkeit der Betriebe vom Acker-
bau bedingen bei Planungen und Malinahmen
einen besonders sparsamen Umgang mit der
Flache. Kompensationsmalihahmen werden
flexibel und mit Augenmald umgesetzt, so dass
der Flachenentzug fir die Landwirtschaft mini-
miert und eine Zerschneidung zusammenhan-
gender Ackerflachen vermieden werden. So-
weit die o6ffentliche Hand Eingriffe veranlasst,
erfolgt die Umsetzung von Ausgleichs- und
Ersatzmalinahmen ebenfalls vorrangig auf
deren Flachen. Durch produktionsintegrierte
KompensationsmafRnahmen werden Nutzfla-
chen weiter in Bewirtschaftung gehalten.

Entwéasserung

Der ordnungsgemafle Wasserabfluss in den
Vorflutern wird durch eine angepasste Gewas-
serunterhaltung sichergestellt. Die Belange des
Naturschutzes werden hierbei bertcksichtigt.
Sie sind jedoch mit den Erfordernissen einer
bedarfsgerechten und wirtschaftlich vertretba-

ren Unterhaltung so abgestimmt, dass Konflikte
vermieden werden und die Entwasserung der
landwirtschaftlichen Nutzflachen nicht beein-
trachtigt wird. Bei Flachenversiegelungen wer-
den in Abstimmung mit der Landwirtschaft aus-
reichend dimensionierte Regenrickhaltemal3-
nahmen umgesetzt, um die von Hochwasser
betroffenen Flachen und die damit einherge-
henden Schaden oder Bewirtschaftungsaufla-
gen zu reduzieren. Hierbei wird flachensparend
vorgegangen, d.h. Versickerungsmdoglichkeiten
und Synergieeffekte mit Kompensationsmalf3-
nahmen werden genutzt.

Betriebliche Entwicklungen

Die Landwirtschaft des Teilraumes tragt Uber
die Nahrungsmittelerzeugung hinaus mit der
Produktion von Biogas, dem Betrieb von Pho-
tovoltaikanlagen und neben anderen Grund-
eigentimern mit der Flachenbereitstellung fir
Windkraftanlagen einen zunehmenden Beitrag
zur Erzeugung regenerativer Energien. Weitere
betriebliche Diversifizierungsmaglichkeiten
bestehen mit der Aufnahme oder Ausweitung
der Tierhaltung. Stallbauten im Rahmen der
baurechtlichen Privilegierung landwirtschaftli-
cher Betriebe sind weiterhin méglich und wer-
den aufgrund der auf3erst geringen Viehdichte
im Teilraum planungsrechtlich nicht einge-
schrankt. Fur die Aufnahme neuer Betriebs-
zweige oder die Umnutzung vorhandener Wirt-
schaftsgebaude bestehen ausreichende unter-
nehmerische Freirdume. Im Bereich Tourismus
und Erholung werden die vorhandenen Poten-
tiale von einzelnen Betrieben genutzt und zu-
sétzliche Einnahmen erwirtschaftet. Planungen,
deren Auswirkungen in die Landwirtschaft hin-
einreichen, werden friihzeitig mit den betroffe-
nen Betrieben abgestimmt. Die Landwirtschaft
des Teilraumes produziert 6konomisch erfolg-
reich und erfahrt fir die von ihr erbrachten
Leistungen eine gesellschaftliche Anerken-
nung.

Landwirtschaftlicher Fachbeitrag 2015 — Band 2
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Leitbild des Teilraumes 8 — Harzvorland

Be- und Entwésserung

Der Klimawandel stellt auch die Landwirtschaft
im Teilraum Harzvorland vor neue Herausfor-
derungen. Der zu erwartenden Wasserknapp-
heit im Sommerhalbjahr wird durch den Aufbau
von Beregnungsstrukturen und die Sicherung
der erforderlichen Wasserentnahmerechte fir
die Landwirtschaft friihzeitig begegnet. Durch
die Rickhaltung von Niederschlagswasser aus
den Wintermonaten wird das Wasserdargebot
fur die Feldberegnung ergéanzt. Die ordnungs-
gemale Gewadsserunterhaltung hat im Zwei-
felsfall Vorrang vor Naturschutzbelangen. Sie
stellt sicher, dass der Wasserabfluss in den
Vorflutern gewdhrleistet ist und Bewirtschaf-
tungsbeeintrachtigungen auf den landwirt-
schaftlichen Flachen minimiert werden.

Struktur

Die agrarstrukturellen Rahmenbedingungen
sind grundséatzlich durch glnstige Schlaggro-
Ben sowie ausreichend breite und tragféhige
Wirtschaftswege gekennzeichnet. Fur verblie-
bene kleinstrukturierte Bereiche kénnen Flurbe-
reinigungsverfahren durchgefihrt werden. Der
Unterhaltungsaufwand fir das Wegenetz wird
durch eine Konzentration auf die notwendigen
Streckenabschnitte reduziert. Der landwirt-
schaftliche Verkehr hat auf den Wirtschaftswe-
gen Vorrang, Konflikte mit der Erholungsnut-
zung werden durch gegenseitige Riicksicht-
nahme vermieden. Die Wegebauférderung
erfolgt praxisorientiert und ist mit ausreichen-
den finanziellen Mitteln ausgestattet. In Plan-
verfahren fir das klassifizierte Strallennetz
werden die Belange des Uberortlichen landwirt-
schaftlichen Verkehrs angemessen beriicksich-
tigt.

Akzeptanz und Freirdume

Die regelméRige Kommunikation zwischen
Landwirtschaft und Kommunen sowie eine
intensive Information der Offentlichkeit (iber
landwirtschaftliche Hintergriinde und Anforde-
rungen sichern die Akzeptanz der Landwirt-
schaft in der Bevolkerung. Das anerkannte Bild
der Landwirtschaft entspricht einem modernen
und weitgehend unter den Bedingungen des
Weltmarktes produzierenden Wirtschaftsbe-
reich. Bei unternehmerischen Entscheidungen
werden den Betriebsleitern die notwendigen

Freirdume gelassen, um flexibel und im Inte-
resse der weiteren betrieblichen Existenzsiche-
rung und Entwicklung agieren zu kénnen. Auf-
lagen sind zugunsten einer starkeren Eigen-
verantwortung auf das erforderliche Minimum
reduziert. Dies gilt neben der Flachenbewirt-
schaftung auch fur die Entwicklung der Hofstel-
len, auf denen die Umnutzung von Wirtschafts-
gebauden gefoérdert wird und die funktionale
Zweckbestimmung Vorrang vor Auflagen des
Denkmalschutzes besitzt. Nutzungseinschran-
kungen aufgrund von Bodenbelastungen aus
dem Bergbau werden nicht den betroffenen
Betrieben angelastet, sondern in gesamtgesell-
schaftlicher Verantwortung durch angemesse-
ne Ausgleichszahlungen kompensiert.

Flachenverbrauch und Naturschutz

Dem Erhalt landwirtschaftlicher Nutzflachen
wird bei Planungen ein hoher Stellenwert bei-
gemessen. Der Landverbrauch wird durch
sparsame Flachennutzung, Nachnutzung von
Industriebrachen und Rekultivierungen be-
grenzt. Ausgleichs- und Ersatzmaflinahmen
werden in enger Abstimmung mit der Landwirt-
schaft durchgefuihrt, um beispielsweise eine
Lenkung auf landwirtschaftlich weniger bedeut-
same Flachen (z.B. Belastungsflachen oder
Grenzertragsstandorte) bzw. Synergieeffekte
mit der Wasserrlickhaltung zu erreichen. Die
verstarkte Nutzung eines monetaren Aus-
gleichs von Eingriffen schafft ebenso wie die
Bildung von Flachenpools zusatzliche Flexibili-
tat bei der Planung von Kompensationsmal3-
nahmen.

Betriebliche Entwicklung

Die Nahrungsmittelerzeugung im Ackerbau ist
weiterhin die wesentliche Grundlage der Land-
wirtschaft im Harzvorland. Als fester Bestand-
teil der Landwirtschaft steht den Betrieben die
Aufnahme oder Ausweitung der Viehhaltung
offen, fur deren Stallbauten im AuRenbereich
die planungsrechtlichen Wege erhalten bleiben.
Vor dem Hintergrund der Energiewende leistet
die Landwirtschaft mit der Biogaserzeugung
und der Bereitstellung von Windkraftstandorten
ihnren Beitrag zur Erzeugung regenerativer
Energien. Potentiale im Bereich der Direktver-
marktung werden genutzt und erfahren die
Unterstitzung der Kommunen.

18
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Leitbild des Teilraumes 9 — Oberharz

Standortbedingungen

Die Landwirtschaft im Oberharz kann sich trotz
schwieriger naturraumlicher Bedingungen als
wesentlicher Faktor im landlichen Raum be-
haupten. Wichtige Existenzgrundlage der
landwirtschaftlichen Betriebe ist nach wie vor
die Erzeugung von Nahrungsmitteln. Da diese
weitestgehend auf Grinlandbewirtschaftung
und Viehhaltung beschrankt ist, werden zur
Existenzsicherung  zusatzliche Wertschop-
fungsstufen und Einkommensalternativen ge-
nutzt.

Hierzu zahlt die Direktvermarktung der land-
wirtschaftlichen Erzeugnisse, fur die in Ab-
stimmung mit den Kommunen giinstige Rah-
menbedingungen entstanden sind. Anforde-
rungen und Auflagen sind auf das unvermeid-
bare Minimum reduziert und werden praktika-
bel gehandhabt. Die Kaufkraft der Kunden und
der Harztouristen erlaubt es, die regionalen
Erzeugnisse zu einem angemessenen Preis
abzusetzen.

Tierhaltung

Die Viehhaltung stitzt Uber auskdmmliche Er-
zeugerpreise nachhaltig die Existenz der Be-
triebe. Um die Absatzchancen der Direktver-
marktung nutzen zu kdnnen, stehen im Ober-
harz auch die erforderlichen Schlachteinrich-
tungen zur Verfigung. Mit dem Erhalt der alten
Nutztierrassen, insbesondere des Roten Har-
zer Hohenviehs, weist die Region eine Beson-
derheit auf, die sich Uber den landwirtschaftli-
chen Bereich hinaus auch positiv auf Naherho-
lung und Tourismus auswirkt.

Kulturlandschaftspflege

Neben der Nahrungsmittelproduktion haben
sich die von der Landwirtschaft tibernommenen
Aufgaben im Bereich der Kulturlandschafts-
pflege und des Naturschutzes als wichtige Ein-
kommensquelle etabliert. Die landwirtschaftli-
che Flachennutzung tragt wesentlich zum Er-
halt der Harzer Bergwiesen und damit zum
Landschaftsbild dieses Teilraumes bei. Den
Betrieben werden diesbhezliglich berechenbare
Rahmenbedingungen geboten, aus denen sich
eine hinreichende Planungs- und Investitions-
sicherheit ergibt. Um Standortnachteile gegen-
Uber anderen Teilrdumen der Region auszu-
gleichen, werden den Betrieben fir die ge-
samtgesellschaftlich  relevanten Leistungen

langfristig auskbmmliche Vergitungen gezahlt.
Die Forderrichtlinien im Vertragsnaturschutz
sind praxistauglich ausgestaltet. Anforderungen
und Fordertatbestdnde des Wasserschutzes
sind sorgféltig mit den Belangen der landwirt-
schaftlichen Flachennutzung abgestimmt.

Regenerative Energie

Im Bereich der regenerativen Energien leistet
die Landwirtschaft mit der Vergarung von Wirt-
schaftsdiinger und Biomasse aus Flachen des
Naturschutzes auch im Oberharz einen Beitrag
zur Energiewende. Die im Vergleich zum Flach-
land unginstigen Standortbedingungen recht-
fertigen hier aus strukturellen Grinden die Ge-
wahrung eines hoheren Fordersatzes. Wert-
schdpfung fur den landlichen Raum im Ober-
harz wird auch durch neue Standorte fur die
Windkraftnutzung generiert. Die Landwirtschaft
kann hieran Uber direkte Beteiligungen oder
auch durch die Starkung des betrieblichen Um-
feldes in den Kommunen und den auf3erland-
wirtschaftlichen Bereichen teilhaben.

Landwirtschaftlicher Fachbeitrag 2015 — Band 2
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2.1.3

Leitlinie ordnungsgemale Landwirtschaft

In vielen Fachgesetzen und Verordnungen
werden Begriffe wie ,ordnungsgeméfe Land-
bewirtschaftung”, ,gute fachliche Praxis" oder
ahnliche Formulierungen verwendet, um Stan-
dards der Flachennutzung zu beschreiben,
naher zu konkretisieren oder diese als Schwel-
le fir Ausgleichszahlungen zu setzen. Die ord-
nungsgemale Landbewirtschaftung enthalt
somit einerseits gesetzlich formulierte Rege-
lungen, aber auch daruber hinausgehende
fachliche Vorgaben und Empfehlungen, die der
Dynamik des biologisch-technischen Fort-
schritts sowie dem Wissensstand in den Berei-
chen der Landwirtschaft und des Umweltschut-
zes Rechnung tragen missen. Sie ist in der
Regel die Voraussetzung fir eine Teilnahme
an bestimmten Férdermal3nahmen oder Pro-
grammen zur Qualitatssicherung.

Die ordnungsgemafle Landbewirtschaftung
basiert auf den Prinzipien einer nachhaltigen
Landwirtschaft, die eine ausgewogene Berlck-
sichtigung ©6konomischer, ©kologischer und
sozialer Ziele beinhalten.

Die Landwirtschaftskammer Niedersachsen hat
die gesetzliche Aufgabe, praxisorientierte Leit-
linien (Vollzugshilfen) tber die Anforderungen
an eine ordnungsgemale Landwirtschaft und

nachhaltige Produktion fir die landwirtschaftli-
chen Betriebe zu erstellen. Bereits im Jahre
1991 hatten die beiden Landwirtschaftskam-
mern Hannover und Weser-Ems Leitlinien zur
ordnungsgemaflen Landbewirtschaftung und
Leitlinien zur ordnungsgemafRen Tierhaltung
herausgegeben. Diese beiden Leitlinien wur-
den im Jahr 2009 (berarbeitet und zu einer
Abhandlung zusammengefasst.

Die Leitlinien zur ordnungsgemafen Landbe-
wirtschaftung treffen Aussagen zu Fragen des
Bodenschutzes, geben Hinweise zu Anbau und
Bodennutzung sowohl auf Acker als auch auf
Grunland und Orientierungshilfen in den Berei-
chen Dingung, Beregnung und Pflanzen-
schutz. Darlber enthalten die Leitlinien Ziele,
Grundsatze und Empfehlungen zur Gestaltung
der Feldflur. In den Leitlinien fir die Tierhaltung
finden sich die Anforderungen an eine ord-
nungsgemafe landwirtschaftliche Nutztierhal-
tung aus den Themenbereichen Halter und
Arbeitsplatz, Haltungsverfahren, Futterung,
Zucht, Tiergesundheit, Transport, Schlachtung
und Verwertung der Nebenprodukte sowie
Anforderungen an die Haltung einzelner Tierar-
ten.

Abbildung 1: Leitbild der nachhaltigen Landwirtschaft

« Okologie:
Umweltschutz
* Soziales:
Arbeitsplatzerhalt

Ausgewogene Berlicksichtigung ékonomischer, 6kologischer und sozialer Ziele

« Okonomie: Rentabilitdit — Einkommenssicherung — Wettbewerbsféhigkeit
Nattirliche Grundlagen — nachwachsende Rohstoffe — geschlossene Kreislaufe — Biotopschutz -

Ernahrungssicherung — Verbraucherschuiz — Verbraucherpreise — Kulturlandschaft — landlicher Raum -

OrdnungsgemaBe Landwirtschaft

Regeln der guten fachlichen Praxis

Integrierter Tiergerechte Okologischer
Landbau Nutztierhaltung Landbau

* Bodenbearbeitung ¢ Tierhaltung Vorgaben der
« Pflanzenbau « Tiererndhrung EU- und

+ Diingung * Tiergesundheit der ﬁfGOL-

e Feldbegrenzung e Tierschutz Verbande

* Pflanzenschutz

Cross Compliance

Vermittlung des biologisch-technischen
Fortschrittes durch Beratung

GESTALTUNG DER FELDFLUR

Dienstleistungen der Landwirtschaft

mit
okologischen wirtschaftlichen
Zielsetzungen Zielsetzungen
* Gewasserschutz * kommunale
* Naturschutz Dienstleistungen
* Bodenschutz « Vermietung
¢ Kulturlandschaits- ¢ regionale Vermarktung
programme * Agrartourismus
* Bioenergie
Umsetzung durch Vertrage, Selbstbindung und
Beratung

Quelle: LWK 2009
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Erganzend zu den Leitlinien existieren fir alle
Fachsparten des Pflanzenbaus und der Tier-
produktion Beratungsempfehlungen mit dezi-
dierten Angaben. Die fachlichen Inhalte werden
im  Wesentlichen uber Offentlichkeitsarbeit,
Schulung und Beratung weitergetragen. Die
Landwirtschaftskammer Niedersachsen erar-
beitet die fachlichen Inhalte, die Methoden und
die Hilfsmittel der Beratung. Die landwirtschaft-
liche Beratung fiihrt den jeweils neuesten
Kenntnisstand an die landwirtschaftliche Praxis
heran. Die Aufgabe der Landwirte ist es, sich
kontinuierlich zu informieren und die Produkti-
onstechnik an den rechtlichen Grundlagen und
den jeweils aktuellen Grundséatzen der ord-
nungsgemalen Landwirtschaft auszurichten.

Die festgelegten Grundséatze beschreiben den
Rahmen der ordnungsgemaflen Landwirt-
schaft, der soweit erforderlich regions-, stand-
ort- und betriebsbezogen im Einzelfall spezifi-
ziert werden kann. Dies ist insbesondere in
Schutzgebieten und in Gebieten, wo die Land-

Bodenschutz und Bodenbearbeitung

wirtschaft besondere Funktionen fir die Allge-
meinheit erfullt, der Fall. Es gilt der Grundsatz,
dass Leistungen, die Uber der Schwelle der
ordnungsgemafRen  Landwirtschaft liegen,
durch Ausgleichszahlungen honoriert werden,
wahrend Tatigkeiten und Bewirtschaftungser-
schwernisse, die im Rahmen der Grundsatze
liegen, hinzunehmen bzw. ohne zusatzliches
Entgelt zu erbringen sind. Ublicherweise liegen
die Schwierigkeiten im Detail und die Ubergan-
ge sind flieRend. Es ist deshalb meist zweck-
dienlich, den regionalen Akteuren ausreichen-
de Handlungsspielrdume einzurdumen, um so
im Dialog mit den Praktikern vor Ort neue Initia-
tiven starten und Prozesse in Gang setzen zu
kénnen. Gute Beispiele fur gelungene Abgren-
zungen sind viele freiwillige Vereinbarungen in
den Bereichen des Wasser- und Naturschut-
zes. Nachfolgend werden die Grundsatze der
ordnungsgeméaRen Landwirtschaft fir die Fla-
chenbewirtschaftung (ordnungsgemafie Land-
bewirtschaftung) auszugsweise skizziert:

Grundsatze

Die Bodenbearbeitung hat grundsatzlich stand-
ortangepasst, d. h. unter Berlicksichtigung der
Witterung, der Bodenart, des Bodentyps, der
Bodenfeuchte und der Hangneigung zu erfol-
gen.

Die Bodenstruktur ist zu erhalten oder zu ver-
bessern.

Bodenschadverdichtungen sind, insbesondere
durch Berucksichtigung der Bodenart, der Bo-
denfeuchtigkeit und des von den zur landwirt-
schaftlichen Bodennutzung eingesetzten Geréa-
ten verursachten Bodendruckes, so weit wie
mdglich zu vermeiden.

Bodenabtrage sind durch eine standortgemalie
Nutzung, insbesondere durch Beriicksichtigung
der Hangneigung, der Wasser- und Windver-
haltnisse sowie der Bodenbedeckung, mdog-
lichst zu vermeiden, und die Bodenfruchtbarkeit
ist hierdurch nachhaltig zu férdern und zu er-
halten.

Die biologische Aktivitdt des Bodens ist durch
entsprechende Fruchtfolgegestaltung zu erhal-
ten oder zu férdern.

Der standorttypische Humusgehalt des Bodens
ist, insbesondere durch eine ausreichende
Zufuhr an organischer Substanz oder durch

Reduzierung der Bearbeitungsintensitat, zu
erhalten. Standortverbesserungen dienen der
Produktionsfunktion der Bdden ebenso wie
deren Lebensraumfunktion. Standortverbesse-
rungen (Meliorationsmalinahmen) sind z.B.
Regulierung des Boden- und Gebietswasser-
haushaltes, Tiefpfligen und -lockern, Kuhlung,
Gesundungsdiingung.

Malnahmen

e  Optimierung der Stoppel- und Grundbo-
denbearbeitung zur mechanischen Un-
krautbekdmpfung und Lockerung von Ver-
dichtungen

e belassen von Reststoffen an der Oberfla-
che

e grobkrimelige Saatbettbereitung, wo mog-
lich Mulchsaat- oder Direktsaatverfahren,
gof. Verminderung der Bearbeitungsinten-
sitat

e mdglichst ganzjahrige Bodenbedeckung,
z.B. durch den Anbau von Winterfriichten
oder Zwischenfriichten sowie Untersaaten
in erosionsgefahrdeten Reihenkulturen

e standortangepasste Humus- und Calcium-
versorgung

Landwirtschaftlicher Fachbeitrag 2015 — Band 2
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e Verkirzung der erosiven Schlaglange
durch z.B. Anlage von Erosionsschutzstrei-
fen

e Erosionsmindernde Anbau- und Flurgestal-
tung

e Vermeidung von Bearbeitung und Befahren
zu feuchter Boden

e Abstimmung der Bearbeitungstiefe auf
Bodenfeuchte und Fruchtart

¢ Verminderung des Bodendruckes (Geréa-
teauswahl, Gewicht, Bereifung etc.)

Anbau und Bodennutzung

e Geratekopplung zur Einsparung von Ar-
beitsgangen, Beschrankung der Uberroll-
haufigkeiten

e Begrenzung der mechanischen Bodenbe-
lastung, insbesondere bei den Ernteverfah-
ren (Optimierung der Schlaglange, Beach-
tung des Gesamtgewichts der Erntema-
schinen, ggf. sind die Kapazitaten (Bunker)
unter feuchten Bedingungen nicht auszu-
schopfen)

Grundséatze Ackerbau

OrdnungsgeméfRe pflanzenbauliche Maf3nah-
men zielen grundsatzlich auf einen standortge-
rechten Anbau und eine standortgerechte Bo-
dennutzung ab. Dabei ist die standortgerechte
Nutzungsintensitat (Bodenbearbeitung, Dln-
gung, Pflanzenschutz) festzustellen. Die Pro-
duktionsverfahren sind aufeinander abzustim-
men.

Unter Berlcksichtigung der einzelbetrieblichen
Standortvoraussetzungen und der Markterfor-
dernisse sind moglichst mehrgliedrige Frucht-
folgen anzustreben. Wo dieses nicht mdglich
ist, muss maoglichen negativen Auswirkungen
einseitiger Fruchtfolgen durch geeignete Ver-
fahren des Pflanzenbaues (Sortenwahl, Bo-
denbearbeitung, Beregnung, Zwischenfrucht-
anbau), der Diungung (Einarbeitung organi-
scher Substanz) und des chemischen Pflan-
zenschutzes (Bertcksichtigung von Schadens-
schwellen) begegnet werden.

Bestandteil einer ordnungsgemafen ackerbau-
lichen Nutzung ist die Wahl einer standortge-
rechten Nutzungsintensitat (Bodenbearbeitung,
Dungung, Pflanzenschutz), der Anbau geeigne-
ter Fruchtarten, Sorten und Fruchtfolgen, die
Abstimmung verschiedener Produktionsverfah-
ren untereinander, die Durchfiihrung von Mal3-
nahmen der Bodenbearbeitung und Bestands-
fihrung zum moglichst optimalen Zeitpunkt
sowie die konservierende Bodenbearbeitung in
erosionsgefahrdeten Lagen.

MaRnahmen

e standortgerechte Auswahl der Fruchtarten

e standortbezogene ausgeglichene bis leicht
positive Humusbilanz

e bedarfsgerechte Diingung

e mdglichst stdndige Bodenbedeckung

e Auswahl geeigneter Sorten und gesunden
Saatgutes, auch unter Berlicksichtigung
der Resistenzeigenschaften und Robust-
heit sowie nutzungsspezifischer Qualitats-
und Abreifeeigenschaften

e Zwischenfruchtanbau mit angepasstem
Saatzeitpunkt und angemessener Nahr-
stoffversorgung

e Beachtung der aus pflanzenbaulicher und
phytosanitarer Sicht anzustrebenden
Fruchtfolgeanteile einzelner Kulturarten

¢ Aufzeichnen aller relevanten Daten fiir die
Betriebsfiihrung

Grundsétze Grunland

Absolute Grinlandstandorte lassen aufgrund
spezifischer Standortgegebenheiten keine ord-
nungsgemafe Ackernutzung zu. Die Nutzung
des Grinlandes soll sowohl den Anforderungen
der Nutzungsform (Futternutzung, sonstige
Nutzungen) als auch denen des Standortes
gerecht werden. Die Nutzungsfrequenz hat sich
in erster Linie an der Ertragsféhigkeit des Grin-
landstandortes zu orientieren. Eine Ubernut-
zung ertragsschwacher Narben ist ebenso zu
vermeiden wie eine vernachldssigte Nutzung
besonders wuichsiger Flachen. Der Nutzungs-
zeitpunkt wird im Wesentlichen durch die be-
trieblichen Anforderungen an die Aufwuchsqua-
litat und an den Vegetationsverlauf des Jahres
bestimmt. Darliber hinaus sind Nutzungsfre-
guenz, Nutzungstermine und Dingung unter
Beachtung des Pflanzenbestandes, der Auf-
wuchsmenge und der Aufwuchsqualitat aufei-
nander abzustimmen.
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GrinlandpflegemaRnahmen zielen auf die Er-
haltung leistungsfahiger bzw. die Verbesserung
minderwertiger Pflanzenbesténde ab und erho-
hen die Verwertbarkeit des Grinlandaufwuch-
ses. Sowohl die auferen Bedingungen (Bo-
denzustand, Vegetationsentwicklung) als auch
die angewandten Verfahren missen fur das
Erreichen des Pflegezieles grundséatzlich ge-
eignet sein. MalRnahmen der Griinlandpflege
sollen mit einem angemessenen Aufwand und
unter Beriicksichtigung ihrer Nebenwirkungen
betrieben werden.

Vor jeder Neuansaat sollten zunéchst die Ur-
sachen einer Bestandesverschlechterung er-
grundet werden, um diese nach Mdglichkeit in
der nachfolgenden Griinlandbewirtschaftung zu
vermeiden.

Dingung

Malinahmen

e Wahl der standortangepassten Nutzungsin-
tensitat (Dingung, Nutzungsart und
-haufigkeit)

e Durchfuhrung regelmaRiger und jahreszeit-
angepasster GrinlandpflegemafRnahmen
(Wasserregulierung Striegeln, Schlep-pen,
Walzen, Nachmahd, Reparatursaat, Pflan-
zenschutz)

e narbenschonende Bewirtschaftung (Gera-
tewahl und -einstellung, Zeitpunkt der
Maflinahme etc.)

e Aufzeichnungen fir die Betriebsfuhrung

Grundsétze

Fur die Ermittlung des Diungebedarfs sind als
wichtigste Faktoren der Nahrstoffbedarf der
angebauten Pflanzen und die pflanzenverfug-
baren Néahrstoffgehalte des Bodens zu beriick-
sichtigen.

Die Diingebedarfsermittlung muss so erfolgen,
dass ein Gleichgewicht zwischen dem voraus-
sichtlichen Né&hrstoffbedarf und der Nahr-
stoffversorgung gewabhrleistet ist. Neben dem
Nahrstoffbedarf der Pflanzen und dem gemes-
senen Nahrstoffgehalt des Bodens sind weitere
Faktoren wie Standort, Jahreswitterung, Be-
wirtschaftung und Pflanzeneigenschaften bei
der Ermittlung des Dingebedarfs der Pflanze
zu berucksichtigen.

Aufbringungszeitpunkt und -menge sind bei der
Dungung so zu wahlen, dass verflgbare oder
verfigbar werdende Nahrstoffe den Pflanzen
weitestmoglich zeitgerecht in einer dem Nahr-
stoffbedarf der Pflanzen entsprechenden Men-
ge zur Verfuigung stehen. Die Dilngung ist so
auszurichten, dass Pflanzen optimal versorgt
werden und ein Uberschreiten der unvermeid-
baren Nahrstoffverluste weitestgehend vermie-
den wird.

Dungemittel durfen nur ausgebracht werden,
wenn der Boden diese witterungsbedingt auf-
nehmen kann. Auf eine Sicherung des Humus-

gehaltes und auf ausreichende Kalkversorgung
des Bodens ist zu achten.

Gerate zum Ausbringen von Dingemitteln
missen den allgemein anerkannten Regeln der
Technik entsprechen. Sie missen eine sachge-
rechte Mengenbemessung sowie Verteilung
ermoglichen und eine verlustarme Ausbringung
der Nahrstoffe gewéahrleisten.

MalRnahmen

e schlagweise Ermittlung des Diingebedarfs
(Mess- und/oder Prognoseverfahren, be-
triebliche Aufzeichnungen, Beriicksichti-
gung der Standortfaktoren und des Witte-
rungsverlaufs, Nahrstoffbedarf des Pflan-
zenbestandes, Vorfrucht, Anbaubedingun-
gen)

e Berechnung der Bedarfsdeckung und Din-
geplanung (Anrechnung von Ernteriick-
standen und Wirtschaftdiingern, Vertei-
lungsplanung)

e Beachtung der Anwendungsgrundsatze fur
Gulle, Jauche, Geflugelkot und stickstoff-
haltigen, flussigen Sekundarrohstoffdiinger
(Obergrenzen fur Gesamtstickstoff, Sperr-
fristen, Einarbeitungsgebot etc.)

¢ Vermeidung von Nahrstoffeintragen und
Abschwemmungen in Oberflachengewas-
ser

e Prifung der Funktionsfahigkeit der Aus-
bringungstechnik (sachgerechte Mengen-
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bemessung und Gewahrleistung einer ver-
lustarmen Ausbringung)

e zeitliche Optimierung der Diingemittelan-
wendung

Beregnung

e Erstellung eines Vergleichs fir Nahrstoffzu-
und -abfuhren fir den landwirtschaftlichen
Betrieb

Grundsatze

Die ordnungsgemale Feldberegnung ist darauf
eingerichtet, Zusatzwassergaben so pflanzen-
nutzbar zu verabreichen, dass Verdunstung,
Abdrift und Versickerung minimiert werden.
Zeitpunkt und Hohe einer Beregnungsgabe
ergeben sich aus der aktuellen Bodenfeuchte,
der Witterung und dem Entwicklungsstadium
der Pflanzen.

OrdnungsgemaR ist, frihestens bei einer Bo-
denfeuchte von 50 % der nutzbaren Feldkapa-
zitat die Beregnung einzusetzen. Oberhalb 80
% der nutzbaren Feldkapazitéat ist nicht mehr
zu beregnen.

Die gesamte Zusatzwassergabe ist durch die
wasserrechtliche Erlaubnis begrenzt. Diese
richtet sich nach dem Gebietswasserhaushalt.
Neben dieser, auch 6kologische Gesichtspunk-
te berilcksichtigenden Begrenzung, orientiert

Pflanzenschutz

sich die Beregnungswiurdigkeit von Frucht und
Standort streng am Kosten-Nutzen-Verhéltnis.

Malnahmen:

e Uberpriifung der Beregnungswirdigkeit
(Pflanzenbestand) und Beregnungsbeddrf-
tigkeit (Witterung, Standort)

o Ermittlung der Feldkapazitat des Bodens
und Kontrolle der aktuellen Bodenfeuchte

e Optimierung der Beregnungssteuerung
(moderne Technik, Einstellungen)

e Uberpriifung und Wartung der eingesetzten
Technik hinsichtlich Funktionsfahigkeit (Mi-
nimierung der Wasserverluste) und Sicher-
heit (Umweltschutz, z.B. Dichtigkeit bei
Dieselaggregaten)

e Aufzeichnungen lber die verbrauchte
Wassermenge im Rahmen der wasser-
rechtlichen Erlaubnis

Grundsatze

Alle Pflanzenschutzmaflinahmen sind standort-,

kultur- und situationsbezogen durchzufiihren

und die Anwendung von Pflanzenschutzmitteln
auf das notwendige Mald zu beschranken:

e Bewahrte kulturtechnische und andere
nichtchemische Malinahmen zur Scha-
dens-minderung vorrangig nutzen, sofern
sie praktikabel sind.

e Den Befall durch Schadorganismen durch
geeignete MalRnahmen so reduzieren, dass
kein wirtschaftlicher Schaden entsteht.

e Die vielfaltigen Angebote der amtlichen und
sonstigen Beratung sowie weitere Ent-
schei-dungshilfen nutzen.

e Durch Weiterbildung sichern, dass die
durchgefiihrten PflanzenschutzmalRnah-
men dem allgemeinen Stand des Wissens
entsprechen.

MaRnahmen

e Durchfiihrung acker- und pflanzenbaulicher
MaRnahmen (Fruchtfolge, Bodenbearbei-
tung, Saatgutauswahl und -hygiene, opti-
maler Saat- und Pflanztermin, Sortenwabhl,
bedarfsgerechte Néhrstoffversorgung)

¢ Anwendung geeigneter mechanischer und
thermischer Verfahren (z.B. zur Krautregu-
lierung)

e Einsatz bzw. Férderung von Gegenspielern
(Saumbiotope) oder chemischer Reize
(Fallen) zur Steuerung der Schadlingspo-
pulationen

e Diagnose der Schadensursachen (gezielte
Sichtkontrolle, Prognoseverfahren, Bera-
tung), Vergleich mit Schadensschwellen

e bestimmungsgemé&Rer und sachgerechter
Einsatz chemischer Praparate (Prapa-
ratauswahl, Anwendungsgebiete, Zulas-
sung, zugelassene Hilfsstoffe, Verfahrens-
kombinationen, optimale Aufwandmenge,
Wechsel der Wirkstoffe)
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e Uberprufung der Wirkung auf unbehandel-
ter Teilflache

e Einsatz einwandfreier Pflanzenschutztech-
nik und sachgerechte Anwendung (Geréate-
kontrolle, Fahrgeschwindigkeit, Anpassung
an Windverhaltnisse und notwendige Ab-
stande insbesondere gegeniiber Gewas-
sern)

¢ umweltgerechte Entsorgung von Restmen-
gen und Behaltern (Ansetzen der Spritz-

Gestaltung der Feldflur

flussigkeit nach Verbrauchmenge, Spul-
wasserausbringung auf der Kulturflache,
Recycling der Behalter, Restmengen je
nach Einstufung der Mullverwertung zufih-
ren)

e zeitnahe und transparente Dokumentation
der betrieblichen Anwendung von Pflan-
zenschutzmitteln

Grundsatze

Die naturbetonten Strukturelemente der Feld-
flur (Hecken, Feldgehdlze, Feldraine, Ackerter-
rassen u.a.) sind auch wegen ihrer ginstigen
abiotischen (Boden, Kleinklima, Wasserhaus-
halt) und biotischen (Nitzlinge) Wirkungen zu
erhalten.

Der Erhalt von Hecken und Randstreifen als
Schutzstreifen zur Minderung der Wind- und
Wassererosion zahlt im Rahmen des Boden-
schutzgesetzes zur guten fachlichen Praxis.

Die vielfaltigen Funktionen der Feldflur sind als
Teil der Kulturlandschaft zu erhalten.

Maflnahmen

e Wahrung der raumlichen und flachenhaften
Ausdehnung naturbetonter Strukturelemen-
te

e Verzicht auf die Bewirtschaftung naturbe-
tonter Strukturelemente, die nicht aus-
nahmsweise flr die Erhaltung dieser Ele-
mente erforderlich sind

e keine Beeintrachtigung durch z.B. Dinge-
mittel, Pflanzenschutzmittel, Sickerséfte,
Stroh- und Abfalllagerung, Entwésserung
oder Beregnung

e landschaftsgerechte Kompensation, sofern
die Beseitigung einzelner Strukturelemente
aus wichtigen betrieblichen Griinden not-
wendig und rechtlich mdglich ist

e Pflege und Ergénzung von Strukturelemen-
ten zum Schutz des Bodens (Vermeidung
einer Ubermafigen Bodenerosion durch
Wind oder Wasser auf erosionsgefahrdeten
Standorten, besonders bei Ackernutzung)

e Erhalt des Griinlandes auf absoluten Griin-
landstandorten (Moorstandorte, stark ero-
sionsgefahrdete Hange, Uberschwem-
mungsgebiete sowie Standorten mit hohem
Grundwasserstand)

Daruber hinaus sind freiwillige Gestaltungs-

und Entwicklungsmafinahmen zweckdienlich.

Da hierflr zuséatzliche Aufwendungen entste-

hen, sollten sie durch Férderprogramme unter-

stutzt werden (AgrarumweltmaflRnahmen). Bei-
spiele bereits bestehender bzw. anzustreben-
der Forderprogramme sind:

e die Erhaltung bzw. Extensivierung der
Grunlandnutzung aus Naturschutzgriinden
(Vogelschutz, floristische Vielfalt)

e die Extensivierung der Ackernutzung
(Ackerwildkrautschutz, Vogelschutz, spezi-
elle Artenhilfsprogramme)

o die Pflege von Wallhecken und von ande-
ren Geholzen

e die Anlage von Feldrainen zwischen dau-
erhaften Schlagen

e die Anlage von Gewasser- oder Weger-
andstreifen, Hecken, Feldgehdlzen, Einzel-
badumen und anderen vernetzenden Bioto-
pen
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Tierhaltung

Grundsatze

Der 8§ 2 des Tierschutzgesetzes ist zentrale

Vorschrift fur Haltung, Pflege und Unterbrin-

gung von Tieren: ,Wer ein Tier halt, betreut

oder zu betreuen hat,

e muss dieses seiner Art und seinen Bediirf-
nissen entsprechend angemessen ernéh-
ren, pflegen und verhaltensgerecht unter-
bringen;

o darf die Moglichkeit des Tieres zu artge-
mafer Bewegung nicht so einschrénken,
dass ihm Schmerzen oder vermeidbare
Leiden oder Schaden zugefigt werden,

e muss uber die fur eine angemessene Er-
nahrung, Pflege und verhaltensgerechte
Unterbringung des Tieres erforderlichen
Kenntnisse und Fahigkeiten verfiigen.*

Die Haltungsverfahren sind nach Art und Ras-
se der Tiere, ihrem Alter und ihrer Nutzung mit
dem Ziel zu gestalten, ihre Versorgung und
Entwicklung bestmdglich zu gewdhrleisten
sowie ihr Wohlbefinden und ihre Gesundheit zu
fordern. Dabei sind praktische Erfahrungen und
aktuelle wissenschaftliche Erkenntnisse zu
beriicksichtigen.

Die Futterung ist am erndhrungsphysiologi-
schen Bedarf der Tiere auszurichten. Dieser ist
abhangig von der Tierart, der Produktionsrich-
tung, dem Leistungsstadium und der Konstitu-
tion. Erforderlich sind der Einsatz von qualitativ
einwandfreiem Futter in ausreichender Menge
sowie eine ausreichende Wasserversorgung.

Durch die Zucht sollen die Leistungsfahigkeit
der Tiere im Hinblick auf die Wirtschaftlichkeit
und die Qualitat der Erzeugnisse erhalten und
verbessert werden. Dabei sind die Gesundheit
und Vitalitat der Tiere zu berticksichtigen.

Der Gesundheit der Tiere ist durch entspre-
chende Hygiene, Fitterung, Haltungsverfahren,
Gesundheitskontrolle sowie verantwortungs-
bewusste Zichtung Rechnung zu tragen. Bei
erkennbaren Anzeichen von Stérungen des
Gesundheitszustandes sind geeignete Mal3-
nahmen zu ergreifen.

Beim Transport sind bermaRige Beunruhigun-
gen sowie Schmerzen und Leiden hervorrufen-
de Einwirkungen soweit als moglich zu vermei-
den. Es ist fir ein angemessenes Platzangebot
zu sorgen und es sind maoglichst kurze Trans-

portwege einzuhalten. Bei langerer Transport-
dauer ist eine ausreichende Versorgung der
Tiere mit Wasser und Futter sicherzustellen.
Bei der Vorbereitung zur Schlachtung dirfen
die Tiere keinen vermeidbaren Belastungen
ausgeliefert sein. Wirbeltiere durfen nur unter
Betédubung oder, soweit nach den gegebenen
Umstéanden zumutbar, nur unter Vermeidung
von Schmerzen getdtet werden.

Die bei der Tierhaltung anfallenden Nebenpro-
dukte sind — soweit moglich — zu verwerten
oder in Stoffkreislaufe einzubringen, ohne dass
dabei Gefahren fiur Mensch, Tier und Umwelt
entstehen.

Maflnahmen

o erforderliche Sachkenntnis und Befahigung
der Tierhalter

e regelméRige Kontrolle und bedarfsgerechte
Versorgung der Tierbestande

e tagliche Kontrolle der Beleuchtungs-, Luf-
tungs- und Versorgungseinrichtungen

e unverzigliche Versorgung erkrankter und
verletzter Tiere

e regelmaBige Reinigung und erforderlichen-
falls Desinfektion der Stalleinrichtungen

e bei Stallhaltung sind die Bedurfnisse der
Tiere und die Anforderungen fiir die Be-
treuer durch die baulichen Anlagen und
technischen Einrichtungen nach Mdaglich-
keit zu berlcksichtigen

e sachgerechte Gewinnung, Haltbarma-
chung, Lagerung und Dokumentation der
Futtermittel

e Kkeine Zichtungen und Zuchtprogramme,
die entweder bei den Eltern oder bei den
Nachkommen zu absehbaren Leiden oder
Schéaden fiihren

e Einsatz von Tierarzneimitteln nur unter
Beachtung der Anwendungsbestimmun-
gen, Dokumentationspflichten und Warte-
zeiten

¢ Verwendung von flr den Tiertransport zu-
gelassenen Fahrzeugen mit ausreichender
Laftung und GroRe sowie erforderlichen-
falls mit Tranke- und Futterungsmaoglichkeit

e beschrankte Transportdauer zum Bestim-
mungsort und ricksichtsvolle Fahrweise
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2.1.4 Leitbild nachhaltige Landwirtschaft

Die UN-Konferenz tber Umwelt und Entwick-
lung aus dem Jahr 1992, auf der in Rio de
Janeiro das Globale Aktionsprogramm Agenda
21 beschlossen wurde, und weitere Nachfolge-
konferenzen in den Jahren 1997, 2002 und
2012 haben das Prinzip der Nachhaltigkeit zum
Leithild der politischen und wirtschaftlichen
Entwicklung werden lassen. Das Konzept sieht
vor, dass die sozialen und 6konomischen Le-
bensbedingungen aller Menschen mit dem
Schutz der natirlichen Lebensgrundlagen unter
Berucksichtigung der Bedurfnisse zukulnftiger
Generationen in Einklang gebracht werden.*
Auf Ebene der EU und des Bundes sowie zahl-
reicher Kommunen sind in der Folgezeit eigene
Nachhaltigkeitsstrategien entwickelt worden, in
denen sich die Entscheidungstrager Leitbilder
und Strategien fur eine nachhaltige Entwick-
lung der jeweiligen Handlungsebene gegeben
haben. Dariber hinaus ist der Gedanke der
Nachhaltigkeit mittlerweile auch in den ver-
schiedenen  Wirtschaftsbereichen verankert
und kommt hier u.a. in zahlreichen Zertifizie-
rungsmethoden zum Ausdruck.

Die Erhaltung der naturlichen Lebensgrundla-
gen und eine auf Nachhaltigkeit ausgerichtete
Landbewirtschaftung sind erklarte landwirt-
schaftliche Ziele.® Fir die Landwirte ist die
dauerhafte Nutzung und die Bewahrung der
Produktionsgrundlage fir die nachste Genera-
tion im traditionellen Denken verwurzelt. Auch
dem Modell einer Kreislaufwirtschaft tragt die
Landwirtschaft in hohem MalRe Rechnung.
Dennoch wird am Beispiel der Landwirtschaft in
besonderem Mafe deutlich, welche Anforde-
rungen und Zielkonflikte mit dem Anspruch
nachhaltigen Wirtschaftens verknupft sein kon-
nen. Eine langfristig zukunftsfahige Landwirt-
schaft soll umweltgerecht und ressourcenscho-
nend qualitativ hochwertige Nahrungsmittel und
nachwachsende Rohstoffe erzeugen, die Kul-
turlandschaft und deren Artenvielfalt erhalten
und zugleich dem internationalen Wettbewerb
gewachsen sein.® Im Spannungsfeld zwischen
wachsenden Umweltanforderungen der Gesell-
schaft und zunehmend ©6konomischem Druck
befinden sich die landwirtschaftlichen Betriebe
in einer schwierigen Lage. Losungsmaoglichkei-
ten kdonnen deshalb nur unter gleichzeitiger
Berucksichtigung o6kologischer, sozialer und

wirtschaftlicher Aspekte und unter Beachtung
globaler Auswirkungen gefunden werden.

Aus agrarpolitischer Sicht wird die Grundaus-
richtung zu nachhaltiger Wirtschaftsweise ten-
denziell mit den in der Gemeinsamen Agrarpo-
litik der Europaischen Union durchgefiihrten
Weichenstellungen gefestigt, zu denen die
Ruckfihrung der Markt- und Produktionsstit-
zung, die Umstellung der Finanzhilfen (Direkt-
zahlungen) auf Flachenpramien und deren
Bindung an uUberprifbare Umwelt- und Tier-
schutzkriterien sowie eine Starkung der Mal3-
nahmen zur landlichen Entwicklung gehéren.”’

Auf nationaler Ebene gehoéren zu den zentralen

agrarpolitischen Handlungsfeldern, die im Sin-

ne der Nachhaltigkeit aufeinander abgestimmt

werden, gemdalRl Nachhaltigkeitskonzept des

BMELYV unter anderem die folgenden Themen:

e Klimawandel begegnen — Klimaschutz und
Anpassung an sich &nderndes Klima

e  Zukunft nach dem fossilen Zeitalter — Bio-
energie und nachwachsende Rohstoffe

e Fruchtbares Land, Vielfalt des Lebens —
Erhaltung und Bewirtschaftung natirlicher
Ressourcen

e Eigene Starken ausbauen — Wettbewerbs-
fahigkeit der Land-, Forst- und Fischerei-
wirtschaft

e Perspektiven fur das Land — Landliche
Entwicklung und demografischer Wandel

e Verbrauchervertrauen und Gesundheit —
Sichere Lebensmittel

e Verantwortung der Verbraucher — Nachhal-
tiger Konsum

e Verantwortung in der Welt — Ernéhrung der
Welt sichern

Auch in der Raumordnung durchzieht das Prin-
zip der Nachhaltigkeit die Zielsetzungen und
Grundsatze der verschiedenen raumbeanspru-
chenden Nutzungen. So zielt das Landesraum-
ordnungsprogramm Niedersachsen bereits ein-
leitend darauf ab, dass in Niedersachsen und
seinen TeilrAumen eine nachhaltige rdumliche
Entwicklung die Voraussetzungen fur umwelt-
gerechten Wohlstand auch fir kommende Ge-
nerationen schaffen soll. Planungen und MaR3-
nahmen zur Entwicklung der rdumlichen Struk-
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tur des Landes sollen zu nachhaltigem Wachs-
tum und Wettbewerbsfahigkeit beitragen.

Was bedeutet nachhaltige Landwirtschaft?
Die Akademie fur Technikfolgenabschéatzung in
Baden-Wirttemberg hat die Thematik Nachhal-
tigkeit der Land- und Forstwirtschaft in interdis-
ziplindren Studien, Gutachten und Workshops
bearbeitet®. Es werden darin folgende Zielvor-
gaben fir eine nachhaltige Landwirtschaft ge-
nannt:

e Durchfiihrung einer umwelt- und ressour-
censchonenden Bewirtschaftungsweise
(Boden, Wasser, Luft, Biomasse, Energie,
Belastungsgrenzen)

e Erzeugung gesunder und hochwertiger
Nahrungs- und Futtermittel sowie nach-
wachsender Rohstoffe

e Forderung der Nutz-, Schutz- und Erho-
lungsfunktionen der Kulturlandschaft

e Erhaltung der Arten- und Biotopvielfalt

e Sicherung der regionalen Wasserversor-
gung

e Sicherung der Nahrungsmittelversorgung in
einem abgegrenzten Wirtschaftsraum

Die Akademie geht insgesamt davon aus, dass
die Aufrechterhaltung einer weitgehend fla-
chendeckenden Landbewirtschaftung und die
Erhaltung oder Schaffung regionaler Markte fur
Lebensmittel und nachwachsende Rohstoffe
grundsétzlich der Nachhaltigkeit dienen. Das
Konzept der verbrauchernahen Produktion und
Verarbeitung unterstutzt die Kreislaufwirtschaft
und sichert durch die Vernetzung der Landwirt-
schaft mit den vor- und nachgelagerten Wirt-
schaftsbereichen Infrastruktureinrichtungen
und Arbeitsplatze.

Nachhaltige integrierte Produktionsmethoden
werden unter Schonung der natirlichen Res-
sourcen den biologisch-technischen Fortschritt
nutzen, daneben existieren ©6kologisch wirt-
schaftende landwirtschaftliche Betriebe.

e Die Forcierung der nachhaltigen Landwirt-
schaft bedarf neben agrarpolitischen Ziel-
setzungen und einer landesweiten Forde-
rung auch einer Unterstitzung in der Regi-
on. Hierzu bieten sich u.a. folgende Mal3-
nahmenkomplexe an:

Nachhaltige Sicherung landwirtschaftlicher
Flachen vor einer fortschreitenden Inan-
spruchnahme durch konkurrierende Nut-
zungen

e Forderung der Wettbewerbsfahigkeit land-
wirtschaftlicher Betriebe als nachhaltige
Stltze der Strukturen in landlichen Rau-
men

e Forderung der regionalen Erzeugung und
Vermarktung von Nahrungsmitteln sowie
der Erzeugung regenerativer Energien im
landlichen Raum

Die Etablierung von Maflinahmen bietet sich
flachendeckend im gesamten GrofRraum
Braunschweig an. Insbesondere eine verstark-
te Zusammenarbeit zwischen Landwirtschaft,
Industrie und Handel in der Region kdnnte ein
wichtiger Ansatzpunkt fur regionale Projekte,
z.B. bei der Produktneuentwicklung und der
Weiterverarbeitung von nachwachsenden Roh-
stoffen, sein. In anderen Projekten kénnten
verstarkt regionale Umwelt- und Verbraucherin-
teressen einbezogen werden.

Anreize und Impulse kénnen durch Uberregio-
nale oder regionale Férderprogramme gegeben
werden. Hilfreich und unterstitzend sind aber
auch begleitende Beratungen und Hilfestellun-
gen bei notwendigen Antragen und Genehmi-
gungen. In gemeinsamen Gesprachen zwi-
schen Initiatoren, Investoren, Wirtschaftsforde-
rungs- und Genehmigungsbehérden sollten im
Vorfeld Hemmnisse beseitigt und gemeinsame
Handlungs- und Zeitplane festgelegt werden.

DLG-Nachhaltigkeitsstandard

Konkret zur Anwendung kommt im Grol3raum
Braunschweig vereinzelt bereits ein gemein-
sam von der Deutschen Landwirtschaftsgesell-
schaft und wissenschaftlichen Partnern erarbei-
teter Nachhaltigkeitsstandard fir die Landwirt-
schaft. Dieser zielt darauf ab, aktiv seitens der
Landwirtschaft nachhaltige Wirtschaftsweisen
zu dokumentieren und zu kommunizieren. Funf
landwirtschaftliche Betriebe aus den Landkrei-
sen Wolfenbittel, Goslar und Helmstedt haben
sich nach diesem Standard in den Jahren 2009
und 2010 zertifizieren lassen.®
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Abbildung 2: Indikatoren des DLG-Nachhaltigkeitsstandards
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Quelle: DLG Merkblatt 369 — Nachhaltiger Ackerbau, Frankfurt a. M. 2013

Anhand von ausgewahlten Indikatoren, die auf
dem Einzelbetrieb erhoben werden, sollen
Starken und Schwéchen bei Okologie, Okono-
mie und sozialen Aspekten sichtbar gemacht
werden. Die Ergebnisse dienen als Grundlage
fur einen kontinuierlichen Verbesserungspro-
zess. Mit ihm sollen die Arbeitsablaufe und
Strukturen im Interesse des Betriebes sowie
der Belange von Umwelt und Gesellschaft op-
timiert und transparent gemacht werden.

Fir die Indikatoren werden Zielwertbereiche
definiert, anhand derer der Nachhaltigkeitssta-
tus des Betriebes ermittelt werden soll. Hierzu

werden die fur den Betrieb errechneten Indika-
torwerte mit den Zielwerten abgeglichen. Um
das Zertifikat zu erhalten, muss der Betrieb die
Grenzwerte bzw. Zielwertbereiche der Nachhal-
tigkeitsindikatoren erfullen, die gesetzlichen
Bestimmungen des landwirtschaftlichen Fach-
rechts einhalten und Qualitatssicherungsmali-
nahmen im Betrieb umsetzen, wie z.B. Hygie-
nemalflinahmen beim Transport und Lagerung
von Erntegut. Das Ergebnis kann unter ande-
rem wie in der beispielhaften Abbildung 3 in
Form eines Nachhaltigkeitsprofils dargestellt
werden.
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Abbildung 3: Betriebliche Auswertung nach DLG-Nachhaltigkeitsstandard
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2.2 Wandel der politischen und gesellschaftlichen Rahmenbedingun-

gen

2.2.1 Agrar- und Strukturpolitik

Agrarpolitischer Reformbedarf

Auch zukinftig wird die Landwirtschaft des
Grolraumes Braunschweig in erster Linie
durch die agrarpolitischen Rahmenbedingun-
gen auf Ebene des Bundes und der Europai-
schen Union bestimmt. Seit dem Jahr 1992, mit
dem die Kehrtwende von einer auf Produkti-
onsanreizen beruhenden Agrarpolitik hin zu
einer Reduzierung struktureller Uberschiisse
eingeleitet wurde, sind in mehreren Schritten
fortlaufend weitreichende agrarpolitische Re-
formen vollzogen worden (vgl. Teil 1). Dieser
Reformprozess wird sich in Anbetracht der
Dynamik von politischen, gesellschaftlichen
und strukturellen Veréanderungen auch in der
Zukunft fortsetzen. Die EU-Agrarkommission
hat im Herbst 2011 die Legislativvorschlage fur
die Ausgestaltung der Direktzahlungen und die
EU-Agrarpolitik (GAP) nach 2013 in Brussel
offiziell vorgestellt. Bei den Herausforderungen,
vor denen die gemeinsame Agrarpolitik ge-

genwartig steht, geht es nach den vorange-
gangenen Analysen® der Kommission insbe-
sondere darum:

e den zunehmenden Problemen in Bezug auf
die Erndhrungssicherheit sowohl in der EU
als auch weltweit zu begegnen,

e die nachhaltige Bewirtschaftung naturlicher
Ressourcen wie Wasser, Luft, Biodiversitat
und Bdden zu fordern,

e den zunehmenden Beeintrachtigungen der
Bedingungen fir die landwirtschaftliche Er-
zeugung durch die laufenden Klimaveran-
derungen zu begegnen und daflr zu sor-
gen, dass die Landwirte ihren Beitrag zu
den Treibhausgasemissionen verringern,
eine aktive Rolle im Klimaschutz spielen
und erneuerbare Energien bereitstellen,

e vor dem Hintergrund einer zunehmenden
Globalisierung und steigender Preisvolatili-
tat die Wettbewerbsféahigkeit zu erhalten
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und zu steigern und zugleich die landwirt-
schaftliche Erzeugung in der gesamten Eu-
ropadischen Union aufrechtzuerhalten,

o die Vielfalt der Betriebsstrukturen und Pro-
duktionssysteme in der europaischen
Landwirtschaft, die mit der Erweiterung der
EU zugenommen hat, optimal zu nutzen
und ihre soziale, raumliche und strukturie-
rende Rolle aufrechtzuerhalten,

e den raumlichen und sozialen Zusammen-
halt in den landlichen Gebieten der Europé-
ischen Union zu stérken, insbesondere
durch Forderung der Beschaftigung und
der Diversifizierung,

e die Unterstitzung im Rahmen der GAP
gerecht und ausgewogen zwischen den
Mitgliedstaaten und Landwirten zu vertei-
len, indem die Disparitaten zwischen den
Mitgliedstaaten verringert werden und die
Unterstitzung besser auf aktive Landwirte
auszurichten,

o die Durchfuhrungsverfahren im Rahmen
der GAP weiter zu vereinfachen, die Kon-
trollanforderungen zu verschéarfen und den
Verwaltungsaufwand fur die Empfénger der
Zahlungen zu verringern.

Markt- und preispolitische Inhalte der

Agrarreform 2013

Die agrarpolitischen Herausforderungen mun-

den aus Sicht der EU-Kommission in drei Ziel-

setzungen:

e der Sicherstellung einer rentablen Nah-
rungsmittelerzeugung vor dem Hintergrund
eines wachsenden weltweiten Bedarfs und
starkerer Preisschwankungen,

¢ einer nachhaltigen Bewirtschaftung der
nattrlichen Ressourcen unter Einbezie-
hung von KlimaschutzmaRnahmen sowie

e einer ausgewogenen raumlichen Entwick-
lung in allen Teilen der EU.

Die Reform der gemeinsamen Agrarpolitik soll

zeitgleich mit der Aufstellung des mehrjéhrigen

Finanzrahmens erfolgen, der den Haushalt der

Européischen Union fir die Jahre 2014 — 2020

festlegt, und die Ziele der Europa 2020 Strate-

gie aufgreifen. Diese ist als Nachfolgevereinba-
rung zur Lissabon-Strategie der Jahre 2000 bis

2010 mit der Zielsetzung aufgestellt worden,

Europa im Rahmen einer nachhaltigen Ent-

wicklung weltweit zum wettbewerbsfahigsten

Wirtschaftsraum zu machen. Die Finanzierung

der Markt- und Preispolitik erfolgt aus dem
Europdischen Garantiefonds fur die Landwirt-
schaft (EGFL).

Ein wesentliches Element der Kommissions-
vorschlage ist das sogenannte Greening, d.h.
eine starkere Bindung von Direktzahlungen an
die Erfillung 6kologischer Auflagen. Demnach
werden nur noch knapp 60 % der Fordergelder
aus der ersten Saule der europaischen Agrar-
politik als sogenannte Basisprdmie gezahlt.
Des Weiteren wird bereits im Jahr 2014 eine
sogenannte Umverteilungspramie fur die ersten
46 Hektar beihilfefahiger Flache gezahlt. Als
weitere Pramienkomponenten sind die Zahlun-
gen fir dem Klima- und Umweltschutz férderli-
che Landbewirtschaftungsmethoden (Gree-
ning) und ggf. der Junglandwirtezuschlag zu
nennen.

Fur Junglandwirte (unter 40 Jahre) ist in den
ersten 5 Jahren nach der Betriebsiibernahme
ein zuséatzlicher Bonus in Hohe von ca. 44 €/ha
fur die ersten 90 Hektar des Betriebes vorge-
sehen.

Auf das ab dem Jahr 2015 geltende Greening
entfallen als obligatorische Okologisierungs-
komponente ,etwa 30 % des Budgets der Di-
rektzahlungen. Zu den Auflagen gehort ein
Umbruchverbot fir Dauergrinland, eine An-
baudiversifizierung mit einer Mindestzahl ver-
schiedener Kulturen auf dem Ackerland und die
Schaffung von 5 % 0©kologischer Vorrangfla-
chen auf dem Ackerland, wie zum Beispiel
Landschaftselemente, Ackerrandstreifen oder
Bluhstreifen. Okologisch wirtschaftende Betrie-
be sind vom Greening freigestellt. Die Mdglich-
keit eines freiwilligen Verzichts auf die Okologi-
sierungskomponente ist nicht vorgesehen.
Werden die genannten Auflagen nicht vollstan-
dig eingehalten, so erfolgt zunéchst eine Kiir-
zung der Greeningpramie. Ab dem Jahr 2017,
ggf. auch friher, kénnen weitere Sanktions-
mafnahmen greifen, die auch eine Kirzung
der Basispramie beinhalten.
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Abbildung 4: Komponenten des Greening
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Mit der Reform sollen die bisherigen Zahlungs-
anspriiche, die in Verbindung mit der entspre-
chenden Flache Voraussetzung fir Direktzah-
lungen waren, durch neue Zahlungsanspriche
ersetzt werden. Referenz ist die im Jahr 2015
bewirtschaftete beihilfefahige Flache. Direkt-
zahlungen sollen nur aktive Landwirte erhalten,
d.h. alle Landwirte deren Unternehmensform
nicht auf einer Negativliste auftaucht. Ausge-
schlossen sind demnach z.B. Flughafenbetrei-
ber, Betreiber von Sport- und Freizeitanlagen
etc., die zwar Uber landwirtschaftliche Flachen
verfuigen konnen, aber keine Zahlungen erhal-
ten sollen.

Die Direktzahlungen sollen zwischen den Mit-
gliedstaaten langfristig EU-weit anglichen wer-
den, was in Deutschland zu einem Rickgang
der Direktzahlungen flihren wird.

Prognose der Auswirkungen der Agrarre-
form

Das in Braunschweig anséssige Thinen-
Institut (vTI) hatte im Auftrag des BMELV be-
reits die Kommissionsvorschlage zur Agrarre-
form hinsichtlich der Produktions-, Verteilungs-
und Einkommenswirkungen auf die deutsche
Landwirtschaft analysiert.*

Die aus der allgemeinen Kurzung der Direkt-
zahlungen resultierenden Einkommensriick-
gange wurden im Mittel der Betriebe mit einem
Prozent veranschlagt, wobei kleinere Betriebe
nicht vom Wegfall der Modulation profitieren
und insofern Uberdurchschnittliche Riickgange

zu verzeichnen hétten. Verluste von durch-
schnittlich drei bis funf Prozent des Betriebs-
einkommens je Arbeitskraft wirden aus der
Umverteilung von Direktzahlungen in Malf3-
nahmen fir den landlichen Raum (2. Saule)
resultieren. Je nach Ausgestaltung zukinftiger
Programme wurden in Ackerbaubetrieben deut-
lichere Einkommensrickgénge von 7-16 %
prognostiziert. Dies wirde besonders den vom
Ackerbau gepragten GroRRraum Braunschweig
betreffen.

Die Vorgaben zur Anbaudiversifizierung lassen
nach den Untersuchungen des vTIl erwarten,
dass Anpassungen auf einzelbetrieblicher
Ebene vor allem beim Maisanbau erforderlich
werden. Dieser nimmt, wie bereits dargestellt,
im GrofRraum Braunschweig eine insgesamt
untergeordnete Rolle ein, so dass der Anpas-
sungsbedarf hier als gering einzuschétzen ist.

Legt man zu Grunde, dass zur Schaffung von
5 % o©kologischer Vorrangflachen an der Acker-
flache neben der vorhandenen Stilllegungsfla-
che von etwa 2 % noch etwa 3 % der Ackerfla-
che erforderlich wéren, so wirde dies im GroR3-
raum Braunschweig einen Flachenbedarf von
ca. 7.500 ha ausmachen. Nicht bertcksichtigt
ist hierbei eine Freistellung kleinerer oder 6ko-
logisch wirtschaftender Betriebe. Fir Deutsch-
land prognostizierte das vTI als Folge der Fla-
chenverknappung einen Anstieg der Getreide-
preise um 4 - 5 %. Insgesamt verbleibt aber
unter Beruicksichtigung der verringerten Anbau-
flache auch aus dieser Malinahme ein Rlck-
gang des Betriebseinkommens. Das vTI weist
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darauf hin, dass aus ©kologischer Sicht der
gezielte Einsatz von Anreiz- und Planungsin-
strumenten sinnvoll sein kann, um Vorrangfla-
chen in geeignete Bereiche (Gewasserrand-
streifen, Vernetzungselemente etc.) zu lenken.
Da uberbetriebliche oder gar regionale Ldsun-
gen zur Bereitstellung der Vorrangflachen mit
den aktuellen Regelungen nicht vereinbar sind,
ist der Spielraum fir eine solche Lenkung je-
doch eingeschrankt.

Aus Sicht des vTl werden die Reforminhalte
den anstehenden Herausforderungen nur un-
zureichend gerecht, da sich die angestrebten
Ziele mit einer starkeren Mittelverlagerung in
die 2. Saule effizienter erreichen lieRen.

Abbildung 5: Struktur der Gemeinsamen
Agrarpolitik

1. Sdule

Léndliche
Funktion

Lebensmittel-
erzeugung

Umweltfunktion

Quelle: EU-Kommission, Politik zur Entwicklung des
landlichen Raums 2007-2013, Fact Sheet (2007)

Strukturpolitik

Neben der Markt- und Preispolitik, auch als
erste Saule der gemeinsamen Agrarpolitik be-
zeichnet, werden mit der Regionalpolitik Malf3-
nahmen zur Entwicklung der landlichen Raume
gefordert. Diese zweite Saule der Agrarpolitik
basiert auf dem Européischen Landwirtschafts-
fonds fir die Entwicklung des landlichen Rau-
mes (ELER). Die Schwerpunkte des ELER
bilden

e die Forderung der Wetthewerbsfahigkeit
der Landwirtschaft,

e die Gewahrleistung der nachhaltigen Be-
wirtschaftung der natirlichen Ressourcen
und der Klimaschutz,

e die Erreichung einer ausgewogenen raum-
lichen Entwicklung der landlichen Wirt-
schaft und der landlichen Gemeinschaften,
einschlieBlich der Schaffung und des Er-
halts von Arbeitsplatzen

Weiterhin erfolgt als LEADER-Ansatz im Rah-

men des ELER die querschnittsorientierte For-

derung lokaler Entwicklungen

In der Regel basiert die Europaische Agrarpoli-
tik (GAP) auf einem siebenjahrigen Planungs-
zeitraum, d.h. auch die Programme fir den
landlichen Raum sind 7-Jahres-Programme.
Die gegenwartige Programmperiode lauft von
2014-2020 und sieht fur Niedersachsen und
Bremen EU-Mittel in H6he von 938 Mio € vor.
Die Umsetzung auf Ebene des Landes erfolgt
durch das Programm zur Forderung der Ent-
wicklung im landlichen Raum (PFEIL). Es fasst
die verschiedenen Mallnahmen zusammen
und wird durch jeweilige Landesférderrichtlinien
konkretisiert. So fasst beispielsweise die nie-
derséchsische Richtlinie Uber die Gewéhrung
von Zuwendungen zur integrierten landlichen
Entwicklung (ZILE) die Bestimmungen zu Malf3-
nahmen wie Flurbereinigung und Wegebau
sowie Dienstleistungseinrichtungen, Dorfer-
neuerung, Diversifizierung, Tourismus, Kultur-
erbe, Integrierte landliche Entwicklungskonzep-
te (ILEK) und Regionalmanagement (ReM)
zusammen. Ebenfalls im Rahmen des PFEIL
werden die Agrarumweltprogramme oder die
einzelbetriebliche  Agrarinvestitionsférderung
gefordert. Im Laufe der Forderperiode werden
die Programminhalte mehrfach an neue Ent-
wicklungen angepasst. Die Kofinanzierung von
PFEIL erfolgt aus Mitteln des Bundes, des
Landes und der Kommunen.

Der PFEIL-Programmentwurf befindet sich
derzeit im Abstimmungs- und Genehmigungs-
verfahren mit der EU. In Abbildung 6 sind die
Forderschwerpunkte und die Mittelverteilung
des fur den Zeitraum 2007 bis 2013 geltenden
Programms zur Forderung im landlichen Raum
(PROFIL) dargestellt.
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Abbildung 6: Umsetzung der ELER-Verordnung in Niedersachsen

PROFIL 2007 - 2013
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¢ Transparenz schaffen

+ Kuistenschutz
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Mit der Neuordnung fur die Jahre 2014 bis e Wissenstransfer, Bildung und Beratung
2020 verfolgt die EU auch das Ziel, eine gréRe- e Wetthewerbsfahigkeit

re Koharenz sowohl zwischen dem ELER und e Lebensmittelketten und Risikomanagement
anderen Strukturfonds als auch zwischen dem e Forderung von Okosystemen

ELER und dem Europaischen Garantiefonds e Forderung der Ressourceneffizienz

fur die Landwirtschaft (EGFL) herzustellen.
Damit soll eine bessere Abstimmung z.B. mit
dem EFRE oder eine leichtere Umverteilung
von Mitteln zwischen mit dem EGFL und dem
ELER ermdglicht werden. Die Zielsetzungen
und das MaRRnahmenspektrum des ELER blei-
ben jedoch weitgehend konstant, wobei eine
leichte Offnung hin zu auBerlandwirtschaftli-
chen Sektoren und Zuwendungsempféangern
erfolgt.

e Arbeit und Entwicklung im landlichen Raum
e Leader, Européische Innovationspartner-
schaften, Zusammenarbeit

Seitens der berufsstandischen Vertretung wird
u.a. befiurchtet, dass mit einer Offnung und
starkeren Durchléassigkeit des ELER bzw. der
regionalen Strukturfonds letztlich weniger Mittel
fur die Landwirtschaft zur Verfigung stehen
werden. Als Folge des Greening in der ersten
Saule werden weniger Spielraume fur freiwillige

Erreicht werden sollen die Ziele anhand der AgrarumweltmaBnahmen im ELER gesehen.

nachfolgenden Prioritaten
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2.2.2 Klimawandel

Prognosen

Die Landwirtschaft ist aufgrund ihrer unmittel-
baren Abhangigkeit von den Witterungsbedin-
gungen auch stark von langfristig wirksamen
Klimaveranderungen betroffen. Zugleich kommt
es im Rahmen der landwirtschaftlichen Fl&-
chenbewirtschaftung und der Tierhaltung zu
Emissionen von Treibhausgasen, die ihrerseits
klimarelevant sind.

Prognosen und Auswirkungen des Klimawan-
dels in der Metropolregion Hannover - Braun-
schweig - Géttingen - Wolfsburg waren Gegen-
stand des Projektes ,Klimafolgenmanage-
ment“?. Regionale Simulationen des Instituts
fur Meteorologie und Klimatologie der Leibniz
Universitdt Hannover haben fur den Untersu-
chungsraum einen Anstieg der Jahresdurch-
schnittstemperatur bei in etwa gleich bleiben-
der jahrlicher Niederschlagssumme ergeben.
Hinsichtlich deren Verteilung steht allerdings
einem Zuwachs der Niederschlage in den Win-
termonaten ein Niederschlagsrickgang in den
Sommermonaten gegenuber.

Bei teilrdumlicher Auswertung der Prognosen
werden fir den GroRraum Braunschweig fir
die Jahre 2011 bis 2040 ein Anstieg der Jah-
resdurchschnittstemperatur um rund ein Grad
Celsius sowie ein Rickgang der jahrlichen
Niederschlagsmenge vorhergesagt. Wahrend
der Temperaturanstieg Uber das gesamte Ver-
bandsgebiet relativ gleichmaRig ausfallt, gibt es
in den Veranderungen der Niederschlage rela-
tiv starke teilrdumliche Unterschiede. Im
Durchschnittsszenario nehmen die jahrlichen
Niederschlagsmengen im Westen um 1 % und
im Osten um 5 % ab. Betrachtet man nur die
Sommermonate, so wird im Durchschnittssze-
nario fur den westlichen Landkreis Peine noch
von einer konstanten Niederschlagsmenge
ausgegangen, wahrend fur den Landkreis
Helmstedt ein Rickgang von bis zu 7 % vor-
hergesagt wird.

Im trockenen Szenario stellt sich die Prognose
sehr viel ungunstiger dar. Hier ist mit einem
Ruckgang der jahrlichen Niederschlage zwi-
schen 9 % im Siden und 18% im Norden des
Grolraums Braunschweig zu rechnen. Fir die

Sommerniederschlage wird im gesamten Ver-
bandsgebiet sogar ein Riickgang um 20 - 27 %
erwartet.

Als weiterer Faktor des Klimawandels wird
neben den verdnderten Durchschnittswerten
auch die Zunahme von Wetterextremen aufge-
fuhrt. Hierzu z&hlen unter anderem Hitze- und
Durreperioden sowie Sturm- Starkregen- und
Hagelereignisse.

In der Abbildung 7 ist fur das Durch-
schnittsszenario der prognostizierte Riickgang
der Niederschlage und der klimatischen Was-
serbilanz in den Sommermonaten dargestellt.

Auswirkungen

Die klimatischen Verénderungen haben Aus-
wirkungen auf die gesamte Landwirtschaft und
erfordern  Anpassungsmaf3nahmen. In der
pflanzenbaulichen Produktion stellt die Bereg-
nung im GroRRraum Braunschweig ohnehin
schon einen bedeutenden Faktor dar, der an-
gesichts der Klimaveranderungen in Zukunft
noch weiter an Bedeutung gewinnen wird.
Durch die erhéhten Temperaturen im Frihjahr
und Sommer in Verbindung mit gleichzeitigem
Rickgang der Niederschlagsmenge wird sich
das Wasserdargebot verringern. Auf3erdem
kommt es zu einer erh6hten Evapotranspiration
und damit zu einem schnellen Verbrauch des
pflanzenverfiigharen Bodenwassers.

Fur die landwirtschaftlichen Anbaukulturen auf
leichten Boden mit geringem Wasserspeicher-
vermdgen bedeutet das zukinftig einen deut-
lich erhohten Zusatzwasserbedarf, um Tro-
ckenstress entgegenzuwirken und die Ertrage
zu sichern. Die bestehenden wasserrechtlichen
Erlaubnisse ermdglichen haufig eine Entnahme
von etwa 80 mm pro Jahr im Durchschnitt von
7 Jahren. In beregnungsintensiven Gebieten
reichen die 80 mm teilweise bereits heute
kaum, besonders wenn sich trockene Jahre
haufen. Auf sehr leichten Béden wurde durch
das Landesamt fir Bergbau, Energie und Geo-
logie (LBEG) bis zum Ende des Jahrhunderts
ein Beregnungsbedarf von bis zu 150 mm si-
muliert. Ohne ausreichendes Zusatzwasser
kénnte der Anbau einiger Kulturen dann un-
maoglich werden.
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Abbildung 7: Klimaprognosen fir den Gro3raum Braunschweig

Klimaparameter:
Veranderung des Niederschlags im Durch-
schnittsszenario

Klimaparameter:
Veranderung der klimatischen Wasserbilanz im
Durchschnittsszenario

Periode: Periode:
2011 bis 2040 2011 bis 2040
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Quelle: Regionales Management von Klimafolgen in der Metropolregion Hannover- Braunschweig- Gottingen —
Wolfsburg Teilprojekt FE3: Potenziale zur Substitution von Grundwasser fur die Feldberegnung: ,Wasser wachst

auf Feldern*, www.klimafolgenmanagement.de

Neben der Wasserversorgung wirken sich wei-
tere Folgen des Klimawandels auf das Pflan-
zenwachstum, die Pflanzengesundheit und den
Nahrstoffhaushalt aus. Kommt es zu Starkre-
gen kann dieser zu direkten Schaden an den
Pflanzen, sowie durch Staunasse zur Begins-
tigung von Wurzelfaule fuhren. Langere Tro-
ckenperioden in den Fruhjahrs- und Sommer-
monaten fordern das Auftreten bestimmter
Schaderreger, es kommt zu einer Zunahme

warmeliebender Arten der Schadpflanzen. Fer-
ner werden sich Pathogene, Krankheiten und
Schaderreger mit hohen Anspriichen an Tem-
peratur und relative Luftfeuchte zukinftig aus-
weiten. Durch erhthte Niederschlagsmengen in
den Wintermonaten wachst die Gefahr der
Auswaschung von Nahrstoffen aus dem Bo-
den. Somit sinkt, besonders zum Frihjahr hin,
das Reservoir der pflanzenverfliigbaren Nahr-
stoffe stark ab.
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Im Bereich der Tierhaltung hat der Klimawan-
del besonders Auswirkungen auf die Tier-
gesundheit, die Leistung der Tiere und die Fut-
tergrundlage. Auswirkungen auf die Tier-
gesundheit sind insbesondere durch Hitze-
stress in Verbindung mit hoher relativer Luft-
feuchte zu erwarten. Diese Faktoren fiihren
schlieBBlich auch zu einer verminderten Leis-
tung der Tiere und zu erhéhten Anforderungen
an das Grundfutter.

Anpassungsmaflnahmen

Von entscheidender Bedeutung wird es fir die
Landwirtschaft, die Wasserentnahmerechte fir
die Feldberegnung aus Grund- und Oberfla-
chenwasser zu erhalten und zu entwickeln, um
die Nahrungsmittelerzeugung sowie den Anbau
nachwachsender Rohstoffe abzusichern und
gleichzeitig erforderliche Anpassungen an ver-
anderte Marktbedingungen zu ermdéglichen.

Um die Kulturen in der Region zukilnftig aus-
reichend mit Wasser versorgen zu kénnen, gilt
es darliber hinaus die Ressourcenbewirtschaf-
tung zu optimieren. Hierbei handelt es sich
sowohl um eine optimale Ausnutzung des
Wassers, als auch um eine Anpassung der
Beregnungstechnik und Beregnungssteuerung
im Hinblick auf pflanzenbedarfsorientierte Be-
wasserung und wassersparende Bewasse-
rungsmethoden.

Die steigende Bedeutung der Feldberegnung

zeigt sich schon heute in der Zunahme an Be-

ratungsanfragen bei der Landwirtschaftskam-
mer Niedersachsen und dem Fachverband

Feldberegnung. Der Beratungsbedarf liegt vor

allem in den Bereichen

e Technik (Neuanlage und Erweiterung von
Beregnungsanlagen),

e Okonomie (beregnungskostenfreie Leis-
tung, Wirtschaftlichkeit der Beregnung ver-
schiedener Kulturen),

e Steuerung (Beregnungsmenge, Bereg-
nungszeitpunkt) und

e Beantragung/ Bewirtschaftung/ Erhéhung
wasserrechtlicher Erlaubnisse.

Wie bereits in Kapitel 2.4 erwahnt, dominieren
in der Praxis die klassischen GroRregner mit
Trommelberegnungsmaschine. Die Beratung
sollte auf den Einsatz wasser- und energieeffi-
zienterer Systeme abzielen. Um den Weg hier-
fur zu ebnen, missen die Beregnungsbelange

auch in Zukunft in verschiedenen Zusammen-
hangen bericksichtigt werden. Beispielsweise
bei Flurneuordnungen oder Umgestaltungen
von Kulturlandschaften ist die Schaffung zu-
sammenhangender Ackerflachen fir den Ein-
satz von Kreis- und Linearberegnungsmaschi-
nen zu diskutieren. Dabei sind Lésungen zu
finden, die die Belange vernetzter Lebensrau-
me und einer strukturierten Feldflur berticksich-
tigen.

Der Zusammenschluss von Einzelregnern zu
Beregnungsverbanden ermdglicht gemeinsame
Anschaffungen, Arbeitsteilung und gegenseiti-
ge Unterstiitzung und erleichtert dariiber hin-
aus die Verwaltung. Der Austausch mit ande-
ren Beregnern und das Zuruckgreifen auf Er-
gebnisse aus Beregnungsversuchen, Seminare
und Beratungsgesprache sind ein weitere wich-
tige Bausteine im Entscheidungsprozess.

Des Weiteren wird die Erschliel3ung alternativer
Wasserquellen fir die Beregnung diskutiert.
Dazu gehoéren zum Beispiel die bereits von den
Abwasserverbénden praktizierte Klarwasser-
verregnung, (vgl. Kapitel 3.2.2) sowie Hoch-
wasserspeicherung und Regenrickhaltebe-
cken, um anfallende Wasserlberschisse ins-
besondere aus den Wintermonaten sinnvoll zu
nutzen. Bei Klarwasser handelt es sich um
gereinigtes Abwasser, das den Qualitatsanfor-
derungen der Badegewasserrichtlinie (2006)
entspricht. Die Verregnung von Klarwasser hat
in Niedersachsen durch die Abwasserverbéande
Wolfsburg und Braunschweig eine langjahrige
Tradition. In drei Reinigungsstufen wird dort
das Abwasser behandelt und anschlieRenden
verregnet und verrieselt. In den Sommermona-
ten gelangen im Sinne einer Kreislaufwirtschaft
mit der Verregnung auch die Nahrstoffe zuriick
auf die landwirtschaftlichen Nutzflachen.

In den Abwasserverbanden liegen daher viel-
faltige Versuchs- und Analyseergebnisse in
Bezug auf die Ausnutzung des Wassers, Was-
serqualitaten, Frachten an Nahrstoffen, Keimen
und sonstigen Inhaltsstoffen vor. Das Beispiel
Braunschweig zeigt, dass von den 15 Mio.
verregneten Kubikmetern etwa 3-4 Mio. m3 von
den Pflanzen aufgenommen werden und 11-
12 Mio. m3 versickern, die damit einen Beitrag
zur Grundwasseranreicherung leisten (vgl.
EGGERS 2008). Uber die Klarwasserverrieslung
in den Wintermonaten angereicherte Grund-
wassermengen kdnnen im Sommer Uber Brun-
nen enthommen werden.
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Wesentliche  Anpassungsmafnahmen  im
pflanzenbaulichen Bereich beziehen sich Uber
die Feldberegnung hinaus auf die Fruchtarten-
wahl und Fruchtfolgegestaltung, die Sortenstra-
tegie, Bodenschutz und Bodenbearbeitung,
Pflanzenernédhrung und Diingung sowie Pflan-
zenschutz. Im Bereich der Tierhaltung ist als
Anpassungsmaf3nahme vor allem die Stabili-
sierung des Stallklimas erforderlich, um das
Wohlbefinden der Tiere sicherzustellen. Diese
MaRnahme betrifft in Abhé&ngigkeit vom Hal-
tungsverfahren besonders bauliche und tech-
nische Aspekte. Vor dem Hintergrund, der sich
aufgrund der Klimaveréanderungen andernden
Futtergrundlage und der Erhaltung der Leis-
tung, missen zudem Fitterungsrationen ange-
passt und mit erganzenden Futtermitteln aus-
geglichen werden. Erhohte Anforderungen
werden auch an die Verfugbarkeit und Qualitat
des Trankewassers gestellt.

In der Forstwirtschaft erhéht der Umbau von
Nadel- zu Laubwaldern langfristig die Grund-
wasserneubildung unter den Waldflachen und
stérkt so die nutzbaren Grundwasserreserven.

Klimaschutz

Die Landwirtschaft ist nicht nur vom Klimawan-
del betroffen, sondern ist auch Emittent von
klimarelevanten Treibhausgasen. Dies betrifft
insbesondere die Methan- und Lachgasemissi-
onen, sowie die Ammoniakemission als indirekt
wirkendes Treibhausgas. Ein Grof3teil der
Emissionen, entstammt aus der Tierhaltung
und den damit verbundenen Wirtschaftsdin-
gern. Um die Emissionen zu verringern missen
auf der einen Seite unvermeidbare Austritte im
Bereich der Tierhaltung vermindert werden, auf
der anderen Seite mussen im Bereich der
Duingerausbringung vermeidbare Verluste ver-
hindert werden. Im Tierhaltungsbereich werden
MaRnahmen hinsichtlich der Fitterung sowie
der Lagerung und Ausbringung von Wirt-
schaftsdiingern getroffen. Aul3erdem werden
klimarelevante Emissionen beim Stallbau be-
ricksichtigt. Im Bereich der Dingung werden
MafRnahmen in Bezug auf kulturartspezifische
N-Dingung sowie der Dingemittelapplikatio-
nen getroffen. Insbesondere fiir organische
Dingung sind emissionsarme Ausbringungs-

techniken in den Vordergrund gertickt. Eine
weitere MalRnahme stellt die Prazisionsland-
wirtschaft (Precision Farming) dar, die derzeit
mehr und mehr an Bedeutung gewinnt. Hierbei
werden Teilflichen innerhalb eines Schlages
identifiziert und entsprechend ihrer Eigenschaf-
ten bearbeitet und bewirtschaftet.

Als weiteres Treibhausgas ist Kohlenstoffdioxid
zu nennen, dies entsteht hauptséachlich bei der
Verbrennung fossiler Energien und ist somit bei
der Innen- und AuRenwirtschaft unvermeidbar.
Minderungsmafinahmen werden hinsichtlich
der Produktion und Nutzung von Bioenergie
aus nachwachsenden Rohstoffen getroffen.
Quellen fur CO2-Emissionen sind aufRerdem
landwirtschaftlich genutzte Moore.

Nach Einschatzung des vTI* sollte eine zentra-
le ZielgrolRe von KlimaschutzmafRhahmen in
der Landwirtschaft die Minderung ertragsbezo-
gener Emissionen sein, da es anderenfalls bei
konstanter Nachfrage nach Agrarprodukten
lediglich zu einer Verlagerung der Produktion
und der Emissionen kommt. So wurden z.B.
bezogen auf den Ertrag keine Unterschiede in
den Emissionen konventioneller und 6kologisch
wirtschaftender Betriebe festgestellt. Untersu-
chungen zeigen allerdings, dass Klimaschutz-
maflinahmen, die in der Landwirtschaft umge-
setzt werden konnen, im Vergleich zu vielen
MaRnahmen in der Energie- und Gebaudewirt-
schaft hodhere Vermeidungskosten je Tonne
CO2-Ag. aufweisen. Konkrete Ansatze zum
Klimaschutz werden fir den landwirtschaftli-
chen Sektor u.a. gesehen in

e einer Steigerung der Stickstoffeffizienz und
Reduktion von N-Uberschussen,

e der Optimierung des Wirtschaftsdiinger-
managements,

e dem Erhalt der Vorréte an organischer
Bodensubstanz,

e einer Steigerung der Energieeffizienz in der
Landwirtschatft,

e der Produktion von Bioenergie und

e einer gesunden und klimaschonenden Er-
nahrung.
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2.2.3 Nachwachsende Rohstoffe

In den letzten Jahren hat der Einsatz Nach-
wachsender Rohstoffe insbesondere im Ener-
giebereich stark an Bedeutung gewonnen. Vor
allem nationale und europdische klimapoliti-
sche Ziele und Vorgaben, aber auch steigende
Ol- und Energiepreise und die staatliche Forde-
rung der Bioenergienutzung (EEG), haben die-
se Entwicklung beférdert.

Fur das Erreichen der Klimaschutzziele ist der
Ausbau der energetischen Biomassenutzung
von hoher Bedeutung. An der regenerativen
Energieerzeugung, die bundesweit derzeit
12,2% des Energieverbrauchs darstellt, leistet
grundlastfahige Biomasse den grofiten Beitrag.
In Niedersachsen ist die Bioenergie mit einem
Anteil von 60% ebenfalls ein zentraler Baustein
der Erneuerbaren Energien.

In Niedersachsen werden 2,6 Millionen Hektar
landwirtschaftlicher Flache bewirtschaftet, wo-
von in 2012 auf 340.000 Hektar Energiepflan-
zen produziert wurden. Diese flossen, anders
als auf Bundesebene, nur zu etwa 20 % in die
Biokraftstoffproduktion  (Ethanol, Biodiesel).
Aus knapp 200.000 t Rapssaat wird in Nieder-
sachsen Biodiesel produziert. Fir die Bioetha-
nolproduktion werden etwa 500.000t Zucker-
riben und 50.000 t Getreide eingesetzt. Diese
werden vorrangig in der Ackerbauregion
Braunschweig/Sudniedersachsen erzeugt.
Langsam gewinnt auch Biomethan in Nieder-
sachsen als Reinkraftstoff oder in Mischung mit
Erdgas an Bedeutung.

Abbildung 8: Entwicklung des Energiepflanzenanbaus in Niedersachsen in den Jahren 2003

bis 2012
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2007 2008 2009 2010 2011 2012

Biodiesel 28300 33.000 43.000 65.000

65000 50.000 45000 45.000 45.000 45.000

Bioethanol 7.000 8500 16.500

16.000 16,000 13000 15.000 15.000 15.000

Biogas Energie-
pflanzen Acker 1.000 4.600 24500 70.000
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gesamt 1.000 4600 24750 72.000

116,500 132.500 180.000 220.000 250.000 280.000

Energiepflanzen
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ohne Festbrennstoffe
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Quelle: Agrarstatistik und Abschatzung des Niederséchsischen Ministeriums fir Erndhrung, Landwirtschaft, Ver-
braucherschutz und Landesentwicklung/ 3N e.V.- Biogas in Niedersachsen 2012

Hinweise zur Abbildung :
Biodiesel = Raps/ Bioethanol = Getreide, Zuckerriibe/

Biogas = Mais, Zuckerribe, Ganzpflanzensilage (GPS), Hirse, Sonnenblume, Gras u. a
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Biogas hat sich in Niedersachsen zum wich-
tigsten Bioenergietrager, neben der energeti-
schen Holznutzung, entwickelt.

Etwa 30 % des in Deutschland produzierten
Stroms aus Biogas wird von niedersachsischen
Anlagen erzeugt, durch die sich rein rechne-
risch ca. 1,3 Mio. Vierpersonenhaushalte mit
erneuerbarem Strom versorgen lassen. Ende
2011 waren 1.405 Biogasanlagen mit einer
installierten elektrischen Leistung von insge-
samt 742.700 kW, in Betrieb, davon wurden
1337 als NawWaRo Anlagen (685.00 kW) be-
trieben.

Die regionale Verteilung der Biogasanlagen
zeigt deutliche regionale Unterschiede (vgl.
Abbildung 9). Das sudliche Niedersachsen hat
mit 12 % den geringsten Anteil am niedersach-
sischen Anlagen-bestand und verfugt Gber 13
% der installierten elektrische Anlagenkapazi-
tat. Erwartungsgemald fand wegen der hohen

Wirtschaftlichkeit der Getreideproduktion auf
den guten Ackerstandorten - wie bereits in den
Vorjahren - der Einstieg in die Biogasproduk-
tion nur verhalten statt.

In der Region Braunschweig (Braunschweig,
Salzgitter, Wolfsburg, Gifhorn, Goslar, Helm-
stedt, Wolfenbuttel, Peine) wurden im Jahr
2011 insgesamt 74 NaWaRo Anlagen und.
zwei Kofermentanlagen betrieben.

Bei einem mittleren Flachenbedarf von
0,36 ha/kWh liegt der Landesdurchschnitt bei
9,3 % der landwirtschaftlichen Nutzflache. Be-
zogen auf den Anlagenbestand 2011 werden
im GrofRraum Braunschweig im Mittel 5,7 % der
landwirtschaftlichen Flache fur die Substrater-
zeugung bendtigt. Der Landkreis Gifhorn hat
mit 9,6 % Energiepflanzenanteil an der LF den
grol3ten Substratbedarf in der Region.

Abbildung 9: Standorte von Biogasanlagen im GrofRraum Braunschweig 2014
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Quelle: Energieportal des ZGB (http://geoportal.zgb.de/energie/energieportal.html)
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Abbildung 10: Anteile von Energiemais und Futtermais an der landwirtschaftlich genutzten

Flache im Jahr 2011
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Quelle: 3N Kompetenzzentrum Niedersachsen Netzwerk Nachwachsende Rohstoffe e.V.

Mais und Getreide sind derzeit die leistungsfa-
higsten Kulturarten fur die Biogasproduktion.
Neben Mais, der aufgrund seiner hohen TM-
Ertragsleistung, seiner guten Silier- und Garei-
genschaften ékonomisch im Vorteil ist, hat sich
die Nutzung von Getreide (Roggen, Triticale)
als Ganzpflanzensilage (GPS) und als Grin-
schnitt gut etabliert.

An der niedersachsischen Maisanbauflache hat
der Energiemais fir die Biogaserzeugung ei-
nen Anteil von rund 34 %, wobei regional deut-
liche Unterschiede bestehen. Auf Ebene des
GroRRraumes sind etwa zwei Drittel des Mais-
anbaus dem Energiemais zuzuordnen, je nach
Viehbestandsdichte variiert der Anteil in den
einzelnen Landkreisen jedoch auch hier. So
liegt der Energiemaisanteil in Gifhorn, dem
Landkreis mit der héchsten Maisanbauflache,
mit 55 % auf etwa gleichem Niveau wie der
Futtermaisanteil (vgl. Abbildung 10 und Abbil-
dung 11).

Festbrennstoffe

Kurzumtriebsgehdlze zur Hackschnitzelgewin-
nung und Pflanzgutgewinnung/Stecklinge wer-
den auf ca. 56 ha erzeugt, mit Anbauschwer-
punkten im Raum Wolfenbiittel und Schladen.
Mittlerweile gibt es spezialisierte landwirtschaft-
liche Betriebe in der Region, die sich mit dem
Anbau und Vermarktung von schnellwachsen-
den Geholzen ein neues Betriebsfeld aufge-
baut haben. Auf weiteren 13 ha wird die Dau-
erkultur Miscanthus angebaut.

Der Anbau von Kurzumtriebsgeholzen und
Miscanthus kann auf Flachen mit Nutzungsein-
schrankungen zum Beispiel aufgrund hoher
Schwermetallbelastungen eine Option sein.
Auch werden in Niedersachsen Konzepte zur
Etablierung von alternativen Landnutzungskon-
zepten als Ausgleichs- und Ersatzmalinahmen
gepruft und erprobt. Hier gilt es, die Anforde-
rungen von Naturschutz und extensiver Nut-
zung zu verbinden.
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Abbildung 11: Anteile von Energiemais und Futtermais an der landwirtschaftlich genutzten
Flache im Jahr 2011
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Quelle: 3N Kompetenzzentrum Niedersachsen Netzwerk Nachwachsende Rohstoffe e.V.
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Stoffliche Nutzung

Bei der stofflichen Nutzung hat die Starkepro-
duktion fur Non-Food-Nutzungsbereiche in
Niedersachen, wie auf Bundesebene, nach wie
vor die héchste Bedeutung.

Der Anbau von Ollein, dessen Zentrum noch
vor einigen Jahren mit mehreren tausend Hek-
tar Anbau im Raum Braunschweig/Gif-
horn/Uelzen lag, ist nahezu eingestellt worden.
Fur die regionalen Naturfarbenhersteller wur-
den im Raum Braunschweig 2012 noch 16 ha
von insgesamt 98 ha Ollein im Vertragsanbau
Uber die Niedersachsische Erzeugergemein-
schaft fur nachwachsende Rohstoffe, Gifhorn
angebaut. Auch die Erzeugung von Eruca-
Raps fur die chemische Industrie wurde mitt-
lerweile eingestellt.

Faserhanf (3,4 ha) kann sich aufgrund der ge-
ringen Wirtschaftlichkeit im Vergleich zur er-
tragreichen Getreideproduktion und zur Mais-
substraterzeugung fiur die Biogasgewinnung
derzeit nicht etablieren.

Bioenergiedorfer

Im Rahmen eines vom Interdisziplinaren Zent-
rum fur nachhaltige Entwicklung der Universitét
Gottingen durchgefihrten Projektes werden
derzeit Moglichkeiten zur Etablierung von Bio-
energiedoérfern in den Landkreisen Goslar und

2.2.4 Nachhaltige Wirtschaftsdingerverwertung

Wolfenbuttel gepruft. Hierzu sind in verschie-
denen Arbeitskreistreffen und o6ffentlichen In-
formationsveranstaltungen Diskussionen mit
Vertretern der Kommunen, der Landwirtschaft
und Birgern gefuihrt worden. Der Landkreis
Wolfenbdittel fihrt einen Wettbewerb durch, in
dem sich Ortschaften mit Konzepten zur Um-
stellung ihrer Strom- und Wa&rmeversorgung
auf Biomasse um die Finanzierung einer
Machbarkeitsstudie bewerben kdnnen. Prakti-
sche Erfahrungen zur Errichtung eines Nah-
warmenetzes und der Energiegewinnung aus
Biomasse liegen in der Ortschaft Beuchte im
Landkreis Wolfenbittel vor. Hier werden
schnellwachsende Gehdlze aus Kurzumtriebs-
plantagen (s.o0.) in einem Hackschnitzelheiz-
kraftwerk eingesetzt. Eine Biogasanlage befin-
det sich im Bau.

Insgesamt verfligt die Region im Hinblick auf
den Ausbau der Bioenergieerzeugung und
—hutzung Uber weiteres Potential. Die Wirt-
schaftlichkeit der Nutzungspfade mit nach-
wachsenden Rohstoffen steht jedoch in direk-
tem Zusammenhang mit der Entwicklung der
Getreidepreise und den auf den ertragreichen
Ackerstandorten zu erzielenden Deckungsbei-
tragen der Hauptanbaukulturen.

Vor dem Hintergrund einer gesicherten Grund-
wasserqualitét, der Einhaltung entsprechender
rechtlicher Zielvorgaben (WRRL) und der Not-
wendigkeit moglichst geschlossener Stoffkreis-
laufe ist eine nachhaltige und ressourcenscho-
nende Verwertung der in der Landwirtschaft
anfallenden Wirtschaftsdiinger anzustreben.
Die Ausgangslage hierfur stellt sich in Abhan-
gigkeit von den landesweit unterschiedlichen
Schwerpunkten der landwirtschaftlichen Erzeu-
gung differenziert dar. So treten vor allem in
den nordwestlichen Landesteilen mit einem
hohen Viehbesatz regionale Nahrstoffiiber-
schisse auf.

Dagegen reichen die in den Regionen Line-
burg, Hannover und Braunschweig anfallenden
Wirtschaftsdingermengen nicht zur Deckung
des pflanzenbaulichen Duingebedarfs. Durch

ihre Ausrichtung auf den Marktfruchtbau und
sinkende Viehzahlen, steigt in diesen Gebieten
der Bedarf an Wirtschaftsdingern weiter an.
Daher missen Nahrstoffe zugekauft werden,
sei es in Form von Mineraldiingern oder Wirt-
schaftsdiingern. Letztere sind wesentlich preis-
gunstiger, sodass diese z.T. aus den Weser-
Ems-Gebieten beschafft werden. Die Eigen-
versorgung der niedersachsischen Landwirt-
schaftsflachen mit Stickstoff und Phosphor
kann zu etwa zwei Dritteln aus Wirtschaftsdin-
gern erfolgen, sodass weitere mineralische
Diungemittel eingesetzt werden mussten. Ge-
deckt wird der Dingebedarf daher auch durch
Wirtschaftsdinger aus dem Ausland, insbe-
sondere aus den niederlédndischen Verede-
lungsregionen.
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Abbildung 12: Uberregionaler Nahrstoffkreislauf
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Nachdem im GroRraum Braunschweig in den
vergangenen Jahrzehnten mit dem Rlckgang
der Viehhaltung immer weniger Wirtschafts-
diinger eingesetzt worden ist, haben aus vor-
genannten Griinden in den letzten Jahren die
Wirtschaftsdiingertransporte ins Verbandsge-
biet stetig zugenommen. Aufgrund der héheren
Transportwurdigkeit gegentber Gulle oder Gar-
resten handelt es sich hierbei in der Regel um
Huhnertrockenkot, Hahnchenmist und Puten-
mist. Der Einsatz dieser Wirtschaftsdinger voll-
zieht sich u.a. auf den rechtlichen Grundlagen
des Diingerechts, insbesondere der Diingever-
ordnung und der Dingemittelverordnung, das
umfangreiche Anforderungen an die Anwen-
dung und die Dokumentation stellt (vgl. Abbil-
dung 12).

Eine Ruckfuhrung von Wirtschaftsdinger auf
die landwirtschaftlichen Nutzflachen geschieht
grundsatzlich im Interesse geschlossener
Nahrstoffkreislaufe, zu denen die Landwirt-
schaft im Grofsraum Braunschweig einerseits
als Nahrstoffabnehmer und andererseits als
Getreidelieferant beitragt. Mineraldiinger steht
auf Dauer nicht in unbegrenztem Umfang zur
Verfiigung bzw. kann nur unter hohem Ener-
gieeinsatz gewonnen werden. Es handelt sich
beim Wirtschaftsdiingereinsatz um eine seit
Jahrhunderten Ubliche und nachhaltige Wirt-
schaftsweise.

Eine gewisse Geruchsentwicklung ist hierbei
unumganglich. Die Sensibilitat gegenuber sol-
chen Beeintrachtigungen ist strukturell bedingt
in den vergangenen Jahren gestiegen. Mit

Viehhaltung und den hiermit verbundenen Im-
missionen kommen viele Menschen kaum noch
in Bertihrung. Gerade die vom Huhnertrocken-
kot ausgehenden Geruiche, die vergleichsweise
streng sind, sorgen daher punktuell fir Be-
schwerden.

Die o0.g. einzuhaltenden Rechtsvorgaben sind
nicht speziell auf die Vermeidung von Ge-
ruchsbelastungen ausgerichtet, implizieren
eine solche aber indirekt. So besteht bei der
Ausbringung bestimmter Dungemittel auf un-
bestellten Ackerflachen eine Einarbeitungsver-
pflichtung zur Vermeidung von Ammoniakver-
lusten. Zur Umsetzung der Rechtsvorgaben
und im Interesse einer frihzeitigen Konflikt-
vermeidung werden die Landwirte von der
Landwirtschaftskammer Niedersachsen auf
vielfaltige Weise beraten. Dies schlie3t neben
dem direkten Kontakt auch eine Informations-
weitergabe Uber Fachartikel in der Presse, im
Internet und durch Rundschreiben ein.

Festzuhalten bleibt, dass selbst bei ordnungs-
gemalem Einsatz der Wirtschaftsdinger mehr
oder weniger starke Gerlche fir einen vo-
ribergehenden Zeitraum wahrnehmbar blei-
ben. Dies héangt letztlich auch immer von den
Witterungsverhéltnissen ab. Werden verschie-
dene Schléage hintereinander beaufschlagt, so
kann sich die Geruchsentwicklung trotz Einhal-
tung der guten fachlichen Praxis durchaus
auch Uber einen langeren Zeitraum hinziehen.
Uber MaRnahmen der Offentlichkeitsarbeit sind
das Verstandnis und die Akzeptanz fir diese
Wirtschaftsweise zu férdern.
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2.2.5 Demographischer Wandel

Das NIW prognostiziert zwischen den Jahren
2009 und 2030 fur das Gebiet des Groliraumes
Braunschweig einen Riickgang der Bevolke-
rung Uber alle Altersgruppen um 13,6 %*. Da-
mit ist der Rickgang deutlich gréRRer als auf
Ebene des Landes Niedersachsen, fur das der
Vergleichswert bei 8,9 % liegt.

Am deutlichsten vollzieht sich der demographi-
sche Wandel demnach in den Landkreisen
Goslar (-26,5 %), Helmstedt (-23,9 %), Salzgit-
ter (-23,8 %) und Wolfenbiittel (-21,1 %). Eine
positive Entwicklung der Einwohnerzahl wird
mit 1,4 % Zuwachs lediglich fiir das Stadtgebiet

Braunschweig vorhergesagt (vgl. Abbildung
13).

Die dargestellten natlrlichen Bevolkerungsver-
anderungen und eine zu beobachtende Wan-
derungsbewegung in Richtung der Stadte wir-
ken sich auf die Lebensbedingungen im landli-
chen Raum aus. Die fur die Aufrechterhaltung
der vorhandenen technischen Infrastruktur, wie
Mull- und Abwasserentsorgung, Energie- und
Trinkwasserversorgung anfallenden Kosten
missen auf weniger Einwohner umgelegt wer-
den und fihren fur den Einzelnen zu héheren
Belastungen.

Abbildung 13: Bevdlkerungsprognose 2009 bis 2030 im Grof3raum Braunschweig
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Die geringere Auslastung von offentlichen Ein-
richtungen wie Kindergarten, Schulen oder
sozialen Diensten sowie die abnehmende
Standortattraktivitat fur Freiberufler und Han-
delsunternehmen haben zur Folge, dass sich
zukunftig die Arbeits- und Wohnverhaltnisse im
landlichen Raum verschlechtern werden. Ne-
ben der ricklaufigen Bevolkerungszahl kommt
es darlber hinaus in Verbindung mit einer all-
gemein ansteigenden Lebenserwartung zu
deutlichen Veranderungen in der Altersstruktur
der Bevdlkerung.

Betroffen von dieser Entwicklung sind auch die

landwirtschaftlichen Betriebsleiter und ihre

Familien. Als Problemfelder lassen sich insbe-

sondere identifizieren

¢ rucklaufige Nachfrage nach Gitern und
Dienstleistungen: Betroffen hiervon sind
insbesondere Betriebe, die zu einer regio-
nalen Versorgung im Zuge der Direktver-
marktung oder ortlicher Dienstleistungen
beitragen. Hier kann ein Nachfrageriick-
gang nur dadurch kompensiert werden, in
dem bei abnehmender Bevdlkerungszahl
der Anteil regionaler Erzeugnisse am Ver-
brauch gesteigert wird. Reine Marktfrucht-
betriebe produzieren dagegen unter den
Wettbewerbsbedingungen des Weltmark-

tes und sind insofern nur sehr bedingt von
regionalen Nachfrageveranderungen ab-
hangig.

Mangel an qualifizierten Fremdarbeitskraf-
ten: Trotz steigender Arbeitsproduktivitét
wird angesichts des anhaltenden Struktur-
wandels in der Landwirtschaft weiterhin ein
hoher Bedarf an qualifizierten Facharbeits-
kraften bestehen. Die steigenden Anforde-
rungen im technischen und rechtlichen Ar-
beitsumfeld erfordern eine fundierte Aus-
bildung und setzen insofern einen begrenz-
ten Rahmen flr das Arbeitskraftepotential.
Wichtig ist daher, Berufsanfanger verstarkt
fur das landwirtschaftliche Berufsfeld zu
gewinnen und auch langfristig tiber Maf3-
nahmen der Fort- und Weiterbildung zu
qualifizieren.

ungewisse Hofnachfolge: Auf die Hofnach-
folgesituation wurde in Kapitel 4.1.4 bereits
eingegangen. Neben unmittelbaren demo-
graphischen Aspekten, die ggf. zu einem
Ruckgang der potentiellen Hofnachfolger
fuhren, wirkt sich auch die Attraktivitat des
landlichen Raumes als Arbeits-, Wohn- und
Lebensstatte des kinftigen Betriebsleiters
und seiner Familie auf die Entscheidung
zur Ubernahme und Fortfiihrung des land-
wirtschaftlichen Betriebes aus.

Abbildung 14: Demographische Entwicklung und landwirtschaftliche Erzeugung™
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Im Rahmen einer Befragung von landwirt-
schaftlichen Multiplikatoren im Jahr 2012 wurde
diese Thematik aufgegriffen. Das Ergebnis der
Befragung basiert auf mehr als 400 ausgefull-
ten Fragebdgen aus dem gesamten Verbands-
gebiet und gibt Aufschluss dartber, inwiefern
die skizzierte demographische Entwicklung und
deren mdgliche Folgen aus Sicht der Landwirt-
schaft als Problem bzw. Herausforderung
wahrgenommen werden.

Rund 57 % der vorliegenden Antworten gehen
davon aus, dass sich die demographische
Entwicklung auf die Hofnachfolgesituation und
die Verfugbarkeit qualifizierter Arbeitskréafte
auswirken wird (vgl. Abbildung 15). Ahnlich
negativ werden die Perspektiven fir eine Um-
nutzung oder Vermietung von Geb&uden gese-
hen. Rund 61 % gehen davon aus, dass das

Problem des Gebaudeleerstandes demogra-
phisch bedingt zunehmen wird. Noch immerhin
rund die Halfte der Befragten sieht eine Ver-
schlechterung der Infrastruktur und der Le-
bensverhéltnisse auf den eigenen Wohnort
zukommen. Hier sind jedoch erwartungsgemaf
deutliche teilraumliche Unterschiede festzustel-
len. So wird diesbeziglich in den kreisfreien
Stadten mit nur geringen Auswirkungen ge-
rechnet, wahrend im Landkreis Helmstedt die
Erwartungen pessimistischer ausfallen.

Beeintrachtigungen im Hinblick auf die Er-
werbskombination werden dagegen Uberwie-
gend kaum erwartet. Hierbei ist jedoch zu be-
ricksichtigen, dass die Erwerbskombination
betreibenden Betriebe nicht gesondert befragt
wurden.

Abbildung 15: Erwartungen infolge des demographischen Wandels aus Sicht befragter land-

wirtschaftlicher Multiplikatoren
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2.2.6  Raumordnerische Relevanz von Tierhaltungsanlagen

In Kapitel 4.2.2 wurden die Strukturen der Tier-
haltung im Grof3raum Braunschweig und deren
Entwicklung in den zurtickliegenden Jahren
aufgezeigt. Laut Landwirtschaftszahlung 2010
betragt der Viehbesatz im Verbandsgebiet mit
0,18 GV/ha LF lediglich rund 15 % des Lan-
desdurchschnitts (1,12 GV/ha LF) und war in
den vergangenen Jahrzehnten stetig riicklaufig.
Dennoch sind auch im Grof3raum Braun-
schweig Stallbauten in den vergangenen Jah-
ren zu einem Thema mit hoher Présenz in der
offentlichen Diskussion geworden. Beigetragen
hat hierzu u.a. die Errichtung eines Gefligel-
schlachthofes in Wietze im Landkreis Celle, in
dessen Folge auch zahlreiche Stallbauten im
Grolsraum Braunschweig erwartet wurden. Der
Schlachthof hat im Jahr 2011 seinen Betrieb
aufgenommen.

Von Stallbaugegnern werden insbesondere
Aspekte des Tierschutzes, des Umweltschut-
zes und der Ethik ins Feld gefihrt. Die Diskus-
sion um neue Stallbauten ist in der Regel von
starken Emotionen gepragt. Bauwillige Land-
wirte und deren Familienangehérige sehen sich
einem erheblichen Druck ausgesetzt. Hohe-
punkt der Auseinandersetzungen sind Brand-
anschlage auf zwei im Bau befindliche Hahn-
chenstélle im Landkreis Peine.

Ein Stallbauboom ist im Grof3raum Braun-
schweig auch nach Inbetriebnahme des o.g.
Schlachthofes nicht zu verzeichnen. Auf den
aulRlerst geringen Besatz an Grol3vieheinheiten
je ha LF haben sich die in den letzten drei Jah-
ren errichteten H&hnchenmaststélle kaum
messbar ausgewirkt. Die derzeit gunstigen
Rahmenbedingungen im Marktfruchtbau haben
den wirtschaftlichen Druck zur Diversifizierung
und zum Einstieg bzw. zur Ausweitung der
Tierhaltung abnehmen lassen. Bestatigt wird
dies durch eine auf Gemarkungsebene durch-
gefiihrte Multiplikatorenbefragung zur Entwick-
lung der Tierhaltung. Danach ist in den kom-
menden Jahren insgesamt kaum mit einer Zu-
nahme der Viehbestandsdichte zu rechnen. Im
Geflugelbereich wird die Bereitschaft der
Landwirte zur Aufnahme oder Ausweitung der
Tierhaltung lediglich fur 2 Gemarkungen (0,5%)
als sehr hoch und fir 13 Gemarkungen (3 %)
als hoch eingestuft. Die Entwicklung in den
nordwestdeutschen Veredelungsregionen st
insofern aufgrund ganz unterschiedlicher struk-

tureller Voraussetzungen auch zukinftig nicht
auf den Grof3raum Braunschweig Ubertragbar.
Bei der Genehmigung von Stallbauten ist im
baurechtlichen Sinn zwischen landwirtschaftli-
chen und gewerblichen Tierhaltungen zu unter-
scheiden. Letztere sind dann gegeben, wenn
die Uberwiegend eigene Futtergrundlage im
Betrieb nicht nachgewiesen werden kann, d.h.
die Tierhaltung rechnerisch nicht ein gewisses
MaR der Flachenbindung aufweist. In Zusam-
menhang mit gewerblichen Tierhaltungen sind
mit der anstehenden Novellierung des Bauge-
setzbuches Anderungen im Hinblick auf die
Zulassigkeit im Auf3enbereich angekindigt. Die
Steuerungsmaglichkeiten der Gemeinden wir-
den dahingehend ausgeweitet, dass gewerbli-
che Stallbauten ab bestimmten Bestandsgro-
Ben eine Bauleitplanung erfordern und nicht
langer als privilegiertes Auf3enbereichsvorha-
ben genehmigt werden kénnen.
Die Privilegierung landwirtschaftlicher Stallbau-
ten ist hiervon nicht beriihrt. Bei deren Standor-
tentscheidung ist eine Reihe von Kriterien
mafdgeblich. Hierzu zahlen u.a.
e Verfugbarkeit von Flachen (Eigentum oder
Fremdeigentum)
e ErschlieRung des Standortes
e  Arbeitswirtschaft
e Eignung fur die Bebauung
e Schutzgebiete nach Wasser- oder Natur-
schutzrecht
e Ausreichende Abstande zu Wohngebau-
den, empfindlichen Okosystemen und Wald
Gemeindliche Festsetzungen in der Bauleitpla-
nung konnen weitere Einschrdnkungen in der
Standortwahl begriinden. Fir einen bauwilligen
landwirtschaftlichen Betrieb sind die Standort-
moglichkeiten damit schon jetzt haufig sehr
stark begrenzt.
Die Tierhaltung als Standbein einer vielseitig
strukturierten Landwirtschaft muss auch im
GroRBraum Braunschweig weiterhin mdglich
sein. Derzeit scheint eine Ausweitung der
Viehbestande nur fur einen geringen Anteil der
Betriebe in Frage zu kommen. Unter verander-
ten Marktbedingungen muss die Option neuer
Stallbauten aber weiterhin offen gehalten wer-
den. Dies entspricht auch dem Gedanken einer
auf regionaler Ebene verbrauchernahen und
flachengebundenen Erzeugung, der mit dem
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bisherigen Riickgang der Viehhaltung im Ver-
bandsgebiet in den Hintergrund getreten ist.
Ein Handlungsbedarf, planerische Vorgaben fir
Tierhaltungsanlagen in die Regionale Raum-

ordnung aufzunehmen, ist vor dem Hintergrund
der dargestellten Strukturen, Steuerungsmog-
lichkeiten und Entwicklungstendenzen daher
nicht gegeben.

2.3 Konflikte und Losungsansatze in Wechselwirkung mit anderen

Fachplanungen

2.3.1 Bauleitplanung

2.3.1.1 Siedlungsentwicklung und Bedarf an Wohnbauland und Gewerbeflachen

Wie aus der Wohnungsmarktbeobachtung™ fir
das Land Niedersachsen zu entnehmen ist,
differenzieren sich die Wohnungsmaérkte
grundsétzlich weiter aus. Wahrend in Mittel-
und Oberzentren eine stabile Wohnungsnach-
frage zu verzeichnen ist, kommt es in periphe-
ren, landlichen Raumen vermehrt zu leer ste-
henden Einfamilienhdusern. Fur neue Woh-
nungen und fir geférderte Wohnungen zeich-
net sich in den Zentren ein aus Nachfragersicht
enger Markt ab. In den Jahren 2010 und 2011
wurden in Niedersachsen knapp 1.850 ha Brut-
towohnbauland fur den Wohnungsneubau in
Anspruch genommen; was einem Anstieg um
28 % gegeniiber 2008/2009 bedeutet.

Generell ist die Ausweisung von Wohnbaufla-
chen gegenuber den 90er Jahren spurbar zu-
rickgegangen. Fir den Grol3raum Braun-
schweig wurden im Durchschnitt der Jahre
1992 bis 1997 in der Summe der Bruttobau-
landausweisung und der Inanspruchnahme von
bereits Uberplanten Flachen bzw. Baullicken
jahrlich Uber 300 ha neu bebaute Flache ver-
zeichnet. Stellt man diesen Zahlen die Wohn-
baulandentwicklung” der Jahre 2010 und 2011
gegeniber, dann ergibt sich derzeit eine
durchschnittliche Inanspruchnahme aus der
Neuausweisung von Bauflachen und dem Ab-
bau der Baulandreserven von jahrlich etwa
106 ha.

Tabelle 1: Neuausweisung von Wohnbauland 2010/2011

Geschossbauten freistehend insgesamt

Wohn- Wohn- Wohn- .

einh. ha einh. ha einh. ha m"je WE
Braunschweig 59 1,9 19 1,1 78 3 381
Salzgitter 18 1,6 18 1,6 861
Wolfsburg 64 2,2 124 57 188 8 423
Gifhorn 32 1.2 183 16,9 215 18 841
Goslar 20 1,2 20 1,2 600
Helmstedt 28 0,4 189 17,2 217 17,6 811
Peine 110 0,8 204 13,1 314 13,9 442
Wolfenbdittel 2 11 46 3,3 48 4,4 907
ZGB 295 7,6 803 60,1 1098 67,7 617
Niedersachsen | 2886 77,2 11255 827,8 14141 911,3 622

Quelle: NBank, Wohnbaulandumfrage 2012
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Der bereits seit langerem zu beobachtende
Trend zum Bau von Familienheimen setzt sich
fort. So wurden in den Jahren 2010 und 2011
rund 90 % der neu ausgewiesenen Wohnbau-
flachen fur Ein- und Zweifamilienhduser in An-
spruch genommen. Der Geschosswohnungs-
bau fand wéhrend dieses Zeitraumes im Grol3-
raum Braunschweig in hennenswerter Grof3en-
ordnung lediglich in den Stadten Braunschweig
und Wolfsburg sowie den Landkreisen Gifhorn
und Wolfenbuttel statt.

Mit der Hinwendung zu einem Baulandmarkt
fur Familienwohnheime steigt der Flachenver-
brauch pro Wohneinheit (WE) an. Die mittlere
GrundstiicksgréRe nach den Zahlen der
Wohnbaulandumfrage 2012 liegt nun landes-
weit bei ca. 640 m? je Wohneinheit (750 m? fur
Familienheime und 270 m? fur Geschosswoh-
nungen). Im Durchschnitt wurden im Grof3raum
Braunschweig ca. 620 m2 zur Erstellung einer
Wohneinheit bendtigt. Dabei sind je nach Anteil
des Geschosswohnungsbaus zwischen den
Gebietskorperschaften deutliche Unterschiede
erkennbar (vgl.Tabelle 1).

Fir die weitere Entwicklung der Wohnbauland-
nachfrage sind die Veranderung der Einwoh-
nerzahl sowie der Anzahl der Haushalte ent-
scheidende Faktoren. Wie bereits dargestellt
wurde, ist fur das Gebiet des GrofRRraumes
Braunschweig nach den Prognosen des NIW
zwischen den Jahren 2009 und 2030 mit einem
Ruckgang der Bevolkerung uber alle Alters-
gruppen um 13,6 % zu rechnen. Hierbei sind
deutliche Unterschiede zwischen dem Ober-

zentrum Braunschweig mit stabiler Einwohne-
rentwicklung und einzelnen Landkreisen mit
Bevolkerungsrickgdngen um rund ein Viertel
des aktuellen Bestandes zu erwarten.

Trotz bereits ricklaufiger Bevodlkerungszahlen
zeichnet sich ab, dass die Zahl der Haushalte
landesweit zunachst bis zum Jahr 2017 noch
weiter ansteigen wird. Ursache hierfur sind
Verschiebungen in der Altersstruktur, die den
Trend zur Bildung kleinerer Haushalte begiins-
tigen. In der Folgezeit werden die Haushalts-
zahlen abnehmen und im Jahr 2030 deutlich
unter dem Ausgangsjahr 2009 liegen. Ein lan-
desweiter Vergleich auf Ebene der Landkreise
und kreisfreien Stadte zeigt, dass fir den Grol3-
raum Braunschweig bis zum Jahr 2030 ledig-
lich in der Stadt Braunschweig mit konstanten
bis leicht steigenden Haushaltszahlen gerech-
net wird. Insbesondere fur die sudlichen Land-
kreise werden dagegen teilweise Abnahmen in
einer GroRRenordnung von rund 15 bis 20 %
erwartet.

Langfristig ist trotz der Verkleinerung der
Haushalte und steigender Wohnraumanspru-
che mit einem Rickgang der Nachfrage auf
den Wohnungsméarkten zu rechnen. Diese
Entwicklung wird sich regional allerdings im
Hinblick auf Umfang und Zeitpunkt unterschei-
den. In Gebieten mit bereits rucklaufiger Bevol-
kerungsentwicklung ist ein zuséatzlicher Wohn-
raumbedarf kaum noch zu erwarten, wahrend
bei mittelfristig noch wachsenden Bevolke-
rungszahlen bis auf Weiteres noch zusatzlicher
Wohnraum benétigt wird ™.

Abbildung 16: Prozentuale Veranderung der Haushaltsanzahl im Zeitraum 2009 bis 2030
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50

Landwirtschaftlicher Fachbeitrag 2015 — Band 2



Um die Jahrtausendwende konnte noch eine
deutliche Binnenwanderung innerhalb des Ver-
bandsgebietes beobachtet werden, in der
Bauwillige aus Braunschweig und Wolfsburg in
die umliegenden Gemeinden der Landkreise
Gifhorn, Peine und Wolfenbilttel auswichen.
Mittlerweile ist festzustellen, dass die meisten
mittleren und groRReren Zentren in Niedersach-
sen wachsen oder sich im regionalen Wettbe-
werb gut behaupten, wahrend die landlichen
und peripheren Gebiete zunehmend die Aus-
wirkungen des demografischen Wandels zu
spuren bekommen.

Baulandentwicklung als Angebotsplanung stellt
in Anbetracht der demografischen Entwicklung
in weiten Teilen des GrofRraumes Braun-
schweig kein erfolgversprechendes Vorgehen
mehr dar. Eine Konzentration auf die Sied-
lungskerne, die verstarkte Nutzung von Bauli-
cken und die qualitative Aufwertung von Bau-
gebieten kénnen dazu beitragen, die Neuaus-
weisung von Siedlungsgebieten zu Lasten zu-
vor landwirtschaftlich genutzter Flachen zu
begrenzen. Das Landesamt fiir Geoinformation
und Landentwicklung Niedersachsen (LGLN)
bietet Kommunen bereits ein Baulticken- und
Leerstandskataster an, in dem GIS-gestitzt
Daten aus der Katasterverwaltung und der
Meldedatenbank verschnitten werden. Fur die

ortliche Entwicklungsplanung lassen sich so
wertvolle Hinweise auf bestehende oder zu
erwartende Leerstande, Innenentwicklungspo-
tentiale oder strukturelle Anpassungserforder-
nisse ableiten.

Neben der Darstellung von Siedlungsgebieten
werden auch umfangreiche Flachen fur Ge-
werbestandorte im GroRraum Braunschweig
ausgewiesen. Hierzu zahlen u.a. Gewerbege-
bietsflachen nordlich der A 39, 06stlich des
Stichkanals Salzgitter und westlich des Uber-
gabebahnhofs Beddingen. Im Interesse einer
flachensparenden Entwicklungsplanung sollten
verstarkt Altindustriestandorte im Sinne eines
Brachflachenrecyclings genutzt werden. Bei-
spiele hierfur sind u.a. das ehemalige Hitten-
gelande in Lengede oder das aufgelassene
Kraftwerksgelande in Offleben.

Wo nur geringe Flachenreserven an potenziel-
len Industrie- und Gewerbegebieten vorhanden
sind und Altindustrieanlagen, Gewerbebrachen
oder umzunutzende Militdrgelande nur in be-
grenztem Umfang erschlossen werden, werden
sich Flachenausweisungen weiterhin Uberwie-
gend auf zuvor landwirtschaftlich genutzten
Flachen vollziehen. Jingstes Beispiel hierfur
sind Uberlegungen fir die Errichtung eines
Logistikzentrums im Raum Harvesse.

2.3.1.2 Entwicklungsraume fur landwirtschaftliche Betriebe

Zur Sicherung der Unternehmensentwicklung
im nationalen und internationalen Wettbewerb
sind gunstig gelegene landwirtschaftliche Be-
triebsstandorte mit ausreichenden Entwick-
lungsmaoglichkeiten erforderlich. Die Gemein-
den kdnnen als Trager der Bauleitplanung den
landwirtschaftlichen Betrieben Uber planungs-
rechtlich abgesicherte Standorte den nétigen
Ruckhalt fir zuknftige Investitionen bieten.

Flachenverluste oder Baulandgewinne?

Die Umnutzung landwirtschaftlich genutzter
Flachen in Siedlungs- und Gewerbegebiete
kann fur die Landwirtschaft erhebliche Auswir-
kungen haben. Dartber hinaus sind zusatzliche
Flacheninanspruchnahmen fir durch die Sied-
lungsentwicklung notwendig gewordene Aus-
baumalRnahmen von Verkehrswegen sowie fir
Ausgleichs und ErsatzmalRnahmen nach Na-
turschutzrecht zu verzeichnen. Legt man eine
durchschnittliche Betriebsgrofe von 92 ha LF

zu Grunde, so sind durch die Zunahme der
Siedlungs- und Verkehrsflache in den Jahren
2001 bis 2011 um 3.843 ha jahrlich vier bis funf
komplette Betriebe verloren gegangen.

Da durch Gebietsausweisungen meist eine
Vielzahl von landwirtschaftlichen Betrieben
betroffen ist, sind Betriebe teils mit Eigentums-
flachen, teils aber auch nur mit Pachtflachen
beteiligt. Bei steigendem Pachtflaichenanteil
- derzeit im Gro3raum Braunschweig mehr als
die Halfte der Bewirtschaftungsflachen - muss
immer haufiger und oftmals auch kurzfristig auf
die Bewirtschaftung von Pachtflachen verzich-
tet werden.

Sofern Eigentumsflachen von der Planung
bertihrt werden und somit Bauland verauRert
werden kann, ist eine hohe Besteuerung der
Gewinne nur zu vermeiden, wenn kurzfristig
wieder in Boden investiert wird. Dies fuhrt dann
regional teils zu einer Verknappung des Bo-

Landwirtschaftlicher Fachbeitrag 2015 — Band 2

51



denmarktes und zu steigenden Preisen. Nur
selten werden von den Gemeinden ausrei-
chend Ersatzflachen angeboten. Angesichts
der anhaltenden Finanzkrise und der damit
verbundenen Flucht in Sachwerte, gestaltet
sich die Mdglichkeit zur Reinvestition in Boden
zuséatzlich schwierig.

Neubaugebiete im landwirtschaftlichen Um-
feld

Neubaugebiete am Dorfrand kénnen in der
Feldmark erhebliche Zerschneidungsschaden
verursachen. Dies geschieht beispielsweise
durch die Verkirzung von Schlagléangen, das
Verbleiben von Kleinflachen in landwirtschaftli-
cher Nutzung (z.B. um Larmabstédnde gegen-
Uber StralRen zu gewahrleisten) sowie das Ent-
stehen von unrentablen Schlagformen z.B.
Dreiecken. Derartige Flachen sind nur mit er-
hohtem Aufwand zu bewirtschaften. Mit Hilfe
einer frlhzeitige Einbeziehung und Absprache
mit der Landwirtschaft kénnen solche Pla-
nungsfehler behoben werden.

Auch Eingriffe in die Agrarstruktur durch eine
Anderung der Dranagen und Vorflutbedingun-
gen sollten frihzeitig bedacht werden. Durch
die Einleitung des Regenwassers von Dach-
und Hofflachen in Graben wird teils deren hyd-
raulische Leistungsfahigkeit tberschritten, was
zu Schéden bei den Unterliegern und zu einem
erhohten Unterhaltungsaufwand am Gewas-
sernetz fuhrt. Vorgaben zur Vermeidung einer
Ubermafigen Versiegelung und zur Wasser-
versickerung auf dem eigenen Grundstuick oder
innerhalb des Baugebietes (z.B. Muldenversi-
ckerung) sind Vorsorgemdglichkeiten, die zur
Vermeidung von Hochwasserschaden dringlich
erscheinen. Auch Maflnahmen Ubergebietlicher
Regenwasserrickhaltung in Verbindung mit
Ausgleichs- und ErsatzmaRnahmen koénnen
Abhilfe schaffen.

Bedingt durch die Lage am Dorfrand, fuhren
oftmals wichtige Wirtschaftswegeverbindungen
zur Feldmark durch Neubaugebiete hindurch.
Die enge StralBenfiihrung und parkende Fahr-
zeuge machen diese Wege teilweise fir die
groRen landwirtschaftlichen Fahrzeuge unpas-
sierbar. Aufwendiges Rangieren bedeutet Zeit-
verlust und birgt Unfallgefahren. Bereits bei
den Planungen miuissen deshalb durchlassige
Verbindungen fur landwirtschaftliche Fahrzeu-
ge gesichert werden. Dichte Anpflanzungen zur

freien Feldmark hin dienen nicht nur zur Ein-
grinung des Baugebietes sondern bieten auch
Schutz vor Staub und Immissionen, die regel-
mafig bei der Bewirtschaftung landwirtschaftli-
cher Flachen entstehen. Zur Vermeidung von
Nachbarschaftsbeschwerden sollten ausrei-
chende Abstande oder eine dichte Bepflanzung
vorhanden sein. Die Erfahrung aus der Praxis
zeigt, dass die bloRe Ausweisung von Anpflan-
zungsflachen fur Privatgrundstiicke in Bebau-
ungsplanen oftmals nicht ausreichend ist. Klei-
ne GrundstiickgroRen, die Beflirchtung einer
zunehmenden Verschattung des Gartengrund-
stucks, fehlende Fachkenntnisse bei der Aus-
wahl- und Pflege der Pflanzen sowie auch eine
fehlende Bauabnahme fir das AuRengrund-
stuck fihren groRtenteils zu erheblichen Dis-
krepanzen zwischen Planung und der Realitét.
Es empfiehlt sich daher, Immissionsschutzfla-
chen moglichst zusammenhéngend in Ge-
meineigentum zu Uberfihren oder einen geeig-
neten Trager zu finden, der sowohl eine fach-
gerechte Erstellung als auch die Gewabhrleis-
tung einer dauerhaften Pflege sicherstellen
kann.

Planungsrechtliche Absicherung landwirt-
schaftlicher Betriebe

Werden Hofstellen von Wohnbebauung einge-
schlossen, bedeutet dies oftmals einen Verlust
von Entwicklungsmdoglichkeiten fir den Betrieb.
So stehen beispielsweise mdgliche Erweite-
rungsflachen nicht mehr zur Verfiigung, hofna-
hes Grunland kann nicht mehr gepachtet wer-
den. Gegeniber der herangeriickten Bebauung
sind bei Erweiterungsabsichten des landwirt-
schaftlichen Betriebes Nachbarabstdnde zu
wahren oder verstarkte Immissionsschutzauf-
lagen einzuhalten. Insbesondere Be-triebe mit
Viehhaltung werden hinsichtlich einer weiteren
Bestandsaufstockung durch Abstandsvorgaben
gegeniber Wohnbebauung eingeschrankt.

Die Lage der Hofstellen im Ort, am Ortsrand
oder als Einzelhof in der Feldmark sowie die
planungsrechtliche Bewertung der Standorte ist
oftmals entscheidend fir die weiteren Entwick-
lungsmaoglichkeiten der landwirtschaftlichen
Betriebe. In Erhebungen der Landwirtschafts-
kammer aus den Jahren 1997 und 2012 in den
Gemarkungen des Grolraumes Braunschweig
wurde die Lage der Hofstellen im Hinblick auf
den Innen- bzw. Aul3enbereich sowie beengte
Verhéltnisse erfragt.
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Tabelle 2: Befragungsergebnisse zur Lage der Hofstellen in den Jahren 1997 und 2012

Lage der Hofstellen Hofstellen mit beengter Lage
im AulRenbe- im Innenbereich mit Viehhaltung ohne Viehhal-
reich in % der Hofstel- | in % der Betrie- tung
in % len im Innenbe- | be mit beengter | in % der Betrie-
in % reich Lage be mit beengter
Lage
1997 2012 1997 2012 1997 2012 1997 2012 1997 2012
BS 7 5 93 95 18 67 53 46 47 54
Sz 6 8 94 92 22 59 26 10 74 90
wOB 5 11 95 89 19 61 77 41 23 59
GF 10 13 90 87 23 55 75 54 25 46
GS 21 19 79 81 37 68 81 44 19 56
HE 12 13 88 87 23 65 61 31 39 69
PE 2 6 98 94 48 65 58 34 42 66
WF 5 8 95 92 11 57 45 19 55 81
ZGB 9 11 91 89 27 60 64 38 36 62

Prozentuale Auswertung einer Befragung von ca. 550 Gemarkungen im Jahr 2012 mit ca. 80% Rucklauf.

Quelle: LWK Niedersachsen

Der Begriff ,beengte Hofstelle* beinhaltet dabei
sowohl die ,rdumliche Enge", die aufgrund zu
kleiner Hofflachen oder fehlender Abstellmdg-
lichkeiten fir Maschinen entsteht, als auch die
Junktionale Enge“, die auf mangelnde M&g-
lichkeiten fir Umnutzungen oder Erweiterun-
gen des Gebaudebestandes innerhalb der
Ortslage wie auch auf zu geringe Nachbarab-
stande zuriickzufuhren ist.

In Tabelle 2 sind die Ergebnisse der oben ge-
nannten Befragung zusammengefasst. Wie zu
erkennen ist, hat der prozentuale Anteil der im
Innenbereich gelegenen Hofstellen Uber einen
Zeitraum von 15 Jahren leicht abgenommen.
Dies ist weniger auf eine verstarkte Aussied-
lung zurick zu fuhren, sondern lasst auf
Standortvorteile der im Aul3enbereich wirt-
schaftenden Betriebe und damit einen gegen-
Uber dem Innenbereich geringeren Struktur-
wandel schlief3en.

Der Anteil der Betriebe im Innenbereich, fur die
eine beengte Lage angegeben wird, hat sich
auf Ebene des GroRRraumes Braunschweig im
betrachteten Zeitraum mehr als verdoppelt. Die
Hofstellen kénnen nur in begrenztem Umfang

an die wachsenden BetriebsgréRen angepasst
werden. GroRere Abmessungen der Maschi-
nen, erforderliche Lagerkapazitaten fir Be-
triebsmittel und Ernteerzeugnisse sowie grolie-
re Tierbestande stellen rdumlich und funktional
Anforderungen, die von den alten Hofstellen in
der Ortslage haufig nicht mehr erflllt werden
kénnen.

Regionen mit starkerer Viehhaltung und traditi-
onell engerer Bauweise haben verhéaltnismafig
mehr Betriebe mit beengten Hofstellen zu ver-
zeichnen. Mit dem Ruckgang der viehhalten-
den Betriebe im Grofsraum Braunschweig ha-
ben sich die Verhaltnisse im Vergleich der
Landkreise und kreisfreien Stadte jedoch stér-
ker angeglichen und bewegen sich auf einem
ausgeglichen hohen Niveau.

Die kommunale Bauleitplanung kann erheblich
zur Existenzsicherung der Betriebe in der Ge-
meinde beitragen, indem vorhandene landwirt-
schaftliche Betriebe einschlieRBlich ihrer Ent-
wicklungsmoglichkeiten schon friihzeitig bei der
Bauleitplanung beachtet werden.
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Dorfliche Innenbereiche weisen i.d.R. eine
Gemengelage aus Landwirtschaft, Handwerks-
bzw. kleineren Gewerbebetrieben und sonsti-
gem Wohnen auf. In derartig gepragten Ddérfern
ist nach § 5 BauNVO™ auf die Belange der
landwirtschaftlichen Betriebe einschlieflich
ihrer  Entwicklungsmaéglichkeiten  vorrangig
Ricksicht zu nehmen. Dies bedeutet fir die
sonstige Wohnnutzung, dass ortsubliche land-
wirtschaftliche Immissionen zu tolerieren sind,
soweit sie nicht nach Art, Dauer und Ausmafi
als schadliche Umwelteinwirkungen einzustu-
fen sind. Im Ubrigen gilt das gegenseitige
Rucksichtnahmegebot.

Im Geltungsbereich eines Bebauungsplans mit
der entsprechenden  Nutzungsfestsetzung
Dorfgebiet (MD) sind landwirtschaftliche Betrie-
be damit weitgehend planungsrechtlich abgesi-
chert. Sofern die Standorte landwirtschaftlicher
Betriebe allerdings als Wohnbaugebiete aus-
gewiesen werden, besteht lediglich Bestands-
schutz der vorhandenen baulichen Nutzung.
Jegliche Erweiterungsmaoglichkeiten und Ver-
anderungen sind dann planungsrechtlich nicht
mehr moglich. Aus landwirtschaftlicher Sicht ist
es innerhalb Kleinteilig strukturierter Ortslagen
nicht erforderlich, Art und MaR3 der baulichen
Nutzung sowie die Uberbaubare Grundstiicks-
flachen dezidiert festzusetzen. In der Praxis
reichen einfache Bebauungspléne aus, in de-
nen der Gebietstyp Dorfgebiet und ein ausrei-
chend gro3 bemessener Entwicklungs- und
Schutzbereich um die Hofstellen festgelegt
werden sollte.

Fur viele Dorfkerne bestehen keine Bebau-
ungs- sondern lediglich Flachennutzungspléane
(unbeplanter Innenbereich). Die Zulassigkeit
von Bauvorhaben innerhalb eines im Zusam-
menhang bebauten Ortsteiles ist dann nach §
34 BauGB®” zu beurteilen. Dies setzt voraus,
dass Bauvorhaben sich nach Art und MaR der
baulichen Nutzung, der Bauweise und der
Grundstiicksflache in die Eigenart der néheren
Umgebung einfigen. Durch die Zunahme der
Wohnnutzung, sei es durch eine Bebauung von
Bauliicken (innerdrtliche Garten, Weiden etc.)
oder die Umnutzung ehemals landwirtschaftli-
cher Bausubstanz, verandert sich allmahlich
der Charakter vieler Dorfkerne vom Dorfgebiet
hin zum allgemeinen Wohngebiet. Dies hat zur
Folge, dass die verbleibenden landwirtschaftli-
chen Betriebe in ihrer Entwicklungsmdglichkeit

dadurch eingeschréankt werden, dass konkrete
Erweiterungs- oder Umnutzungsabsichten auf
der Hofstelle keine Aussichten auf Genehmi-
gung mehr haben. Infolgedessen ist die not-
wendige bauliche Anpassung an veranderte
Rahmenbedingungen der Produktion oder eine
Produktionsumstellung an diesem Standort
nicht mehr maoglich, was erhebliche Auswirkung
auf die dauerhafte Existenzfahigkeit des Be-
triebes haben kann.

Flachennutzungsplane die lediglich die allge-
meine Art der baulichen Nutzung beispielswei-
se gemischte Bauflache (M) ausweisen, bein-
halten die Schwierigkeit, dass Richtlinien zur
Beurteilung der Abstandsregelung zwischen
Hofstellen und betriebsfremden Wohnh&dusern
(z.B. VDI-Richtlinie 3894 Emissionen und Im-
missionen aus Tierhaltungsanlagen) die Dar-
stellung nach der besonderen Art der baulichen
Nutzung z.B. Dorfgebiet (MD) erfordern.

Nach der Erhebung der LWK 2012 liegen rund
11 % der erfassten Hofstellen im Auf3enbereich
(Einzelhoflage). Wie oben dargestellt, hat der
Landkreis Goslar mit 19 % der Hofstellen im
AuBRenbereich anteilmafig den hdchsten Wert
zu verzeichnen. Einzelhoflagen haben wohl
i.d.R. héhere ErschlieBungskosten zu tragen,
haben aber im Grundsatz hinsichtlich zukunfti-
ger Erweiterungs- oder Umnutzungsmdaglich-
keiten einen glnstigen Standort. Es ist deshalb
in der Bauleitplanung darauf zu achten, dass
ausgesiedelte Betriebe nicht durch die Auswei-
sung von neuen Baugebieten ,vereinnahmt”
werden.

Betriebs- und Teilaussiedlungen fur landwirt-

schaftliche Betriebe werden erforderlich auf-

grund

e beengter, nicht erweiterungsfahiger Hofstel-
len in den Ortslagen

e hoher Verkehrsdichte in den Ortslagen

e von Verdrngung durch stadtebauliche Ent-
wicklungen

e von Emissionsproblemen landwirtschaftli-
cher Betriebe bei Erweiterung der Tierhal-
tung

Die rechtlichen Voraussetzungen fir eine Aus-
siedlung sind im § 35 Abs. 1 Nr. 1 BauGB ge-
regelt. Danach ist ein Vorhaben im Aul3enbe-
reich nur zuléassig, wenn offentliche Belange
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nicht entgegenstehen, die ausreichende Er-
schlieBung gesichert ist, und wenn es einem
land- oder forstwirtschaftlichen Betrieb dient
und nur einen untergeordneten Teil der Be-
triebsflache einnimmt. Diese Privilegierung, die
im Einzelfall zu bewerten ist, ermdglicht die
Aussiedlung von landwirtschaftlichen Betrie-
ben.

Immissionsschutz

Die Bauleitplanung ging bisher von den Vor-
stellungen eines bauerlichen Familienbetriebes
mit kleineren und mittleren Tierbestanden aus.
Die Entwicklungen in der Landwirtschaft gehen
jedoch in Richtung grolRerer spezialisierter
Betriebe mit einem hohen Einsatz an Technik
und Kapital.

Andererseits fuhrt die starke Siedlungsentwick-
lung in den Dorflagen und die damit vollzogene
Trennung von Arbeits- und Wohnort zuneh-
mend zu aus landwirtschaftlicher Sicht Uberzo-
genen Erwartungen nach einem Wohnort frei
von Immissionen. Die von einem landwirt-
schaftlichen Betrieb Ublicherweise ausgehen-
den Emissionen in Form von Geruch, Staub
und Larm fuhren deshalb immer haufiger zu
Nachbarschaftskonflikten.

In Dorfgebieten sind ortstibliche Immissionen
zu tolerieren, sofern sie nach Art, AusmafR3 und
Dauer keine Gefahren oder erhebliche Nachtei-
le und Belastigungen herbeifiihren. Ob Immis-
sionen erheblich sind, ist dabei von der konkre-
ten Situation abhéngig.

Immissionstrachtig sind insbesondere Vered-
lungsbetriebe mit Schweine- und/ oder Gefli-
gelhaltung. Als Orientierungshilfe zur Abschat-
zung der auftretenden Immissionen sind in der
Vergangenheit die Richtlinien VDI 3471 Emis-
sionsminderung Tierhaltung/Schweine und VDI
3472 Emissionsminderung Tierhaltung/Huhner
zur Anwendung gekommen. Diese sind durch
eine neue VDI-Richtlinie 3894 ,Emissionen und
Immissionen aus Tierhaltungsanlagen“ ersetzt

worden, in der durch die Berticksichtigung wei-
terer Standortfaktoren eine héhere Genauigkeit
und Ubereinstimmung mit weiterreichenden
Ausbreitungsberechnungen erzielt werden soll.
Tierbestande ab einer bestimmten Grol3e (z.B.
1.500 Mastschweineplatze, 560 Sauenplatze
oder 30.000 Mastgefligelplatze) sind nach dem
Bundesimmissionsschutzgesetz in Verbindung
mit der TA Luft zu beurteilen. Die Bewertung
ermittelter Geruchsbeeintrachtigungen erfolgt
auf der Grundlage der Geruchsimmissionsricht-
linie**, die einheitliche Maf3stdbe und Beurtei-
lungsverfahren definiert.

Die erforderlichen Mindestabstande zur nachs-
ten Wohnbebauung sind maf3geblich

abhangig von der planungsrechtlichen Situati-
on, der Standortgeometrie, der Wirtschaftswei-
se, dem Viehbestand und der Liftungstechnik.

Nicht ausreichende Schutzabstande zwischen
landwirtschaftlichen Betrieben und Wohnhé&u-
sern fohren besonders bei tierhaltenden Be-
trieben zu erhdhten Immissionsschutzaufwen-
dungen oder hemmen die weitere Entwicklung
des landwirtschaftlichen Betriebes generell.
Andererseits konnen Geruchsbeeintrachtigun-
gen die Wohnqualitat in der Umgebung von
Stallanlagen beeinflussen. Es ist deshalb wich-
tig, bereits im Stadium der Bauleitplanung eine
entsprechende Bewertung der Ortslage vorzu-
nehmen und ggf. Einzelgutachten einzuholen.

Landwirtschaftliche Produktionsflachen, insbe-
sondere Gemise- und Obstbauflachen, die in
der naheren Umgebung von Gewerbe- und
Industriegebieten liegen, kénnen durch Immis-
sionen belastet werden. Besonders zu befiirch-
ten ist der Imageverlust, den die Produkte al-
leine durch die Lage der Anbauflachen erlei-
den. Imageschéaden betreffen teils auch ge-
samte Regionen (Industrieregion, Schacht Kon-
rad etc.). Besonders betroffen sind direktver-
marktende Betriebe, bei denen die Kunden
besonderen Wert auf die Herkunft der Produkte
legen.
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2.3.1.3 Denkmalschutz

Ist ein Geb&dude oder Ensemble ein Kultur-

denkmal im Sinne des Niedersachsischen

Denkmalschutzgesetzes (NDSchG), kann dies

fur den Landwirt folgende Auswirkungen ha-

ben:

e nach 8§ 6 NDSchG besteht ein umfassen-
des Erhaltungsgebot

e zur Erhaltungsverpflichtung kommt ein
Nutzungsgebot nach § 9 und § 17 NDSchG

Da die Umgebung eines Baudenkmals eben-
falls nach § 8 NDSchG geschitzt ist, durfen in
dessen Nachbarschaft keine Anlagen errichtet,
verédndert oder beseitigt werden. Im landwirt-
schaftlichen Bereich konnten vor allem Silos,
Gullebehélter und moderne Wirtschaftsgeb&au-
de davon betroffen sein.

Die Erhaltungspflicht steht ebenso wie der Um-
gebungsschutz unter dem Vorbehalt der Zu-
mutbarkeit und fallt damit unter die Sozialpflich-
tigkeit des Eigentums. Sie kann nicht verlangt
werden, wenn der Verpflichtete dadurch wirt-
schaftlich unzumutbar belastet wirde. Dies ist
dann der Fall, wenn die Kosten der Erhaltung

und Bewirtschaftung nicht durch Ertrédge oder
den Gebrauchswert des Kulturdenkmals auf-
gewogen werden.

Um ortsbildpragende, eventuell auch denkmal-
geschiitzte Gebdude zu erhalten. sehen die
Dorferneuerungs- sowie auch die Strukturhilfe-
richtlinien Zuschiisse fiur die Umnutzung ganz
oder teilweise leerstehender ortsbildpragender
Gebéaude vor. Dies gilt vor dem Hintergrund,
dass eine Umnutzung von leerstehenden Ge-
bauden fir den Erhalt der Dorfstrukturen bes-
ser ist als eine Aussiedlung von Betriebszwei-
gen.

Unter Bericksichtigung der Auflagen des
Denkmalschutzes kénnen durch eine geschick-
te Bauplanung diese Gebaude in den meisten
Fallen den heutigen betriebswirtschaftlichen
Anspriichen angepasst werden. Eine sinnvolle
betriebliche Weiterentwicklung ist dadurch in
den meisten Fallen gewahrleistet. Trotz des
Zuschusses ist der Abriss und Neubau aller-
dings vielfach ginstiger.

2.3.1.4 Bauleitplanung im Konsens mit der strukturellen Entwicklung landwirtschaftlicher

Betriebe

Unter dem Aspekt, dass fir die Zukunft eine

ricklaufige Bevolkerungsentwicklung in den

meisten Teilrdumen des Grof3sraumes prognos-
tiziert wird, sollte aus Sicht der Landwirtschaft
eine nachhaltige Siedlungsentwicklung unter

Berucksichtigung gewachsener Dorfstrukturen

angestrebt werden. Verhaltensweisen und

MafRnahmen zur Unterstitzung der aus land-

wirtschaftlicher Sicht gewiinschten Entwicklun-

gen konnen wie folgt zusammengefasst wer-
den:

e Konzentration der Siedlungsentwicklung in
den Zentren hohen Bedarfs (z.B. Stadt
Braunschweig) und in Arbeitsplatznahe

e Konzentration der Siedlungsentwicklung in
Orten mit guter Verkehrsanbindung, be-
sonders OPNV (Unterstiitzung des sied-
lungsstrukturellen Leitbildes der dezentra-
len Konzentration der Regionalplanung)

e Prioritatensetzung in einzelnen Ortsteilen
der Gemeinden mit dem Ziel des Schutzes
der Orte mit noch starker landwirtschaftli-
cher Funktion

e Durchfuihrung einer dorfvertraglichen Sied-
lungsentwicklung (Flachenausweisung im
Rahmen des Eigenbedarfs und eventuell
eines begrenzten Wachstums)

e Orientierung der Siedlungsentwicklung auf
Flachen geringeren Ertragspotenzials.

e Orientierung der Gebietsausweisungen auf
Flachen geringwertiger landwirtschaftlicher
Infrastruktur (SchlaggroRRe, Dranage, Be-
regnungsmoglichkeiten)

e Bericksichtigung der Hauptverbindungs-
wege in die Feldmark (landwirtschaftlicher
Verkehr)

e Punktuelle Integration der Neubaugebiete,
statt vollstandige Umrandung der alten
Dorfkerne
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e Sicherung der vorhandenen Hofstellen
samt ihrer Umgebung mit der Ausweisung
von Dorfgebieten (MD) in Bebauungspla-
nen, ggf. Beibehaltung der Darstellung MD
innerhalb der Flachennutzungsplane

e Behutsame Genehmigungspraxis nach
§ 34 BauGB unter Berlcksichtigung und
Beibehaltung des landwirtschaftlichen Ge-
bietscharakters

e Erhaltung von innerértlichen Freiflachen im
Umfeld der landwirtschaftlichen Betriebe
fur die weitere Betriebsentwicklung
und/oder als Schutzabstand

e Erhaltung noch vorhandener Dorfstrukturen
durch sorgsame Abwagung in der Pla-
nungspraxis

e Freihaltung von AuRRenbereichsflachen mit
gunstigen ErschlieBungsmoglichkeiten
(Wege, Wasser, Abwasser, Strom) fur
landwirtschaftliche Aussiedlungsvorhaben

e Anlage und Pflege von Immissionsschutz-
flachen bei Neubaugebieten

e Bildung eines Flachen- und MalRnahmen-
pools (interkommunal) zur Durchflihrung
der Ausgleichs- und Ersatzmalnahmen
nach Naturschutzgesetz

Die Entwicklung neuer Gewerbe- und Indust-

riegebiete muss unter dem Aspekt des Res-

sourcen- und Umweltschutzes und insbesonde-

re des Bodenschutzes erfolgen. Aus landwirt-

schaftlicher Sicht sind dabei folgende Punkte

zu beachten:

¢ Interkommunale Zusammenarbeit statt
Wettbewerb mit vermeintlich giinstigen
Flachen

¢ Revitalisierung von Altstandorten und be-
lasteten Flachen statt Ausweisung auf der
grinen Wiese

e Objektive Suche nach den besten Standor-
ten unter Beriicksichtigung konkurrierender
Belange und gegebenenfalls unter Ver-
wendung eines objektiven Bewertungsmo-
dells

e reduzierter Flachenverbrauch insbesonde-
re bei gewerblichen Bauflachen durch qua-
lifizierte Planung (Parkplatze, Dachflachen,
Begrinungsmafl3nahmen etc.)

e Sicherung von Erweiterungsflachen fur die
vor- und nachgelagerten Bereiche der
Landwirtschaft in der Néhe der Erzeugung
in den landlich strukturierten Gebieten

Mit der Vorschlagskulisse flr Vorranggebiete
Landwirtschaft (vgl. Kapitel 6.2) gibt der land-
wirtschaftliche Fachbeitrag der Raumordnung
Entscheidungsgrundlagen fiir eine raumbezo-
gene Differenzierung der landwirtschaftlichen
Nutzflachen im Regionalen Raumordnungspro-
gramm an die Hand. Flachen, die der Landwirt-
schaft aus agrarstruktureller Sicht besonders
gunstige Voraussetzungen fur die Erfullung
ihrer gesellschaftlichen Aufgaben bieten, kon-
nen so nach Abwéagung mit den gemeindlichen
Belangen der Siedlungsentwicklung vor einer
Inanspruchnahme planerisch geschitzt wer-
den.

Die Gemeinden als Trager der Planungshoheit
sind aufgefordert, die notwendige Abstimmung
der unterschiedlichen Interessen von Landwirt-
schaft, Wohnbevolkerung und gewerblicher
Entwicklung in einer vorausschauenden und
zukunftsorientierten Planung zu l6sen. Um
stadtebaulich nicht gewollten und fehlerhaften
Entwicklungen entgegenzuwirken, ist es ferner
moglich, dass die Gemeinde ihr Einvernehmen
im Baugenehmigungsverfahren versagt.

Fur alle landlichen Gemeinden ist zumindest
zum Zeitpunkt der Neuaufstellung des Fla-
chennutzungsplanes sowie bei besonders kon-
flikttrAchtigen Sachverhalten ein landwirtschaft-
licher Fachbeitrag zur Gemeindeentwicklung zu
empfehlen, der eine sachgerechte und gezielte
Sicherung der Entwicklungsmdglichkeiten der
bestehenden landwirtschaftlichen Betriebe im
Kontext zur weiteren Entwicklung der Gemein-
de aufzeigt.

Landwirtschaftlicher Fachbeitrag 2015 — Band 2

57



2.3.2 Verkehrsplanungen

2.3.2.1 Verkehr und Landwirtschaft

Der Grof3raum Braunschweig hat aufgrund
seiner geographischen Lage zu den dstlichen
Bundeslandern seit der Wiedervereinigung
Deutschlands einen starken Ausbau des uber-
regionalen Verkehrswegenetzes erfahren. Dies
betrifft sowohl Schienen und WasserstraRen-
projekte als auch den Ausbau des Autobahn-
netzes. Zu den GrolRprojekten, die weitestge-
hend bereits realisiert worden sind, zahlen
beispielsweise

e der Aus- und Neubau der Schienenstrecker
Hannover — Stendal — Berlin

o die sechsstreifige Erweiterung der Auto-
bahn A 2, Hannover — Berlin

e der Ausbau des Mittellandkanals zwischen
Hannover und Berlin und

e der Bau der A 39 von Rautheim bis zum
Autobahnkreuz Wolfsburg/ Kénigslutter

Aufgrund des weiterhin steigenden Verkehrs-
aufkommens sind auch in der ndheren Zukunft
Uberregionale Verkehrsplanungen im Grol3-
raumgebiet zu erwarten. Derzeit laufen die
Vorbereitungen zur Neuaufstellung des Bun-
desverkehrswegeplanes fir die Jahre 2015 bis
2030. Von der Niedersachsischen Landesre-
gierung ist im Dezember 2012 eine Projektliste
an das Bundesverkehrsministerium gemeldet
worden, in der zahlreiche Malinahmen auch
aus dem Grofraum Braunschweig enthalten
sind. Hierzu zéahlen

e die Fortfihrung der A 39 von Wolfsburg
nach Lineburg (Planung eingeleitet)

e der Ausbau der A 2 zwischen Hannover
und Sachsen-Anhalt von 6 auf 8 Fahrstrei-
fen

e der Ausbau der A 7 von 4 auf 6 Fahrstrei-
fen (Planung eingeleitet)

e Verlegung der B 65 zwischen Sehnde und
Peine

e der zweigleisige Ausbau der Schienenver-
bindung Weddel — Fallersleben (Weddeler
Schleife)

o Ausbau des Mittellandkanals und der
Stichkanale

Auch fur den Bereich des regionalen Verkehrs
existieren mittel- und langfristige Planiberle-
gungen zum weiteren Ausbau der Verkehrs-
netze, deren Realisierung bisher noch teils
aufgrund fehlender Mittel zurtickgestellt wurde.
So sind zahlreiche Ortsumgehungen zur Ent-
lastung der Ortsdurchfahrten an den Bundes-
und Landesstral3en im Gesprach. Die Planun-
gen fur den Grolsraum Braunschweig belegen,
dass mittelfristig mit einem motorisierten Indivi-
dualverkehr gerechnet wird, der insbesondere
in den Umlandregionen der Ober- und Mittel-
zentren einen Bedarf zum Ausbau weiterer
Strafenverbindungen nach sich zieht.

Untersuchungen zur bundesweiten Entwicklung
der Mobilitdt bis zum Jahr 2030 zeigen, dass
das Verkehrsaufkommen entscheidend von der
weiteren Entwicklung des Wirtschaftswachs-
tums bestimmt wird®. Im Szenarium anhaltend
positiver Wachstumsraten ist neben dem deut-
lich zunehmenden Giterverkehrsaufkommen
auch bei rucklaufiger Bevolkerungsentwicklung
weiterhin mit einer wenn auch langsameren
Zunahme der Personenverkehrsleistung zu
rechnen. Kommt es vor dem Hintergrund an-
haltender Wirtschafts- und Finanzkrisen dage-
gen zu einer weitgehenden Stagnation der
volkswirtschaftlichen Gesamtleistung, ist in der
Summe aus Guter- und Personenverkehr mit
einem Rickgang des Verkehrsaufkommens zu
rechnen.

MaRnahmen zur Verkehrsplanung und Ver-
kehrslenkung innerhalb von Stadtgestaltungs-
und Dorferneuerungsverfahren oder sonstigen
Planungen finden kontinuierlich im gesamten
Gro3raum Braunschweig statt. Damit verbun-
den sind teils auch Ruckbaumalinahmen, Be-
pflanzungen und vieles mehr, was durch eine
Verengung der Querschnittsbreiten und Hohen
oder auch der Sichtwinkel unmittelbare Auswir-
kungen auf den landwirtschaftlichen Verkehr
hat. Denn im landwirtschaftlichen Bereich mis-
sen umfangreiche Transportarbeiten durchge-
fuhrt werden, und auch die immer gréReren
landwirtschaftlichen Fahrzeuge sind auf das
offentliche StralRenverkehrsnetz angewiesen.
Wenn SchnellstraRen fur den landwirtschaftli-
chen Verkehr gesperrt werden, ohne dass ver-
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gleichbar gute Ersatzverbindungswege beste-
hen, missen landwirtschaftliche Fahrzeuge
teils groBe Umwege in Kauf nehmen. Zu Ver-
kehrsspitzenzeiten kommt es auf vielbefahre-
nen Bundes- und Landesstral3en zu gegensei-
tigen Behinderungen im Verkehrsablauf. Fur
viele landwirtschaftliche Betriebe stellt auch der
inneroértliche Durchgangsverkehr eine Behinde-
rung ihrer Betriebsabléaufe dar.

Durch die Ausbauten der Verkehrswege wer-
den in starkem MaRe landwirtschaftlich genutz-
te Flachen in Anspruch genommen. Im Grof3-
raum Braunschweig werden ca. 27.000 ha oder
5 % der Gesamtflache als Verkehrsflache ge-
nutzt. Im Zeitraum von 2001 bis 2011 kamen
ca. 160 ha jahrlich an neuen Verkehrsflachen
dazu®. Die Flachenverluste werden durch die
Anspriiche nach Ausgleichs- und Ersatzmal3-
nahmen, die zur Erhéhung der ©kologischen
Wertigkeit meist auch auf landwirtschaftlichen
Flachen stattfinden, zusétzlich verstéarkt.

Besonders  Neutrassierungen  verursachen
erhebliche Eingriffe in das landwirtschaftliche
Wege- und Gewassernetz. Daruber hinaus
werden teils Beregnhungsflichen mit einem
Netz fester Beregnungsleitungen in Mitleiden-
schaft gezogen. Solche Eingriffe beriihren auch
vorhandene Genehmigungen und Rechte so-
wie Mitgliedschaften in Verbanden, die bedacht
werden miuissen. Sofern alte Briicken und
Wegeverbindungen nicht mehr zur Verfigung
stehen, entstehen dauerhafte Nachteile durch
Umwege oder Wartezeiten vor Ubergangen.
Besondere Probleme fur landwirtschaftliche
Betriebe ergeben sich z.B. auch, wenn Triftwe-
ge durchschnitten werden.

Fur Neubau- und Ausbaumal3nahmen an Stra-
Ren, Schienen- und Wasserwegen sind Plan-
feststellungsverfahren erforderlich, um alle
nétigen Genehmigungen zu biindeln und Ein-
wendungen von Behdérden und betroffenen
Birgern angemessen behandeln zu kénnen.
Lediglich bei Anderungen oder Erweiterungen
von nur unwesentlicher Bedeutung, wenn die
Rechte anderer nicht beeinflusst werden, kann
die Planfeststellung unterbleiben. Im Innenbe-
reich ersetzen teils die Bebauungsplane die
Planfeststellung.

Die erforderlichen Bauflachen werden in der
Regel Uber Kaufverhandlungen mit den Eigen-
tumern herbeigefiihrt. Zur Ausfiihrung eines
festgestellten Planes kann daruber hinaus auch
ein Enteignungsverfahren durchgefihrt und der
Trager der Baulast vorzeitig in den Besitz ein-
gewiesen werden, sofern der sofortige Beginn
der Bauarbeiten geboten ist.

GrolRere Planfeststellungsverfahren  sollten
grundsatzlich von Flurneuordnungsverfahren
begleitet werden. Haufig kbnnen nur so die aus
dem Flachenbedarf resultierende Betroffenheit
Einzelner gemindert und dartber hinaus die
Eingriffe in die landwirtschaftliche Feldmark
durch Flachenzerschneidung oder Verschlech-
terung der inneren Verkehrslage verringert
werden. Beispiele im Groliraum Braunschweig
sind eine Vielzahl von Flurneuordnungsverfah-
ren, die durch Unternehmenstrager hervorgeru-
fen wurden.

Bei Neubauvorhaben mit Uberértlicher Bedeu-
tung werden durch die zustandigen Landespla-
nungsbehdrden (Landkreise und kreisfreie
Stadte, Zweckverband Grofraum Braun-
schweig) Raumordnungsverfahren mit inte-
grierter Umweltvertraglichkeitsprufung eingelei-
tet. Damit kann friihzeitig eine Beurteilung von
Vorhaben mit den Tréagern o6ffentlicher Belange
durchgefiihrt sowie Uber die beteiligten Ge-
meinden eine Anhérung der Offentlichkeit er-
wirkt werden. Darlber hinaus kdnnen in
Raumordnungsverfahren zeitgleich mit den
durchzufihrenden  Umweltvertraglichkeitspri-
fungen weitere Fachgutachten durchgefiihrt
werden, um zusétzliche Erkenntnisse priifen
und bewerten zu konnen. Auf dieser Ebene
bieten landwirtschaftliche Fachbeitrage die
Maoglichkeit, frihzeitig und nach einem nach-
vollziehbaren Bewertungsrahmen, mdgliche
Alternativtrassen hinsichtlich ihrer Auswirkung
auf die Landwirtschaft zu bewerten. Beispiele
im Grofraum Braunschweig sind die landwirt-
schaftlichen Fachbeitrage zum Bau der Orts-
umgehungen Meine und Brome im Landkreis
Gifhorn. Mit der Landesplanerischen Feststel-
lung wird schlie3lich das Ergebnis der Abwa-
gung aller raumbedeutsamen Belange bekannt
gegeben und damit in der Regel auch der zu-
kunftige Planungskorridor fir die weiterfiihren-
den Verfahren festgelegt.
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2.3.2.2 Beriicksichtigung der Landwirtschaft bei Verkehrsplanungen und

-maflRnahmen

GroRere Neubauverfahren, z.B. an Autobah-
nen, Bundesstralen, Landstral3en, Schienen-
wegen, Bundeswasserstralen, werden in der
Regel in Verbindung mit Raumordnungsverfah-
ren, Umweltvertraglichkeitspriifungen und an-
schlieRenden Planfeststellungsverfahren
durchgefuhrt. Innerhalb der genannten Verfah-
ren ist eine umfangreiche Prifung der Belange
der Landwirtschaft vorzunehmen. Die folgen-
den Punkte beinhalten die allgemeinen Anfor-
derungen zur Bericksichtigung der Landwirt-
schaft bei derartigen Planungsverfahren:

e ausreichende Bedarfsprufung mit allen
maglichen Alternativen, einschlie3lich der
Nullvarianten unter Nutzung alternativer
Verkehrsanbindungen

o frihzeitige Beurteilung der Auswirkungen
der Trassenvarianten auf die Landwirt-
schaft durch landwirtschaftliche Fachbei-
trage (z.B. auf der Ebene Raumordnungs-
verfahren).

Landwirtschaftliche Fachbeitrédge sollten

folgendes beinhalten:

- Bewertung hinsichtlich Flachenbedarf
und Flachenzerschneidung

- Aussagen zur Restflachenverwertung

- Beurteilung der Eingriffe in das land-
wirtschaftliche Wege- und Gewasser-
netz

- Beurteilung der Eingriffe in vorhandene
Genehmigungen und Rechte

- Bewertung der Auswirkungen auf
landwirtschaftliche Verkehrswege

- Prifung der Notwendigkeit von Unter-
nehmensflurneuordnungsverfahren

- Beurteilung der Auswirkungen auf
landwirtschaftliche Betriebe

- Feststellung des Flachenverlustes und
des Ersatzlandbedarfs

- Beurteilung der Auswirkungen der A-
und E-MaflRnahmen auf die Landwirt-
schaft

- Optimierung der Trassenfiihrung nach
den o.g. Kriterien

- aktive Planung der Uberortlichen land-
wirtschaftlichen Verkehrsanbindung

- Bundelung bzw. Lenkung der A- und E-
MalRnahmen in Abstimmung mit land-

wirtschaftlichen Belangen (Bildung ei-
nes Flachenpools)

- Einleitung begleitender Unternehmens-
flurneuordnungsverfahren

- Beteiligung der Landwirtschaft bei der
Flachenpflege wvon A- und E-
MafRnahmen

Auch bei kleineren Ausbau- und Neubauverfah-
ren z.B. beim Bau von Radwegen parallel zu
bestehenden StraRen oder bei Anderungen an
Kreis- und Gemeindestral’en sind land- oder
forstwirtschaftliche Belange berihrt, wenn neue
Flachen in Anspruch genommen werden, oder
eine Einwirkung auf land- und forstwirtschaft-
lich genutzte Flachen erfolgt (Entwasserung,
Wasserfuihrung, Bepflanzung etc.).

Innerhalb der Plangenehmigungs- oder Plan-
feststellungsverfahren sollten zur Beriicksichti-
gung der Belange der Landwirtschaft folgende
Punkte beachtet werden:

frihzeitige Beteiligungs- und Abstimmungs-
gesprache (Runde Tische)

Minimierung des Flachenbedarfs (einschliel3-
lich A- und E-MaRRnahmen) und der Flachen-
zerschneidung

Optimierung der Verwertung von Restflachen
(Kompensationsmaflinahmen)

Minimierung der Eingriffe in das landwirt-
schaftliche Wege- und Gewassernetz
Minimierung der Auswirkungen auf den
landwirtschaftlichen Verkehr

Ausgleich des Eingriffs im direkten Objektbe-
reich

Prifung der Moglichkeit einer Kombination
von Rad- und Wirtschaftswegen und deren
Voraussetzungen (Flachenersparnis, Einspa-
rung offentlicher Mittel fir den Ausbau, Ein-
vernehmen Uber die zukinftigen Unterhal-
tungsmaRnahmen und die Ubernahme der
Verkehrssicherungspflicht)

In besonderem MalRe betreffen auch innerértli-
che Verkehrsplanungen, die haufig im Zusam-
menhang mit 6ffentlichen Mal3hahmen inner-
halb von Dorferneuerungsverfahren oder stad-
tebaulichen Sanierungsmafinahmen durchge-
fuhrt werden, die aufRere und innere Verkehrs-
lage der landwirtschaftlichen Betriebe. Die Si-
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tuation der Zuwegung der Hofstellen zur Feld-
mark ist dabei von groer Bedeutung. In Ab-
hangigkeit von den &rtlichen Gegebenheiten
sind bei allen Planungen die Hauptverbin-
dungswege vom Ort zur Feldmark zu beriick-
sichtigen und dabei auch die Ausmale der
landwirtschaftlichen Fahrzeuge zu beachten.
Gegebenenfalls sollten gemeinsam mit den im
Ort wirtschaftenden Landwirten innerértliche
Verkehrskonzepte entwickelt werden.
Grundsatzlich sollten folgende Punkte beriick-
sichtigt werden:

2.3.3 Rohstoffgewinnung

Bei der Bemessung der Verkehrswege und
Hofausfahrten (bei Riickbau-, Umbau- und
Neubaumafinahmen sowie Bepflanzungen)
sind die besonderen Anforderungen der land-
wirtschaftlichen Fahrzeuge zu beachten (Hohe,
Breite, Wendekreis, Geschwindigkeit, Einsicht-

winkel).
Durch  Verkehrslenkungs- und Beschran-
kungsmalnahmen (Parkplatzmarkierungen,

Parkverbote etc.) entlang von innerdrtlichen
Hauptverbindungswegen und im Umfeld der
landwirtschaftlichen Hofstellen (haufig frequen-
tierte Ausfahrten) sollte der landwirtschaftliche
Verkehr unterstitzt werden.

23.3.1

Im Grof3raum Braunschweig sind umfangreiche
Rohstoffvorkommen mit regionaler und tberre-
gionaler Bedeutung vorhanden. Von landwirt-
schaftlicher Relevanz dabei sind insbesondere
oberflachennahe Rohstoffe, die aufgrund ihrer
grol3flachigen Verbreitung und ihrer Abbauwdr-
digkeit mittelfristig mit der landwirtschaftlichen
Nutzung konkurrieren.

Allein die Kies-, Kiessand- und Sandvorréte,
die nach der Rohstoffsicherungskarte des
LBEG als Rohstoffsicherungsgebiete der 1.
und 2. Ordnung eingestuft wurden, umfassen
eine Flache von mehreren tausend Hektar.
Darliber hinaus existieren umfangreiche weite-
re Vorkommen, die als Gebiet mit potentiell
wertvollen Rohstoffvorkommen eingestuft wur-
den. Bodenabbauten finden in der Praxis zur
Zeit in Gebieten aller Einstufungen statt. Ge-
nehmigungen zum Bodenabbau finden auch
auBerhalb von raumordnerisch festgestellten
Gebieten statt.

Die Kies-, und Sandvorkommen konzentrieren
sich einerseits in den ndrdlichen Gebieten der
Landkreise Peine (Peine-Edemissen), Gifhorn
(SG Wesendorf, SG Boldecker-Land, SG Bro-
me) und Helmstedt (Velpke-Bahrdorf, nordlich
von Konigslutter) als auch im sidlichen Gebiet
des Groliraumes Braunschweig schwerpunkt-
maRig in den Talauen der Innersten, Oker und
Radau (mit teils besonderer volkswirtschaftli-
cher Bedeutung) und bei Bornhausen. Weiter-
hin gibt es drtliche Vorkommen von Quarzsan-

Rohstoffgewinnung und Landwirtschaft

den (nérdlich des Dorms, bei Grasleben sowie
sudlich Bodenstein) und Tonen (bei Peine,
Querenhorst, Schoningen, Slpplingen-
burg/Barmke) die aufgrund ihrer Seltenheit und
Qualitat Gberregionale Bedeutung haben.

Im Helmstedter Revier wird Braunkohle vo-
raussichtlich noch bis zum Jahr 2017 im Tage-
bau Schoéningen abgebaut. Der Tagebau
Helmstedt ist im Jahr 2002 stillgelegt worden.
Es entsteht hier derzeit durch Flutung mit
Grundwasser der Lappwaldsee als Freizeitge-
wasser. Weitere Braunkohlevorrate, die als
Vorrangflachen im Regionalplan dargestellt
sind, befinden sich nordlich des Tagebaus Es-
beck-Schéningen, bei Sipplingen und bei Em-
merstedt.

Vorkommen von Torfen (nur begrenzte Ab-
torfrechte vorhanden), Olschiefer (zur Zeit kei-
ne Rentabilitat), Natursteinen (Steinbriiche)
sowie die Nutzung tiefliegender Rohstoffe (Sal-
ze, Eisenerze, Ol, Gas) sind raumordnerisch
erfasst, haben aber in der Regel aus landwirt-
schaftlicher Sicht aktuell eine geringe Flachen-
relevanz. In der Diskussion ist die Ausbeutung
von Schiefergasvorkommen durch das soge-
nannte Fracking-Verfahren. Hierbei werden
groBe Mengen eines Gemisches aus Wasser,
Sand und Chemikalien mit hohem Druck in
tiefe Erdschichten gepresst. Die in den Ge-
steinsschichten entstehenden Risse ermogli-
chen eine Gewinnung der Gasvorkommen.
Kritiker beflirchten eine erhebliche Gefahrdung
der Grundwasservorkommen. Die Verbands-
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versammlung des Zweckverbandes Grof3raum
Braunschweig hat daher im Juli 2012 in einer
Resolution an Landes- und Bundesregierung
unter anderem gefordert, bis auf weiteres keine
Genehmigungen fir die Bohrungen im Fra-
cking-Verfahren auszusprechen und durch
geeignete Rechtsvorgaben mdgliche Gefahren
fur die Bevolkerung und die Umwelt auszu-
schlieBen. Auch aus Sicht einer nachhaltigen
Sicherung der landwirtschaftlichen Produkti-
onsgrundlagen ist der Schutz des Bodens und
der Grundwasservorkommen unverzichtbar.

Das RROP 2008 fur den Grofiraum Braun-
schweig trifft auf der Grundlage von Rohstoffsi-
cherungskarten des LBEG Festsetzungen, die
eine Versorgungssicherheit fir die ndchsten 30
Jahre gewahrleisten. So sind die landesweit
und regional bedeutsamen Rohstoffvorkommen
in der zeichnerischen Darstellung als Vorrang-
gebiete Rohstoffgewinnung festgelegt worden.
Wahrend Vorranggebiete fir die Rohstoffge-
winnung als verbindliche Vorgabe fur die Bau-
leitplanung gelten, gibt es bei der Darstellung
als Vorbehaltsgebiete auf der Ebene der Bau-
leitplanung gewisse Handlungsspielraume bei

der Abwagung. Dabei sollten auch landwirt-
schaftliche Belange Berticksichtigung finden.

Bodenabbau kann fir die Landwirtschaft vielfal-
tige Beeintrachtigungen beinhalten. Zu nennen
sind insbesondere:

e Flachenverbrauch durch Bodenabbaufla-
chen, ErschlieBungsflachen, eventuelle
Ausgleichs- und Ersatzflachen (Menge,
Glte)

e Zerschneidungsschaden durch Erschlie-
Bungsanlagen wahrend des Abbaus oder
durch entstehende kleinere Restparzellen
nach dem Bodenabbau

e Verkehrsbelastung (Staub, Immissionen)

e Verdnderung der Grundwasserverhaltnisse
(Grundwasser, Hangzugwasser, Bereg-
nungsbrunnen)

e Kleinklimatische Veranderungen

e Verdnderung von Bodenstruktur und Bo-
denrelief (Rekultivierungsflachen)

e Belastung der landwirtschaftlichen Feld-
mark durch Folgenutzungen (Freizeit, Sport
etc.)

2.3.3.2 Berucksichtigung der Landwirtschaft beim Bodenabbau

Eine sparsame Rohstoffnutzung vorausgesetzt,
steht eine landwirtschaftlich optimierte Steue-
rung des Bodenabbaus im Vordergrund der
landwirtschaftlichen Anforderungen. Es sollten
prioritir Regionen in Anspruch genommen
werden, die eine geringere Beanspruchung der
landwirtschaftlichen Strukturen bedingen. Da-
bei spielt die Gute der abzurdumenden Deck-
schichten eine bedeutende Rolle. Auch ist zu
berlicksichtigen, welche Einschnitte in die Ag-
rarstruktur durch Bodenabbau bereits vorlie-
gen. In Extremfallen handelt es sich beispiels-
weise um Gemarkungen, die bereits stark
durch Bodenabbau gepragt sind und in denen
die Agrarstruktur darauf ausgerichtet wurde.
Oder aber es handelt sich um die Planung klei-
nerer Aufschliisse, die erstmalig eine landwirt-
schaftlich gepragte Landschaft durchschneiden
sollen. In der Regel bringt eine raumliche und
zeitliche Konzentration der Abbauten eine ge-
ringere Beeintrachtigung der Landwirtschaft mit
sich.

Die landwirtschaftlichen Anforderungen an die
oberflachennahe Rohstoffgewinnung lassen
sich wie folgt zusammenfassen:

e Bedarfsminderung durch Recycling und
nachwachsende Rohstoffe (Férderung, Pi-
lotvorhaben)

e vollstdndige Ausbeutung angebrochener
Rohstoffvorkommen (Zeitplane, abge-
stimmte Genehmigungspraxis zwischen al-
len Amtern und Landkreisen)

e abgestimmte Steuerungsverfahren zwi-
schen Raumordnung, Bauleitplanung und
Plangenehmigung

e gemeindliche Steuerung der Bodenab-
bauflachen in der Bauleitplanung unter
Abwagung der landwirtschaftlichen Belan-
ge (ggf. landwirtschaftliche Gutachten ein-
holen); kommunale Handlungsspielraume
wurden in einer Arbeitshilfe im Auftrag des
ZGB zusammengestellt (siehe BTE, 1994)

e abschnittsweise Inanspruchnahme und
Wiederherrichtung
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¢ Anlegung von Pegelbrunnen zur Beweissi-
cherung

e Aufrechterhaltung der ordnungsgeméRen
Be- und Entwasserung

e Sicherung landwirtschaftlicher Wegever-
bindungen

e Beachtung eines arbeitswirtschaftlich giins-
tigen Zuschnittes bei den verbleibenden
landwirtschaftlichen Flachen

e Sicherung der Béden in einer Gite, die
eine eventuelle spatere landwirtschaftliche
Nutzung im Grundsatz ermdglicht (Erhal-
tung natdrlich ertragsfahiger Substrate an
der Oberflache)

e landwirtschaftliche Folgenutzung in ange-
messenem Verhdltnis zum Verlust der zu-
vor landwirtschaftlich genutzten Flache und
besonders dort, wo noch geeignete Sub-
strate zur Verfigung stehen (Bodenschutz:
Erhalt und Nutzung ertragsfahiger Substra-
te)

e vertragliche Ausgestaltung anderweitiger
Folgenutzungen

Im RROP festgelegte Vorranggebiete fur den
Bodenabbau, die meist bereits im LROP bin-

2.3.4 Abfallwirtschaft

dend vorgegeben sind, lassen fiir die Abwa-
gung mit landwirtschaftlichen Belangen bisher
nur wenige Spielrdume. Die zwischenzeitlich in
Kraft getretenen bundes- und landesrechtlichen
Regelungen zum Bodenschutz zeigen jedoch,
dass dem Erhalt der Bodenfruchtbarkeit und -
ertragsfahigkeit zukiinftig eine groRere Bedeu-
tung beigemessen werden muss. Dies gilt ins-
besondere dort, wo landwirtschaftliche Flachen
mit sehr hohem natirlichem Ertragspotenzial
Rohstofflagerstatten iberdecken.

Die Regionalplanung sollte ihre Lenkungsmog-
lichkeiten deshalb voll ausschépfen. Dies be-
deutet aus landwirtschaftlicher Sicht:

Darstellung von Flachen, fir die keine Bindung
durch das LROP erfolgt ist, lediglich als Vorbe-
haltsflachen fir Rohstoffgewinnung, um auf
ortlicher Ebene eine Steuerung der Abbaufla-
chen ermdglichen zu kdnnen

Steuerung durch Mitwirkung und Uberzeugung
(Gespréache, Gutachten, Bodenabbaukonzepte,
-vertrége, Bodenschutz in den Rekultivierungs-
vorgaben etc.)

2.3.4.1 Abfallwirtschaft und Landwirtschaft

Die Zahl der Deponiestandorte hat in den ver-
gangenen Jahren im Grofl3raum Braunschweig
abgenommen, was unter anderem auf abgelau-
fene Ubergangsfristen in den rechtlichen Vor-
gaben zurick zu fuhren ist. Im Grol3raum
Braunschweig existieren derzeit 4 Deponien flr
Siedlungsabfélle sowie 5 betriebseigene Depo-
nien fur nicht gefahrliche Abfallstoffe. Weiterhin
gibt es eine betriebseigene Sondermiilldepo-
nie. Massenabfélle kénnen in Alversdorf und
Huttenreststoffe beim Reststoffzentrum in Ba-
rum deponiert werden. Die BKB betreibt am
Standort Buschhaus eine Anlage zur thermi-
schen Restmiullverwertung mit einer Kapazitat
von 525.000 Mg/a. Daruber hinaus wird an 6
Standorten Bioabfall zu Kompost verarbeitet.

Aufgrund durchgefuhrter Wertstofftrennungen
sind die Siedlungsabfallmengen bis zum Jahr
2005 kontinuierlich gesunken und verlaufen
seither nahezu konstant. Der prognostizierte

Rickgang der Bevolkerung wird zumindest auf
Ebene des Landes Niedersachsen bis zum
Jahr 2020 lediglich zu einer geringfligigen Ab-
nahme der Siedlungsabfallmengen um zwei bis
drei Prozent fuhren.

Fir den Grof3raum Braunschweig wird ein tUber
dem Landesdurchschnitt liegender demogra-
phischer Wandel erwartet, so dass auch be-
zuglich des Abfallaufkommens mit einer leicht
Uberdurchschnittlichen Abnahmerate zu rech-
nen ist. Im Bereich der Gewerbeabfélle ist das
Aufkommen stark von der weiteren konjunktu-
rellen Entwicklung sowie der Entwicklung auf
den Rohstoff-, Brennstoff- und Energiemérkten
abhangig, so dass Prognosen hier unsicher
sind. Zur Zeit bestehen im Grof3raum Braun-
schweig noch ausreichende Kapazitdten an
Deponieraum?, allerdings ist auch dieser end-
lich und die Suche nach neuen Standorten in
der ferneren Zukunft wieder absehbar.
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Fur die Anlage des Deponiekorpers und die
dazugehdrige Infrastruktur, fiir Verkehrsflachen
und fir Ausgleichs- und Ersatzmaflinahmen
werden landwirtschaftliche Flachen in An-
spruch genommen und es entstehen Zer-
schneidungsschéaden. In der Umgebung von
Mulldeponien oder Miullumschlagplatzen wer-
den landwirtschaftlich genutzte Flachen durch
Immissionen (Staub, Plastik und Papier etc.)
und Schéden durch VogelfraR in Mitleiden-
schaft gezogen. Dariliber hinaus kann es zu
Imageverlusten bei der Vermarktung von Pro-
dukten kommen, die im naheren Umfeld derar-
tiger Standorte erzeugt wurden.

Geruchsimmissionen sind bei Deponien und
Mullverbrennungsanlagen teils direkt wabhr-

2.3.4.2 Berlcksichtigung der Landwirtschaft bei

Bei allen Planungen und MaRnhahmen im Be-
reich der Abfallwirtschaft sind auch landwirt-
schaftliche Belange betroffen, die durch fol-
gende Punkte besser beriicksichtigt werden
kénnen:

o Verbesserung der Ausschdpfung der Ab-
fallvermeidungs-, Verminderungs- und
Verwertungspotenziale

e Einbeziehung von Produkten aus nach-
wachsenden Rohstoffen zur Herstellung
von kompostierbaren Gebrauchsgegen-
sténden und Verpackungen; Forderung von
Pilotvorhaben, Starkung der Nachfrage,
Marketing

e Qualitatssicherungs- und Kontrollsysteme
fur landbaulich verwertete Sekundéarroh-
stoffe insbesondere im Bereich Kompost
und Garreste mit fachbehordlicher Kontrol-
le und Dokumentation

e Starkung der Beweissicherung und des
Umweltmonitoring im Umfeld von immissi-
onstrachtigen Anlagen zur Restabfallbe-
handlung

nehmbar. Inwiefern auch stofflich nachweisba-
re Immissionen auf landwirtschaftlichen Pro-
dukten entstehen, ist Uber Beweissicherungs-
verfahren zu ermitteln. Entsprechende beglei-
tende Untersuchungen sind bei der Millver-
brennungsanlage  Buschhaus  durchgefihrt
worden. Sekundarrohstoffe wie beispielsweise
Klarschlamm, Kompost und organische Frakti-
onen aus der gewerblichen Produktion, die
unbelastet sind und somit landbaulich wieder-
verwertet werden kdnnen, entlasten die Abfall-
mengenbilanzen der kreisfreien Stadte und
Landkreise erheblich. Die Landwirtschaft bietet
durch die Aufrechterhaltung von ressourcen-
schonenden Nahrstoffkreislaufen eine Leistung
von grof3er volkswirtschaftlicher Bedeutung.

der Abfallwirtschaft

e abschnittsweise Beschickung von Depo-
nien, Errichtung von Fangzaunen; friihzei-
tige Eingriinung von Deponien

Das Regionale Raumordnungsprogramm 2008
sieht Vorranggebiete fir die bisher bestehen-
den Deponien im Grol3raum Braunschweig vor.
Aufgrund der flachendeckenden Entsorgungs-
lage wird auf die Ausweisung zukinftiger De-
poniestandorte oder Suchrdume verzichtet.
Durch die konsequente Ausschopfung der
Millvermeidungsstrategien ist darauf hinzuwir-
ken, dass auch zuklnftig keine zusatzlichen
landwirtschaftlichen Flachen fur Deponiestand-
orte in Anspruch genommen werden. Sollten im
Bedarfsfalle dennoch Suchrdume ermittelt und
in der Fortschreibung des RROP dargestellt
werden, so sind landwirtschaftliche Belange im
Vorfeld (z.B. in einem landwirtschaftlichen
Fachbeitrag zum Raumordnungsverfahren)
angemessen und transparent in die Abwagung
der Standorte einzubeziehen.
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2.3.4.3 Verwertung von Sekundarrohstoffdiingern durch die Landwirtschaft

Mit der Verwertung von Sekundarrohstoffdiin-
gern leistet die Landwirtschaft einen volkswirt-
schaftlich wichtigen Beitrag zur ressourcen-
schonenden Kreislaufwirtschaft. Der Einsatz
von organischen und mineralischen Reststoffen
als Dungemittel setzt voraus, dass die entspre-
chenden rechtlichen Vorgaben erfillt werden.
So regelt u.a. die Diingemittelverordnung, dass
Dungemittel bei sachgerechter Anwendung der
Bodenfruchtbarkeit und der Gesundheit von
Mensch, Tier oder Nutzpflanzen nicht schaden
und den Naturhaushalt nicht gefahrden dur-
fen.”

Die Uberwiegend in der Landwirtschaft einge-
setzten Sekundarrohstoffdiinger sind Kompost
aus Schnittgut oder aus der getrennten Samm-
lung kompostierbarer Abfalle und Klarschlamm.

Tabelle 3: Kompostierungsanlagen mit einer
mehr im GrofRraum Braunschweig

Kompostwerke innerhalb des GroRRraumes
Braunschweig befinden sich an den Standorten
Braunschweig, Wolfsburg, Mehrum, Alversdorf,
Upen und Bornum?. Wesentliche Mengen der
hier erzeugten Komposte werden landwirt-
schaftlich verwertet. Angaben zu den anfallen-
den Kompostmengen stehen nur teilweise zur
Verflgung. So werden in der Stadt Braun-
schweig rund 23.500 t Bioabfall und Griinabfall,
im Landkreis Wolfenbiittel ca. 20.000 t ge-
sammelt. Das Kompostwerk in Mehrum ist mit
einer Kapazitat von 39.000 t/a weitgehend
ausgelastet; das Kompostwerk in Wolfsburg
hat eine genehmigte Kapazitat von 17.500 t/a.
Im Landkreis Goslar werden Bioabfélle nur in
den Bereichen gesammelt, in denen keine
Uberhohten Schwermetallgehalte festzustellen
sind.

Behandlungskapazitat von 10.000 t/Jahr oder

Landkreis/Stadt Standort Kap::itét Verfahren

Braunschweig Watenbuttel 40.000 Vergarung und Kompostierung
Goslar Upen 16.500 Mietenkompostierung
Helmstedt Alversdorf 24.000 Boxenkompostierung

Peine Mehrum 34.000 Vergarung und Kompostierung
Wolfenbiittel Bornum 16.500 Mietenkompostierung
Wolfsburg Barnbruch 17.500 Mietenkompostierung

Quelle: MU 2011

Die landwirtschaftliche Verwertung von Bioab-
fallen vollzieht sich u.a. auf der Grundlage der
Bioabfallverordnung, in der die zuldssigen Ma-
ximalmengen, einzuhaltende Schadstoffgrenz-
werte sowie Vorgaben zur Erfassung und Do-
kumentation der aufgebrachten Mengen enthal-
ten sind. In der Regel sind Kompostwerke der
Bundesgiitegemeinschaft ~Kompost  ange-
schlossen. Diese wirkt Uiber ein Qualitatssiche-
rungssystem mit regelmafRligen Kontrollen auf
eine gleichmaRig gute Qualitat des Kompostes
hin und bestétigt die Einhaltung der Standards
mit der Vergabe eines Gutesiegels.

Bereits wesentlich langer als die landwirtschaft-
liche Kompostverwertung ist der Einsatz von
Klarschlamm als Dungemittel eine géngige

Praxis. In den insgesamt 106 Klaranlagen des
Verbandsgebietes fallen im Jahr 20.720 Ton-
nen (t) Trockenmasse (TM) Klarschlamm an,
deren Verwertung sichergestellt werden muss.

Die landwirtschaftliche Klarschlammverwertung
bietet dabei gegentuber der Deponierung oder
der Verbrennung die Mdglichkeit der Ruckfuh-
rung von Pflanzennahrstoffen in den biologi-
schen Kreislauf. Zuséatzlich kann der hohe An-
teil an organischer Substanz als Nahrung fir
die Bodenorganismen und somit zum Hu-
musaufbau genutzt werden. Damit geht eine
langfristige Verbesserung der Bodenstruktur
einher.
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Tabelle 4: Klarschlammanfall im Verbandsgebiet und dessen Anteil der landwirtschaftlichen

Verwertung

Landkreis, kreisfreie Stadt Klarschlammanfall davon landw. verwertet
insges.t TM t T™ % TM

Braunschweig 3.996 1.526 38,19

Salzgitter 2.113 1.809 85,6

Wolfsburg 1.657 18 17,16

Gifhorn 2.167 1.352 62,37

Goslar 4.264 1.248 29,27

Helmstedt 1.475 903 61,22

Peine 2.504 510 20,37

Wolfenbiittel 2544 503 19,77

GroBraum Braunschweig ~ |[20-720 7.869 37,98

Quelle: LWK Niedersachsen 2010

Die landbauliche Verwertung von Klarschlamm
liegt im Verbandsgebiet zur Zeit bei knapp 40
%. Im Jahr 2010 konnte Klarschlamm aus 124
Klaranlagen im GrofRraum Braunschweig land-
wirtschaftlich verwertet werden.

Voraussetzung fiir eine landbauliche Verwer-
tung ist eine hohe Klarschlammaqualitat, die
durch die Formulierung von Qualitatskriterien in
Gesetzen, Verordnungen und freiwilligen Ver-
einbarungen in Verbindung mit einer standigen
und unabhéangigen Kontrolle gewéhrleistet
werden kann. So gibt die Klarschlammverord-
nung (AbfallKlarv)* fur die wichtigsten
Schwermetalle®® und organischen Verbindun-
gen® Grenzwerte fur den Klarschlamm und den
Boden vor und regelt die Untersuchungsinter-
valle.

Darliber hinaus werden von einem Grof3teil der
Klarwerksbetreiber auf freiwilliger Basis weitere
Analysen durchgefuihrt. Diese Zusatzuntersu-
chungen auf 15 weitere Metallverbindungen
und organische Verbindungen®* und deren
Beurteilung gewahrleisten eine zuséatzliche
Sicherheit und fiihren zu einer héheren Akzep-
tanz bei den klarschlammabnehmenden Land-
wirten und Verbrauchern. Eine Beurteilung
erfolgt nach dem Medianwert aller untersuch-
ten Proben. Im Sinne des Minimierungsgebotes
werden bei Uberschreitung des Medianwertes
um das Funffache die Aufklarung der Herkunft

und geeignete Mallnahmen zur Reduzierung
des Eintrages angemahnt.

Eine weitere MalRnahme mehrerer Klaranlagen
im Grofraum ist die Qualitatssicherung des
Endproduktes Klarschlamm. Bei der Qualitats-
sicherung wird die gesamte Kette des Klar-
schlammes vom Einleiten der Abwasser in die
Klaranlage bis hin zur landbaulichen Verwer-
tung uUberpruft. Fur dieses Verfahren stehen
bundesweit Qualitatssiegel zur Verfigung. Im
Bereich des GrofRraumverbandes findet das
Siegel der Gesellschaft fur Qualitatssicherung
Landbauliche Abfallverwertung mbH (VDLUFA-
QLA GmbH) Anwendung. In deutlich kiirzeren
Intervallen als gesetzlich gefordert werden hier
Proben im gesamten Abwasserstrom sowie im
Endprodukt gezogen und dokumentiert.

Ziel der Qualitatssicherung ist eine weitere
Minimierung von Schadstofffrachten im End-
produkt.

Zur Absicherung mdoglicher Risiken, die den-
noch bei der Klarschlammanwendung bei der
Landwirtschaft verbleiben kénnen und die nicht
Uber die gesetzliche Haftung abgedeckt wer-
den, ist ein gesetzlich verankerter Klar-
schlammfonds gegriindet worden. Diesem
missen alle Klarschlammerzeuger beitreten,
deren Klarschlamm landbaulich verwertet wird.

Uber die speziellen klarschlammrechtlichen
Regelungen hinaus, sind bei der Aufbringung

66

Landwirtschaftlicher Fachbeitrag 2015 — Band 2



von Klarschlamm auf landwirtschaftlich genutz-
ten Flachen auch dingemittelrechtliche Vor-
schriften zu beachten. Klarschlamm unterliegt
als Sekundarrohstoffdiinger den Anwendungs-
regeln nach der Diingeverordnung®. Insbeson-
dere zu beachten ist die witterungsabhangige
Einschrdnkung des Ausbringungszeitpunktes
bei flissigem Klarschlamm sowie die Abstim-
mung der Nahrstoffmengen auf den Pflanzen-
bedarf.

Die Organisation und Aufgabenverteilung der
landwirtschaftlichen  Klarschlammverwertung
vollzieht sich in enger Abstimmung zwischen
den Landkreisen als Aufsichtsbehdrde und der
Landwirtschaftskammer Niedersachsen als
landwirtschaftliche Fachbehérde, die sowohl
Kontrollaufgaben als auch Beratungsfunktionen
wahrnimmt. So werden Kalk- und Nahrstoff-
gehalte, pH-Werte sowie Schwermetallgehalte
der zu beschlammenden Ackerflachen unter-
sucht. Ebenso werden die Inhaltsstoffe der
Klarschlamme hinsichtlich Schad- und Nahr-
stofffrachten bestimmt. Aus den Untersu-
chungsergebnissen wird unter Beriicksichti-
gung der zulassigen Grenzwerte und des
Nahrstoffbedarfs in einem Beschlammungsplan
die mdgliche Klarschlammdingung festgelegt.
Durch Information des Anlagenbetreibers sowie
der abnehmenden Landwirte in fachlichen und
rechtlichen Fragen wird die Beprobung, Unter-
suchung und Bewertung der Sekundarrohstoff-
diuinger ergénzt. Abschlielend erfolgt die Pri-
fung der Lieferscheine. Diese dokumentieren

die tatsachlich aufgebrachten Mengen auf den
jeweiligen Flachen.

Im Gebiet des GroRRraumverbandes Braun-
schweig wurden 2011 rund 350 Klarschlamm-
proben und 2.400 Bodenproben auf Nahrstoffe
sowie Schadstoffe untersucht. Die offene De-
klaration der Gehalte tragt zur Minimierung der
Schadstofffrachten bei und ermdéglicht durch
die Einbeziehung der Nahrstoffe im Klar-
schlamm eine exakte Dungeplanung. Aufgrund
dieser kontrollierten Qualitat ist die Akzeptanz
fur eine Verwendung des Klarschlamms in den
landwirtschaftlichen Betrieben weiterhin gege-
ben. Langfristig sind die anfallenden Kilar-
schlammmengen ebenso ricklaufig wie auch
der Anteil der landwirtschaftlichen Verwertung.
Hier spielen auch wirtschaftliche Uberlegungen
der Klarwerksbetreiber hinsichtlich der ver-
schiedenen Entsorgungs- bzw. Verwertungs-
wege eine Rolle.

Die Gegeniberstellung des Klarschlammanfalls
(Tabelle 4) und der Klarschlammverwertung
(Tabelle 4) zeigt, dass von dem im Verbands-
gebiet anfallenden Klarschlamm nur knapp
8.000 t TS landwirtschaftlich verwertet, auf
Flachen im Grofraum aber rund 11.000 t TS
ausgebracht werden. Dies ist damit begriindet,
dass Klarschlamm aus anderen Bereichen
Niedersachsens sowie aus anderen Bundes-
landern importiert und zur Dingung eingesetzt
wird.

Tabelle 5: Landwirtschaftliche Klarschlammverwertung im Verbandsgebiet

Landkreis, kreisfreie Stadt [t TM ha Betriebe
gesamt
Braunschweig 411 203 12
Salzgitter 37 7 1
Wolfsburg 451 158 4
Gifhorn 2.648 2.294 79
Goslar 1.408 462 24
Helmstedt 2.784 1.194 59
Peine 2.071 833 37
Wolfenbuttel 1.310 1.032 24
GroRraum Braunschweig 11.120 6.183 240
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2.3.5 Energiewirtschaft

2.35.1 Energiewirtschaft und Landwirtschaft

Fur Energieversorgung des Grolsraumes
Braunschweig stehen GroRRkraftwerke an den
Standorten Mehrum und Buschhaus sowie
Kraftwerke mit Kraft-Warme-Kopplung in den
Stadten Braunschweig (Heizkraftwerk Nord
und Mitte), Salzgitter (Kraftwerk SZ-Hallendorf
der Salzgitter Flachstahl GmbH) und Wolfs-
burg (Kraftwerke West und Nord/Sid) zur
Verflgung.

Weiterhin existieren Wasserkraftwerke an den
Talsperren oder an Fernwasserleitungen im
Harz und Harzvorland. Kleinere Wassermiih-
len sind im gesamten Grof3raum Braun-
schweig vorzufinden, jedoch nur teilweise in
Betrieb. Dagegen sind in den letzten Jahren
viele Windenergieanlagen neu entstanden. Mit
der Festlegung von 34 Vorrangstandorten fr
die Windenergienutzung auf einer Flache von
rund 3.111 ha wurden windhoffige Standorte
gepriift, diese mit anderen Belangen abgewo-
gen und 2008 im RROP dargestellt. Diese
Flachen stehen fiur raumbedeutsame Wind-
energieanlagen zur Verfiigung, die damit au-
Rerhalb der Vorranggebiete ausgeschlossen
sind. Die Frage der Raumbedeutsamkeit kann
hierbei nicht an einer bestimmten Gré3e oder
Anzahl von Anlagen festgemacht werden,
sondern muss stets im konkreten Einzelfall
beantwortet werden. Hierbei sind neben der
Dimension der Anlage(n) auch die Besonder-
heiten des Raumes, Auswirkungen auf beson-
dere Raumfunktionen sowie gegebenenfalls
vorhandene Vorbelastungen zu berlcksichti-
gen.

Die Ausweitung der Ferngasversorgung im
landlichen Raum bedingt die Festlegung von
Trassen, deren Vertraglichkeit mit anderen
Belangen uber Raumordnungsverfahren evtl.
mit integrierter Umweltvertraglichkeitsstudie
abgeprift und mit einer Landesplanerischen
Feststellung abgeschlossen wird. Im An-
schluss werden in der Regel entlang der lan-
desplanerisch festgestellten Trassen Gestat-
tungsrechte und Nutzungsentgelte auf privat-
rechtlichem Wege angestrebt.

Die Land und Forstwirtschaft ist durch Luftver-
unreinigungen betroffen, da sich Luftemissio-
nen, die unter anderem in den meist mit Stein-

oder Braunkohle betriebenen Kraftwerken
entstehen, auf land- und forstwirtschaftlichen
Flachen niederschlagen. Die Umwelt- und
Gesundheitsrelevanz der Immissionen wird
Uber den Rahmen der gesetzlichen Grenz-
und Richtwerte (BImSchG, TA-Luft) festgelegt
und ist Uber spezielle Beweissicherungsver-
fahren zu kontrollieren. Dennoch kénnen auch
bei kontrollierter Qualitdt Schéaden durch
Imageverluste eintreten, wenn beispielsweise
im sichtbaren Umfeld von Schornsteinen Le-
bens- und Futtermittel erzeugt werden oder
bereits die gesamte Region einen vermark-
tungshemmenden Ruf geniefldt. Derartige
Schaden werden kaum entsprechend dem
Verursacherprinzip ausgeglichen.

Bei der Beurteilung der Betroffenheit der
Landwirtschaft tritt der unmittelbare Flachen-
verbrauch durch die Standorte der Energieer-
zeugungsanlagen eher in den Hintergrund.
Meist haben die geforderten Ausgleichs- und
Ersatzmalinahmen eine starkere Flachenrele-
vanz. Dies gilt insbesondere fiir die Standorte
von Windkraftanlagen, deren benétigte Grund-
flache gering ist und weiterhin eine landwirt-
schaftliche Nutzung in den Vorranggebieten
fir Windenergienutzung weitgehend uneinge-
schrankt zulasst. Zerschneidungsschaden
treten insbesondere bei Leitungstrassen (z.B.
Erdgas, Strom) auf oder aber auch durch zu-
sétzliche WegebaumalRnahmen bei der Er-
schlieung von Anlagen.

Viele landwirtschaftliche Betriebe verfligen
Uber Ressourcen zur Nutzung von Wind- und
Wasserkraft, sei es durch teilweise vorhande-
ne Rechte (z.B. Staurechte an Gewassern)
oder Uber Verfugbarkeit von Flachen zur
Windenergienutzung. Dariiber hinaus existie-
ren auf den landwirtschaftlichen Hofstellen
grof3e Dachflachen, die sich zur Nutzung von
Sonnenenergie anbieten und es bestehen
Mdoglichkeiten zur energetischen Verwertung
von Priméar- und Sekundarrohstoffen aus der
land- und forstwirtschaftlichen Erzeugung (u.a.
Verbrennung von Stroh, Holzhackschnitzeln,
Vergarung und Methangasgewinnung von
Gulle und sonstigen organischen Reststoffen).
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2.3.5.2 Bericksichtigung der Landwirtschaft bei der Energiewirtschaft

Zum einen sind alle technischen MaRhahmen
aber auch 6konomischen Anreize zum Ener-
giesparen insgesamt forderlich, auch den
landwirtschaftlichen Sektor entsprechend zu
entlasten. Zum anderen sind auch die land-
wirtschaftlichen Betriebe aufgefordert, ent-
sprechende EnergiesparmafRnahmen auf den
Hofstellen und bei der Flachenbewirtschaftung
einzufihren. Die Energieerzeugung aus
nachwachsenden Rohstoffen kann beginnend
auf dem eigenen Betrieb ins ndhere Umfeld
ausgeweitet werden und zu einer erheblichen
Ressourceneinsparung beitragen. Sicherlich
ist der Gesetzgeber gefordert, hier entspre-
chende Rahmenbedingungen zu setzen, damit
sich Kleinanlagen besser rentieren und ein
Engagement von landwirtschaftlichen Betrie-
ben in diesem Sektor angemessen gefdrdert
wird.

Fir emissionstrachtige Grof3anlagen sind im
Umfeld der Standorte Beweissicherungsmal3-
nahmen zu betreiben, um sicherzustellen,
dass keine qualitatsbeeintrachtigende Belas-
tung von landwirtschaftlichen Erzeugnissen
eintritt.

Standorte und Trassen von Energieanlagen
einschlieRlich der Versorgungsleitungen und -
infrastruktur sind in Anlehnung an die agrar-
strukturellen Erfordernisse zu planen. Dies
beinhaltet folgende landwirtschaftliche Anfor-
derungen:

e Standortauswahl z.B. von Windkraftanla-
gen in Anbindung an das vorhandene
landwirtschaftliche Wegenetz

e Parallelfuhrung von Leitungstrassen zu
vorhandenen Stral3en und Wegen, um
Zerschneidungsschaden zu minimieren

2.3.6 Erholungsplanung

e Durchfuihrung von Bauarbeiten auf land-
wirtschaftlichen Flachen bei méglichst tro-
ckener Witterung (Sommerhalbjahr)

e ordnungsgemalRe Rekultivierung beinhal-
tet den getrennten Einbau von Ober- und
Unterboden, die Einsaat von tiefwurzeln-
den Pflanzen nach der Wiederverfiillung;
den Wiederanschluss durchschnittener
Dranagen; gegebenenfalls sind Tiefenlo-
ckerungsmafinahmen oder Neudréanagen
erforderlich

e Beriicksichtigung agrarstruktureller Belan-
ge bei der Planung und Umsetzung von
naturschutzfachlichen Ausgleichs- und Er-
satzmaflnahmen, insbesondere durch die
Schonung landwirtschaftlicher Nutzflachen
und eine frihzeitige Einbindung der Be-
wirtschafter

Die Festlegung von Vorrangstandorten fir
Windkraftanlagen wird aus Sicht der Landwirt-
schaft befurwortet, da somit im Vorfeld bereits
eine Prufung der Windhoffigkeit und eine Ab-
wagung entgegenstehender Belange vorge-
nommen werden kann. Die Vorrangstandorte
fur Windenenergie sind mit Vorbehaltsgebie-
ten Landwirtschaft im Allgemeinen vertraglich.
Die genauen Standorte der Anlagen sollten
Uber die verbindliche Bauleitplanung unter
Beachtung der landwirtschaftlichen Belange
festgelegt werden. Windkraftanlagen erschlie-
Ren fur landwirtschaftliche Betriebe sowohl
Uber die Bereitstellung der Flache als auch
Uber Investitionsmaoglichkeiten ein zusatzliches
Einkommenspotenzial. In der Fortschreibung
des RROP sollten gegebenenfalls weitere
Vorranggebiete fur Windenergieanlagen fest-
gelegt werden.

2.3.6.1 Erholungsplanung und Landwirtschaft

Vor dem Hintergrund zunehmender Freizeitak-
tivitditen der Bevdlkerung und wachsender
Bedurfnisse nach Naherholungsmdglichkeiten
im Umfeld der Wohnorte wird neben Parkan-
lagen und Wéldern auch die landwirtschaftli-
che Feldmark zunehmend von Sportlern und

Erholungssuchenden aufgesucht. Daraus er-
geben sich seitens der Bevolkerung auch zu-
satzliche Wiinsche zur Gestaltung der Agrar-
landschaft (Anpflanzungen, Wegefiihrung,
Vielfalt der Nutzung etc.) und der Ausstattung
mit  Infrastruktureinrichtungen  (Parkplatze,
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Wegefluihrung und Beschilderung, Banke,
Schutzhutten, Picknickplatze etc.). Neben dem
Flachenverbrauch fir die touristische Infra-
struktur konnen sich fur die Landwirtschaft
erhéhte Pflegekosten (z.B. Wege- und He-
ckenpflege) ergeben und auch bei starkerer
Frequentierung der Feldmark durch Erho-
lungssuchende Belastungen und Risiken ein-
stellen. Zu nennen sind beispielsweise folgen-
de Nachteile:

e Behinderung des landwirtschaftlichen
Verkehrs durch parkende Fahrzeuge

e Schéaden auf den Wirtschaftswegen durch
z.B. schnell fahrende Fahrzeuge auf was-
sergebundener Decke (Schotterwege),
Reiter

e Steigende Unfallrisiken bei landwirtschaft-
lichen Arbeiten, aufgrund einer starken
Nutzung der Wirtschaftswege durch z.B.
Fahrradfahrer, Skater, Jogger, Spazier-
ganger etc.

o offene Fragen zur Haftung und Verkehrs-
sicherungspflicht bergen Risiken fur die
landwirtschaftlichen Eigentimer (in der
Regel Feldmarkinteressentenschaften)

¢ hinterlassene Abfélle verursachen einen
hohen Zeit- und Kostenaufwand bei der
Beseitigung

In landschaftlich reizvollen Gegenden kann
den genannten Nachteilen durch die Nutzung
der Feldmark von erholungssuchenden Touris-
ten ein Einkommenspotenzial durch den
Fremdenverkehr entgegenstehen, an dem
auch die Landwirtschaft teilhaben kann. Bei
den meisten Gebieten dagegen, die von Nah-
erholungssuchenden aufgesucht werden, er-
geben sich kaum zusétzliche Einkommenspo-
tenziale. Es stellt sich demnach die Frage, wie
die Erstellungs- und Unterhaltungskosten fur
besondere Gestaltungselemente in der Land-
schaft und fur die Anpassung der Infrastruktur
an die Erholungsnutzung aufgebracht werden
kénnen.

2.3.6.2 Bericksichtigung der Landwirtschaft bei der Erholungsplanung

Soweit sich die Erholungsnutzung in der um-
gebenden freien Landschaft weiterhin verstar-
ken wird, sind Probleme und Missverstandnis-
se zwischen Landwirtschaft und Erholungssu-
chenden kaum zu vermeiden. Nur durch ge-
genseitiges Verstandnis und Rucksichthahme
kénnen die Konflikte entschéarft werden. Hier-
fur ist eine standige Arbeit und Aussprache vor
Ort erforderlich. Allein die verstarkte Abspra-
che und Zusammenarbeit zwischen Landwir-
ten und beispielsweise Vertretern der Ge-
meinde, der Vereine, des Fremdenverkehrs
und Tragern von Erholungseinrichtungen kann
Zu gemeinsam getragenen Maf3nahmen fih-
ren. Viele landwirtschaftliche Problemfelder
lassen sich in einer gezielten Erholungspla-
nung und der Abstimmung von Maflinahmen
und deren Tragern bereits im Vorfeld beriick-
sichtigen:

e Lenkung der Erholungssuchenden durch
gezielte Ausweisung von Wegen (Rad-,
Wander-, Reitwege)

e Einbindung der Landwirtschaft in Erho-
lungs- und Fremdenverkehrskonzepte

e Freihalten der Wirtschaftswege vom moto-
risierten Individualverkehr

e Einrichtung von Erholungsanlagen auf
Standorten, die in Abstimmung mit der ort-
lichen Landwirtschaft festgelegt wurden

e Unterhaltungs- und Haftungsvereinbarun-
gen mit Kommunen

e Unterstutzung der Landwirtschaft bei Un-
terhaltungs- und Pflegemaflinahmen an
Landschaftselementen und der Infrastruk-
tur, die der intensiven Erholungsnutzung
dienen

In der Regionalplanung wird davon ausgegan-
gen, dass die gegenwartigen Erholungsaktivi-
taten im Rahmen der allgemeinen ruhigen
Erholung (Spazieren gehen, Naturgenuss) mit
den Nutzungsansprichen der Landwirtschaft
im Allgemeinen vertraglich sind®. Bei beson-
ders intensiv genutzten Gebieten und dort, wo
ein besonderer Ausbau der Erholungsnutzung
stattfindet, ist jedoch darauf zu achten, dass
die land- und forstwirtschaftliche Nutzung nicht
beeintrachtigt wird. In der kartenmafigen Dar-
stellung des Regionalen Raumordnungspro-
grammes &auRert sich dies in einer Uberlage-
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rung von Vorbehaltsgebieten und Vorrangge-
bieten fur Erholung in Natur und Landschaft in
Uberlagerung mit den Vorbehaltsgebieten fur
die Landwirtschaft.

In Vorbehaltsgebieten fur die Landwirtschaft
und die Erholung ist bezlglich der Erholungs-
und Landwirtschaftsplanung sowie evtl. anste-
hender MafRRnahmen eine gegenseitige Ab-
stimmung und ein vertragliches Miteinander
der Uberlagernden Nutzungen anzustreben.
Als Forum bieten sich bereits vorhandene
Organisationsstrukturen wie beispielsweise die
Naturparke Harz und Elm-Lappwald an. Dar-
Uber hinaus sollten Gespréache auf der Ebene
der Kommunen stattfinden.

Die Darstellung von Vorranggebieten fur die
Erholung kann auf landwirtschaftlichen Fla-
chen weitgehend unterbleiben. Planungen und
MaRnahmen der Erholungsnutzung sollten im
Einklang mit den Belangen der Landwirtschaft
vollzogen werden. Privilegierte landwirtschaft-

2.3.7 Naturschutz und Landschaftspflege

liche Bauvorhaben im Auf3enbereich kdnnen
nach einzelbetrieblicher Prifung sowohl in
Vorbehalts- als auch in Vorranggebieten fir
Erholung erforderlich werden. Es ist deshalb
besonders darauf hinzuwirken, dass alle Pla-
nungen und MalRnahmen Uber ein klares Kon-
zept verfigen, die Landschaft berlicksichtigen
und auch mit einem angemessenen finanziel-
len Rahmen ausgestattet sind. Derartige Pro-
jekte, die in der ortlichen landwirtschaftlichen
und nichtlandwirtschaftlichen  Bevdlkerung
eine entsprechende Akzeptanz geniel3en,
kénnen dann innerhalb von Vorbehaltsgebie-
ten fur Landwirtschaft und Erholung durchge-
fuhrt werden. Vorranggebiete fir Erholung
sollten sich auf Bereiche beschréanken, in de-
nen eine direkte unterstitzende Funktion fir
die Landwirtschaft erfolgt. Diese sind unseres
erachtens insbesondere in den Bereichen
gegeben, in denen die landwirtschaftliche Nut-
zung besondere Aufgaben der Kulturland-
schaftspflege tbernimmt.

2.3.7.1 Ziele von Naturschutz und Landschaftspflege im GroRraum Braunschweig

Nach § 1 Abs. 1 des Nds. Naturschutzgeset-
zes sowie des seit dem Jahr 2010 an seine
Stelle getretenen Niederséachsischen Ausfiih-
rungsgesetzes zum Bundesnaturschutzgesetz
(NAGBNatSchG) sind Natur und Landschaft
im besiedelten und unbesiedelten Bereich so
zu schitzen, zu pflegen und zu entwickeln,
dass die Leistungsfahigkeit des Naturhaus-
halts, die Nutzbarkeit der Naturguter, die
Pflanzen- und Tierwelt sowie die Vielfalt, Ei-
genart und Schoénheit von Natur und Land-
schaft als Lebensgrundlage des Menschen
und als Voraussetzung fur seine Erholung in
Natur und Landschaft nachhaltig gesichert
sind. Auf dieser Grundlage und der im Landes-
raumordnungsprogramm vorgegebenen
Grundsatze hat der Zweckverband Grof3raum
Braunschweig im Regionalen Raumordnungs-
programm 2008 Ziele und Prioritéten fur die
Entwicklung und den Schutz von Natur und
Landschaft im GrofRraum Braunschweig for-
muliert. Fur die Landwirtschaft sind davon
folgende Grund-séatze und Ziele von besonde-
rer Relevanz:

e Naturschutz und Landschaftspflege auf
Grundlage einer durch menschliche Nut-
zungen in Jahrhunderten entwickelten Kul-
turlandschaft

e eine an tkologischen Mal3stdben ausge-
richtete Nutzung der Kulturlandschaft und
eine Erhaltung der verbliebenen naturbe-
tonten Landschaftsteile

e Schutz groRrdumig unzerschnittener
Raume vor Zerschneidung durch raumbe-
deutsame Verkehrswege und Freileitun-
gen sowie durch Siedlungstatigkeit

e grofRraumige 6kologische Vernetzung
unter besonderer Berticksichtigung der
landwirtschaftlichen Nutzung

o frihzeitige Abstimmung unter Einbezie-
hung von Landwirtschaft und Naturschutz-
behdrden bei der Umsetzung von Vernet-
zungsmaflnahmen

¢ Aufwertung von Naturhaushalt und Land-
schaftsbild in intensiv landwirtschaftlich
genutzten Raumen
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e Erhaltung und Sicherung landwirtschaftli-
cher Nutzflachen insbesondere wegen ih-
res besonderen Beitrages zur Erhaltung,
Pflege und Entwicklung der Kulturland-
schaft innerhalb der "Vorbehaltsgebiete
Natur und Landschaft"

e angepasste Bewirtschaftungsformen im
Verantwortungsbereich der zustéandigen
Behdrden und insbesondere der Landwirt-
schaft

2.3.7.2 Instrumente von Naturschutz und Landschaftspflege

Es stehen folgende Instrumente zur Verfu-
gung:

e Planungen auf regionaler und kommunaler
Ebene

o Eingriffsregelung nach Naturschutzgesetz
und Baugesetzbuch

e Ausweisung von Schutzgebieten (Natio-
nalpark, Naturschutzgebiete, Landschafts-
schutzgebiete, geschitzte Landschaftsbe-
standteile u. w.)

o Kauf oder Pacht von Flachen durch die
offentliche Hand

e vertragliche Vereinbarungen mit den Ei-
gentimern und Nutzungsberechtigten

e Informations- und Akzeptanzmanagement

Naturschutz in Fachplanungen und in der
Gesamtplanung

Landschaftsrahmenplane

In den Landkreisen und kreisfreien Stadten
des Grofraumes Braunschweig sind Land-
schaftsrahmenpléane (LRP) erstellt bzw. bereits
wieder in der Fortschreibung.
Landschaftsrahmenplédne haben gutachtlichen
Charakter, das heil3t sie stellen die natur-
schutzfachlichen Malnahmenvorschlage un-
abgestimmt mit anderen Belangen dar. Nach
Abwéagung werden davon Ziele und MalRnah-
men in das Regionale Raumordnungspro-
gramm (RROP) tUbernommen und Planungen
anderer Behdrden und der Gemeinden danach
ausgerichtet.

Die in den zur Zeit vorhandenen Landschafts-
rahmenplanen genannten allgemeinen Ziele
sowie die genannten Anforderungen an die
Landwirtschaft lassen sich weitgehend in die
oben genannten textlich formulierten Ziele des
RROP 2008 zur Sicherung und Entwicklung
von Natur und Landschaft einordnen. Als Ge-

bietskulisse zur Umsetzung der wesentlichen
MalRnahmen werden ,Vorrang- und Vorbe-
haltsflachen fir Natur und Landschaft* sowie
Lvorranggebiete fur die Griunlandbewirtschaf-
tung, -pflege und -entwicklung“ dargestellt.
Dariiber hinaus sind Vorranggebiete fiir Natu-
ra 2000 und Vorranggebiete fir Freiraumfunk-
tionen ausgewiesen.

Die Darstellung als Vorrang- oder Vorbehalts-
gebiet trifft keinerlei Vorentscheidung Uber
eine gegebenenfalls erforderliche Ausweisung
als Schutzgebiet und gibt keinerlei Mal3gaben
Uber die einzuhaltende Nutzungsintensitét.
Eine Sicherung und Entwicklung der darge-
stellten Flachen ist auch tber Information und
freiwillige Mitwirkung sowie Uber die Lenkung
von Forderprogrammen und den Abschluss
freiwilliger Vereinbarungen oder den Erwerb
der Flachen zu erreichen.

Die Landwirtschaft steht einer Vielzahl von
Planzeichen gegenlber, durch die landwirt-
schaftliche Flachen Uberlagert werden. Bei
den Flachenbewirtschaftern besteht haufig die
Beflurchtung, dass Vorrangflachen die Auswei-
sung von Naturschutzgebieten oder Natur-
denkmaélern flachenhafter Auspragung bedin-
gen und Vorbehaltsgebiete die Ausweisung
von Landschaftsschutzgebieten oder ge-
schutzten Landschaftsbestandteilen nach sich
ziehen. Auflagen mit nachteiligen Folgen fur
den Betriebsablauf und eine Beeintrachtigung
der Wettbewerbsféahigkeit kénnen dann die
Folge sein. Bei einer Umsetzung Uber Fla-
chenkéaufe befirchten die Bewirtschafter eine
Verknappung der Pachtflachen und infolge
davon die sukzessive Verdrangung der rentab-
len landwirtschaftlichen Nutzung in bestimm-
ten Landschaftsraumen.
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Landschaftsplane

Landschaftspldne stellen auf gemeindlicher
Ebene die Ziele und MaRnahmen des Natur-
schutzes und der Landschaftspflege dar. Sie
werden soweit erforderlich zur Vorbereitung
oder Ergénzung der Bauleitplanung fur das
gesamte Gemeindegebiet aufgestellt. Land-
schaftsplane haben zwar keine unmittelbare
Verbindlichkeit, stellen aber oftmals ein bedeu-
tendes Instrument im Planungs- und Abwa-
gungsprozess der Gemeinde dar. Mit der
Ubernahme in den Flachennutzungsplan wer-
den rechtsverbindliche Aussagen getroffen.

Im Groraum Braunschweig nutzt eine Viel-
zahl von Gemeinden und Samtgemeinden
Landschaftsplane, um ergdnzende Fachaus-
sagen fur ihre Bauleitplanung zu erhalten.
Oftmals sind weitere Fachpldne und Ergan-
zungen zum Landschaftsplan erforderlich, weil
die Gemeinden die Belange des Naturschut-
zes und der Landschaftspflege mit den sonsti-
gen Anforderungen der Allgemeinheit an Natur
und Landschaft abwagen mussen. Sie sind
verpflichtet, Konflikte, die sich durch unter-
schiedliche Nutzungsanspriche ergeben kén-
nen, sachgerecht zu I6sen.

Eine differenzierte Darlegung der Belange der
Landwirtschaft im Landschaftsplan erfolgt
nicht bzw. ist nach § 11 BNatSchG auch nicht
vorgesehen. Hierzu sind landwirtschaftliche
Fachbeitrdge auf Gemeindeebene pradesti-
niert. Diese treffen auch Aussagen daruber,
welche landschaftspflegerischen MafRhahmen
in der Agrarlandschaft vertraglich umgesetzt
werden kdnnen.

Ausgleichs- und ErsatzmaflRinahmen

Nach den Bestimmungen des Bundesnatur-
schutzgesetzes sind erhebliche Beeintrachti-
gungen von Natur und Landschaft vom Verur-
sacher vorrangig zu vermeiden. Soweit erheb-
liche Beeintrachtigungen nicht vermieden wer-
den koénnen, sind sie durch Ausgleichs- oder
Ersatzmalinahmen zu kompensieren.

Wie schon bei der Planung von MaRnahmen,
die als wesentlicher Eingriff in den Naturhaus-
halt zu bewerten sind, so auch bei der Umset-
zung der nachfolgenden naturschutzfachlichen
Ausgleichs- und ErsatzmafRnahmen wird in der
Regel auf landwirtschaftlich genutzte Flachen
zugegriffen. Die Landwirtschaft ist hierdurch
im weiteren Sinne doppelt vom Flachenver-

brauch betroffen. Den vielféltigen Funktionen
der landwirtschaftlichen Flachen und dem
daraus resultierenden Schutzanspruch ist aus
Sicht der Landwirtschaft in der Vergangenheit
z.B. im Zuge der Bauleitplanung nur einge-
schréankt entsprochen worden.

Ausweisung von Schutzgebieten

Natura 2000

Mit der Ausweisung eines kohéarenten Schutz-
gebietssystems Natura 2000 strebt die Euro-
paische Union den Erhalt und die Wiederher-
stellung der biologischen Vielfalt sowie eine
Starkung des Artenschutzes an. Zusammen-
hangende Flachen mit natlrlichen Lebens-
raumen und gefahrdeten Tieren und Pflanzen
sollen erhalten werden. Rechtliche Grundlage
fur dieses Schutzgebietssystem sind auf euro-
paischer Ebene die Vogelschutzrichtlinie und
die Fauna-Flora-Habitat-Richtlinie (FFH).
Beide Richtlinien verpflichten die Mitglieds-
staaten, besonders geeignete Gebiete zu be-
nennen und durch geeignete Malinahmen zu
erhalten. Angestrebt wird, dass die Lebens-
raume in moglichst zusammenhéngenden
flachigen und linearen Komplexen geschutzt
werden. Dies betrifft insbesondere Walder,
Béche sowie Flisse und ihre Niederungen.

Natura 2000 wird durch die Verankerung der
entsprechenden Richtlinien im Bundesnatur-
schutzgesetz in nationales Recht umgesetzt.
Die Auswahl der Gebiete treffen die einzelnen
Bundeslander. In Niedersachsen durch ein
landesweites Auswabhlverfahren. Auch wenn
naturschutzfachliche Verbesserungen wiun-
schenswert sind, verpflichtet die FFH-
Richtlinie die Mitgliedstaaten in erster Linie
dazu, Verschlechterungen der Gebiete zu
verhindern. Bestandsschutz genie3en dabei
rechtsverbindliche Planungen und rechtmafi-
ge Nutzungen.

In Niedersachsen unterliegen bereits 90% der
zu schitzenden FFH-Lebensraumtypen dem
gesetzlichen Biotopschutz (z.B. Moore, Hei-
den, Magerrasen) bzw. liegen fast vollstandig
in bestehenden Nationalparken (z.B. natdrli-
che Fichtenwaélder). In diesen Fallen I6st eine
Meldung als FFH-Gebiet keine Verpflichtung
zur Verscharfung der Schutzgebietsbestim-
mungen aus. Zusatzliche Maflnahmen mis-
sen dann ergriffen werden, wenn die Lebens-
raumtypen unzureichend geschitzt sind. Dies
betrifft in Niedersachsen im Wesentlichen
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zwar nur einige Typen, die einer Nutzung un-
terliegen (z.B. Magere-Flachland-Mahwiesen
oder Buchen- und Eichenwalder), dennoch
handelt es sich um umfangreiche Flachen.

Die rechtliche Absicherung der FFH-Gebiete
zieht eine Reihe von Ergdnzungen und Nach-
besserungen der Schutzgebiete nach sich. Die
urspringlich vorgesehene Absicherung uber
den Vertragsnaturschutz ist politisch in den
Hintergrund getreten. Die Landkreise sind
deshalb in der Pflicht, die Verordnungen zu
Uberarbeiten bzw. neu aufzustellen. Die Ver-
ordnungsinhalte richten sich nach dem jeweili-
gen naturschutzfachlichen Wert des Gebietes,
d.h. den Ansprichen der schiutzenswerten
Lebensraumtypen, Pflanzen und Tiere.
Betroffen von dieser Entwicklung ist u.a. der
Elm, der als Landschaftsschutzgebiet ausge-
wiesen ist. Zwar sind nur Teilbereiche des
Elms als FFH-Gebiete zu schitzen es werden
jedoch fur die gesamten Flachen des Gebirgs-
zuges die LSG-Verordnungen der Landkreise
Wolfenbittel und Helmstedt Gberarbeitet. Aus
Sicht der Forstwirtschaft ergeben sich hierbei
mdgliche Konsequenzen u.a. in Form einer
zeitlichen Einschrankung fur Holzernte- und
Rickearbeiten, der Reglementierung des Na-
delholzanteils (10 %), Einschrankungen beim
forstlichen Wegebau, weiterer Auflagen hin-
sichtlich des Pflanzenschutzmitteleinsatzes
oder der Baumartenauswahl. Auch die Land-
wirtschaft ist betroffen, wenn z.B. an Direkt-

vermarktungseinrichtungen erhohte burokrati-
sche Anforderungen gestellt werden, Obst-
baumschnitt zur Bekampfung von Pflanzen-
krankheiten nicht mehr verbrannt werden darf
oder die Erweiterung von Stallanlagen einge-
schrankt wird.

Landschaftsschutzgebiete
Landschaftsschutzgebiete® (LSG) haben die
Erhaltung des Landschaftshildes und eines
naturraumtypischen Gebietscharakters zum
Ziel. In den meist grof3flachigen Gebieten, in
denen teils ganze landwirtschaftliche Betriebe
mit allen Nutzflachen enthalten sind, wird je
nach formuliertem Schutzzweck auch die Fla-
chennutzung zunehmend durch Auflagen be-
einflusst. Zwar ist in der Regel die bestehende
rechtméaRig ausgetibte landwirtschaftliche
Nutzung weiterhin erlaubt, jedoch kann auch
die Mal3gabe, eine bestehende Nutzung un-
verandert beizubehalten, die Flexibilitdt und
Entwicklungsmoglichkeit  landwirtschaftlicher
Betriebe erheblich einschranken.

Im Gebiet des Grofraumes Braunschweig
bestehen, wie in der folgenden Tabelle 67
beschrieben, derzeit 192 Landschaftsschutz-
gebiete mit einer Gesamtflache von rund
133.000 ha. Aus einer Uberlagerung mit den
landwirtschaftlichen Feldbldcken ist ersichtlich,
dass rund 35.000 ha LF bzw. ca. 13 % der
gesamten LF als LSG ausgewiesen sind.

Tabelle 6: Landschaftsschutzgebiete im GroBraum Braunschweig

Kreisfreie Stadt LFLSG an LF
) Anzahl Flache (ha) LF gesamt (ha)

Landkreis (LK) gesamt (%)*
Braunschweig 43 3.531 1.343 19,1
Salzgitter 35 3.645 886 7,8
Wolfsburg 27 2.492 485 5,8
LK Gifhorn 86 30.009 12.499 15,6
LK Goslar 85 47.359 4.460 16,5
LK Helmstedt 38 18.587 5.966 14,9
LK Peine 91 9.197 4.374 11,8
LK Wolfenbdittel 70 18.065 4551 9,3
GroRraum Braun-

) 192 132.887 34.565 13,3
schweig

*LF auf Basis der Feldblocke
Quelle: NLWKN, eigene Berechnungen 2013
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Tabelle 6 macht deutlich, dass Landschafts-
schutzgebiete im GroRraum Braunschweig
Uberdurchschnittlich in den waldreichen Land-
kreisen Goslar und Helmstedt anzutreffen
sind, wahrend die kreisfreien Stadte aufgrund
des hohen Anteils an Siedlungs- und Ver-
kehrsflachen unterdurchschnittliche Anteile
vorzuweisen haben. Ein Blick auf die topogra-
fischen Karten mit eingezeichneten LSG be-
statigt, dass sich Landschaftsschutzgebiete im
Grofsraum Braunschweig zu einem grof3en
Anteil in Waldern befinden. Betroffene land-
wirtschaftliche Flachen liegen oftmals in Wald-
randlage, entlang von FlieRgewassern und in
ausgesprochenen Grinlandregionen.

In vielen Landschaftsschutzgebieten im Grol3-
raum Braunschweig wurde zum Zeitpunkt des
Inkrafttretens der Verordnung der Status quo
der Flachenbewirtschaftung festgesetzt. Be-
troffen ist deshalb insbesondere die fakultative
Griunlandbewirtschaftung, das heif3t Standorte
auf denen auch eine Ackernutzung mdglich ist.
Weiterhin ist fur landwirtschaftliche Betriebe
insbesondere dann eine LSG-Verordnung
problematisch, wenn Hofstellen innerhalb ei-
nes LSG liegen und Erweiterungsgebaude
errichtet werden sollen oder eine Aussiedlung
dort hinein geplant wird. Eine Beschrankung
der baulichen Erweiterungsmadglichkeiten kann
fur betroffene Betriebe langfristig dazu fuhren,
dass sie sich nicht marktgerecht entwickeln
kénnen.

Naturschutzgebiete

Mit der Ausweisung von Naturschutzgebieten
(NSG) sollen meist Lebensstatten schutzbe-
dirftiger oder seltener Arten oder Lebensge-
meinschaften wildwachsender Pflanzen oder
wildlebender Tiere erhalten oder entwickelt
werden. In Naturschutzgebieten werden des-
halb in der Regel die Land- und Forstwirt-
schaft, die Fischerei und die Jagd aber auch
die Freizeit- und Erholungsnutzung durch Auf-
lagen eingeschrankt.

Im GroRRraum Braunschweig gibt es z.Z. 82
Naturschutzgebiete mit insgesamt rund 16.700
ha. Darin befinden sich ca. 5.600 ha LF, was
etwa 2,2 % der gesamten LF entspricht (vgl.
Tabelle 68). Der Flachenanteil der Natur-
schutzgebiete an der Gesamtflache des Grol3-
raumes betrdgt etwa 3,3 %, der Vergleichs-
wert auf Landesebene liegt bei 3,75 %. Es
sind im GrofRraum Braunschweig demnach
Uberwiegend bewaldete Flachen, die von Na-
turschutzgebietsauflagen betroffen  sind.
Landwirtschaftlich genutzte Flachen werden in
kleinerem Ausmalle z.B. als Heideflachen, als
extensiv genutztes Grinland aber auch als
sogenannte Pufferflichen im Randbereich
schitzenswerter Biotope in Naturschutzgebie-
te einbezogen.

Tabelle 7: Naturschutzgebiete im Groraum Braunschweig

Kreisfreie Stadt LF NSG an LF
) Anzahl Flache (ha) LF gesamt (ha)

Landkreis (LK) gesamt (%)*
Braunschweig 856 415 59
Salzgitter 350 44 0,4
Wolfsburg 1.658 553 6,6
LK Gifhorn 39 9.413 3.329 4,1
LK Goslar 45 1.963 465 1,7
LK Helmstedt 14 1.058 113 0,3
LK Peine 10 1.142 610 1,7
LK Wolfenbiittel 13 250 70 0,1
GroRRraum Braun-

) 82 16.691 5.599 2,2
schweig

*LF auf Basis der Feldblocke

Quelle: Berechnungen auf Datengrundlage des NLWKN
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Im Zuge der Ausweisung eines NSG findet
einerseits eine Festschreibung der zum Zeit-
punkt der Sicherstellung vorhandenen Nut-
zung statt. Veranderungen des Standortes,
wie zusatzliche Entwasserung, Veranderun-
gen des Bodenreliefs, Verlegung von Grében
und der Umbruch von Grinland zu Acker, sind
in der Regel verboten bzw. genehmigungs-
pflichtig. Darlber hinaus kdnnen auch ent-
sprechende Nutzungsintensitdten festgelegt
werden. Teils ist der Einsatz von Dlnge- und
Pflanzenschutzmitteln beschréankt und die
Bewirtschaftung der Flachen an bestimmte
Zeiten gebunden. Entsprechend dem Schutz-
zweck werden z.B. beim Wiesenbruterschutz
Pflegemalinahmen des Grinlandes im Zeit-
raum von Marz bis Juni verboten, verbunden
mit Vorschriften Uber Auftriebstermin und -
dichte bei Weidevieh bzw. tiber den frihesten
Mahdtermin.

Nutzungsprobleme ergeben sich insbesondere
durch Naturschutzauflagen bei der Griinland-
bewirtschaftung, die eine qualitativ hochwerti-
ge Futtererzeugung nicht mehr zulassen. In
dieser Hinsicht kann es bei Schutzgebiets-
ausweisungen zu hohen einzelbetrieblichen
Betroffenheiten - bis hin zur Existenzgefahr-
dung - kommen.

Besonders geschiitzte Biotope und beson-
ders geschutztes Feuchtgrinland

Das Niedersachsischen Ausflhrungsgesetz
zum Bundesnaturschutzgesetz (NAGB-
NatSchG) stellt besondere Biotope, wie bei-
spielsweise Hochmoore, Bergwiesen, Mager-
rasen, Auwalder und Salzwiesen sowie be-
stimmte Pflanzengesellschaften auf Feucht-
grinland nach § 30 BNatSchG unter einen
besonderen Schutz. Handlungen, die zu einer
Zerstorung oder erheblichen Beeintréchtigung
fuhren kénnen, sind verboten, auch wenn die
Flache noch nicht in das Verzeichnis der be-
sonders geschitzten Biotope eingetragen
wurde.

Im GroRraum Braunschweig sind die Biotope
mit der Erstellung bzw. Fortschreibung der
Landschaftsrahmenpléane weitgehend erfasst.
Die Schwerpunkte auf landwirtschaftlich ge-
nutzten Flachen dirften das Feuchtgrinland in
den Geestgebieten sowie die Bergwiesen im
Oberharz sein. Nach Landesrecht ist die Auf-
nahme von Flachen in das Verzeichnis der
besonders geschutzten Biotope den Eigentu-

mern und Nutzungsberechtigten schriftlich und
unter Hinweis auf die zu beachtenden Verbote
bekannt zu geben.

Als weitere Schutzgebietskategorie existiert
der Nationalpark Harz mit einer Flache von
rund 11.300 ha im Verbandsgebiet. Da es sich
hierbei fast ausschlieBlich um Wald handelt,
ist die Betroffenheit der landwirtschaftlichen
Flachenbewirtschaftung vergleichsweise ge-
ring.

Vertragsnaturschutz und Erschwernisaus-
gleich

Das Land Niedersachsen gewahrt far Nut-
zungsbeschrankungen von  Grundstucken
innerhalb des Nationalparks oder innerhalb
eines Naturschutzgebietes sowie fir Flachen,
die ein besonders geschitztes Biotop oder
besonders geschitztes Feuchtgriinland dar-
stellen und bereits in das Verzeichnis einge-
tragen sind, einen Erschwernisausgleich in
Geld*. Die Hohe des Erschwernisausgleichs
bemisst sich nach der jeweiligen Bewirtschaf-
tungsbeschrankung und wird anhand einer
Punktwerttabelle bewertet. Forderfahig sind
ausschlieBlich Bewirtschafter von privaten
Flachen bzw. Flachen in Privatbesitz. Der
Erschwernisausgleich nach dem NAGB-
NatSchG wird im Rahmen der verfligbaren
Haushaltsmittel gewahrt.

Fur  weitergehende Bewirtschaftungsbe-
schrankungen sowie besondere Pflegemalf3-
nahmen innerhalb von Schutzgebieten kénnen
nach NAGBNatSchG mit den Bewirtschaftern
offentlich-rechtliche  Vereinbarungen abge-
schlossen werden, die PflegemalRnahmen fur
ein angemessenes Entgelt festsetzen. Ver-
tragsnaturschutz setzt allerdings kein Schutz-
gebiet voraus. Uber gemeinsam mit den Be-
wirtschaftern festgelegte Pflege- und Entwick-
lungsplane kann oftmals ein optimaler Schutz-
zweck auch oder gerade auf freiwilliger Basis
erreicht werden. In vielen Féallen ist die Vielfalt
nebeneinander bestehender Nutzungsintensi-
taten besonders erwiinscht und kann zu neu-
en Perspektiven sowohl im Naturschutz als
auch in der Landwirtschaft fuhren.

Die Landwirtschaft unterstitzt ausdricklich
das Instrument des Vertragsnaturschutzes als
Alternative zur Ausweisung neuer Schutzge-
biete und damit zu einer weiteren Reglemen-
tierung in der Kulturlandschaft. Die Kulturland-
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schaftspflege durch die Landwirtschaft wére
hierzu auf breiter Basis zu fordern. Bei der
Formulierung von Schutz- und Forderpro-
grammen sollte eine mdglichst gro3e Gebiets-
kulisse gewahlt werden, um vielen Flachen-
bewirtschaftern die Mdglichkeit der Teilnahme
zu bieten. Fur erforderliche PflegemalRnahmen
ist ein Rahmen zu setzen, der gegebenenfalls

in Ricksprache mit den Vertragsnehmern
flexibel gehandhabt werden kann, um eine
angepasste und kalkulierbare Leistung zu
ermoglichen. Es bietet sich aus diesem Grun-
de eine weitgehende regionale Kompetenz
des Vertragsmanagements an, die auf regio-
nale Besonderheiten eingehen kann.

2.3.7.3 Betriebliche Auswirkungen landschaftspflegerischer Malinahmen

Eine Einschrankung der ordnungsgemalen
Landbewirtschaftung durch Auflagen hat Aus-
wirkungen auf die Wirtschaftlichkeit der land-
wirtschaftlichen Betriebe. Diese ist in der Re-
gel auszugleichen oder als 6kologische Leis-
tung zu honorieren.

Auswirkungen auf die Produktionsgrund-

lage

Die Ziele der ordnungsgemafRen Grinlandbe-

wirtschaftung lassen sich allgemein wie folgt

definieren:

e Erzeugung von Futter mit ausreichendem
Nahrstoffgehalt, hoher Verdaulichkeit und
Schmackhaftigkeit entsprechend den An-
forderungen der verschiedenen Tierarten
und Nutzungsrichtungen

e Sicherung der nachhaltigen Ertragsfahig-
keit des Pflanzenbestandes und des Bo-
dens und optimale N&hrstoffausnutzung
durch standortgerechte Nutzungsintensitat

e Foérderung und Ausnutzung aller Faktoren
zur Erhaltung hochwertiger und leistungs-
fahiger Grinlandnarben

e eine Okologisch vertragliche Wirtschafts-
weise

Quantitativer und qualitativer Einfluss
Schutzauflagen fur das Griinland haben i.d.R.
Auswirkungen auf den naturalen Ertrag. Unter
Anwendung von Versuchsergebnissen zur
Landschaftspflege und Griinlandextensivie-
rung der LWK Niedersachsen kann die pro-
zentuale Ertragsminderung auflagen- und
gebietsspezifisch abgeschatzt werden.

Bei einer monetadren Bewertung der Bewirt-
schaftungsverluste auf Griinland muss zusétz-
lich auch die Qualitatsminderung des Futters
berlicksichtigt werden, da sie einen entschei-
denden Einfluss auf die Wirtschaftlichkeit der
Rindviehhaltung hat. So sind beispielsweise

bei einer auflagenbedingten spéaten Nutzung
des Futteraufwuchses ab dem O01. Juni zur
Silagegewinnung hohere Risiken bezlglich
der Silagequalitat (Stérung des Garprozesses,
Verschmutzung) verbunden. Durch den hohen
Trockensubstanzgehalt, den erhdhten Rohfa-
seranteil und einen geringeren Roheiwei3geh-
alt nehmen die Verdaulichkeit der organischen
Substanz und die Né&hrstoffkonzentration er-
heblich ab.
Mit geringeren Futterqualitaten ist eine ausrei-
chende Nahrstoffversorgung von Hochleis-
tungskihen in der Regel nicht mehr mdglich,
da weder der Energie- noch der Eiwei3bedarf
gedeckt sind. Milchkihe sind auf hohe
Milchleistung geziichtet. Daher sind Frucht-
barkeitsprobleme und physiologische Stérun-
gen die Folge einer standigen Unterversor-
gung. Dem Einsatz von Kraftfutter zum Aus-
gleich der fehlenden Nahrstoffe sind ernah-
rungsphysiologische Grenzen gesetzt. Daher
werden Landwirte bestrebt sein, dieselbe
Menge Milch mit mehr Kiihen auf niedrigerem
Leistungsniveau zu erzeugen. Dies bedeutet
eine Erhdéhung der Produktionskosten u.a.
durch:
e erhodhte Aufwendungen fur mehr Stallplat-
ze (Investitionskosten)
e mehr Arbeit fir Fltterung, Entmisten, Mel-
ken
e hoherer Futterbedarf, da jede Kuh zur
Energie fur die Milcherzeugung zusatzlich
Energie fur den Erhaltungsbedarf abde-
cken muss
e hohere Tierarztkosten
e geringerer Zuchtwert der Tiere und damit
schlechtere Verkaufserlose (der Zuchtwert
wird durch tberdurchschnittliche Leistun-
gen bestimmt)
e hoherer Gilleanfall mit Auswirkungen auf
Lagerkapazitat und Ausbringungsflachen
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Bei der Futterkonservierung bliebe als Alterna-
tive zur Silagebereitung nur die Heugewin-
nung. Auch hier nimmt aber mit steigenden
Rohfasergehalten die Verwertbarkeit ab. Ne-
ben der hohen, risikobeladenen Witterungsab-
hangigkeit durch lange Trocknungszeiten ist
damit ein erhdhter Arbeitsaufwand verbunden.
AuRerdem haben viele Betriebe aus arbeits-
wirtschaftlichen Grunden die fur die Heuge-
winnung nétige Erntekette in den letzten Jah-
ren aufgegeben. Eine Umstellung wére damit
ohne zusatzliche Kosten nicht zu bewerkstelli-
gen.

Auswirkungen auf die Betriebsorganisation

Bei hoher Flachenbetroffenheit sind die Fut-

terverluste so gravierend, dass sich

durch den Anpassungszwang an die verander-

te Futtergrundlage eine Veranderung

der Betriebsorganisation ergeben muss.

Der Betrieb hat dabei folgende Anpassungs-

maoglichkeiten:

¢ Intensitatssteigerung auf Flachen auler-
halb von Schutzgebieten

e vermehrter Anbau von Ackerfutter

e zusatzliche Einsaat von Grinland

e Futterzukauf

e Anpachtung von Ersatzflachen

e Futtereinsparung durch Viehverkauf oder
Abgabe als Pensionsrinder

Geringe Futterverluste durch Schutzauflagen
auf einem begrenzten Teil der Betriebsflache
sind relativ leicht ausgleichbar und schranken
den Betrieb in seinen Entwicklungsmoglichkei-
ten meist nur wenig ein.

Schutzauflagen auf einem grof3en Teil der
Betriebsflache beeintrachtigen den Betrieb
erheblich und zwingen ihn zu Reaktionen in
seiner Betriebsorganisation. Wenn nicht genu-
gend Futter erzeugt bzw. zugekauft werden
kann, misste unter Umstdnden sogar der
Viehbestand reduziert werden. Dies hatte eine
drastische Minderung des Betriebseinkom-
mens zur Folge. Ahnliche Konsequenzen koén-
nen sich aus dem Verbot der Gulleaufbringung
im NSG bei hoher Flachenbetroffenheit ein-
stellen. Insgesamt bleibt festzuhalten, dass
der Verlust von Entscheidungsfreiheit durch
stringente  Naturschutzvorgaben und man-
gelnde Erzeugungsalternativen das unterneh-

merische Handeln und die Perspektive verrin-
gern. Dadurch sinkt auch die Motivation des
potentiellen Hofnachfolgers, den Betrieb zu
Ubernehmen. Die unternehmerischen Entwick-
lungsmaoglichkeiten sind Motor fiur wandelbare,
flexible Betriebe. Wahrend jeder Planungs-
phase von MaBnahmen fur den Natur- und
Landschaftsschutz sind deshalb alle Betroffe-
nen mit in den Planungsprozess einzubezie-
hen.

Auswirkungen auf die baulichen Entwick-
lungsmadglichkeiten

Laut § 35 Abs. 1 Nr. 1 des Baugesetzbuches
(BauGB) sind BaumafRnahmen im AufRenbe-
reich unter anderem dann zuléssig, wenn sie
einem landwirtschaftlichen Betrieb dienen und
wenn offentliche Belange nicht entgegenste-
hen. Offentliche Belange, die dem Vorhaben
entgegenstehen koénnen, sind zum Beispiel
Naturschutzgebiete, Nationalparke, Wasser-
schutzgebiete bzw. entsprechende Planungen.

Auswirkungen auf das Vermdgen

Die Einschrankung der freien Verflgungsge-
walt Uber die landwirtschaftliche Flache durch
Bewirtschaftungsauflagen kann auch den Wert
des Bodens vermindern. Bei einem verminder-
ten Verkehrswert sinkt auch der Beleihungs-
wert des Betriebes. Der Spielraum fir notwen-
dige Investitionen wird dadurch geringer.
Durch Kiindigung der bisher von den Landwir-
ten bewirtschafteten Pachtflachen verlieren die
Landwirte einen Teil der Milchquote, die an die
Flache gebunden ist. Dies kann, auch nach
Bertcksichtigung des Pachterschutzes, einen
erheblichen Vermdgensverlust fur den Betrieb
bedeuten.
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2.3.7.4 Malnahmen des Naturschutzes im Konsens mit der Landwirtschaft

Regionale Partnerschaft fur den Natur-
schutz in der Agrar- und Kulturlandschaft
Als Ergebnis des im Landkreis Wolfenbuttel
durchgefuhrten  Blihstreifenprojekts  (siehe
Kapitel 3.3.2) wurde die Bedeutung einer regi-
onalen Partnerschaft fiir einen kooperativen
Naturschutz in der Kulturlandschaft verdeut-
licht®,

Ziel ist die regionale Anpassung der Natur-
schutzstrategien und -instrumente und die
gegenseitige Akzeptanzsteigerung von Natur-
schutz und Landwirtschaft vor Ort. Gelingen
kann dies Uber eine verbesserte Kommunika-
tion und Partizipation zwischen den Akteuren.
Um Vorbehalte aus dem Weg zu rdumen bie-
tet sich die Zusammenarbeit in einer neuen
Form, z.B. als Projekt oder Landschaftspflege-
verband mit paritatischer Besetzung der Ak-
teure an.

Eine Regionale Partnerschaft soll zwischen
allen Akteuren vermitteln, den Dialog moderie-
ren, gemeinsame Aktivitdten in Gang setzen,
die Projektentwicklung und Mittelakquise
Ubernehmen, die Akteure zu Engagement
motivieren und die noétige Offentlichkeitsarbeit
sowie die Einbindung der Bevdlkerung organi-
sieren. Diese Aufgaben erfordern jedoch die
Bereitstellung von zusétzlichen Finanzmitteln
und Personal.

Sicherung von Natur- und Landschaft mit
der Landwirtschaft im Rahmen freiwilliger
Vereinbarungen

Die vorhandenen naturbetonten Strukturele-
mente der Feldflur werden im Rahmen der
ordnungsgemalen Landbewirtschaftung erhal-
ten. Damit verbunden ist die Sicherung von
Hecken, Feldgeholzen, Feldrainen, Ackerter-
rassen u. w. in ihrer rdumlichen und flachen-
haften Ausdehnung. Auch werden in der Regel
PflegemalRnahmen wie Mahd, Ruckschnitt
oder Auf-den-Stock-setzen von der Landwirt-
schaft getragen.

Die ©6konomischen Rahmenbedingungen in
der Landwirtschaft erfordern zunehmend eine
rentable Flachenbewirtschaftung, die beim
Einsatz gré3erer Maschinen auch eine ausrei-
chende Schlaggrof3e bendtigt. Fur die zukinf-
tige Entwicklung der Kulturlandschaft und den

Aufbau einer nachhaltigen Sicherung Uber
eine Biotopvernetzung ware folgendes erfor-
derlich:

e Abstimmung der naturschutzfachlichen
und landwirtschaftlich fachlichen Erforder-
nisse in Anpassung an den Landschafts-
raum

e Nutzung ertragsschwacherer Standorte
(Grenzertragsboden) als Biotopverbund-
flachen sowie als Flachen zur Erhaltung
extensiver Nutzungsarten (Schutzpro-
gramme)

e Abstimmung der Planungen mit den Fla-
chenbewirtschaftern und -eigentimern
(Realverbande, Wasser- und Bodenver-
bande)

e staéndige Begleitung tber einen Ausschuss
(Kooperationsmodell)

e Aufstellung von Programmen zur Durch-
fuhrung, Pflege und Finanzierung

e Abschluss von freiwilligen Vereinbarun-
gen, z.B. zur Schaffung von Pufferzonen
mit geringeren Nutzungsintensitaten

e soweit erforderlich Durchfiihrung von
Freiwilligen Landtausch- oder Flurbereini-
gungsverfahren zur gezielten Lenkung der
Flachennutzung

¢ Integration nicht mehr landwirtschaftlich
genutzter Flachen in das Biotopverbund-
system (Verhinderung anderer Folgenut-
zungen, z.B. intensive Sportnutzung)

e gezielt begleitende Offentlichkeitsarbeit

Sicherung der landwirtschaftlichen Hofstel-
len und der ErschlieBung der

Flachen im AuRenbereich
Landwirtschaftliche Betriebe sind aufgrund der
erforderlichen Néhe zu den bewirtschafteten
Flachen und aufgrund der Viehhaltung privile-
giert, den Auf3enbereich in Anspruch zu neh-
men. Auch missen landwirtschaftlich und
forstwirtschaftlich genutzte Flachen Uber ein
ausreichendes Wegesystem erschlossen sein.
Die Sicherung dieser Funktionen kann durch
landschaftspflegerische Malinhahmen unter-
stutzt werden:

Sicherung des Freiraums um die landwirt-
schaftlichen Hofstellen im Aul3enbereich (Bau-
leitplanung, Landschaftsplanung)
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gezielte Lenkung der Freizeit- und Erholungs-
suchenden auf land- und forstwirtschaftlichen
Wegen

abgestimmte Regelungen zur Wegenutzung
und Finanzierung (Gemeinden, Fremdenver-
kehrstrager, Realverbande)

Berucksichtigung der landwirtschaftlichen
Rahmenbedingungen in der Fach- und Ge-
samtplanung

Landschaftsrahmenplane
Zur Umsetzung landschaftspflegerischer Ziele
in der Kulturlandschaft ist die Zusammenarbeit
und Abstimmung mit landwirtschaftlichen Er-
fordernissen unumgénglich. Nur gemeinsam
lassen sich nachhaltige Strukturen schaffen
und erhalten. In den Landschaftsrahmenpla-
nen sollte dies mit entsprechenden Forderun-
gen und Vorschlagen unterstitzt werden, z.B.:
e Vorschlage zur Aufstellung von konkreten
regionalen Forderprogrammen bestimmter
Bewirtschaftungs- und PflegemalRnahmen
e konkrete Gebietsvorschlage, wo bestimm-
te Programme naturschutzfachlich beson-
ders effektiv sind (z.B. Ackerwildkraut-
schutz), oder mit vorhandenen Program-
men verflochten werden kdnnen
e Forderung nach der Starkung des Instru-
ments ,freiwillige Vereinbarung" gegen-
Uber Schutzgebietsausweisungen

Regionales Raumordnungsprogramm

Es sollte ein malvoller Umgang mit den Plan-
zeichen Vorrang- und Vorbehaltsgebiet fir
Natur- und Landschaft im Sinne einer flachen-
gerechten Abwagung der unterschiedlichen
Belange anvisiert werden. Deutlich hervorzu-
heben ist die Bedeutung eines mit der Land-
wirtschaft abgestimmten Vorgehens fur den
Erhalt der Kulturlandschaft und die Akzeptanz
naturschutzfachlicher Planungen. Hierzu ist
die Prioritdt von Férderprogrammen und frei-
willigen Vereinbarungen zu betonen.

Landschaftspléne

Landwirtschaftliche Fachbeitrage auf Gemein-

deebene beschreiben die Anforderungen der

landwirtschaftlichen Betriebe innerorts und in

der Gemarkung. Im Zusammenhang mit dem

Landschaftsplan sollte folgendes beachtet

werden:

e parallele Erstellung beider Fachplane und
weitgehende Vorabstimmung im Sinne ei-

ner besonders maRnahmeorientierten
Planung, ggf. Behandlung der Problematik
in einem gemeinsamen Fachplan

e die landschaftspflegerischen Mal3nah-
menvorschlage sind hinsichtlich ihrer Rea-
lisierbarkeit in der Agrarlandschaft und
Akzeptanz in der Landwirtschaft abzupri-
fen

e MalRnahmenumsetzung in ortlichen Ar-
beitsgruppen mit Landwirten

e Beteiligung der Landwirtschaft (z.B. Uber
Landschaftspflegeverband) bei Pflege-
mafinahmen

Ausweisung von Schutzgebieten

Landschaftsschutzgebiete

Damit Landwirtschaft und Landespflege ge-

meinsam die Kulturlandschaft gestalten koén-

nen, sollten folgende Wege begangen werden:
¢ weitgehender Verzicht auf Ausweisungs-
verfahren

e Steuerung der gewlinschten Landschafts-
entwicklung durch Programme, Vertrage
und MaRnhahmen (z.B. Ausgleich und Er-
satz)

e Einbindung der Erholungsplanung, Finan-
zierung evtl. MaRnahmen Uber entspre-
chende Trager (Fremdenverkehrsverein,
Kommune)

Naturschutzgebiete

Aus landwirtschaftlicher Sicht sind folgende

Anforderungen an die Durchfihrung von Aus-

weisungsverfahren und -praxis zu stellen:

e auf die unmittelbaren Schutzanspriiche
ausgerichtete Abgrenzung des Schutzge-
bietes

e abgestufter Schutzgebietskatalog fur Kern-
und Pufferzone

¢ Minimalanforderungen an die Bewirtschaf-
tung innerhalb der Pufferzone, aufstockbar
Uber freiwillige Vereinbarungen

¢ Angebot freiwilliger Vereinbarungen auch
fur weitere Randbereiche

e nutzungsangepasste Bewirtschaftungs-
und Pflegemafl3hahmen durch landwirt-
schaftliche Betriebe

o frihestmdgliche Zusammenarbeit zwi-
schen Landwirten und den Institutionen
des Naturschutzes auf kooperativer Basis

e betriebsbezogene Bewertung der natur-
schutzbedingten Verluste bei hoher Fla-
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chenbetroffenheit und sehr weitgehenden
Bewirtschaftungsauflagen

¢ Flexibilitat bei der Schutzgebietsauswei-
sung zur besseren Berlicksichtigung
agrarstrukturell aufgewerteter Bereiche
(Flurneuordnung)

e Uberprufung von festgesetzten Schutzge-
bieten im Hinblick darauf, ob die fur eine
Unterschutzstellung mafRgeblichen Vo-
raussetzungen weiterhin gegeben sind,
oder aber gegebenenfalls auch eine Ent-
lassung von Flachen aus der Gebietsku-
lisse mdglich ist

[ ]

Bei der Formulierung von Auflagen fir die

Bewirtschaftung  von  landwirtschaftlichen

Grunlandflachen sollte folgendes beachtet

werden:

o flexible Handhabung der zeitlichen Verzo-
gerung des ersten Mahdtermins, abge-
stimmt auf das tatsachliche Erfordernis fur
ganz bestimmte Naturschutzziele auf der
jeweiligen Flache in dem betreffenden
Wirtschaftsjahr (z.B. durch laufende Be-
obachtung von Wiesenbrutern 0.4.)

e Zulassung geringer PK-Diingung auf lang-
jahrig extensivierten Flachen, damit der
Aufwuchs eine noch verwertbare Futter-
qualitat erreicht

e Zulassung gezielter Pflanzenschutzmal3-
nahmen und Nachmahd im Herbst nach
Bedarf (z.B. horstweise Ampferbekamp-
fung, Ausméhen von Disteln oder Brenn-
nesseln)

Kauf, Pacht und Nutzungsvereinbarungen

Uber die Pflege von Flachen

Aus landwirtschaftlicher Sicht ist folgende

Vorgehensweise wiinschenswert:

e Auswahl der Flachen sowohl aus natur-
schutzfachlicher (Standorteignung, Ver-
netzungsmaglichkeit etc.) als auch aus
landwirtschaftlicher Sicht (Standorteig-
nung, Lage in der Feldmark, Bewirtschaft-
barkeit, Beeintrachtigung der Nachbarfla-
chen, Pflegeaufwand etc.)

e gegebenenfalls Erforderlichkeit eines
Tauschverfahrens (freiwilliger Landtausch,
Flurneuordnung)

¢ Einbindung in ein Kulturlandschaftskon-
zept

e Beurteilung des langfristigen Pflegeauf-
wandes

e Vertragliche Vereinbarungen mit den Ei-
gentiimern und Nutzungsberechtigten
Uber die Bereitstellung der Flachen und
die Durchfiihrung eines Pflegekonzeptes

Das Bundesnaturschutzgesetz regelt in § 3
Absatz 2, dass bei MalRnahmen des Natur-
schutzes und der Landschaftspflege vorrangig
gepruft werden soll, ob der Zweck mit ange-
messenem Aufwand auch durch vertragliche
Vereinbarungen erreicht werden kann. Solche
Vereinbarungen, die auf dem Prinzip der Frei-
willigkeit beruhen, lassen sich innerhalb wie
aullerhalb von Schutzgebieten zur Flachenbe-
reitstellung einschliel3lich deren fachgerechter
Pflege treffen. Auf diesem Wege kdnnen so-
wohl die Naturschutz- und Erholungsfunktio-
nen in der Kulturlandschaft gestarkt als auch
neue landwirtschaftliche Einkommen erschlos-
sen und gesichert werden. Allerdings sind
landwirtschaftliche Betriebe nur tUber langfristi-
ge Vertrage oder Programme zu binden und in
der Lage, einen weiteren Betriebszweig ,Kul-
turlandschaftspflege” aufzunehmen sowie
Investitionen zu tatigen, um eine professionel-
le Leistung erbringen zu kdénnen. Lange Pro-
grammlaufzeiten (z.B. 25 Jahre) und Verpflich-
tungsermachtigungen in den Haushalten sind
somit maRgeblich. Auch Uber Betriebszusam-
menschlisse, Wasser- und Bodenverbande,
Realverbénde (Feldmarkinteressentenschaf-
ten) oder Landschaftspflegeverbénde kdnnen
Landschaftspflegeleistungen getatigt werden.

Informationsmanagement unter Einbezie-
hung der Bewirtschafter
Die Belange und Interessen des Naturschut-
zes in der Landschaft und speziell in der Ag-
rarlandschaft sind den hier wirtschaftenden
und lebenden Menschen anschaulich zu ver-
mitteln, um ein grundsatzliches Verstandnis zu
erhalten. Eine hohe Effizienz ist im Natur-
schutz nur zu erlangen, wenn er eine breite
Akzeptanz findet. Bei Planung und Umsetzung
von Naturschutzprojekten sollte daher auf
kooperativer Basis ein Interessenausgleich
zwischen den unterschiedlichen Interessen-
gruppen von vornherein angestrebt werden.
Es bietet sich dabei die Bildung von Koopera-
tionen A&hnlich wie im Wasserschutz an.
Hauptziele sind dabei:
o grofltmdogliche Beteiligung aller Betroffe-
nen (Landwirte, Behdrden, Verbénde,
Kommunen, u.a.)
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o flexible und unburokratische Umsetzung
von Vorhaben

e Finanzierung des Naturschutzes Uber
einen Okofond, aus 6ffentlichen Mitteln,
Sponsoring, Stiftungen und Spenden etc.

¢ Koordinierung der Interessen von Land-
wirtschaft und Naturschutz vor Ort

e Abschluss von Vertragen im Rahmen des
Vertragsnaturschutzes

e gezielte Durchfuhrung von Malinahmen
zur Erhaltung, Pflege und Entwicklung von

Schutzgebieten (Aufstellen von Pflege-
und Entwicklungsplanen)

e Priifung und Genehmigung von Ausnah-
meregelungen bei der Umsetzung der Na-
turschutzvorgaben

o Offentlichkeitsarbeit und laufende Informa-
tion der Beteiligten

o Effizienzkontrolle

2.3.7.5 Landwirtschaftliche Belange bei der Anwendung der Eingriffsregelung

Kompensationsflachenmanagement

In der Vergangenheit hat das Naturschutzrecht
einen Vorrang von AusgleichsmaRnahmen
gegeniiber ErsatzmalBnahmen vorgegeben.
Dies hatte zur Folge, dass Kompensations-
mafinahmen in der Regel am Ort des Eingriffs
umgesetzt wurden. Inzwischen kénnen diese
auch in einem gréReren Abstand vom Eingriff
stattfinden, solange sie schutzgutbezogen und
im gleichen Naturraum umgesetzt werden.
Aus Sicht der Landwirtschaft ist das positiv zu
bewerten, da eine rdumliche und betriebliche
Doppelbelastung durch Flachenverluste Uber
die BaumaRRnahmen einerseits und Kompen-
sationsmalinahmen andererseits besser ver-
mieden werden kann.

Im Gegenzug kommt jedoch dem Artenschutz
eine immer grofRere Rolle zu. Aufgrund der EU
Richtlinien Fauna Flora Habitat (FFH) und der
VogelschutzRL (gemall 88 31 - 36
BNatSchG) ist eine Beeintrachtigung der prio-
ritaren Arten in diesen NATURA 2000 Schutz-
gebieten vor Ort auszugleichen (siehe auch 8§
44 und 45 BNatSchG). Im GrofRRraum Braun-
schweig sind dies z.B. entlang der A 39 vor
allem die Vogelschutzgebiete zum Schutz der
Ackerbriter, die hier eine hohe Bedeutung
haben sowie die FFH Gebiete entlang der
Heidebéche.

Rechtliche Regelungen zur Bericksichtigung
der Agrarstruktur bzw. Schonung von wertvol-
len landwirtschaftlichen Flachen gab es bis
dato nicht. Die allgemeinen Vorgaben im Pla-
nungsrecht sowie in den Baugesetzen der
Lander, die guten landwirtschaftlichen Flachen
moglichst nicht in Anspruch zu nehmen, wur-
den in der Praxis kaum beachtet. Seit 2009
hat sich diese Situation durch die Neuregelung

des BNatSchG verandert. Bei der Inanspruch-
nahme von landwirtschaftlichen Flachen zur
Umsetzung von Kompensationsmaf3nahmen
missen jetzt die agrarstrukturellen Belange
berticksichtigt werden.

Mit dem Ziel, mdglichst wenig Flachen aus der

Nutzung zu nehmen, hat der Gesetzgeber im

Rahmen der Novellierung des BNatSchG im §

15 Abs. 3 folgendes Vorgehen bei der Inan-

spruchnahme von land- oder forstwirtschaftli-

chen Flachen fir Ausgleichs- und Ersatzmal3-
nahmen vorgeschrieben:

e auf agrarstrukturelle Belange ist Riicksicht
zu nehmen, insbesondere sind fiir die
landwirtschaftliche Nutzung besonders
geeignete Flachen nur im notwendigen
Umfang in Anspruch zu nehmen

e vorrangig zu prifen, ob der Ausgleich oder
Ersatz auch durch MalRnahmen zur Ent-
siegelung, durch Mal3nahmen zur Wieder-
vernetzung von Lebensrdumen oder durch
Bewirtschaftungs- oder PflegemaRnahmen
erbracht werden kann

Insbesondere die Ausweisung von Suchrau-
men flir Kompensationsmalihahmen im Zu-
sammenhang mit flachenintensiven Grofl3pro-
jekten gibt Anlass fir die Unterscheidung von
besonders und weniger geeigneten Flachen
fur die landwirtschaftliche Nutzung. Als Grol3-
projekte werden uberregionale Vorhaben be-
zeichnet, wie z. B. der Bau der A 39 von
Wolfsburg nach Liineburg oder die Errichtung
von Héchstspannungsleitungen. Der Gesetz-
geber hat mit der o.g. Anderung des Bun-
desnaturschutzgesetzes zum Schutz wertvol-
ler landwirtschaftlicher Flachen auf die umfas-
sende Inanspruchnahme von guten landwirt-
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schaftlichen Ackerflachen im Zuge der Ein-
griffsregelung reagiert. Erstmalig missen jetzt
agrarstrukturelle Belange sowie auch die Be-
deutung der landwirtschaftlichen Flachen fur
die Landwirtschaft, bei Kompensationsmal3-
nahmen berticksichtigt werden. Das fihrt bei
groRraumigen Kompensationen zu den Folge-
rungen:

¢ MaRnahmensuchraume sind auch aul3er-
halb des engeren Trassenraumes maglich

e Implementierung eines gesamtraumlichen
Kompensationskonzeptes fiir die Region
fur vorhabenubergreifende Kompensation

e Raumliche (im Naturraum) und zeitliche
Entkoppelung der Kompensation

e Beriicksichtigung der RROP (Méglichkei-
ten eines eigenen Planzeichen ,Vorrang-
gebiet zur Verbesserung von Natur und
Landschaft")

e Erfassung aller geeigneten Suchrdume in
einem geographischen Informationssys-
tem (GIS)

e Aufbau eines regionalen Kompensations-
netzes

e Freiraumbezogene Entwicklungsvorstel-
lungen (zur Kompensation) der Gebiets-
korperschaften sollen in die Planungen fir
die Flurneuordnungsverfahren z.B. zur A
39 einflieRen und in die Entwicklung von
Suchraumen

Als agrarstrukturelle Belange sind die land-
wirtschaftlichen Betriebsstrukturen, die Bo-
dennutzung, die Tierhaltung sowie betriebliche
Entwicklungsplanungen und -perspektiven in
einem Beurteilungsgebiet zu bertcksichtigen.
Dabei ist die Bedeutung der Flachen fir die
Betriebe und ihrer Entwicklung von einer Rei-
he von Faktoren abhangig.

Derzeit gibt es keine allgemein anerkannten
Kriterien fur eine differenzierte Bewertung der
landwirtschaftlichen Flachen hinsichtlich ihrer
besonderen Bedeutung. Die LWK Niedersach-
sen hat daher den Versuch unternommen im
Rahmen der A 39 Methoden zu entwickeln,
um eine differenzierte Bewertung von land-
wirtschaftlichen Nutzflachen zu ermdglichen.
Die hierbei anzuhaltenden Kriterien kdnnen
nach Acker- und Grunlandflachen unterschie-
den werden.

Kriterien zur Bewertung der Ackerflachen:

e natirliche Ertragsfahigkeit
(Indikator = Ackerzahl)
e Agrarstruktur
(Indikator = Grol3e der Feldblocke)
e Standortverbesserung
(Beregnungsflachen)
¢ Nutzungsintensitat
(Indikator = Hackfruchtanteil)

Kriterien zur Bewertung der Grunlandflachen:
e natirliche Ertragsfahigkeit
(Indikator = Gruinlandzahl)
e Agrarstruktur
(Indikator = Grof3e der Feldblocke)
e Standortverbesserungen
(dréanierte Flachen) derzeit noch nicht um-
gesetzt oder nicht zu bewerten
¢ Nutzungsintensitat
(Indikator = Raufutterfressende Grofvie-
heinheiten/ha Griinland)

Aus der Abbildung dieser Kriterien im GIS

kann eine sogenannte Ampelkarte erstellt

werden, in der eine Einteilung der landwirt-

schaftlichen Flachen nach drei Klassen erfolgt:

¢ Rote Flachen haben fur die Landwirtschaft
eine hohe Bedeutung (Primarraume mit
hoher Prioritat: diese Flachen sind Tabu-
gebiete fir Kompensation).

e Gelbe Flachen kennzeichnen eine mittlere
Bedeutung (Primarraume mit mittlerer Pri-
oritat: Diese sollen mdoglichst freigehalten
werden von grof3flachiger Kompensation).

e Grlne Flachen sind von geringer Bedeu-
tung fur die Landwirtschaft (Sekundarrau-
me mit Flachen, die als Suchraum fir
Kompensationsmafinahmen vorrangig ge-
eignet sind).

Die Gewichtung der einzelnen Kriterien und
somit deren Bedeutung fir die Bewertung
landwirtschaftlicher Flachen kann sich in Ab-
hangigkeit von der regionalen Struktur und
zeitlichen Entwicklung stets &ndern. Neben
einer Bewertung der landwirtschaftlichen Fla-
chen in Primar- und Sekundérflachen, sollte
weiterhin folgendes berlicksichtigt werden:

1. sollte es keine groRflachigen Flachenauf-
kaufe in den Primarraumen geben

2. auf Sekundarflachen sollten diese nur in
Abstimmung mit Bewirtschaftern und
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Grundeigentiimern und unter Beriicksich-
tigung der Agrarstruktur erfolgen.

3. sollen mdglichst Naturraum bezogen Fla-
chen gesucht und eine Nahe zum Eingriff
(BaumaBBnahme) dabei vermieden wer-
den, um eine Doppelbelastung der dort
wirtschaftenden Betriebe zu verhindern.

4. sollte die Moglichkeit bestehen versiegelte
Flachen auch Naturraum udbergreifend zu
entsiegeln, wenn im Planungsraum selbst
keine Entsiegelungsmdéglichkeiten beste-
hen.

5. ist die Produktionsintegrierte Kompensati-
on (PIK) eine hervorzuhebende MalRnah-
me vor Flachenaufkauf und deren Nut-
zungsaufgabe. Eine PIK ist auch innerhalb
der Primarflachen umsetzbar, da sie auf
der Freiwilligkeit der Bewirtschafter beruht
und auch aus Artenschutzgrinden haufig
auf landwirtschaftlichen Flachen erforder-
lich werden (z. B. bei Ackerbrutern).

6. sollte ein Ausgleich von betroffenen Wald-
flachen nach Waldgesetz maximal im Ver-
héltnis von 1:1 erfolgen und eine Auffors-
tung landwirtschaftlicher Primarflachen un-
terbleiben. Dabei erscheint es sinnvoll wei-
tergehende Kompensationen auch auf be-
stehenden Waldflachen vorzunehmen, um
landwirtschaftliche Flachen mdglichst zu
schonen.

7. sind linienhafte Ausfihrungen (Gewésser-
randstreifen, Saumraine etc.) unter Beach-
tung der agrarstrukturellen Belange auch
auf Primarflachen maoglich, da diese i.d.R.
nur geringe Flachenanteile beanspruchen.
ZukUnftige agrarstrukturverbessernde
MaRnahmen und Entwicklungen sollten
dabei bereits Bertcksichtigung finden.

8. sind aus landwirtschaftlicher Sicht auch
der Verlust der Produktionsfunktion von
Bodden (Erzeugungsflache von Nahrungs-
mitteln, Futtermitteln, Energiepflanzen und
nachwachsende Rohstoffe) zu bewerten.
Der Verlust wéare auszugleichen.

Fur die Planung von Uberregionalen Vorhaben
sollte eine differenzierte Darstellung der Rau-
me nach ihrer landwirtschaftlichen Bedeutung
Hinweis fur die Umsetzung von Kompensati-
onsmalRnahmen geben. Die grof3flachigen
KompensationsmalRhahmen sollten nicht in
den landwirtschaftlichen Primarraumen son-
dern in Suchrdumen mit sekundarer landwirt-

schaftlicher Bedeutung stattfinden. Dies be-
deutet jedoch nicht, dass alle landwirtschaftli-
chen Flachen in den Sekundéarraumen fur eine
Kompensation zur Verfigung stehen. Hier
spielen die einzelbetrieblichen Belange auch
weiterhin eine entscheidende Rolle. Ein Fla-
chenverlust fir Kompensationsmafnahmen in
den Sekundarraumen ist aus landwirtschaftli-
cher Sicht jedoch dann hinzunehmen, wenn
die Primarraume als Tabuflachen von grof3-
raumigen Kompensationsmal3hahmen ausge-
nommen werden.

In den regionalen Raumordnungsprogrammen
kann diese beschriebene Methode ebenfalls
geeignet sein, die landwirtschaftlichen Flachen
differenzierter darzustellen. Eine Bewertung
allein nach der Ertragsfahigkeit der Boden wird
der besonderen Bedeutung der Flachen fur die
Landwirtschaft nach heutigen Gesichtspunkten
nicht gerecht. Durch eine Ubernahme der Pri-
marflachen als ,Vorrangflachen Landwirt-
schaft* in der Raumplanung hétte die Land-
wirtschaft hier ein deutlich stérkeres Gewicht
gegenitiber anderen Planungen und damit
Entwicklungsspielrdume  (zuriick)gewonnen,
die derzeit immer starker eingeschrankt wer-
den. In Kapitel 6.2 wird dieser Ansatz in Form
einer Vorschlagskulisse fir Vorranggebiete
Landwirtschaft weitergehend vertieft und auf
das Gebiet des Grofsraumes Braunschweig
angewendet.

Produktionsintegrierte Kompensationsmaf3-

nahmen (PIK)

Eine im Rahmen der Eingriffsregelung geman
§ 15 (3) BNatSchG zu bevorzugende Malf3-
nahme fur die Umsetzung der Kompensation
bzw. des Habitat- oder Artenschutzes ist die
Produktionsintegrierte Kompensation (PIK). Es
ist eine in die landwirtschaftliche Nutzung inte-
grierte Bewirtschaftungs- und PflegemaRnah-
me, die der dauerhaften Aufwertung des Na-
turhaushalts oder des Landschaftsbildes dient.
Die Bewirtschaftung erfolgt durch eine ,mit
dem Entwicklungsziel vertragliche landwirt-
schaftliche Nutzung“. Die Funktion der land-
wirtschaftlichen Flache wird insofern nicht
umgewandelt, sondern hinsichtlich ihrer natur-
schutzfachlichen Funktionen starker betont.
Aus landwirtschaftlicher Sicht besteht der Vor-
teil darin, dass die Flache in der Nutzung ge-
halten und die Bewirtschaftung fortgesetzt
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werden kann. Erfolge fur den Eingriffsverursa-
cher ergeben sich aufgrund der héheren Ak-
zeptanz an KompensationsmafRnahmen und
damit auch einer Beschleunigung der Verfah-
ren im Allgemeinen.

Unter “PIK* sind Extensivierungsmaflinahmen
auf (auch wechselnden) landwirtschaftlichen
Flachen zu verstehen, die von den Landwirten
durch privatrechtliche Vereinbarungen ge-
schlossen werden.

Die KompensationsmafRhahmen kénnen einen
unterschiedlichen Extensivierungsgrad haben
und liegen Uber dem Niveau der guten fachli-
chen Praxis gemaR § 5 Abs. 2 BNatSchG. Bei
Ackerflachen werden MalRnahmen wie Redu-
zierung der Dingung, Verzicht auf Herbizide
und minimale Bodenbearbeitung (Stehenlas-
sen von Stoppeln) und beim Griinland Ande-
rung des Mahdzeitpunktes und der -haufigkeit,
Verminderung der Diingungshéhe sowie Be-
weidungsdichte getroffen.

Die Art der PIK hat sich neben dem Aus-
gleichserfordernis an dem jeweiligen Land-
schaftstyp und seiner naturrdumlichen Aus-
pragung auch an der Ausrichtung der landwirt-
schaftlichen Betriebe zu orientieren. Je einfa-
cher und flexibler sich die MalRnhahmen in die
landwirtschaftlichen Ablaufe eines Betriebes
integrieren lassen, desto héher ist die Akzep-
tanz und somit der Erfolg fir den Naturschutz
und die Landwirtschaft. Die frihzeitige Grin-
dung einer Kooperation aus Unternehmens-
tragern, die in die Natur eingreifen (Natur-
schutz und Landwirtschaft), fuhren durch eine
vertrauensvolle Zusammenarbeit zur Optimie-
rung der Ergebnisse. Eine extensive Landwirt-
schaft fuhrt zum Erhalt und zur Entwicklung
einer arten- und strukturreichen Kulturland-
schaft. So werden Ackerwildkrauter und Tier-
arten gefordert, die fur eine artenreiche und
funktionierende Ackerlebensgemeinschaft
essentiell sind. PIK als Artenschutzmafl3nahme
ist wiederum eng an eine landwirtschaftliche
Nutzung gebunden. Fir die Landwirtschaft
fuhrt eine produktionsintegrierte naturvertragli-
che Bodennutzung insgesamt zum Erhalt der
landwirtschaftlichen Nutzflachen und Siche-
rung der Einkommen der landwirtschaftlichen
Betriebe.

Eine PIK ist auch innerhalb der Priméarflachen
umsetzbar, da sie auf der Freiwilligkeit der
Bewirtschafter beruht und auch aus Arten-

schutzgriinden héaufig auf landwirtschaftlichen

Flachen erforderlich wird. Am Beispiel des

Ackerbruters ,Ortolan gibt es im Rahmen

eines Projektes beim Bau der A 39 folgende

Ziele zum Schutz des Ortolans:

e Verbesserung der Habitatstrukturen
(Schaffung von Ausweich- bzw. Ansied-
lungsbereichen)

e Entwicklung von Bewirtschaftungsmaf3-
nahmen zur gezielten Aufwertung der Le-
bensraume

e Monitoring der Wirksamkeit der zu entwi-
ckelnden Kompensationsflachen, u. U. im
Vergleich zu Referenzflachen

e Monitoring der tatséchlich geeigneten
Flachen

e Vorhalten von Risikomanagementmali-
nahmen (z.B. Unterstiitzung von laufen-
den Ortolan-Programmen)

e Erhalt von Brut, Nahrungs- oder Rick-
zugsflachen fur Vogel- und Tierarten der
Agrarlandschaft

Bewirtschaftungsbedingungen sind dann unter
anderem keine Beregnung (grof3ten Einfluss:
kalt, kinetische Energie, Menge...), keine La-
gerung von Mieten, Mist usw., ganzjahriger
Verzicht auf Pflanzenschutz, keine Dingung,
Ansaat von Luzerne oder mehrjahrigen Futter-
kulturen, keine mechanische Bodenbearbei-
tung, Vorgaben von Méahzeitpunkt und Saat-
gutmischungen, -reihenabstédnden, Aussaat-
terminen.

Die Bewirtschaftungsbedingungen sind Inhalt
der mit den Landwirten privatrechtlich ge-
schlossenen Vereinbarungen. Sie werden auf
Vertragserfillung kontrolliert, was Vorausset-
zung fir die Auszahlung an die Bewirtschafter
ist.

Eine weitere Mdglichkeit der produktionstech-
nischen Kompensation ist die Aufwertung der
Agrarlandschaft durch Okologischen Landbau.
Untersuchungsergebnisse und -erfahrungen
der Stadt Dortmund im Rahmen eines Modell-
projekts zeigen, dass die Leistungs- und Funk-
tionsfahigkeit der Lebensraume in Ackern und
Feldflur, der angrenzenden Landschaftsstruk-
turen, des Bodens, des Wasserhaushaltes und
des Griinlandes aufgewertet werden. Die na-
turschutzfachlichen Voraussetzungen fir die
Anerkennung als PIK sind erflllt, wo die Land-

Landwirtschaftlicher Fachbeitrag 2015 — Band 2

85



schaftsplanung in der Agrarlandschaft die
Reduzierung von Nahrstofffrachten und Pflan-
zenschutzmitteln und die Erhéhung der Re-
tention vorsieht, wo spezifische Pflanzen- und
Tierarten der Feldflur mit @bergreifenden
Raumanspriichen gefdrdert werden mussen,
und wo Naturschutzvorrangflachen durch 6ko-
logisch hochwertige Nutzflachen arrondiert
werden sollen. Die Umstellung ist mit anderen
produktionsintegrierten und herkdmmlichen
KompensationsmafRhahmen kombinierbar.

Aufwertung bestehender Biotope und Aus-
gleichszahlungen

Positive Wirkungen im Hinblick auf die Scho-
nung landwirtschaftlicher Flachen lassen sich
auch durch die naturschutzfachliche Aufwer-
tung bestehender Biotope erreichen. Mogliche
KompensationsmafRhahmen in diesem Sinne
konnen u.a. die

Revitalisierung von Kleingewassern

Pflege von Hecken und Feldgehdlzen (Erho-
hung des Strauchanteils) sowie Kopfweiden

2.3.8 Wasserwirtschaft

Restaurierung von Obstwiesen oder die

Pflege von Offenlandbiotopen (Feuchtwiesen,
Trockenrasen, Sandmagerrasen, Heiden)

sein. Im weiteren Sinne gehdéren hierzu auch
WaldumbaumaRnahmen, durch die Nadel-
waldbestédnde zu artenreicherem und fur die
Grundwasserneubildung wertvollerem Misch-
wald umgewandelt werden.

Fur eine Finanzierung derartiger Pflegemalf3-
nahmen und zur weiteren raumlichen Flexibili-
sierung der Kompensation ist verstarkt von der
Moglichkeit der Ersatzzahlungen Gebrauch zu
machen. Die Voraussetzung, dass tatsachlich
oder rechtlich KompensationsmafRnahmen
nicht oder nur unter unzumutbaren Belastun-
gen umgesetzt werden kénnen ist dann gege-
ben, wenn sich eine Betroffenheit der Land-
wirtschaft im Sinne von § 15 (3) Bundesnatur-
schutzgesetz ergibt und die Umsetzung von
Kompensationsmal3Bhahmen erhebliche Aus-
wirkungen auf die Landwirtschaft hatte. In
diesen Féllen ist grundsatzlich eine Ersatz-
geldzahlung festzusetzen.

2.3.8.1 Trinkwasserversorgung und Wasserschutz

Die Wasserversorgung des Groliraumes
Braunschweig wird aus den Talsperren des
Oberharzes sowie durch Grundwasser aus der
Region gedeckt. Es besteht der Trend, aus
Grinden der Wirtschaftlichkeit kleinere Brun-
nenanlagen zu schlieBen. Ziel der Raumord-
nung ist es jedoch, den Wasserbedarf soweit
wie mdoglich aus regionalen Wasservorkom-
men abzudecken®.

Die Grundwasservorkommen befinden sich im
Wesentlichen im Norden des GrofRraumes
Braunschweig unter den eiszeitlich gepragten
Geestlagen. Darlber hinaus haben der Po-
rengrundwasserleiter des Okerurstromtales
sowie der Karstgrundwasserleiter im Harzvor-
land Bedeutung fur die regionale Wasserver-
sorgung. Alle Grundwassereinzugsgebiete
sind gleichzeitig Produktionsstandort fir die
Land- und Forstwirtschaft.

2.3.8.2 Gesetzliche Grundlagen des Wasserschutzes

Die Wasserqualitat soll im Wesentlichen durch

Vorsorge sichergestellt werden. Die hierflr

notwendigen gesetzlichen Grundlagen erge-

ben sich im Wesentlichen aus:

¢ EU-RIichtlinien zum Verbraucherschutz
(EU-Nitratrichtlinie), Wasserrahmenrichtli-
nie (WRRL)

e Wasser-, Bodenschutz-, Dunge-, Pflan-
zenschutz- und Abfallgesetzgebung des
Bundes

e Landesgesetze, Verordnungen und Erlas-
se fir die Bereiche Wasser-, Abfall und
Bodenschutz

Die EU schuf mit der im Jahr 2002 in Kraft
getretenen Wasserrahmenrichtlinie (WRRL)
einen neuen wasserrechtlichen Ordnungsrah-
men. Ziel der WRRL ist es, einen guten Ge-
wasserzustand zu sichern bzw. zu erreichen
und eine weitere Verschlechterung zu vermei-
den. Die WRRL hat neben dem chemischen
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zusatzlich den 6kologischen und mengenméa-
Bigen Zustand der Gewasser (Oberflachen-
und Grundwasser) im Fokus. Schutzgut sind
auch die direkt von den Gewassern abhén-
genden Landdkosysteme und Feuchtgebiete.

Die WRRL orientiert sich bei der Planung und
Umsetzung von MalRnahmen nicht an Verwal-
tungsgrenzen, sondern an Flussgebietseinhei-
ten. Fur die Flussgebietseinheiten Elbe, Ems,
Rhein und Weser wurden im Jahr 2009 Be-
wirtschaftungsplane und  MaRnahmenpro-
gramme erstell. Die 2005 in Niedersachsen
gegrindeten 30 Gebietskooperationen, die
aus Vertretern der Landkreise, Gemeinde,
Umweltverbande, Industrie, NLWKN, Land-
und Forstwirtschaft usw. bestehen, sind mafi3-
geblich an der Umsetzung der WRRL in den
jeweiligen Flussgebietseinheit beteiligt. Im
GroRraum Braunschweig sind fir die betroffe-
ne Flussgebietseinheit ,Weser" vier Gebiets-
kooperationen gebildet, die aktiv bei der MaR3-
nahmenaufstellung mitwirken.

Das Programm fur den GrofRraum Braun-
schweig (www.fgg-weser.de) enthélt die Mal3-
nahmen, die innerhalb der durch die WRRL
gesetzten Frist bis zum Jahr 2015 fur den
Erhalt und die Entwicklung des guten Zustan-
des der Flussgebietseinheit ,Weser* umzuset-
zen sind.

Die WRRL basiert auf der Annahme, dass
allein durch die grundlegenden Mafl3nahmen,
wie die Umsetzung der Dinge- oder Trink-
wasserverordnung, die Ziele der Richtlinie in
vielen Féllen nicht erfillt werden kénnen. Sie
sieht daher erganzend MafRhahmen zur natur-
nahen FlieRgewasserentwicklung und zur
Beratung im Hinblick auf eine Verbesserung
der Grundwasserqualitat vor.

Eine im Zuge der WRRL durchgefiihrte Be-
standsaufnahme ergab, dass beim Grundwas-
ser der mengenmalige Zustand derzeit in
allen niederséchsischen Grundwasserkorpern
gewabhrleistet ist. Veranderungen aufgrund der
Auswirkungen des Klimawandels miuissen
allerdings fruhzeitig erkannt werden. Der gute
chemische Zustand ist dagegen aufgrund von
Stoffeintragen nicht Uberall erreicht. Neben
den fir einzelne Grundwasserkorper festge-
stellten Pflanzenschutzmitteleintrdgen sind als
Hauptbelastungsquelle die diffusen Belastun-
gen mit Nitrat zu nennen. Zur Reduzierung der

Stickstoffbelastung im Grundwasser sind da-
her auch auf Grundlage der WRRL verschie-
dene Agrarumweltmal3nahmen, (z.B. Zwi-
schenfruchtanbau) tiber die bisherige Gebiets-
kulisse hinaus ausgeweitet worden. Hierzu
zahlen auch die Wasserschutzberatung und
das Erfolgsmonitoring, die bislang nur in
Trinkwassergewinnungsgebieten durchgefiihrt
worden sind. Im Raum Braunschweig sind die
Beratungsgebiete fir die im Rahmen der
WRRL seit 2010 erganzend durchgefihrte
Wasserschutzberatung zur Nitratreduktion die
Gebiete ,,Obere Aller rechts* und ,Aller links".
Niedersachsenweit wird diese MaRnahme auf
27 % der gesamten Landesflache umgesetzt.

Neben der WRRL geben weitere EU-
Richtlinien Qualitditsmindeststandards vor, die
in nationales Recht Uberfihrt worden sind.
Hieraus resultieren beispielsweise die in der
Trinkwasserverordnung festgesetzten Grenz-
werte fur Nitrat (50 mg NO3/l), und fir Pflan-
zenschutzmittel  (Einzelwirkstoff 0,1  ug/l,
Summen aller Wirkstoffe 0,5 pg/l).

In der landwirtschaftlichen Praxis sind umfang-
reiche rechtliche Vorgaben zu beachten, die
einen flachendeckenden und gezielten
Grundwasserschutz beinhalten. Die landwirt-
schaftlichen Fachgesetze (Diingemittelgesetz
und Dungeverordnung, Pflanzenschutzgesetz
etc.) fordern in ihren Grundséatzen einen ord-
nungsgemafen Einsatz von Produktionsmit-
teln im Rahmen der guten fachlichen Praxis.
So schreibt die Dingeverordnung einen pflan-
zenbedarfs- und standortgerechten Einsatz
von Dungemitteln zur verlustarmen Ausbrin-
gung von Nahrstoffen vor. Dies beinhaltet u.a.
die Ermittlung des Dingebedarfs der Pflan-
zenbesténde, die Beriicksichtigung von Nahr-
stoffvorraten im Boden, die Einhaltung von
mengenmafigen Obergrenzen und Sperrfris-
ten sowie umfassende Dokumentationspflich-
ten. Erganzend zu den rechtlichen Bestim-
mungen gibt die Leitlinie Ordnungsgemafe
Landbewirtschaftung den landwirtschaftlichen
Betrieben weitere Handlungsempfehlungen
zum umweltgerechten Wirtschaften an die
Hand.

Fir den gezielten Wasserschutz legt das Nie-
dersachsische Wassergesetz (NWG, 2010)*'
Ziele und Instrumente des Wasserschutzes
nach dem Rahmen des Wasserhaushaltsge-
setzes (WHG, 2009)* fest.
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Fur die Landwirtschaft sind u.a. folgende Best-

immungen des NWG von Bedeutung:

e §28 Verwendung der Benutzungsgebthr
fur MalRnahmen zum Schutz der Gewas-
ser und des Wasserhaushaltes

e 8§91 Ausweisung von Wasserschutzgebie-
ten

e § 93 Ausgleich von wirtschaftlichen Nach-
teilen

Bereits seit 1992 sind Wasserentnahmen fir
einzelne Verwendungszwecke z.B. die Trink-
wassergewinnung gebuhrenpflichtig (8 21
NWG). Auch fir die Landwirtschaft wird bei-
spielsweise ein Entgelt fiur die Feldberegnung
(ausgenommen ist die Frostschutzberegnung)
erhoben. Die Wassernutzungsgebihr ermdg-
licht den gezielten Einsatz der Mittel u.a. fur
den Grundwasser- und Oberflachenwasser-
schutz. Die Verwendung der Wasserentnah-
megebihr kommt nach § 28 NWG besonders
fur folgende MalRnahmen in Betracht:

¢ Ausgleichsleistungen im Sinne von § 93
(in festgesetzten Wasserschutzgebieten)

e Ausgleichs- und Entschadigungsleistun-
gen im Sinne von § 59 (Gewasserrand-
streifen)

e Wasserschutzberatung der Land- und
Forstwirtschaft sowie des Erwerbsgarten-
baus

e Entschéadigungsleistungen fir Einschran-
kungen der land- und forstwirtschaftlichen
Nutzung eines Grundsttickes auf Grund
freiwilliger Vereinbarungen

e Erforschung einer besonders auf den
Grundwasserschutz ausgerichteten Land-

2.3.8.3 Instrumente des Wasserschutzes

Ausweisung von Wasserschutzgebieten
Mit dem Ziel, Gewasser im Interesse der 06f-
fentlichen Wasserversorgung vor nachteiligen
Einwirkungen zu schitzen, kénnen Wasser-
schutzgebiete (WSG) ausgewiesen werden.

und Forstwirtschaft in Wasserschutzgebie-
ten anhand von Modellen und Pilotvorha-
ben

e Forderung der Renaturierung der Fluss-
auen und des Feuchtgrinlandes zum
Zwecke der Wasserriickhaltung und
Grundwasserneubildung

Aus dem Bereich der Landwirtschaft werden
vielfaltige Nutzungsanspriche an die Gewéas-
ser gestellt, die die Bereiche Stoffeintrage,
Veranderung von Wasserstanden, Flachenan-
spriche, Gewasserunterhaltung sowie
Grundwasserentnahmen betreffen. So dienen
Oberflachengewdésser als Vorflut fir die land-
wirtschaftliche Flachenentwasserung (Graben,
Dranungen, Schopfwerke). Im  Grolraum
Braunschweig sind fast 40 % der gesamten
landwirtschaftlichen Flache (ca. 100.000 ha)
LF draniert. Im Bereich der Gewasserunterhal-
tung hat eine ordnungsgemaéafle Vorgehens-
weise so zu erfolgen, dass Oberflachenwasser
aus dem Siedlungsbereich schadlos abgefuhrt
werden muss.

Das Grundwasser dient der Bewasserung
landwirtschaftlicher Flachen als wichtige Vo-
raussetzung fur die Sicherung von Ertragen
und Qualitdten. So werden auf den leichten
Standorten im GrofRraum Braunschweig grofRe
Anteile der landwirtschaftlichen Nutzflache
beregnet. Insofern hat die Héhe der Grund-
wasserstande und deren Regelung ebenfalls
unmittelbaren Einfluss auf die landwirtschaftli-
che Nutzung.

In Wasserschutzgebieten gelten u.a. fur die im
Wesentlichen nach hydrogeologischen Krite-
rien abgegrenzten Schutzzonen 1, Illa und llib
unterschiedliche Bewirtschaftungsauflagen.
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Tabelle 8: Wasserschutzgebiete und Wassereinzugsgebiete mit landwirtschaftlichen Koopera-

tionen in den Landkreisen und kreisfreien Stadten des Gro3raumes Braunschweig

Kreisfreie Stadte/ . Schutzstatus Anteil ~
Bezeichnung
Landkreise WSG WEG gesamt %
Braunschweig Kooperationen 1
Anzahl Gebiete 2 2
Gesamtflache (ha) 5.423 5.423 28
LF (ha) 1.795 1.795 27
Anzahl Betriebe 42 42 55
Salzgitter Kooperationen keine
Anzahl Gebiete keine
Wolfsburg Kooperationen keine
Anzahl Gebiete keine
Gifhorn Kooperationen 5
Anzahl Gebiete 8 3 11
Gesamtflache (ha) 36.846 11.631 48.477 31
LF (ha) 17.410 6.841 24.251 32
Anzahl Betriebe 387 148 535 60
Goslar Kooperationen 3
Anzahl Gebiete 3 4 7
Gesamtflache (ha) 4.160 19.590 23.750 25
LF (ha) 797 5.190 5.993 22
Anzahl Betriebe 55 111 166 53
Helmstedt Kooperationen 2 2
Anzahl Gebiete 4 3 7
Gesamtflache (ha) 5.779 1.604 7.383 11
LF (ha) 3.280 739 4.019 10
Anzahl Betriebe 112 31 143 37
Peine Kooperationen 1
Anzahl Gebiete 1 1
Gesamtflache (ha) 2.601 2.601 7
LF (ha) 1.863 1.863 6
Anzahl Betriebe 74 74 17
Wolfenbuttel Kooperationen 2
Anzahl Gebiete 3 2 5
Gesamtflache (ha) 9.000 544 9.544 13
LF (ha) 6.149 527 6.676 13
Anzahl Betriebe 146 33 179 39
GrofRraum Kooperationen 15
Braunschweig Anzahl Gebiete 21 12 33
Gesamtflache (ha) 55.785 33.369 97.178 37
LF (ha) 27.636 13.303 44.597 18
Anzahl Betriebe 816 323 1.139 41

Quelle: NLWKN Betriebsstelle Sud 2013; WSG = Wasserschutzgebiet; WEG = Wassereinzugsgebiet

’ BezugsgroRen: Katasterflache (2011), bodengeschatzte LF (2011) sowie Gesamtzahl Betriebe (> 5 ha LF)

2010
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Diese werden durch Verordnung der NLWKN -
Betriebsstelle Sud - als obere Wasserbehorde
erlassen. Die Auflagen sind gebietsspezifisch
und werden erst nach Anhérung der Beteilig-
ten in der Region festgesetzt. Fir neue Ver-
ordnungen gibt ein niedersachsischer Muster-
katalog einen Orientierungsrahmen fiir den
Verordnungstext vor. Darlber hinaus gilt fur
die festgesetzten Wasserschutzgebiete (8§ 48
NWG) und die als Wasserschutzgebiete vor-
gesehenen Gebiete, fur die vorlaufige Anord-
nungen festgesetzt worden sind (§ 50 NWG),
auch die SchuvO (Verordnung Uber Schutz-
bestimmungen in Wasserschutzgebieten). Sie
gewabhrleistet zusatzlich zur gebietsspezifi-
schen WSG-Verordnung einen landesweit
einheitlichen behdérdlichen Grundschutz.

Im Jahre 2011 gab es im Grofraum Braun-
schweig insgesamt 33 Trinkwassergewin-
nungsgebiete (TGG), wovon 21 als Wasser-
schutzgebiete (WSG) ausgewiesen waren
(siehe Tabelle 8). Die hydrologischen Ein-
zugsgebiete der genannten Brunnenanlagen
erfassen mit rund 97.200 ha ein Funftel der
Flache des GroRRraumes Braunschweig. Dar-
Uber hinaus werden in einigen Gemeinden
Brunnen mit eher drtlicher Bedeutung betrie-
ben. Ein Antrag auf Festsetzung eines Was-
serschutzgebietes liegt hier meist nicht vor.
Andere Brunnenanlagen, wie beispielsweise

Brackstedt und Weyhausen, férdern zu grof3en
Anteilen auch Wasser fur nahegelegene In-
dustrieanlagen. Samtliche Gebiete, die als
Wasserschutzgebiet oder Heilquellenschutz-
gebiet ausgewiesen sind, werden im Regiona-
len Raumordnungsprogramm als Vorrangfla-
chen fir die Trinkwassergewinnung darge-
stellt. Des Weiteren sind fur den Schutz der
bestehenden und kiinftigen 6ffentlichen Was-
serversorgung Vorbehaltsgebiete Trinkwas-
sergewinnung im RROP dargestellt. Es han-
delt sich um Wasservorkommen, die bedeu-
tend, aber nicht als Ziel der Raumordnung
konkretisiert worden sind.

Von insgesamt 44.600 ha LF in Trinkwasser-
gewinnungsgebieten (TGG) sind 27.600 ha als
Wasserschutzgebiete (WSG) ausgewiesen.
Die verbleibenden 13.300 ha LF haben den
Schutzstatus Wassereinzugsgebiet (WEG).
Diese landwirtschaftlichen Flachen entspre-
chen 11 % (WSG) bzw. 5 % (WEG) der ge-
samten LF des GroRraumes Braunschweig. In
den festgesetzten Schutzgebieten wirtschaften
rund 800 und in den Wassereinzugsgebieten,
die teilweise von Ausweisungsverfahren be-
troffen sind, Gber 300 landwirtschaftliche Be-
triebe. Das entspricht 30 % bzw. 12 % der
gesamten Betriebe im Grolsraum Braun-
schweig.

2.3.8.4 Wasserschutzgebiete und ihre Wirkung auf landwirtschaftliche Betriebe

In Wasserschutzgebieten gilt grundséatzlich
das Verbot des Einsatzes von Pflanzen-
schutzmitteln, solange eine Wasserschutzge-
bietsauflage (W-Auflage) fir das Praparat
vorliegt. Seit Novellierung der landesweiten
Schutzverordnung im Jahr 2009 gelten in allen
festgesetzten Wasserschutzgebieten mindes-
tens die in der SchuvVO genannten Anforde-
rungen. Im Grundsatz kann im Grofraum
Braunschweig deshalb in fast allen Wasser-
schutzgebieten mit folgendem Auflagenkatalog
gerechnet werden.

Es besteht nach § 3 SchuVO eine Aufzeich-
nungspflicht fir N- und P,Os-Zufuhren, Né&hr-
stoffgehalten im Boden (N und P) und Er-
tragserwartungen pro Schlag bzw. Bewirt-
schaftungseinheit. Weiterhin bestehen u.a.

folgende wesentliche Nutzungsbeschrankun-

gen:

e Verbot bzw. Genehmigungspflicht beim
Umbruch fakultativen Grinlandes und
Umbruchverbot von absolutem Grinland

e gezielte Begriinung von Brachen

e Umbruchverbot von Dauerbrachen vom
01.07. bis 31.01.

e Verbot von mehr als 170 kg /ha Stickstoff
aus organischen Dingern tierischer oder
pflanzlicher Herkunft pro Jahr (schlagbe-
zogen)

e Verbot vom Aufbringen von Klarschlamm

e zusatzliche tUber die Diingeverordnung
hinausgehende zeitliche Beschrankung
der Ausbringung organischer Dingung
(Ausnahme Stallmist)
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Zahlreiche Verordnungen fur Wasserschutz-
gebiete im GroRraum Braunschweig nennen
Uber die SchuVO hinausgehende Auflagen.
Danach bestehen beispielsweise folgende
zusatzliche Einschrankungen:

e zeitliche Beschrankung bei der Ausbrin-
gung von organischen Dungern, insbe-
sondere von Stallmist

e Lagerung von Wirtschaftsdiingern

e Anbaubeschrankungen auf dem Ackerland
insbesondere fur Kartoffeln, Mais, Raps,
Leguminosen und Gemiise

e Anlegen von Géarfuttermieten

¢ Reglementierung der Mineraldiingeran-
wendung im Herbst

Da jede Verordnung unterschiedliche Aufla-
gen, aber auch fur vergleichbare MalRnahmen
unterschiedliche Zeit- und Mengenvorgaben
z.B. bei der Anwendung von Wirtschaftsdiin-
gern macht, erfordert die exakte Kenntnis der
genauen flachenbezogenen Auflagen die be-
sondere Aufmerksamkeit des Bewirtschafters.

Soweit sich die Bewirtschaftungsvorgaben an
den Vorgaben der ordnungsgeméfRen Land-
bewirtschaftung ausrichten, entstehen fir die
Land- und Forstwirtschaft keine nachteiligen
Auswirkungen. Schrénken die Bewirtschaf-
tungsvorgaben die ordnungsgemaéfe Landbe-
wirtschaftung jedoch ein, entstehen den Be-
trieben wirtschaftliche Nachteile.

Im Bereich der Produktion bestehen die Nach-
teile im Einzelnen aus Ertragsminderungen,
Aufwandserhdéhungen (erhohte verfahrensab-
hangige Spezialkosten sowie zusatzliche In-
vestitionskosten) und Qualitatsbeeintrachti-
gungen. Aufwandsminderungen werden ge-
gengerechnet. Eine Anpassung der Nutzun-
gen im Gesamtbetrieb ist unter Beachtung der
gesetzlichen Verpflichtung zur Schadensmin-
derung vorzunehmen.

Bei gesamtbetrieblicher Betrachtung sind die
Leistungen und Kosten aus Betriebsumstel-
lung und Marktanpassung zu beriicksichtigen.
Dies gilt auch fir Minderungen des Grund-
stiickswertes sowie das daraus folgende Ab-
sinken des Beleihungswertes. Fir diesen letz-
ten Bereich ist ein Ausgleich bisher nicht ge-
klart. Ertragsminderungen schlagen voll auf
Einkommen und Eigenkapitalbildung der Be-

triebe durch, weil kurzfristig eine Anpassung
der bestehenden Festkosten (Abschreibung,
Zinsen) nicht moglich ist.

Die Wettbewerbsfahigkeit betroffener Betriebe
gegeniiber nicht betroffenen Betrieben ist
deutlich eingeschrankt. Der Gesetzgeber hat
deshalb einen Ausgleich vorgesehen. Das
Wasserhaushaltsgesetz des Bundes (WHG)
beinhaltet in § 52 Abs. 5 eine gesetzliche Ver-
pflichtung. Entsprechende Landesregelungen
sind mit dem § 93 NWG getroffen worden. Die
Zustandigkeit fur die Ausgleichsleistungen
liegt bei den Landesbehdrden.

Die hierfur erforderlichen Berechnungsgrund-
lagen (Blaubuch) haben die Landwirtschafts-
kammern erstellt und werden jahrlich aktuali-
siert. Sie beriicksichtigen die regional unter-
schiedlichen Bewirtschaftungsverhéltnisse und
heben dabei auf eine sinnvoll differenzierte
Pauschalierung ab. Der Verwaltungsaufwand
soll damit moéglichst gering gehalten werden.

Bildung von Kooperationen in Wasser-
schutzgebieten

Im Gebiet des GroRraumes Braunschweig hat
die Zusammenarbeit zwischen Wasserversor-
gungsunternehmen, Behdrden und Landwirten
eine lange Tradition. Schon frihzeitig existier-
ten Arbeitskreise auf der Ebene einzelner Ver-
sorgungsbetriebe wie beispielsweise in den
Stadten Seesen und Wolfenbuittel.

Das Niedersachsische Kooperationsmodell
zum Trinkwasserschutz wurde im Jahr 1992
mit der Einfuhrung der Wasserentnahmege-
bihr und der Novellierung des Niederséchsi-
schen Wassergesetzes (NWG) eingefiihrt. Ziel
des Kooperationsmodells ist die Sicherung der
Grundwasserqualitat, damit die Versorgung
der Bevolkerung mit qualitativ hochwertigem
Trinkwasser dauerhaft erhalten bleibt. Dabei
liegt der Schwerpunkt der Aktivitdten in der
Verminderung der Nitrateintrdge in das
Grundwasser. Interessenkonflikte zwischen
dem Schutz des Trinkwassers und der Land-
bewirtschaftung in den Trinkwassergewin-
nungsgebieten sollen durch eine vertrauens-
volle Zusammenarbeit von Wasserversor-
gungsunternehmen und Landbewirtschaftern
thematisiert und geldst werden. Koordiniert
werden die Aktivitditen des Kooperationsmo-
dells vom Niedersachsischen Landesbetrieb
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far Wasserwirtschaft, Kiisten- und Naturschutz
(NLWKN).

In 2007 wurde das Niedersachsische Koope-
rationsmodell zum Trinkwasserschutz mit der
Anderung des damaligen § 47 h NWG (jetziger
§ 28 NWG) neu geregelt. Die Eigenverantwor-
tung der Akteure vor Ort wurde gestarkt und
die Planungssicherheit durch die Einfiihrung
einer funfjdhrigen Finanzhilfe deutlich verbes-
sert. Die Finanzhilfe wird zur Finanzierung von
freiwilligen Vereinbarungen gewdhrt. Sie ist in
der Kooperationsverordnung (Verordnung
Uber die Finanzhilfe zum kooperativen Schutz
von Trinkwassergewinnungsgebieten) vom 3.
September 2007 geregelt. Die Gewahrung der
Finanzhilfe setzt voraus, dass Wasserversor-
gungsunternehmen und Landbewirtschafter
gleichberechtigt in einer Kooperation zusam-
menarbeiten und sich auf ein so genanntes
Schutzkonzept mit Zielen und Erfolgsindikato-
ren geeinigt haben. Auf der Grundlage dieses
Schutzkonzeptes kann die Finanzhilfe beim
NLWKN beantragt und ein so genannter
.Rahmenvertrag Uber die Gewéahrung einer
Finanzhilfe zum Trinkwasserschutz* zwischen
dem NLWKN und dem jeweiligen Wasserver-
sorgungsunternehmen abgeschlossen wer-
den. Da eine Finanzhilfe nur gewéhrt wird,
wenn die Kosten fir die Umsetzung des
Schutzkonzeptes Uber 50.000 Euro im Jahr
betragen, haben sich in einigen Regionen
kleinere Kooperationen zu einer tberregiona-
len Kooperation zusammengeschlossen. Viel-
fach erfolgte der Zusammenschluss von Ko-
operationen aber auch unabhéngig vom Errei-
chen der Bagatellgrenze.

Die Kooperationen erértern die gebietsspezifi-
schen Bewirtschaftungsregeln, schlagen die
Zusatzberatung vor und erortern deren Berich-
te, empfehlen Malinahmen und werden zu den
Bemessungsgrundlagen fir die Ausgleichs-
zahlungen gehdrt. Die Darstellung des Gebie-
tes als Vorranggebiet fur die Trinkwasserge-
winnung im Landesraumordnungsprogramm
ist Voraussetzung fur die Férderung.

Im Jahr 2011 umfasste das Niederséchsische
Kooperationsmodell im GroRraum Braun-
schweig 33 Trinkwassergewinnungsgebiete,
die sich in 15 Kooperationen zusammenge-
schlossen haben. Das rund 30.000 ha LF gro-
Re Einzugsgebiet wird von 700 landwirtschaft-
lichen Betrieben bewirtschaftet.

Die zusétzliche Beratung der Landwirtschaft
im Interesse des Gewasserschutzes erfolgt in
den Gebieten durch Ingenieurbiros, die
Landwirtschaftskammer Niedersachsen sowie
die Landberatung.

Die Beratungsgrundlage der Wasserschutzbe-
ratung bilden Betriebserhebungen, die eine
genaue Darstellung der Bewirtschaftungs-
struktur ermdglichen, und Bodenkartierungen,
die unter Berilcksichtigung der Nutzung und
der  Standortfaktoren das  Nitratauswa-
schungspotenzial wiedergeben. Aus diesem
Datenmaterial lassen sich flachenspezifische
MafRnahmen ableiten, die dann im Rahmen
der Wasserschutzberatung umgesetzt werden
koénnen.

Die Instrumente sind zum einen eine gewas-
serschutzorientierte intensive Diinge- und
Pflanzenschutzberatung auf Betriebs- und
Schlagebene. So werden beispielsweise auf
Repréasentativflachen Nmin- und Grundnéhr-
stoffuntersuchungen durchgefiihrt und daraus
Diungeempfehlungen abgeleitet oder Nahr-
stoffbilanzen erstellt. Zur Umsetzung der
MaRnahmen werden die Landwirte durch
Rundschreiben, einzelbetriebliche Beratung,
Feldbegehungen, Informationsveranstaltungen
und Vortrdge Uber aktuelle Ergebnisse aus
Begleituntersuchungen, aus der Anlage von
Demonstrationsversuchen und Uber die Auf-
stellung von Schlagkarteien und Diingepléanen
informiert.

Zum anderen betreut die Wasserschutzbera-
tung den Abschluss freiwilliger Vereinbarun-
gen, mit denen sich Landwirte vertraglich ver-
pflichten, bestimmte Bewirtschaftungsmafi-
nahmen auf der Flache durchzufuhren.

Eine vertrauensvolle Kooperationsarbeit for-
dert den sténdigen Informationsaustausch
zwischen landwirtschaftlichen Betrieben und
Wasserforderer und kann in Verbindung mit
der Wasserschutzberatung und tUber den Ab-
schluss freiwilliger Vertrage einen zielgerichte-
ten Grundwasserschutz auf freiwilliger Basis
leisten. Die Ausweisung von Wasserschutzge-
bieten ist deshalb aus landwirtschaftlicher
Sicht nicht unbedingt erforderlich, um eine
effektive Verbesserung der Wasserqualitat zu
erreichen. Vielmehr sollten die Instrumente
Eigenverantwortung, Freiwilligkeit und 6kono-
mische Anreize genutzt werden.

92

Landwirtschaftlicher Fachbeitrag 2015 — Band 2



2.3.8.5 Wasserwirtschaftliche Planungen und MalBhahmen im Konsens mit landwirtschaftli-

chen Anforderungen

Durch abgestimmte 6konomische und techni-
sche Malnahmen und Férdermodelle kann
der Trinkwasserverbrauch weiterhin spirbar
gesenkt werden. Auf weitere Fordergebiete im
Grolraum Braunschweig kann dann verzichtet
werden.

Bereits bei der Genehmigung neuer Grund-
wasserentnahmen sind die Auswirkungen auf
landwirtschaftliche Betriebe zu berucksichti-
gen. Die Ermittlung der Betroffenheit durch
den Anteil der Flache und die Anzahl der
landwirtschaftlichen Betriebe ist als das zu
erwartende Konfliktpotenzial in die Abwégung
mit einzubringen.

Die geologische und bodenkundliche Beurtei-
lung des Standortes sowie die vorhandenen
Nutzungen fuhren zu einer Beurteilung des
Belastungspotenzials. Die Konzentration der
Trinkwasserforderung sollte dort stattfinden,
wo die geringsten natirlichen und anthropo-
genen Belastungen zu erwarten sind. Standor-
te hoheren Belastungspotenzials dienen vor-
wiegend der Brauchwassergewinnung vor Ort
oder als Notaggregate. Die Gebiete sollten als
Vorbehaltsflachen im RROP festgelegt wer-
den.

Durch die Wasserschutzberatung in Wasser-
vorranggebieten kann eine hohe Effizienz im
Trinkwasserschutz und die beste Kontrolle der
Flachenbewirtschaftung erreicht werden. Sie
ware weiterhin zu starken. Aus Grunden der
Vermeidung nicht ausgleichbarer Auswirkun-
gen auf die Landwirtschaft (z.B. Vermogens-
verluste) kdnnte auch vielerorts auf die Aus-
weisung von Trinkwasserschutzgebieten zu-
gunsten einer Starkung des Freiwilligkeitsprin-
zips verzichtet werden. Bei der Umsetzung der
Planungen zum Wasserschutz bedarf es der
wirkungsvollen Beteiligung der Landwirte und
darlber hinaus der dauerhaften Zusammenar-
beit zwischen den Partnern. Hierfir bietet sich
die institutionalisierte Zusammenarbeit in Form
der Kooperation an. Die Mitarbeit in der Ko-
operation ermdglicht den Beteiligten eine um-
fassende Information. Sie fdrdert das Ver-
stéandnis fureinander und ist somit Grundlage
zur Durchfihrung eines nachhaltigen Res-
sourcenschutzes. Die Mitwirkung in der Ko-

operation stellt die gleichgewichtige Einbin-
dung der Betroffenen bei Entscheidungen tber
die kunftige Zweckbestimmung eines Gebietes
sicher und liefert Entscheidungshilfen fir
Landwirte und Behoérden.

Innerhalb der Kooperation sind vorrangig fol-

gende Aufgaben zu leisten:

e Abstimmung der Ziele und des Controlling

e Entwicklung von landschafts- und schutz-
gutbezogenen Nutzungsalternativen unter
regionalspezifischer Anwendung von For-
derprogrammen und freiwilligen Vereinba-
rungen

e Vorschlage fur den Flachentausch und —
kauf sowie Erstellung abgestimmter Be-
wirtschaftungskonzepte, eventuell auch fr
gesamte Landschaftseinheiten

e Abstimmung Uber die Verfahrenswege bei
Genehmigungen und Erlaubnissen

e Hilfestellung bei einer méglichen Vermark-
tung grundwasserschonend erzeugter
Produkte

e Sicherstellung der zuséatzlichen, gewas-
serschutzorientierten Beratung der Land-
wirte

e standortbezogene Definition der ord-
nungsgemafien Landbewirtschaftung so-
wie die standort- und nutzungsbezogene
Differenzierung der Ausgleichszahlungen

e Vorschlage fir freiwillige Vereinbarungen

Landwirtschaftlicher Fachbeitrag 2015 — Band 2
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2.4 Planungen und MalRnahmen in den einzelnen landwirtschaftlichen Teilraumen (LTR)

- Vorschlage zur Beriicksichtigung landwirtschaftlicher Belange -

241 LTR 1 Geest Nord

Status Quo (LTR 1 Geest Nord)

Vorschlage zur Beriicksichtigung landwirtschaftlicher Belange

Siedlungs- und Verkehrsflachenentwicklung (SuV)

(Katasterflachen)
Suv Veranderung
2011 2001 - 2011
Hankensbdittel 1.937 ha 60 ha
Wesendorf 1.678 ha 75 ha
Wittingen 1.973 ha 285 ha

Lage der erfassten Hofstellen zur Ortslage

(Befragung LWK 2012, Prozentanteil aller erfassten Hofstellen

% aulierorts

% innerorts

Hankensbdttel 12,1 87,9
Wesendorf 11,1 88,9
Wittingen 17,4 82,6

beengte Hofstellen im Ort
(Befragung LWK 2012, Prozentanteil aller erfassten Hofstellen)

% insge- % ohne % mit

samt Vieh Vieh

Hankensbdittel 49,5 18,7 30,8
Wesendorf 52,2 16,7 35,6
Wittingen 66,1 25,7 40,4

Gemeindliche Bauleitplanung und Landwirtschaft

verhaltene Siedlungsentwicklung unter Starkung des Mittelzentrums Wittingen und der
Grundzentren Hankensbuttel und Wesendorf

zuriickhaltende Siedlungsentwicklung in den landwirtschaftlich strukturierten Dérfern,
die stark durch viehhaltende landwirtschaftliche Betriebe gepragt sind

Erhaltung der innerdrtlichen Freiraume in der Umgebung landwirtschaftlicher Betriebe
(Ortskerne, Immissionsabstande, Entwicklungszonen)

Sicherung und Erhaltung der landwirtschaftliche Produkte verarbeitenden Industrie
(kartoffelverarbeitende Industrie) z.B. durch bauleitplanerische Sicherung der Standorte
einschlieBlich mdglicher Erweiterungsflachen; Sicherung der Verkehrswege dorthin fiir
den landwirtschaftlichen Verkehr, Sicherung der Abwasserentsorgung

Nutzung der Dorferneuerungsprogramme zur unmittelbaren Verbesserung der einzelbe-
trieblichen Produktionsbedingungen und Wettbewerbsfahigkeit der landwirtschaftlichen
Betriebe in den Ortslagen:

Erstellung eines landwirtschaftlichen Fachbeitrages fiir neu in das Dorferneuerungspro-
gramm aufgenommene Ortschaften

Weitere Antrage zur Aufnahme in das Dorferneuerungsprogramm waren aus landwirt-
schatftlicher Sicht in folgenden Ortschaften wiinschenswert:

Behren, Boitzenhagen, Bottendorf, Dedelstorf, Emmen, Erpensen, Eutzen, Hankensbt-
tel, Kakerbeck, KI. Oesingen, Knesebeck, Lingwedel, Mahrenholz, Oerrel, Rade, Ra-
denbeck, Repke, Schénewdrde, Steimke, Teschendorf, Ummern, Weddersehl,
Wierstorf, Zasenbeck

Beriicksichtigung der innerdrtlichen Immissionssituation bei der Ortsentwicklung (ggf.
Erstellung landwirtschaftlicher Fachbeitrdge zur Ortsentwicklung), die Viehhaltung ist im
Teilraum wesentlicher Bestandteil des landwirtschaftlichen Erwerbseinkommens
Beachtung und Unterstiitzung ,beengter Betriebe* in den Ortslagen; schwerpunktméRig
sind folgende Ortschaften zu nennen: Bottendorf, Emmen, Eutzen, Kakerbeck, Luben,
Mahnburg, Masel, Plastau, Rade, Radenbeck, Schénewdrde, Steimke, Suderwittingen,
Teichgut, Ummern, Vorhop, Westerholz, Wierstorf, Zahrenholz

Freihaltung von AulRenbereichsflachen mit giinstigen ErschlieBungsmaoglichkeiten (We-
ge, Wasser, Abwasser, Strom) fiir landwirtschaftliche Aussiedlungsvorhaben

Verkehrsplanung

Vertragliche StraRenbauplanung
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Status Quo (LTR 1 Geest Nord)

Vorschlage zur Berilicksichtigung landwirtschaftlicher Belange

(Projektliste zum BVWP 2015 und RROP 2008)

*  Neubau der Autobahn 39 von Wolfsburg nach Liineburg
* B 244 Sudumgehung Wittingen mit Fortsetzung bis Hankensbdittel
B 190n West von Breitenhees (B 4) bis Bad Bodenteich (A 39)

kritische Bedarfsanalyse

gutachterliche Beurteilung der Auswirkungen auf die Landwirtschaft im Vorfeld der
Planungen

ggof. Einleitung begleitender Unternehmensflurneuordnungsverfahren

Rohstoffgewinnung
(Rohstoffsicherungskarte des LBEG)

e Lagerstatte 1. Ordnung
Schéneworde und Wahrenholz (Weil3- und Schwarztorf)

e Lagerstatte 2. Ordnung,
Gr. Oesingen, Ummern, Hankensbuttel, Wittingen (Sand)

o  Gebiet mit potentiell wertvollen Rohstoffvorkommen
Sprakensehl, Wesendorf, Hankensbiittel (Sand)

Steuerung der Rohstoffgewinnung

gemeindliche Steuerung der Bodenabbauflachen in der Bauleitplanung unter Abwéagung
der landwirtschaftlichen Belange sind besonders bei Lagerstétten, die nicht als Vorrang-
oder Vorbehaltsgebiete festgelegt sind, erforderlich

besondere Beachtung der landwirtschaftlichen Feldberegnung; Anlegung von Pegel-
brunnen zur Beweissicherung

Energiegewinnung
(Energieportal ZGB, RROP)

Vorrangstandorte Windenergienutzung

GF la Hankensbiittel/Bottendorf

(Eignungsgebiet) 188 ha
GF 2 Wittingen 54 ha
GF 3 Wittingen 114 ha
GF4 Wesendorf 29 ha
GF 12 Hankensbittel/Langwedel

(Eignungsgebiet) 196 ha
insgesamt 581 ha

Biogasanlagen
e 15 Biogasanlagen mit rd. 7,2 MW¢ im Teilraum erfasst

Kraftwerkstandorte
e keine Standorte fur GroRRkraftwerke vorhanden

Beteiligung der Landwirtschaft bei der Energiegewinnung

Standortlenkung von Windkraftanlagen in Anbindung an das vorhandene landwirtschaft-
liche Wegenetz (ggf. Uber die Bauleitplanung)

weitere Gebiete fir die Windkraftnutzung bieten sich aufgrund der weitraumigen Agrar-
landschaft an (Fortschreibung des RROP)

Regionale Projekte zur verstarkten Nutzung der Wasserkraft, insbesondere bei vorhan-
denen Anlagen und Staurechten

regionale Foérderung der Energiegewinnung aus nachwachsenden Rohstoffen, die aus
der land- und forstwirtschaftlichen Erzeugung stammen (Projekte in Dérfern und Klein-
stadten, Zusammenschliisse von Erzeugern und Verbrauchern, Beteiligung landwirt-
schaftlicher Betriebe, Erzeugergemeinschaft fiir nachwachsende Rohstoffe)

ortliche Konzepte zur sinnvollen Verwertung der bei der Biogaserzeugung anfallenden
Warmeenergie

Parallelfiihrung von Leitungstrassen zu vorhandenen Straf3en, Grében, oder Wegen,
um Zerschneidungsschaden weitgehend zu vermeiden

besondere Beachtung der Dréanagen und Regnerleitungen (Beteiligung der ortlichen
Verbande erforderlich)

flexible und flachensparende Kompensation der Eingriffe
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Status Quo (LTR 1 Geest Nord)

Vorschlage zur Berilicksichtigung landwirtschaftlicher Belange

Leitungstrassen

e Netz von Gas und Erdélpipelines (erhebliche Trassenlangen Ost-West und

Nord-Sid)

e 110 KV-Leitung (Gifhorn-Wesendorf-Hankensbdittel-Wittingen)

Natur- und Landschaftsschutz
(Kartenwerk des NLWKN)

14 NSG mit ca. 3.650 ha Gesamtflache (1.100 ha LF)

Anteil der LF an den NSG ca. 30 %
Anteil der LF in NSG an der Gesamt LF ca. 3 %

BR 021 Gagelstrauchbestand bei Vorhop
BR 022 Heiliger Hain

BR 023 Bullenkuhle

BR 025 Bokeler Heide

BR 027 Schnuckenheide

BR 051 GroRRes Moor

BR 053 Schweimker Moor und Liderbruch
BR 067 Rd&ssenbergheide - Kilsenmoor
BR 073 Bornbruchsmoor

BR 074 Bosebruch

BR 098 Obere Lachte, Kainbach, Jafelbach
BR 132 Niederungsbereich Oerrelbach

BR 134 Mittlere Ohreaue

LU 277 Lutter

20 ha
42 ha
2 ha
21 ha
21 ha
894 ha
325 ha
241 ha
109 ha
190 ha
1.093 ha
140 ha
58 ha
505 ha

6 LSG mit ca. 9.350 ha Gesamtflache (ca. 3.500 ha LF)

Anteil der LF an den LSG ca. 38 %

Anteil der LF in LSG an der Gesamt LF ca. 10 %

Einbeziehung der Landwirtschaft beim Landschafts- und Naturschutz

NSG

e keine Einschrankung der Griinlandnutzung zu Lasten der landwirtschaftlichen Betriebe
e an Bewirtschaftungserfordernisse angepasste Auflagen bei der Griinlandnutzung

e  Erhaltung der ordnungsgemafen Grinlandnutzung

e begleitende Férderprogramme zur Griinlandnutzung

e Vertragsnaturschutz

»  Erhaltung der intakten Kultur- und Naturlandschaft durch Programme (z.B. Randstrei-
fen)

Wasserwirtschaft
(Kartenwerk des NLWKN)

5 WSG mit ca. 13.000 ha Gesamtflache

Wasserwirtschaftliche Planungen im Konsens mit der Landwirtschaft

« langfristige Absicherung der Wasserrechte fir die landwirtschaftliche Feldberegnung in
ausreichender Hohe

» praxisnahe Umsetzung der zu beachtenden Bewirtschaftungsauflagen in den Wasser-




Status Quo (LTR 1 Geest Nord) Vorschlage zur Berilicksichtigung landwirtschaftlicher Belange

*  Hankensbuttel schutzgebieten

* Lische »  Fortsetzung der erfolgreichen Zusammenarbeit von Wasserversorgern und Landwirten
* Ruhen in den Schutzgebietskooperationen

e Schoénewodrde *  Fortsetzung und Sicherung der Zusatzberatung sowie der freiwilligen Vereinbarungen
*  Westerbeck » gezielte Gestaltung der freiwilligen Vereinbarungen in Abh&éngigkeit von den gebiets-

spezifischen Bewirtschaftungsstrukturen
Anteil der LF an den WSG ca. 48 %

Anteil der LF in WSG an der Gesamt LF ca. 18 %

Erholungsplanung Einbindung der Landwirtschaft in die Erholungsplanung
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geringe Siedlungsdichte

Wochenendausfligler aus Braunschweig, Gifhorn und Wolfsburg
Urlauber

Vorrang- und Vorbehaltsgebiete fir die ruhige Erholung insbe-
sondere in den Waldgebieten Auerwald und Malloh sowie im
Grofl3en Moor

Erstellung eines Erholungs- und Tourismuskonzeptes mit Einbindung landwirtschaftli-
cher Betriebe (Urlaub auf dem Bauernhof: ,Erlebnisurlaub Bauernhof, ,Reiterurlaub®,
Direktvermarkter etc.)

Ausbau- und Unterhaltungskonzept fur landliche Wege unter dem Aspekt der Nut-
zungsoptimierung ,Wirtschaftswege, Reit-, Rad-, und Wanderwege)

Freihalten der Wirtschaftswege vom motorisierten Individualverkehr

Einrichtung von Erholungsanlagen auf Standorten, die in Abstimmung mit der értlichen
Landwirtschaft festgelegt werden
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2.4.2 LTR 2 Geest West

Status Quo (LTR 2 Geest West)

Vorschlage zur Beriicksichtigung landwirtschaftlicher Belange

Siedlungs- und Verkehrsflachenentwicklung

SuV 2011 Veranderung

2001 - 2011
Edemissen 1.302 ha 80 ha
Isenbittel 1.177 ha 134 ha
Meinersen 1.869 ha 74 ha
Papenteich 1.650 ha 158 ha
Peine 2.981 ha 173 ha
Wendeburg 849 ha 89 ha

Lage der erfassten Hofstellen zur Ortslage

% aul3erorts

% innerorts

Edemissen 7,8 92,2
Isenbittel 27,9 72,1
Meinersen 13,2 86,8
Papenteich 9,0 91,0
Peine 5,3 94,7
Wendeburg 0,0 100,0

beengte Hofstellen im Ort
(Befragung LWK 2012, Prozentanteil aller erfassten Hofstellen)

% insgesamt | % ohne Vieh % mit Vieh
Edemissen 57,5 30,5 27,1
Isenbuttel 82,4 47,1 35,3
Meinersen 48,8 16,3 32,6
Papenteich 57,1 36,3 20,9
Peine 55,2 34,3 20,9
Wendeburg 71,9 50,9 21,1

Berticksichtigung der Landwirtschaft in der gemeindlichen Bauleitplanung

Erstellung von langfristigen Planungen zur weiteren Entwicklung der Gemeinde unter
Einbeziehung landwirtschaftlicher Fachbeitrage

zuriickhaltende Siedlungsentwicklung in den noch landwirtschaftlich strukturierten
Dorfern

Erhaltung der innerdrtlichen Freirdume in der Umgebung landwirtschaftlicher Betriebe,
besonders bei den Betrieben mit Viehhaltung

Sicherung der Hofstellen einschlieflich ihrer Entwicklungsraume und ihrer Umgebung
durch Ausweisung von Dorfgebieten in der verbindlichen Bauleitplanung

Erhalt von Entwicklungsmdglichkeiten landwirtschaftlicher Betriebe in der Viehhaltung
durch die Sicherung geeigneter Stallbaustandorte

Nutzung der Dorferneuerungsprogramme zur unmittelbaren Verbesserung der einzel-
betrieblichen Produktionsbedingungen und Wettbewerbsfahigkeit der landwirtschaftli-
chen Betriebe in den Ortslagen:

Erstellung eines landwirtschaftlichen Fachbeitrages zum Dorferneuerungsplan fiir neu
in das Dorferneuerungsprogramm aufgenommene Ortschaften

weitere Antrage zur Aufnahme in das Dorferneuerungsprogramm waren aus landwirt-
schatftlicher Sicht in folgenden Ortschaften wiinschenswert:

Abbesbuttel, Adenbuttel, Allenblittel, Allerbuttel, Alvesse, Bockelse, Calberlah, Dieck-
horst, Edemissen, Edesbuttel, Gerstenbiittel, Gravenhorst, Hahnenhorn, Handorf, Hil-
lerse, Isenbiittel, Jelpke, KI. Schwiilper, Leiferde, Muden, Ohnhorst, Péase, Plockhorst,
Ribbesbuttel, Rietze, Rosenthal, Rétgesbuttel, Seershausen, Véhrum, Vordorf, Warm-
se, Wehnsen, Wendesse, Wipshausen

Beachtung und Unterstiitzung ,beengter Betriebe" in den Ortslagen; schwerpunktméa-
Big sind folgende Ortschaften zu nennen:

Bortfeld, Dungelbeck, Eickenrode, Eixe, Flettmar, Grassel, Harvesse, Hillerse, Isenbiit-
tel, Leiferde, Oedesse, Ribbesbittel, Rietze, Rolfsbiittel, Rosenthal, Rotgesbuittel,
Schmedenstedt, Seershausen, Vohrum, Voigtholz-Ahlemissen, Vordorf, Wehnsen,
Wipshausen, Woltorf, Zweidorf

Freihaltung von AuRenbereichsflachen mit glinstigen Erschlielungsmdglichkeiten
(Wege, Wasser, Abwasser, Strom) fur landwirtschaftliche Aussiedlungsvorhaben
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Status Quo (LTR 2 Geest West)

Vorschlage zur Berilicksichtigung landwirtschaftlicher Belange

Verkehrsplanung

»  Verlegung der B4 zwischen Gifhorn und Meinholz

»  Erweiterung der A2 von 6 auf 8 Streifen mit beidseitigen Standstreifen
*  OU Dungelbeck im Zuge der B 65

* Neubau/Verlegung der B 65 zwischen Sehnde und Peine

Vertragliche StraRenbauplanung

kritische Bedarfsanalyse

Beachtung des im Rahmen des Raumordnungsverfahrens zur Neutrassierung der B4
erstellten landwirtschaftlichen Fachbeitrags

Flachen fir die Trasse, die notwendigen Ausgleichs- und ErsatzmafRnahmen sowie
Ersatzflachen fur die wirtschaftenden landwirtschaftlichen Betriebe sind seitens der
Planungstrager zur Verfigung zu stellen

gutachterliche Beurteilung der Auswirkungen auf die Landwirtschaft im Vorfeld der
Planung unter Einbeziehung der 6rtlichen Landwirtschaft

hohe agrarstrukturelle Sensibilitat (Aepot, Anbauintensitat, Beregnung) im Zuge der B
65 zwischen Sehnde und Peine

Rohstoffgewinnung

e Lagerstatte 1. Ordnung
Edemissen, Wendeburg (Kiessand)

» Lagerstéatte 2. Ordnung
Hillerse, Didderse, Edemissen, Leiferde, Meine, Schwilper, Wendeburg,
(Sand), Peine (Sand, Kiessand)

»  Gebhiet mit potentiell wertvollen Rohstoffvorkommen
Edemissen, Wendeburg, Meine, Calberlah (Sand)

Steuerung der Rohstoffgewinnung

Steuerung der Bodenabbauflachen in der gemeindlichen Bauleitplanung unter Abwa-
gung der landwirtschaftlichen Belange

besondere Beachtung der landwirtschaftlichen Feldberegnung inshesondere fir den
intensiven Feldgemiiseanbau

Beweissicherungsverfahren zum Nachweis evtl. Ertragsminderungen durch die Beein-
trachtigung des Grundwasserhaushalts

abschnittsweise Inanspruchnahme und Wiederherrichtung

Aufrechterhaltung der ordnungsgemafRien Be- u. Entwasserung

Sicherung landwirtschaftlicher Wegeverbindungen

Beachtung eines arbeitswirtschaftlich glinstigen Zuschnittes bei den verbleibenden
landwirtschaftlichen Flachen

Energiegewinnung
Vorrangstandorte Windenergienutzung

GF9 Wolfsburg/Isenbuttel (anteilig) ~10 ha
GF 10 Papenteich 19 ha
PE1 Edemissen 95 ha
PE 2 Wendeburg 7 ha
PE 3 Hohenhameln/Peine (anteilig) ~130 ha
insgesamt 261 ha

Beteiligung der Landwirtschaft bei der Energiegewinnung

Standortlenkung von Windkraftanlagen in Anbindung an das vorhandene landwirt-
schaftliche Wegenetz (ggf. lGber die Bauleitplanung)

effektive Ausnutzung der Windkraftstandorte

Regionale Projekte zur verstarkten Nutzung der Wasserkraft insbesondere bei vorhan-
denen Anlagen und Staurechten

regionale Forderung der Energiegewinnung aus nachwachsenden Rohstoffen, die aus
der land- und forstwirtschaftlicher Erzeugung stammen (Projekte in Dorfern und Klein-
stéadten, Zusammenschlisse von Erzeugern und Verbrauchern, Beteiligung landwirt-
schatftlicher Betriebe, Erzeugergemeinschaft fir nachwachsende Rohstoffe - Gifhorn)
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Status Quo (LTR 2 Geest West)

Vorschlage zur Berilicksichtigung landwirtschaftlicher Belange

Biogasanlagen

e 14 Biogasanlagen mit rd. 8,5 MW¢ im Teilraum erfasst

Kraftwerkstandorte
» keine GroRkraftwerke vorhanden

Leitungstrassen
. dichtes Netz von Gas und Erdélpipelines
. 110 und 380 KV-Leitungen (z.B. Wendeburg — Meine — Wolfsburg)

. Abwasserleitungsnetz des Abwasserverbandes Braunschweig

»  Ortliche Konzepte zur sinnvollen Verwertung der bei der Biogaserzeugung anfallenden
Warmeenergie

e  Erstellung dezentraler Anlagen zur Nutzung der Energiegewinnung aus der Verbren-
nung von Holz, Stroh, Energiepflanzen in Industrie und Haushalten

. Parallelfiihrung von Leitungstrassen zu vorhandenen Straf3en, Grében, oder Wegen,
um Zerschneidungsschaden weitgehend zu vermeiden

*  besondere Beachtung der Dranagen und Regnerleitungen (Beteiligung der drtlichen
Verbéande erforderlich)

» flexible und flachensparende Kompensation der Eingriffe

Natur- und Landschaftsschutz

15 NSG mit ca. 3.250 ha Gesamtflache (ca. 1.600 ha LF)
Anteil der LF an den NSG ca. 50 %
Anteil der LF in NSG an der Gesamt LF ca. 4 %

BR 018
BR 037
BR 049
BR 052
BR 065
BR 069
BR 075
BR 089
BR 096
BR 099
BR 113
BR 118
BR 135
BR 136
BR 143

Viehmoor

Wendesser Moor
Kranichsmoorsee
Maal3eler Lindenwald
Fuhsetal

Eddesser Seewiesen
Barnbruch

Ilkerbruch
Schwarzwasserniederung
Nordliche Okeraue

Fahle Heide
Braunschweiger Okeraue
Okeraue bei Volkse
Okeraue bei Didderse
Okeraue zw. Meinersen und Miiden (Aller)

308 ha
64 ha
16 ha
70 ha

406 ha
69 ha

606 ha

340 ha
248 ha
174 ha

2 ha
496 ha
188 ha
267 ha

Einbeziehung der Landwirtschaft beim Landschafts- und Naturschutz

NSG

» an Bewirtschaftungserfordernisse angepasste Auflagen bei der Griinlandnutzung

* Unterstiitzung der griinlandbewirtschaftenden Betriebe durch begleitende Férderpro-
gramme

»  Erhaltung der Bewirtschaftungsverhaltnisse auf benachbarten Ackerflachen

*  Vertragsnaturschutz

LSG
*  Programme zur Erhaltung und Pflege der Kulturlandschaft
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Status Quo (LTR 2 Geest West)

Vorschlage zur Berilicksichtigung landwirtschaftlicher Belange

44 LSG mit ca. 16.350 ha Gesamtflache (ca. 7.400 ha LF)
Anteil der LF an den LSG ca. 45 %
Anteil der LF in LSG an der Gesamt LF ca. 18 %

Wasserwirtschaft

3 WSG mit ca. 3.900 ha Gesamtflache
*  Grol3 Schwulper

*  Wedelheine

«  Wehnsen

Anteil der LF an den WSG ca. 72 %
Anteil der LF in WSG an der Gesamt LF ca. 7 %

Wasserwirtschaftliche Planungen im Konsens mit der Landwirtschaft

« langfristige Absicherung der Wasserrechte fir die landwirtschaftliche Feldberegnung in
ausreichender Hohe

e Ausrichtung der Wasserrechte an zukiinftige Marktentwicklungen, die ggf. mit einer
Erweiterung der Anbauflache mit beregnungsbedurftigen Kulturen einhergeht

»  Sicherung der Verregnungsflachen

»  zeitliche und mengenmafige Optimierung der Wasserverteilung

» praxisnahe Anwendung der Bewirtschaftungsauflagen in den Wasserschutzgebieten

e Sicherung der Zusatzberatung und Abschluss freiwilliger Vertrage

»  besondere Beriicksichtigung des intensiven Hackfruchtbaus sowie des Gemiisebaus
und der Sonderkulturen durch gezielte Gestaltung der freiwilligen Vereinbarungen

Erholungsplanung

. Naherholungssuchende aus den Siedlungsbereichen von Peine, Gifhorn,
Braunschweig auch Edemissen, Meinersen, Miiden; zunehmende Frequentie-
rung

*  Wochenendausfligler aus Braunschweig, Gifhorn und Wolfsburg

e Urlauber

Einbindung der Landwirtschaft in die Erholungsplanung

»  Erstellung eines Erholungs- und Tourismuskonzeptes mit Einbindung landwirtschaftli-
cher Betriebe insbesondere der Direktvermarkter (Informationen tiber Angebote, Ver-
kaufsstandorte, Einbindung in Wander- und Fahrradrouten, Regionale Spezialitaten,
Zusammenarbeit Gastronomie — Landwirtschaft etc.)

*  Ausbau- und Unterhaltungskonzept fur Wirtschaftswege auch unter dem Aspekt der
Erholungsnutzung

*  Freihalten der Wirtschaftswege vom motorisierten Individualverkehr
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2.4.3 LTR 3 Geest Ost

Status Quo (LTR 3 Geest Ost)

Vorschlage zur Beriicksichtigung landwirtschaftlicher Belange

Siedlungs- und Verkehrsflachenentwicklung

SuVv Veranderung

2011 2001 - 2011
Boldecker Land 898 ha 142 ha
Brome 1666 ha 166 ha
Gifhorn 2419 ha 78 ha
Sassenburg 1078 ha 76 ha
Velpke 1159 ha 19 ha
Wesendorf 88 ha 3 ha
Wolfsburg 6306 ha 732 ha

Lage der erfassten Hofstellen zur Ortslage

% aulRerorts

% innerorts

Boldecker Land 3,8 96,2
Brome 13,2 86,8
Gifhorn 6,9 93,1
Sassenburg 12,9 87,1
Velpke 2,2 97,8
Wesendorf 66,7 33,3
Wolfsburg 10,9 89,1

beengte Hofstellen im Ort
(Befragung LWK 2012, Prozentanteil aller erfassten Hofstellen)

% insgesamt % ohne Vieh | % mit Vieh
Boldecker Land 54,1 19,8 34,3
Brome 73,1 53,8 19,2
Gifhorn 55,9 26,5 29,4
Sassenburg 34,5 17,2 17,2
Velpke 54,8 16,1 38,7
Wesendorf 60,0 33,3 26,7
Wolfsburg 100,0 33,3 66,7

Bertucksichtigung der Landwirtschaft in der gemeindlichen Bauleitplanung

»  Starkung der Siedlungsentwicklung im Kernbereich der Stadt Wolfsburg sowie im Mittelzentrum
Gifhorn zur Schonung der Strukturen im dorflich gepréagten Umland

»  Erstellung von langfristigen Planungen zur weiteren Entwicklung der Umlandgemeinden unter
Einbeziehung landwirtschaftlicher Fachbeitrage

»  zurickhaltende Siedlungsentwicklung in den noch landwirtschaftlich strukturierten Dorfern

»  Erhaltung der innerértlichen FreirAume in der Umgebung landwirtschaftlicher Betriebe, besonders
bei den Betrieben mit Viehhaltung

»  Sicherung der Hofstellen einschlieflich ihrer Entwicklungsrdume und ihrer Umgebung durch Aus-
weisung von Dorfgebieten in der verbindlichen Bauleitplanung

»  konstruktive Umsetzung von Genehmigungsverfahren fur landwirtschaftliche Betriebe

»  Einrichtung ,Runder Tische" auf Kommunalebene zur friihzeitigen Besprechung aller relevanten
Planungen (Landwirtschaft — Dorfentwicklung, Umwelt, Gewerbeférderung etc.)

*  Nutzung der Dorferneuerungsprogramme zur unmittelbaren Verbesserung der einzelbetrieblichen
Produktionsbedingungen und Wettbewerbsfahigkeit der landwirtschaftlichen Betriebe in den Orts-
lagen

* weitere Antrdge zur Aufnahme in das Dorferneuerungsprogramm waren aus landwirtschaftlicher
Sicht besonders in folgenden Ortschaften wiinschenswert:

Ahnebeck, Almke, Bahrdorf, Brechtorf, Gr. Twulpstedt, Gru3endorf, Harvesse, Kaiserwinkel, K.
Twilpstedt, Meinkot, Neudorf-Plat., Nordsteimke, Ruehen, Saalsdorf, Stuede, Volkmarsdorf,
Wahrstedt, Westerbeck, Wilsche, Zweidorf

» Beachtung und Unterstitzung ,beengter Betriebe" in den Ortslagen; schwerpunktméafig sind fol-
gende Ortschaften zu nennen: Bergfeld, Ehmen, Ehra, Hattorf, Hehlingen, Heiligendorf, Hoitlin-
gen, Jembke, Kaestorf, Kaiserwinkel, KI. Twilpstedt, Meinkot, Neudorf-Plat., Nordsteimke, Os-
loss, Ruehen, Tiddische, Volkmarsdorf, Wendschott, Westerbeck

»  Freihaltung von Aul3enbereichsflachen mit glinstigen ErschlieBungsmaéglichkeiten (Wege, Was-
ser, Abwasser, Strom) fir landwirtschaftliche Aussiedlungsvorhaben
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Status Quo (LTR 3 Geest Ost)

Vorschlage zur Beriicksichtigung landwirtschaftlicher Belange

Verkehrsplanung

¢ Neubau der A 39 von Wolfsburg nach Lineburg

e A 39 zwischen AK WOB und WOB Sandkamp Erweiterung von 4-
auf 6-streifig mit beidseitigem Standstreifen

e B 188 Neubau der OU Vorsfelde

e B 188 Neubau der OU Weyhausen

« B 188 vierstreifiger Ausbau zwischen A 39 und L 322

« B 188 Verlegung westlich Dannenbdittel bis dstlich Oslof3 (mit OU
Oslof3 und Dannenbdttel)

e B 248 Neubau der OU Brome

B 248 OU Jembke

e B 248/L 289 Neubau der OU Ehra

e L 294 OU Heiligendorf sowie Neindorf

Vertragliche StraRenbauplanung

»  kritische Bedarfsanalyse

»  besondere Bericksichtigung der Belange von Feldberegnung und Frischwasserverregnung
(AWV)

*  Konzeption der PWC- und TR-Anlagen nach MalRgabe eines sparsamen Umgangs mit landwirt-
schaftlichen Flachen

» flexible Handhabung der Eingriffsregelung in Abstimmung mit der Landwirtschaft

»  Trassenfiihrung unter Beachtung der Bestandssicherung und Entwicklung von Hofstellen im Au-
Renbereich

Rohstoffgewinnung

« Lagerstatte 1. Ordnung
Oslof3, Danndorf, Velpke, Bahrdorf (Kiessand), Sassenburg (Weil3-
und Schwarztorf)

» Lagerstatte 2. Ordnung
Bahrdorf, Velpke, Gifhorn, Sassenburg, Barwedel, Jembke, Ehra-
Lessien, Bokensdorf, Tiddische, Bergfeld, Brome, Tllau, Wolfsburg,
Ruhen (Sand), Wolfsburg (Ton und Tonstein)

»  Gebhiet mit potentiell wertvollen Rohstoffvorkommen, Ehra-Lessien,
Ruhen, (Kiessand), OsloR3, Tappenbeck, Wolfsburg, Riihen, Graf-
horst, Velpke, Bahrdorf (Sand) Sassenburg (Sand, Kiessand)

Steuerung der Rohstoffgewinnung

« gemeindliche Steuerung der Bodenabbauflachen in der Bauleitplanung unter Abwégung der
landwirtschaftlichen Belange und unter Beachtung der vorhandenen Vorbehaltsgebiete fiir die
Rohstoffgewinnung

»  besondere Beachtung der landwirtschatftlichen Feldberegnung; Anlegung von Pegelbrunnen zur
Beweissicherung

» besondere Beachtung der agrarstrukturellen Erfordernisse; Erhaltung arbeitswirtschaftlich giinsti-
ger Zuschnitte bei den verbleibenden landwirtschaftlichen Flachen
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Status Quo (LTR 3 Geest Ost)

Vorschlage zur Beriicksichtigung landwirtschaftlicher Belange

Energiegewinnung
Vorrangstandorte Windenergienutzung

GF 5 Brome 13 ha
GF7 Boldecker Land 51 ha
HE 1 Velpke 107 ha
HE 5 Velpke 70 ha
WOB 1 Wolfsburg 67 ha
WOB 3/ GF 9 Wolfs.t')urgllsenb[lttel 10 ha
(anteilig)
insgesamt 318 ha

Biogasanlagen

» 14 Biogasanlagen mit rd. 8,9 MW¢ im Teilraum erfasst

Kraftwerkstandorte
*  Wolfsburg Kraftwerk Nord/Sud

Leitungstrassen

*  Abwasser — und Wasserfernleitungen (nordlich von Wolfsburg)

* 110 und 380 KV-Leitungen Knotenpunkt Umspannwerk Hattorf (Ver-

bindungen der Kraftwerke Wolfsburg, Mehrum, Buschhaus)
» Abwasserleitungsnetz des Abwasserverbandes Wolfsburg

Beteiligung der Landwirtschaft bei der Energiegewinnung

Standortauswahl von Windkraftanlagen in Anbindung an das vorhandene landwirtschaftliche Wege-

netz (Steuerung Uber ortliche Bauleitplanung)

» regionale Férderung der Energiegewinnung aus nachwachsenden Rohstoffen, die aus der land-
und forstwirtschaftlichen Erzeugung stammen (Projekte in Dérfern und Kleinstadten, Zusammen-
schliisse von Erzeugern und Verbrauchern, Beteiligung landwirtschaftlicher Betriebe, Erzeuger-
gemeinschaft fir nachwachsende Rohstoffe)

e Erstellung dezentraler Anlagen zur Nutzung der Energiegewinnung aus der Verbrennung von
Holz, Stroh, Energiepflanzen in Industrie und Haushalten

»  Ortliche Konzepte zur sinnvollen Verwertung der bei der Biogaserzeugung anfallenden Warme-
energie

» Parallelfihrung von Leitungstrassen zu vorhandenen StraBen, Graben, oder Wegen, um Zer-

schneidungsschaden weitgehend zu vermeiden
» Beachtung von Dranagen und Regnerleitungen (Beteiligung der ortlichen Verbande erforderlich)

»  Verbandsflachen des Abwasserverbandes Wolfsburg (Beteiligung)

Natur- und Landschaftsschutz

18 NSG mit ca. 5.200 ha Gesamtflache (ca. 1.800 ha LF)

Anteil der LF an den NSG ca. 34 %
Anteil der LF in NSG an der Gesamt LF ca. 4,5 %

BR 016 Giebelmoor

BR 017 Allerauenwald im Drémling
BR 024  Gifhorner Heide

BR 026 Vogelmoor

BR 028 Diipenwiesen

668 ha
102 ha

33 ha
133 ha
120 ha

Einbeziehung der Landwirtschaft beim Landschafts- und Naturschutz

NSG

» frihzeitige Beteiligung der Landwirtschaft an allen Planungen, insbesondere bei der Aufstellung
von Pflege- und Entwicklungsplénen

»  Sicherung einer rentablen landwirtschaftlichen Flachennutzung im Gebiet des Dromlings

» keine Einschrankung der Griinlandnutzung zu Lasten der landwirtschaftlichen Betriebe, insbeson-
dere bei hofnahen Flachen (z.B. GrofRes Moor, Neudorf-Platendorf)

¢ an Bewirtschaftungserfordernisse angepasste Auflagen bei der Griinlandnutzung, ggf. abgestufte
Auflagen

*  begleitende Férderprogramme zur Erhaltung der ordnungsgemafen Griinlandnutzung insbeson-
dere auf Moorflachen

* _ Vertragsnaturschutz
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Status Quo (LTR 3 Geest Ost)

Vorschlage zur Beriicksichtigung landwirtschaftlicher Belange

BR 032 Derenmoor

BR 048 Dannenbditteler Torfteile

BR 051 GrolRes Moor

BR 062 Ohreaue bei Altendorf

BR 071 Sudliche Dipenwiesen

BR 075 Barnbruch

BR 077 Talniederung im Barnstorfer Wald
BR 085 Kaiserwinkel

BR 088 Wendschotter und Vorsfelder Dréomling
BR 089 llkerbruch

BR 113 Fahle Heide

BR 133 Erweiterungsflachen Vogelmoor
BR 134 Mittlere Ohreaue

82 ha
9 ha
1.770 ha
8 ha
73 ha
703 ha
34 ha
400 ha
619 ha
124 ha
149 ha
157 ha
20 ha

23 LSG mit ca. 15.000 ha Gesamtflache (ca. 6.300 ha LF)

Anteil der LF an den LSG ca. 42 %
Anteil der LF in LSG an der Gesamt LF ca. 16 %

LSG

» frihzeitige Beteiligung der Landwirtschaft an allen Planungen auch im LSG, insbesondere zur
Abstimmung aller Pflege- und Entwicklungsmafnahmen

*  Sicherung der Entwésserung der Grundstiicke im Gebiet des Dromling

*  Unterstiitzung der wirtschaftenden Betriebe durch Férderprogramme

» Vergabe von Pflegevertradgen an landwirtschaftliche Betriebe

» keine Veranderung des Wasserregimes

Wasserwirtschaft
4 WSG mit ca. 25.000 ha Gesamtflache

»  Eischott
* Rlhen
«  RUmmer

*  Westerbeck

Anteil der LF an den WSG ca. 50 %
Anteil der LF in WSG an der Gesamt LF ca. 31 %

Wasserwirtschaftliche Planungen im Konsens mit der Landwirtschaft

. starkere Berucksichtigung der landwirtschaftlichen Belange bei Grabenrdaumung und Stauwehren

. Erhalt der Dranagemdoglichkeiten

. Runde Tische zur Absprache der Steuerung der Wasserhaltung zwischen Unterer Wasserbehor-
de, Unterer Naturschutzbehorde, Wasser-Boden-Verbanden und Landwirten (Beispiel: Dromling,
jahrliche gemeinsame Festlegung der Stauhdhen)

. langfristig Absicherung der Wasserrechte fur die landwirtschaftliche Feldberegnung in ausrei-
chender Hoéhe

. Ausrichtung der Wasserrechte an zukinftige Marktentwicklungen, die ggf. mit einer Erweiterung
der Anbauflache mit beregnungsbedurftigen Kulturen einhergeht

. Sicherung der Verregnungsflachen
. zeitliche und mengenmafige Optimierung der Wasserverteilung
. Sicherung und Kontrolle der Produktqualitaten
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Status Quo (LTR 3 Geest Ost)

Vorschlage zur Beriicksichtigung landwirtschaftlicher Belange

. Aktualisierung und Harmonisierung der bestehenden WSG-Verordnungen zur Vereinfachung des
Handlings bei einer gebietsiibergreifenden Bewirtschaftung und Beratung

. Sicherung der Zusatzberatung und Abschluss freiwilliger Vereinbarungen

. besondere Beriicksichtigung des intensiven Hackfruchtbaus durch eine gezielte Gestaltung der
freiwilligen Vereinbarungen

. Schaffung von Mdéglichkeiten zur Investitionsférderung von grundwasserschonender Feldbereg-
nungstechnik innerhalb Wasservorranggebieten (Sicherung der Ertrage, Optimierung der Stick-
stoffausnutzung und Diingeplanung, Minimierung des Nitratauswaschungspotenzials)

Erholungsplanung

»  Verdichtungsraum im Umland der Stadt Wolfsburg

* Naherholungssuchende aus Wolfsburg und Gifhorn

*  Wochenendausfliigler in das Gebiet des Drémlings

«  Vorrang- und Vorbehaltsgebiete fur Erholung insbesondere 6stlich
von Gifhorn (Gifhorner Moor, Allerniederung), in den Waldgebieten
rund um Wolfsburg und im Siidteil des Drémlings

Einbindung der Landwirtschaft in die Erholungsplanung

» abgestimmte Konzepte der Erholungsplanung mit der Landwirtschaft

*  Einbindung der Landwirtschaft in die Gberregionalen Erholungs- und Tourismuskonzepte insbhe-
sondere im Drémling

» Unterstiitzung der Landwirtschaft bei Unterhaltungs- und PflegemafRnahmen der teils intensiv
genutzten Erholungslandschaft ( z.B. Kommunale Finanzierungsmodelle fiir das Nutzungsziel Er-
holungslandschatft )
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244 LTR 4 Braunschweig

Status Quo (LTR 4 Braunschweig)

Vorschlage zur Beriicksichtigung landwirtschaftlicher Belange

Siedlungs- und Verkehrsflachenentwicklung

Veranderung
‘ Suv 2011 ‘ 2001 - 2011
Braunschweig ] 8.932 ha ] 423 ha

Lage der erfassten Hofstellen zur Ortslage

| % aulerorts | % innerorts
Braunschweig | 5,2 | 94,8

beengte Hofstellen im Ort
(Befragung LWK 2012, Prozentanteil aller erfassten Hofstellen)

| % insgesamt | % ohne Vieh | % mit Vieh

Braunschweig | 58,9 | 43,7 ] 15,2

Bertucksichtigung der Landwirtschaft in der gemeindlichen Bauleitplanung

weitere kontinuierliche Siedlungsentwicklung in der Stadt, dort wo flachen- und verkehrssparen-
des Wohnen mit Stadtbahnanschluss ermdglicht werden kann

Entwicklung und Férderung flachensparender Wohnformen mit hohem qualitativem Anreiz (stadti-
sche Infrastruktur, Stadtbahnanschluss, Erholungsflachen etc.)

verstarkte Einbeziehung von Brachflachen aus Industrie und Militar fir Wohn- und Gewerbefla-
chen

Kartierung der noch wirtschaftenden landwirtschaftlichen Betriebe im Stadtgebiet und Aufnahme
und Bewertung ihrer besonderen Anforderungen fiir die Entwicklungsplanung in den Stadtteilen
Erhaltung gunstiger Schlagstrukturen fir die verbleibenden landwirtschaftlichen Flachen
Einrichtung eines ,Runden Tisches" Landwirtschaft — Stadtplanung, Gewerbeférderung zur friih-
zeitigen Beteiligung der Landwirtschaft bei allen die Landwirtschaft betreffenden Planungen
Forderung Direktvermarktung, Vermarktung auf den Hofstellen

Forderung von kleineren Schlachtstétten (Direktvermarkter) oder Unterstiitzung der Wiederan-
siedlung eines gréReren Schlachtbetriebes fiir regionale Tierprodukte mit z.B. Standort Braun-
schweig fir die Region (Projekt)

Forderung von Betrieben mit dem Schwerpunkt Pensionspferdehaltung (d.h. z.B. Abstimmung der
Bauleitplanung und Beachtung in Baugenehmigungsverfahren und in der Erholungsplanung
.Reitwege")

Nutzung der Dorferneuerungsprogramme zur unmittelbaren Verbesserung der einzelbetrieblichen
Produktionsbedingungen und Wettbewerbsfahigkeit der landwirtschaftlichen Betriebe in den Orts-
lagen. Weitere Antrage zur Aufnahme in das Dorferneuerungsprogramm waren aus landwirt-
schatftlicher Sicht besonders in folgenden Stadtteilen wiinschenswert: Harxbiittel, Leiferde BS,
Runingen, Stiddien, Stéckheim.

besondere Beachtung und Unterstiitzung bei allen Planungsverfahren sollten ,beengte Betriebe“
geniel3en; dies gilt in Braunschweig besonders in den Stadtteilen: Bevenrode, Broitzem, Hondela-
ge, Mascherode, Rautheim, Volkenrode und Waggum.

mit landwirtschaftlichen Anforderungen abgestimmte Planungen und Finanzierung zur Mehrfach-
nutzung der landwirtschaftlichen Wege (landwirtschaftlicher Verkehr, Erholungsplanung, Rad- und
FuRBwege etc.)

flexible Anwendung der Eingriffsregelung und Schonung landwirtschaftlicher Flachen

Verkehrsplanung

»  Erweiterung der A2 von 6 auf 8 Streifen mit beidseitigen Standstrei-
fen

« B 214 OU Watenbiittel

* B 4 Ausbau zwischen Wenden und Meine

Vertragliche StraRenbauplanung

weiterer Ausbau des schienengebundenen OPNV und eine darauf angepasste Siedlungsentwick-
lung, da hierdurch ein verhaltnismafig geringer Verbrauch an landwirtschatftlicher Flache fur neue
Siedlungs- und Verkehrsflachen erfolgt

Neutrassierungen sind aus landwirtschatftlicher Sicht vorwiegend auf vorhandener Trasse bzw.
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Status Quo (LTR 4 Braunschweig)

Vorschlage zur Beriicksichtigung landwirtschaftlicher Belange

StralRe oder in Parallelfihrung zu vorhandenen Verkehrswegen auszufiihren
* anden Planungen ist die Landwirtschaft zur Abstimmung der Einzelheiten vor Ort friihzeitig zu
beteiligen

Rohstoffgewinnung

» Lagerstatte 1. Ordnung
Hondelage (Olschiefer), Geitelde (Kiessand)

e Lagerstatte 2. Ordnung
Volkenrode, Timmerlah (Kiessand), Mascherode (Sand)

»  Gebhiet mit potentiell wertvollen Rohstoffvorkommen
Olper, Geitelde, Timmerlah (Kiessand), Hondelage, Stéckheim
(Sand)

Steuerung der Rohstoffgewinnung

« gemeindliche Steuerung der Bodenabbauflachen in der Bauleitplanung unter Abwégung der
landwirtschaftlichen Belange und stadtebaulichen Belange

» Folgenutzung: Gewerbe- und Siedlungsentwicklung unter Einsparung landwirtschaftlicher Flachen
andernorts

» abschnittsweise Inanspruchnahme und Realisierung der Folgenutzung

» langfristige Planung unter Einbeziehung aller 6ffentlicher Belange

Energiegewinnung
Vorrangstandort Windenergienutzung
e BS1 26 ha

Biogasanlagen
»  keine Biogasanlage im Teilraum erfasst

Kraftwerkstandorte
*  Heizkraftwerk Nord

Leitungstrassen
» dichtes Netz von Leitungstrassen im gesamten Stadtgebiet

Beteiligung der Landwirtschaft bei der Energiegewinnung

» effektive Ausnutzung vorhandener Windkraftstandorte

»  verstarkte Biindelung aller Leitungstrassen auch im Aul3enbereich (Wasser- Abwasser-, Telefon-,
Gas-, Fernwarme-, Stromleitungen etc.)

Natur- und Landschaftsschutz

4 NSG mit ca. 850 ha Gesamtflache (ca. 415 ha LF)
Anteil der LF an den NSG ca. 48 %
Anteil der LF in NSG an der Gesamt LF ca. 5,9 %

BR 001 Riddagshausen 521 ha
BR 072 Lammer Holz 25 ha

Einbeziehung der Landwirtschaft beim Landschafts- und Naturschutz
NSG
»  Ubertragung des Kooperationsmodells (WSG) auch in den Naturschutz

»  Beteiligung der landwirtschaftlichen Betriebe in der Stadt an PflegemalRnahmen

LSG
»  Finanzieller Ausgleich fir Auflagen
»  Abschluss freiwilliger Vereinbarungen
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Status Quo (LTR 4 Braunschweig)

Vorschlage zur Beriicksichtigung landwirtschaftlicher Belange

BR 099 Nordliche Okeraue 1 ha
BR 118 Braunschweiger Okeraue 309 ha

29 LSG mit ca. 3.500 ha Gesamtflache (ca. 1.350 ha LF)
Anteil der LF an den LSG ca. 38 %
Anteil der LF in LSG an der Gesamt LF ca. 19 %

Wasserwirtschaft

1 WSG mit ca. 3.500 ha Gesamtflache

»  Bienroder Weg

Anteil der LF an den WSG ca. 23 %
Anteil der LF in WSG an der Gesamt LF ca. 12 %

Wasserwirtschaftliche Planungen im Konsens mit der Landwirtschaft

» langfristige Absicherung der Wasserrechte fir die landwirtschaftliche Feldberegnung aus dem

Mittellandkanal und dem Grundwasser in ausreichender Hohe

»  Fortsetzung der Kooperation und Fortfiihrung der Zusatzberatung freiwilliger Vereinbarungen
»  besondere Beriicksichtigung der stadtnahen Erzeugung bei der Beratung und dem Abschluss
freiwilliger Vereinbarungen (Produkte aus dem WSG zur Direktvermarktung)

Erholungsplanung

* intensive Naherholungsnutzung in den Freirdumen des Stadtgebietes
Braunschweig und Umgebung

» Vorrang- und Vorbehaltsgebiete fur Erholung rund um die Kernstadt

«  Uberlagerungsbereiche von Vorbehaltsflachen fiir Erholung mit
landwirtschaftlichen Vorbehaltsflachen insbesondere in den Rdumen
nordlich Timmerlah, Riningen, Geitelde, Leiferde, Volkmarode, Hon-
delage, Bevenrode

Einbindung der Landwirtschaft in die Erholungsplanung

* 9 gemeinsame Planungen (runder Tisch) zwischen Feldmarkinteressentenschaft und Stadt zur

Nutzung und Gestaltung der Freirdume fir die Erholungsnutzung
*  Abschluss von Unterhaltungs- und Haftungsvereinbarungen

»  Unterstiitzung der Landwirtschaft bei Unterhaltungs- und Pflegemaf3nahmen
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2.4.5

LTR 5 Ostbraunschweigisches Hiugelland

Status Quo (LTR 5 Ostbraunschweigisches Huigelland)

Vorschlage zur Beriicksichtigung landwirtschaftlicher Belange

Siedlungs- und Verkehrsflachenentwicklung

Cremlingen 1.032 ha 273 ha
Grasleben 526 ha 21 ha
Konigslutter 1.511 ha 67 ha
Lehre 877 ha -7 ha

Lage der erfassten Hofstellen zur Ortslage

% aulerorts

% innerorts

Cremlingen 22,2 77,8
Grasleben 0,0 100,0
Konigslutter 11,4 88,6
Lehre 15,4 84,6

beengte Hofstellen im Ort
(Befragung LWK 2012, Prozentanteil aller erfassten Hofstellen)

% ingesamt % ohne Vieh % mit Vieh
Cremlingen 83,3 0,0 83,3
Grasleben 38,9 16,7 22,2
Konigslutter 52,6 21,1 31,6
Lehre 74,3 42,9 31,4

Bertucksichtigung der Landwirtschaft in der gemeindlichen Bauleitplanung

verhaltene Ausweisung neuer Wohn- und Gewerbegebiete in Anpassung an die vorhandenen
Dorfstrukturen

gemeindetbergreifende Abstimmung flachenbeanspruchender Planungen und der damit ver-
knlpften Verkehrsinfrastruktur

Erstellung von langfristigen Planungen zur weiteren Entwicklung der Umlandgemeinden unter
Einbeziehung landwirtschaftlicher Fachbeitrage

zuriickhaltende Siedlungsentwicklung in den noch landwirtschaftlich strukturierten Dérfern und
Gemeindeteilen und Starkung der Grundzentren Lehre, Cremlingen, Kdnigslutter, Grasleben
Erhaltung der innerdrtlichen Freiraume in der Umgebung landwirtschaftlicher Betriebe besonders
bei den Betrieben mit Viehhaltung

Sicherung der Hofstellen einschlief3lich ihrer Entwicklungsraume und ihrer Umgebung durch
Ausweisung von Dorfgebieten in der verbindlichen Bauleitplanung

verbesserte Integration und friihzeitige Beteiligung der Landwirte vor Ort an allen Planungsvor-
haben

angemessene Abgabenbelastung der Hofstellen (BerechnungsmalRstabe fir Ausbaubeitréage und
Abgaben durfen die historisch gewachsenen grof3en Hofstellen nicht benachteiligen)
Unterstltzung landwirtschaftlicher Betriebe bei Aussiedlungsvorhaben, Hilfe bei der Suche, der
ErschlieBung und der langfristigen Standortsicherung fur Stallanlagen im Auf3enbereich

Nutzung der Dorferneuerungsprogramme zur unmittelbaren Verbesserung der einzelbetrieblichen
Produktionsbedingungen und Wettbewerbsfahigkeit der landwirtschaftlichen Betriebe in den Orts-
lagen:

Erstellung eines landwirtschaftlichen Fachbeitrages fiir neu in das Dorferneuerungsprogram
aufgenommene Ortschaften

weitere Antrage zur Aufnahme in das Dorferneuerungsprogramm waren aus landwirtschaftlicher
Sicht besonders in folgenden Ortschaften wiinschenswert: Abbenrode, Beienrode (Kdnigslutter),
Beienrode (Lehre), Boimstorf, Bornum am EIm, Destedt, Flechtorf, Hemkenrode, Lelm, Ochsen-
dorf, Querenhorst, Rotenkamp, Uhry, Weddel

besondere Beachtung und Unterstiitzung ,beengter Betriebe" in allen Dérfern; schwerpunktmafig
sind folgende Ortschaften zu nennen: Beienrode (Lehre), Glentorf, Gr. Steinum, Lauingen, Lelm,
Rottorf/Klei

Freihaltung von AulRenbereichsflachen mit giinstigen ErschlieBungsmdoglichkeiten (Wege, Was-
ser, Abwasser, Strom) fiir landwirtschaftliche Aussiedlungsvorhaben
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Status Quo (LTR 5 Ostbraunschweigisches Huigelland)

Vorschlage zur Beriicksichtigung landwirtschaftlicher Belange

Verkehrsplanung

«  Erweiterung der A 2 von 6 auf 8 Streifen mit beidseitigen Standstrei-
fen

e A 39 zwischen AK WOB und WOB Sandkamp Erweiterung von 4-
auf 6-streifig mit beidseitigem Standstreifen

vertragliche StralRenplanung

« flexible Handhabung der Eingriffsregelung zur Reduzierung landwirtschaftlicher Betroffenheiten

« friihzeitige Flachenbevorratung der Planungstrager zur Bereitstellung der erforderlichen Tausch-
flachen fir StraRenbau und Kompensation

Rohstoffgewinnung

» Lagerstatte 1. Ordnung
Lehre, Cremlingen (Olschiefer), Grasleben (Quarzsand), Kénigslutter
(Quarzsand, Naturwerkstein)

» Lagerstatte 2. Ordnung
Kdnigslutter (Ton und Tongestein, Naturwerkstein, Quarzsand,
Kiessand), Cremlingen (Sand)

»  Gebhiet mit potentiell wertvollen Rohstoffvorkommen
Lehre (Sand), Cremlingen, (Naturstein), Kdnigslutter (Naturstein,
Sand, Quarzsand)

Steuerung der Rohstoffgewinnung

« gemeindliche Steuerung der Bodenabbauflachen in der Bauleitplanung unter Abwégung der
landwirtschaftlichen Belange

» besondere Beachtung der hydrogeologischen Verhaltnisse im Genehmigungsverfahren, ggf.
Durchfiihrung landwirtschaftliche Beweissicherung

» abschnittsweise Inanspruchnahme und Wiederherrichtung

»  Aufrechterhaltung der ordnungsgemafien Be- u. Entwasserung

»  Sicherung landwirtschaftlicher Wegeverbindungen

»  Beachtung eines arbeitswirtschaftlich glinstigen Zuschnittes bei den verbleibenden landwirtschaft-
lichen Flachen

»  Vertraglichkeit der Folgenutzung mit dem landwirtschaftlichen Umfeld (Integration der Flachen in
die FI beziiglich Wegenutzung, Jagdgenossenschaft etc.)

Energiegewinnung
Vorrangstandorte Windenergienutzung
» keine Standorte festgelegt

Biogasanlagen
* 1 Biogasanlage mit rd. 1 MW¢ im Teilraum erfasst

Kraftwerkstandorte
» keine Standorte fiir GroRBkraftwerke vorhanden

Leitungstrassen
e 110 und 380 KV-Leitung (Helmstedt — Wolfsburg)

Beteiligung der Landwirtschaft bei der Energiegewinnung

«  Darstellung von Vorranggebieten fir Windenergienutzung bei der Fortschreibung des RROP

* regionale Férderung der Energiegewinnung aus nachwachsenden Rohstoffen, die aus land- und
forstwirtschaftlicher Erzeugung stammen (z.B. Modellprojekt im Gebiet EIm-Lappwald: Wohnpark
mit zentraler Energieversorgungsanlage tiber nachwachsende Rohstoffe)
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Status Quo (LTR 5 Ostbraunschweigisches Huigelland)

Vorschlage zur Beriicksichtigung landwirtschaftlicher Belange

Natur- und Landschaftsschutz

7 NSG mit ca. 450 ha Gesamtflache (ca. 90 ha LF)
Anteil der LF an den NSG ca. 20 %
Anteil der LF in NSG an der Gesamt LF ca. 0,5 %

BR 001 Riddagshausen 1 ha
BR 005 Rieseberger Moor 152 ha
BR 041 Weddeler Teich 20 ha
BR 050 Kalksteinbruch und Halbtrockenrasen am

Eich-Berg bei Hemkenrode 2 ha
BR 057 Rieseberg 177 ha
BR 101 Lutterlandbruch 86 ha
BR 106 Lappwald 6 ha

22 LSG mit ca. 13.800 ha Gesamtflache (ca. 5.400 ha LF)
Anteil der LF an den LSG ca. 39 %
Anteil der LF in LSG an der Gesamt LF ca. 29 %

Einbeziehung der Landwirtschaft beim Landschafts- und Naturschutz
NSG

»  Mitwirkung des Eigentimers/Bewirtschafters bei der Flachenpflege

»  Verstarkte Anreize schaffen, um Flachenpflege zu gewahrleisten

« exakte Berechnung des finanziellen Ausgleichs bei Auflagen

» gemeinsame (Landwirtschaft, Naturschutz) Regelung der Pflege und Unterhaltung

LSG

»  Der Teilraum liegt mit knapp 30 % der land- und forstwirtschaftlich genutzten Flache in Land-
schaftsschutzgebieten. Dies erfordert eine besondere Berucksichtigung der landwirtschaftlichen
Belange innerhalb der Landschaftsschutzgebiete.

« unbirokratische Regelungen fir landwirtschaftliche Gebaude im AuRenbereich auch innerhalb
der LSG

«  zwischen Landwirtschaft und Naturschutz abgestimmte MalRnahmen (Wirtschaftswege, Wasser-
fuhrung, Schlaggestaltung)

*  Programme, freiwillige Vereinbarungen zur Erhaltung der Kulturlandschaft

*  Einbeziehung der Landwirtschaft bei den PflegemaRnahmen

Wasserwirtschaft

5 WSG mit ca. 3.500 ha Gesamtflache
. Bienroder Weg

. Grof3 Brunsrode

. Lutterspring

. Puritzmunhle

. RUmmer

Anteil der LF an den WSG ca. 42 %
Anteil der LF in WSG an der Gesamt LF ca. 8 %

Wasserwirtschaftliche Planungen im Konsens mit der Landwirtschaft

» praxisnahe Anwendung von Bewirtschaftungsauflagen in Wasserschutzgebieten

»  Fortsetzung der Kooperation, der Zusatzberatung und der freiwilligen Vereinbarungen in allen
WEG

»  Abschluss gebietsspezifisch angepasster freiwilliger Vereinbarungen

Erholungsplanung

» starke Frequentierung der Forsten und der Agrarlandschaft durch

Naherholungssuchende
Vorrang- und Vorbehaltsgebiete fur Erholung in intensiv genutzten Agrar-

landschaften besonders in den Raumen Weddel-Cremlingen-Abbenrode,
Glentorf (Langer Berg), Beienrode, Rennau-Trendel, Rottorf (Kleiberg)

Einbindung der Landwirtschaft in die Erholungsplanung

»  starkere Lenkung der Erholungssuchenden auf speziellen Wegen (Rad-, Wander- und Reitwege),
ggaf. Funktionstrennung der Wege zur Konfliktvermeidung

* Unterhaltungs- und Haftungsvereinbarungen mit Kommunen treffen

»  Einbindung der Landwirtschaft in Erholungs- und Tourismuskonzepte (Direktvermarktung, Urlaub
auf dem Bauernhof)

» MalRnahmen zum Freihalten der Wirtschaftswege vom motorisierten Individualverkehr

»  Unterstiitzung der Landwirtschaft bei Unterhaltungs- und Pflegemafnahmen
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2.4.6

LTR 6 Borde West

Status Quo (LTR 6 Borde West)

Vorschlage zur Beriicksichtigung landwirtschaftlicher Belange

Siedlungs- und Verkehrsflachenentwicklung

Baddeckenstedt 236 ha 14 ha
Hohenhameln 980 ha 42 ha
llsede 687 ha 10 ha
Lahstedt 704 ha 52 ha
Lengede 862 ha 26 ha
Salzgitter 6388 ha 37 ha
Vechelde 1108 ha 79 ha

Lage der erfassten Hofstellen zur Ortslage

% aulerorts

% innerorts

Baddeckenstedt 23,5 76,5
Hohenhameln 8,9 91,1
llsede 4,5 95,5
Lahstedt 7,9 92,1
Lengede 0,0 100,0
Oberharz 0,0 100,0
Salzgitter 8,5 91,5
Vechelde 9,5 90,5

beengte Hofstellen im Ort
(Befragung LWK 2012, Prozentanteil aller erfassten Hofstellen)

% insgesamt % ohne Vieh % mit Vieh
Baddeckenstedt 57,7 49,7 8,0
Hohenhameln 47,1 23,5 23,5
llsede 42,9 32,1 10,7
Lahstedt 40,9 31,8 9,1

Bertucksichtigung der Landwirtschaft in der gemeindlichen Bauleitplanung

Reduzierung des durch Siedlungsentwicklung bedingten Flachenverbrauchs

bedarfsgerechte Planungen

vorrangige Nutzung von Industriebrachen fiir Wohnen und Gewerbe

Erstellung von langfristigen Strukturentwicklungsplanen unter Einbeziehung landwirtschaftlicher
Fachbeitrage

zuriickhaltende Siedlungsentwicklung in den noch landwirtschaftlich strukturierten D&rfern
Sicherung der Agrarstruktur zur Erhaltung der Wettbewerbsfahigkeit der Region, Beachtung der
verbleibenden Flachenzuschnitte bei der Bauleitplanung

Dialog zwischen Planungstrager sowie Eigentiimer und Bewirtschafter zur friihzeitigen Informati-
on bei allen Planungen und eine starkere Beriicksichtigung landwirtschaftlicher Belange
Sicherung der Hofstellen einschlieflich ihrer Entwicklungsraume und ihrer Umgebung durch Aus-
weisung von Dorfgebieten (MD) in der verbindlichen Bauleitplanung

Erhaltung der innerdrtlichen Freiraume in der Umgebung landwirtschaftlicher Betriebe, besonders
den Betrieben mit Viehhaltung

Nutzung der Dorferneuerungsprogramme zur unmittelbaren Verbesserung der einzelbetrieblichen
Produktionsbedingungen und Wettbewerbsfahigkeit der landwirtschaftlichen Betriebe in den Orts-
lagen

Erstellung eines landwirtschaftlichen Fachbeitrages fur neu in das Dorfererneuerungsprogramm
aufgenommene Ortschaften

weitere Antrage zur Aufnahme in das Dorferneuerungsprogramm waren aus landwirtschaftlicher
Sicht besonders in folgenden Gemeinden (Gemeindeteilen) zu wiinschen: Adenstedt, Barum,
Beinum, Bleckenstedt, Broistedt, Equord, Gadenstedt, Gitter, Gr. Bulten, Gr. Lafferde, Hohenas-
sel, Hohenrode, Immendorf, KI. Gleidingen, KI. llsede, Kl. Solschen, Kéchingen, Minstedt, Nord-
assel, Rétzum, Salder, Sonnenberg, SoRmar, Stedum, Vallstedt, Wedtlenstedt

besondere Beachtung und Unterstiitzung ,beengter Betriebe" in allen Dorfern; schwerpunktmanig
sind folgende Gemeinden (Gemeindeteile) zu nennen: Adenstedt, Berel, Bierbergen, Clauen,
Flachstdckheim, Gadenstedt, Gr. Lafferde, Kl. Lafferde, Kl. Solschen, Kéchingen, Oberg, Oster-
linde, Reppner, So3mar, Thiede, Vallstedt, Wahle, Woltwiesche

Freihaltung von AulRenbereichsflachen mit giinstigen ErschlieRungsmaoglichkeiten (Wege, Was-
ser, Abwasser, Strom) fur landwirtschaftliche Aussiedlungsvorhaben

Umsetzung von A+E-MalRnahmen vorwiegend innerortlich

Anrechnung von Vorleistungen der Landwirtschaft auf zukunftige A+E-MaRnahmen (Poolbildung)
Bindelung von A+E-MalRnahmen, z.B. in den Bereichen Fuhse- und Floteaue
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Status Quo (LTR 6 Borde West)

Vorschlage zur Beriicksichtigung landwirtschaftlicher Belange

% insgesamt % ohne Vieh % mit Vieh
Lengede 92,1 47,4 44,7
Oberharz 68,2 63,6 4,5
Salzgitter 100,0 50,0 50,0
Vechelde 59,2 53,5 5,6

Verkehrsplanung

B 65 Verlegung o6stlich Sehnde bis westlich Peine

B 248 Ortsumgehungen Salzgitter-Lobmachtersen und Salzgitter-
Beinum

B 244 Ortsumgehung Grof3 lisede

L 427 Ortsumgehung Salzgitter-Salder

L 512 Ortsumgehung Salzgitter-Ohlendorf

vertragliche StralRenplanung

kritische Bedarfsanalyse

Berlicksichtigung der besonderen agrarstrukturellen Bedingungen des Teilraumes im Sinne einer
Minimierung der landwirtschaftlichen Betroffenheit (z.B. Zerschneidung, Flachenverbrauch)
flexible Handhabung der Eingriffsregelung zur Lenkung von Kompensationsmanahmen auf
landwirtschaftlich weniger wertvollen Flachen

Rohstoffgewinnung

Lagerstatte 1. Ordnung
Hohenhameln (Ton und Tonstein), Vechelde (Kiessand), Lengede,
Burgdorf (Kalkstein), Salzgitter (Kies)

Lagerstatte 2. Ordnung
Salzgitter, Vechelde (Kiessand), llsede, Lahstedt (Sand)

Gebiet mit potentiell wertvollen Rohstoffvorkommen
Hohenhameln, Vechelde, Lengede (Sand), Salzgitter (Sand,
Kiessand)

Steuerung der Rohstoffgewinnung

gemeindliche Steuerung der Bodenabbauflachen in der Bauleitplanung unter Abwéagung der
landwirtschaftlichen Belange

besondere Beachtung der Bodengiite des Deckmaterials

landwirtschaftliche Rekultivierung

verstérkte Absicherung der Rekultivierungsverpflichtung (Kaution, Birgschaften an Landkreise)
stéarkere Einbindung der Gemeinden; verstarkte Kontrolle bzw. Auflagen im Genehmigungsverfah-
ren

abschnittsweise Inanspruchnahme und Wiederherrichtung

Sicherung landwirtschaftlicher Wegeverbindungen

Beachtung eines arbeitswirtschaftlich glinstigen Zuschnittes bei den verbleibenden landwirtschaft-
lichen Flachen




Status Quo (LTR 6 Borde West)

Vorschlage zur Beriicksichtigung landwirtschaftlicher Belange

Energiegewinnung
Vorrangstandorte Windenergienutzung

Biogasanlagen
» 3 Biogasanlagen mit rd. 1,6 MW im Teilraum erfasst

Kraftwerkstandorte
*  Salzgitter Hallendorf, Mehrum

Leitungstrassen
» dichtes Versorgungsnetz fir Gas, Wasser und Strom

SZ-Lebenstedt)

PE 4 Hohenhameln 24 ha
PES Hohenhameln 67 ha
PE 6 Peine/llsede 79 ha
PE 7 llsede 14 ha
PE 8 Lahstedt 63 ha
PE 11 Hohenhameln 3 ha

SZ 1/PE9 Salzgitter/Vechelde 193 ha
SZ 2/PE 10 Salzgitter/Lengede 212 ha
insgesamt 655 ha

»  Uberlandleitungen 110-, 220-. 380- KV (Mehrum — Vechelde - SZ-
Lebenstedt; Knotenpunkte: Vechelde, Umspannwerk Gr. Gleidingen,

Beteiligung der Landwirtschaft bei der Energiegewinnung

«  Standortlenkung von Windkraftanlagen tber die 6rtliche Bauleitplanung unter Beachtung der
Anbindung an das vorhandene landwirtschaftliche Wegenetz

» Ausgleich Uber regionalen Flachenpool auf ertragsarmeren Standorten

« effektive Nutzung vorhandener Windkraftstandorte

» regionale Projekte zur verstarkten Nutzung der Wasserkraft insbesondere bei vorhandenen Anla-
gen und Staurechten

» regionale Férderung der Energiegewinnung aus nachwachsenden Rohstoffen, die aus der land-
und forstwirtschaftlichen Erzeugung stammen

»  Ortliche Konzepte zur sinnvollen Verwertung der bei der Biogaserzeugung anfallenden Warme-
energie

* mdglichst vollstdndige Bundelung von Leitungstrassen

Natur- und Landschaftsschutz

Z pueg — GTOZ Bealloquoed Jayoljfeydsuimpue

6 NSG mit ca. 550 ha Gesamtflache (ca. 45 ha LF)
Anteil der LF an den NSG ca. 8 %
Anteil der LF in NSG an der Gesamt LF ca. 0,1 %

BR 014 Koppelmannsberg

BR 044 Lengeder Teiche

BR 059 Auflandeteich GroR3 Bilten-Adenstedt
BR 061 Kilarteich Il bei Salzgitter-Heerte

BR 112 Speckenberg

BR 131 Mittleres Innerstetal mit Kahnstein

7 ha
146 ha
56 ha
272 ha
8 ha
64

Einbeziehung der Landwirtschaft beim Landschafts- und Naturschutz
NSG
«  Betroffenheitsanalysen zur Ermittlung der Kosten bei weiteren Verfahren
« mehr freiwilliger Vertragsnaturschutz

«  Erhaltung der Vorflut fiir die Dranage benachbarter Flachen

» gemeinsame Erarbeitung von Entwicklungsmafnahmen

. Flachenerwerb durch die 6ffentliche Hand

LSG
» gemeinsame Erarbeitung von Entwicklungsmafnahmen
e gezielte Erholungslenkung

e mit Fl abgestimmte Wirtschaftswegekonzepte

GTT
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Status Quo (LTR 6 Borde West)

Vorschlage zur Beriicksichtigung landwirtschaftlicher Belange

40 LSG mit ca. 7.100 ha Gesamtflache (ca. 1.850 ha LF)
Anteil der LF anden LSG ca. 4 %
Anteil der LF in LSG an der Gesamt LF ca. 77 %

Wasserwirtschaft

kein ausgewiesenes Wasserschutzgebiet

Wasserregulierung:

» Dranageflache rd. 15.000 ha (48 % der LF)

* Renaturierungsplanungen in den Auenbereichen der Fuhse und
Flote

Wasserwirtschaftliche Planungen im Konsens mit der Landwirtschaft

Sicherung einer ausreichenden Vorflut fur benachbarte Ackerflachen bei Renaturierungsmalf3-
nahmen im Einzugsgebiet der Fuhse
detaillierte Planungen in Absprache mit der drtlichen Landwirtschaft

Erholungsplanung

*  Naherholungsnutzung bevorzugt in der Umgebung von SZ-
Lebenstedt, SZ-Bad und Peine

»  Vorbehaltsgebiete fur Erholung in der Fuhse- und Floteniederung
und entlang des Dammbruchgrabens sowie in den Waldrandlagen
der Lichtenberge und am Oderwald

Einbindung der Landwirtschaft in die Erholungsplanung

Einbindung der Landwirtschaft bei der Erarbeitung von Erholungsplanungen (Stadt Peine und
Salzgitter)

Unterhaltungs- und Haftungsvereinbarungen mit den Kommunen bei intensiver Mehrfachnutzung
landwirtschaftlicher Wege

Unterstiitzung der Landwirtschaft bei Unterhaltungs- und PflegemalRnahmen von Landschafts-
elementen und der Infrastruktur
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2.4.7

LTR 7 Borde Ost

Status Quo (LTR 7 Bérde Ost)

Vorschlage zur Beriicksichtigung landwirtschaftlicher Belange

Siedlungs- und Verkehrsflachenentwicklung

Asse 857 ha 6 ha
Blddenstedt 368 ha -253 ha
Heeseberg 594 ha 12 ha
Helmstedt 1329 ha 36 ha
Nord EIm 656 ha 25 ha
Oderwald 807 ha 33 ha
Schladen 240 ha 26 ha
Schéningen 727 ha 13 ha
Schoppenstedt 1030 ha -15 ha
Sickte 784 ha 62 ha
Wolfenbdttel 1987 ha 117 ha

Lage der erfassten Hofstellen zur Ortslage

% aul3erorts | % innerorts

Asse 1,8 98,2
Blddenstedt 0,0 100,0
Heeseberg 12,1 87,9
Helmstedt 26,7 73,3
Nord Elm 35,7 64,3
Oderwald 5,6 94,4
Schladen 100,0 0,0

Schoningen 23,1 76,9
Schoppenstedt 1,2 98,8
Sickte 8,1 91,9
Wolfenblttel 6,9 93,1

Berucksichtigung der Landwirtschaft in der gemeindlichen Bauleitplanung

Siedlungsentwicklung nach dem Leitbild der dezentralen Konzentration betreiben

stetige aber gemaRigte Dorfentwicklung sicherstellen

Erhaltung der innerdrtlichen Freiraume in der Umgebung landwirtschaftlicher Betriebe besonders
den Betrieben mit Viehhaltung

Sicherung der Hofstellen einschlieflich ihrer Entwicklungsraume und ihrer Umgebung durch
Ausweisung von Dorfgebieten in der verbindlichen Bauleitplanung

Ausweisung auch neuer Dorfgebiete fir dorfliches Wohnen (z.B. mit der Mdglichkeit der Pferde-
haltung)

Nutzung der Dorferneuerungsprogramme zur unmittelbaren Verbesserung der einzelbetrieblichen
Produktionsbedingungen und Wettbewerbsfahigkeit der landwirtschaftlichen Betriebe in den Orts-
lagen

Weitere Antrage zur Aufnahme in das Dorferneuerungsprogramm waren aus landwirtschaftlicher
Sicht besonders in folgenden Gemeinden (Gemeindeteilen) zu wiinschen: Achim, Adersheim,
Apelnstedt, Barnstorf, Beierstedt, Dobbeln, Dorstadt, Emmerstedt, Esbeck, Evessen, Gr. Bie-
wende, Gr. Denkte, Gr. Fléthe, Hedeper, Hoiersdorf, Hornburg, Kl. Biewende, Kl. Fléthe, Kneit-
lingen, Ménchevahlberg, Neindorf, Ohrum, Reinsdorf, Reinsdorf-Hohnsleben, Schliestedt, Sein-
stedt, Sdllingen, Sottmar, Timmern, Veltheim/Ohe, Watenstedt, Wendessen, Wetzleben, Wittmar,
Wolsdorf

besondere Beachtung und Unterstiitzung ,beengter Betriebe" in allen Dérfern; schwerpunktmafig
sind folgende Ortschaften zu nennen: Barmke, Barnstorf, Berklingen, Bornum, Dettum, Eilum,
Emmerstedt, Esbeck, Gr. Denkte, Hedeper, Hornburg, KI. Denkte, Kl. Fl6the, Neindorf, Salzdah-
lum, Schliestedt, Schéppenstedt, Seinstedt, Séllingen, Timmern, Uehrde, Watenstedt

Freihaltung von AuRenbereichsflachen mit giinstigen ErschlieBungsmdglichkeiten (Wege, Was-
ser, Abwasser, Strom) fir landwirtschaftliche Aussiedlungsvorhaben
Biindelung von A+E-MalRnahmen und Durchfiihrung in Abstimmung mit der Landwirtschaft
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Status Quo (LTR 7 Borde Ost)

Vorschlage zur Beriicksichtigung landwirtschaftlicher Belange

beengte Hofstellen im Ort
(Befragung LWK 2012, Prozentanteil aller erfassten Hofstellen)

% insgesamt % ohne Vieh % mit Vieh
Asse 62,5 48,2 14,3
Buddenstedt 100,0 100,0 0,0
Heeseberg 57,6 54,5 3,0
Helmstedt 73,3 53,3 20,0
Nord EIm 14,3 10,7 3,6
Oderwald 61,1 50,0 111
Schladen 100,0 88,9 11,1
Schoningen 76,9 76,9 0,0
Schoppenstedt 57,6 56,5 1,2
Sickte 43,2 35,1 8,1
Wolfenbittel 69,0 51,7 17,2

Verkehrsplanung

»  Erweiterung der A 2 von 6 auf 8 Streifen mit beidseitigen Standstrei-

fen

* B 79 Ortsumgehung Wolfenbttel

B 82 Ortsumgehung Schéningen

vertragliche StralRenplanung

e kritische Bedarfsanalyse

*  besondere Betroffenheiten aufgrund von Neutrassierungen minimieren

*  Anbauflachen von Sonderkulturen (Gemisebau im Raum Wolfenbuttel) beachten

Rohstoffgewinnung

Lagerstatte 1. Ordnung

Schéningen (Braunkohle, Ton, Tonstein), Wolsdorf, Bliddenstedt,
Helmstedt, Sipplingen (Braunkohle), Dorstadt, Heiningen, BorRum,
Hornburg, Schladen (Kies), Wolfenbuttel (Kies, Kalk und Kalkmergel-
stein)

Lagerstatte 2. Ordnung
Kneitlingen (Naturwerkstein), Stipplingen (Sand), Winnigstedt
(Kiessand)

Gebiet mit potentiell wertvollen Rohstoffvorkommen

Sipplingen, Wolsdorf, Helmstedt, Dahlum, Sickte (Sand), Kneitlingen
(Kiessand, Naturstein), Remlingen (Kiessand), Ohrum, Dorstadt
(Kies, Kiessand), Hornburg, (Kies), Erkerode (Naturstein)

Steuerung der Rohstoffgewinnung

« gemeindliche Steuerung der Bodenabbauflachen

* besondere Beachtung der Bodengiite des Deckmaterials

e abschnittsweise Inanspruchnahme und Wiederherrichtung

»  Aufrechterhaltung der ordnungsgemafien Be- u. Entwasserung

»  Sicherung landwirtschaftlicher Wegeverbindungen

»  Beachtung eines arbeitswirtschaftlich glinstigen Zuschnittes bei den verbleibenden landwirtschaft-
lichen Flachen

» landwirtschaftliche Rekultivierung auf Teilflachen, besonders auf den Abraumflachen des Braun-
kohlebergbaus
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Status Quo (LTR 7 Borde Ost)

Vorschlage zur Beriicksichtigung landwirtschaftlicher Belange

Energiegewinnung
Vorrangstandorte Windenergienutzung

WF 4 Oderwald / Asse 133 ha
WF 5/HE 4 Heeseberg/ Schdppenstedt 184 ha
WF 8 Oderwald / Cramme 31 ha
WF 10 Asse / Remlingen 90 ha
HE 2 Buddenstedt / Helmstedt 207 ha
HE 9 Jerxheim/Séllingen 316 ha
(Eignungsgebiet)
insgesamt 961 ha

Biogasanlagen
* 9 Biogasanlagen mit rd. 5,75 MW¢ im Teilraum erfasst

Kraftwerkstandorte
. BKB-Kraftwerk Buschhaus

Leitungstrassen

»  Uberlandleitungen 110 und 380 KV (Konzentration in den Raumen

Biiddenstedt und Helmstedt)

Beteiligung der Landwirtschaft bei der Energiegewinnung

«  Standortlenkung von Windkraftanlagen in Anbindung an das vorhandene landwirtschaftliche We-
genetz

» flexible und flachensparende Kompensationsmaf3nahmen

» regionale Projekte zur verstarkten Nutzung der Wasserkraft insbesondere bei vorhandenen Anla-
gen und Staurechten

«  Ortliche Konzepte zur sinnvollen Verwertung der bei der Biogaserzeugung anfallenden Warme-
energie

Stutzung regionaler Initiativen zur Energiegewinnung aus nachwachsenden Rohstoffen, die aus der

land- und forstwirtschaftlicher Erzeugung stammen z.B.:

*  Nutzung der Energieressourcen der Forsten Oderwald, Asse, Elm, Lappwald etc.

*  kommunale Projekte zur Etablierung vom Bioenergiedorfern (IZNE)

» energetische Verwertung der Reststoffe aus der Landschaftspflege (Landschaftspflegeverband
Wolfenbuttel)

»  Zulieferung von nachwachsenden Rohstoffen zur energetischen Verwertung in Kraftwerken (z.B.
KUP, Stroh)

* weitgehende Bundelung der Leitungstrassen

Natur- und Landschaftsschutz

10 NSG mit ca. 550 ha Gesamtflache (25 ha LF)
Anteil der LF an den NSG ca. 4 %
Anteil der LF in NSG an der Gesamt LF ca. 0,1 %

BR 008
BR 010
BR 011
BR 012
BR 020
BR 040
BR 050

BR 076

Heeseberg

Salzwiese Barnstorf
Salzwiese Seckertrift
Klotzberg

Hahntal

Sandberg bei Hoiersdorf

Kalksteinbruch und Halbtrockenrasen am
Eich-Berg bei Hemkenrode
Kalksteinbruch am Lohlberg

23 ha
3 ha
5 ha
5 ha
2 ha
3 ha

7 ha
4 ha

Einbeziehung der Landwirtschaft beim Landschafts- und Naturschutz

NSG

»  Beteiligung der Landwirtschaft z.B. tiber Landschaftspflegeverband an der Flachenpflege
e gezielte Besucherlenkung

LSG

»  Forderung der Kulturlandschaft iber Regionale Programme z.B. unter Einbeziehung des Natur-
parkkonzeptes

*  Bildung einer Kooperation ,Landschaftsgestaltung und Landnutzung*

* gemeinsame Erarbeitung von Entwicklungsmaf3nahmen

e gezielte Erholungslenkung und Férderung unter Einbeziehung des Tourismus (Naturpark EIm-
Lappwald, Region zwischen Elm und Asse)

*  mit Fl abgestimmte Wirtschaftswegekonzepte
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Status Quo (LTR 7 Borde Ost)

Vorschlage zur Beriicksichtigung landwirtschaftlicher Belange

BR 094 Reitlingstal 12 ha
BR 106 Lappwald 493 ha

35 LSG mit ca. 17.200 ha Gesamtflache (3.800 ha LF)
Anteil der LF an den LSG ca. 22 %
Anteil der LF in LSG an der Gesamt LF ca. 7 %

Wasserwirtschaft
Wasserregulierung
Dranageflache rd. 26.000 ha (49 % der LF)

4 WSG mit ca. 8.100 ha Gesamtflache

e BOrBum

e Bornum-Dorstadt
e Halchter-Ohrum
e Lutterspring

Anteil der LF an den WSG ca. 67 %
Anteil der LF in WSG an der Gesamt LF ca. 10 %

Wasserwirtschaftliche Planungen im Konsens mit der Landwirtschaft

e Erhaltung und Sicherung der Vorflut

« praxisnahe Umsetzung der Auflagen fur die Landwirtschaft in Wasserschutzgebieten

» Fortsetzung der Kooperationsarbeit und Sicherung der Zusatzberatung

» besondere Beriicksichtigung gebietsspezifischer Belange bei der Formulierung freiwilliger Verein-
barungen

Erholungsplanung

* Naherholungsnutzung im Umland von Wolfenbdittel (Oderwald,
Lechlumer Holz), Helmstedt (Lappwald)

»  Wochenendausfliigler aus Braunschweig und Wolfenbdittel in die
Raume Oderwald, Asse, EIm und Lappwald

*  Vorranggebiete fiir Erholung in den Waldern

«  Vorbehaltsgebiete fur Erholung auch in den Agrarlandschaften an
den Randbereichen von Oderwald, Asse, EIm und Lappwald

Einbindung der Landwirtschaft in die Erholungsplanung

» abgestimmte Ausbau- und Nutzungskonzepte fiir Wege fir die Landwirtschaft und die Erholungs-
nutzung (Synergieeffekte tiber Finanzierung und rechtliche Absicherung nutzen)

e Einbindung der Land- und Forstwirtschaft in Erholungs- und Tourismuskonzepte (z.B. im Gebiet
des Naturparks EIm-Asse)

»  Einrichtung von Erholungsanlagen auf Standorten, die in Abstimmung mit der &rtlichen Landwirt-
schaft festgelegt wurden (z.B. Naturpark EIm-Asse)

«  Unterstiitzung der Landwirtschaft bei Unterhaltungs- und Pflegemaflinahmen von Landschafts-
elementen und der Infrastruktur (z.B. lUber Landschaftspflegeverband Wolfenbiittel)
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2.4.8 LTR 8 Harzvorland

Status Quo (LTR 8 Harzvorland)

Vorschlage zur Beriicksichtigung landwirtschaftlicher Belange

Siedlungs- und Verkehrsflachenentwicklung

swaom | Yeandenns
Bad Harzburg 1.319 ha 57 ha
Baddeckenstedt 853 ha 5 ha
Goslar 2.088 ha -81 ha
Langelsheim 937 ha 4 ha
Liebenburg 783 ha -70 ha
Lutter a. B. 503 ha -13 ha
Schladen 801 ha 28 ha
Seesen 1.628 ha -133 ha
Vienenburg 950 ha -5 ha

Lage der erfassten Hofstellen zur Ortslage

% aul3erorts % innerorts
Bad Harzburg 0,0 100,0
Baddeckenstedt 0,0 100,0
Goslar 14,3 85,7
Langelsheim 30,8 69,2
Liebenburg 3,8 96,2
Lutter a. B. 10,5 89,5
Schladen 10,0 90,0
Seesen 22,5 77,5
Vienenburg 15,6 84,4

Bertucksichtigung der Landwirtschaft in der gemeindlichen Bauleitplanung

bei der Ausweisung von Siedlungsgebieten Orientierung an den Flachen geringeren Ertragspo-
tenzials, starkerer Hangigkeit und geringerer SchlaggréfRe

bei der Ausweisung von Gewerbegebieten besondere Berlcksichtigung der Belastungswerte
(Schwermetallgehalte)

groRflachige Versiegelungen miissen gezielt auf belastete Flachen und/oder Flachen geringeren
Ertragsniveaus gelenkt werden.

Erhaltung von innerdrtlichen Freiflachen im Umfeld der landwirtschaftlich Betriebe fur die weitere
Betriebsentwicklung und /oder als Schutzabstandsflachen

Berlicksichtigung des landwirtschaftlichen Gebietscharakters bei Genehmigungen nach § 34
BauGB

zuriickhaltende Siedlungsentwicklung in den noch landwirtschaftlich strukturierten Dorfern
Sicherung der Hofstellen einschlieflich ihrer Entwicklungsraume und ihrer Umgebung durch Aus-
weisung von Dorfgebieten in der verbindlichen Bauleitplanung

Erstellung landwirtschaftlicher Fachbeitrage zur Abstimmung einer langfristigen nachhaltigen
Siedlungsentwicklung in Flachennutzungsplanverfahren

Nutzung kommunaler HandlungsspielrAume bei der Férderung und Zulassung wachsender land-
wirtschaftlicher Betriebe sowie von Verarbeitungsbetrieben

Erleichterung von Umbaumafnahmen an landwirtschaftlichen Gebauden

Nutzung der Dorferneuerungsprogramme zur unmittelbaren Verbesserung der einzelbetrieblichen
Produktionsbedingungen und Wettbewerbsfahigkeit der landwirtschaftlichen Betriebe in den Orts-
lagen

Erstellung eines Landwirtschaftlichen Fachbeitrages fur neu in das Dorferneuerungsprogramm
aufgenommene Ortschaften

weitere Antrage zur Aufnahme in das Dorferneuerungsprogramm waren aus landwirtschaftlicher
Sicht besonders in folgenden Gemeinden (Gemeindeteilen) zu wiinschen: Astfeld, Beuchte,
Bornhausen, Bundheim, Engelade, Gr. Heere, Gustedt, Hahndorf, Harlingerode, Haverlah, Heil3-
um, KI. Déhren, KI. Elbe, KI. Heere, Kl. Mahner, Langelsheim, Lautenthal, Minchehof, Nauen,
Neuenkirchen, Ostharingen, Schlewecke, Stauffenburg, Wartjenstedt, Westerode, Wolfshagen
besondere Beachtung und Unterstiitzung ,beengter Betriebe" in allen Dérfern; schwerpunktmafig
sind folgende Gemeinden (Gemeindeteile) zu nennen: Bornhausen, Engelade, Gr. Elbe, Gr. Rhi-
den, Gustedt, Herrhausen, Jerstedt, KI. Déhren, KI. Rhiuden, Mechtshausen, Munchehof, Nauen,
Sehlde, Vienenburg, Weddingen, Westerode

Freihaltung von AulRenbereichsflachen mit glinstigen ErschlieBungsmdglichkeiten (Wege, Was-
ser, Abwasser, Strom) fur landwirtschaftliche Aussiedlungsvorhaben

Erleichterung und Férderung von Aussiedlungsbetrieben
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Status Quo (LTR 8 Harzvorland)

Vorschlage zur Beriicksichtigung landwirtschaftlicher Belange

beengte Hofstellen im Ort
(Befragung LWK 2012, Prozentanteil aller erfassten Hofstellen)

% insgesamt % ohne Vieh % mit Vieh
Bad Harzburg 61,6 36,6 25,0
Baddeckenstedt 58,8 29,4 29,4
Goslar 57,7 46,2 11,5
Langelsheim 78,6 78,6 0,0
Liebenburg 46,2 7,7 38,5
Lutter a. B. 88,5 84,6 3,8
Schladen 63,2 31,6 31,6
Seesen 40,0 10,0 30,0
Vienenburg 74,6 36,6 38,0

Einrichtung mit der Landwirtschaft abgestimmter Flachenpools fir Ausgleichs- und Ersatzmalf3-
nahmen (z.B. auf ertragsarmen Standorten), gezielte Lenkung

Verkehrsplanung

A 7 Erweiterung von 4- auf 6-streifig, mit beidseitigem Neubau von
Standstreifen

B 3 Neubau zwischen Brunsen und Gr. Rhiiden

B 6 Neubau zwischen Rhene und Baddeckenstedt

B 6 Ausbau zwischen Goslar und Salzgitter-Hohenrode Erweiterung
von 2- auf 4-streifig

vertragliche StralRenplanung

kritische Bedarfsanalyse

Durchschneidungsschaden bei Neutrassierung minimieren

flexible Handhabung der Eingriffsregelung zur Minimierung der landwirtschaftlichen Betroffenheit
friihzeitige Flachenbevorratung durch den Planungstrager zur Bereitstellung geeigneter Tausch-
flachen

Rohstoffgewinnung

Lagerstatte 1. Ordnung
Wallmoden (Quarzsand) Vienenburg, Heere (Kies), Seesen
(Kiessand) Langelsheim (Kalkstein)

Lagerstatte 2. Ordnung
Elbe, Haverlah, Lutter, Langelsheim, Bad Harzburg, (Kies), Schla-
den (Kiessand), Vienenburg (Kies, Kiessand)

Gebiet mit potentiell wertvollen Rohstoffvorkommen
Vienenburg, Bad Harzburg, Langelsheim, Hahausen (Kies), Sehlde
(Olschiefer)

Steuerung der Rohstoffgewinnung
Berlcksichtigung der Bodengute und der Agrarstruktur bei der Abbaugenehmigung

vollstandige Ausbeutung der laufenden Abbauten vor Neubeginn weiterer Tagebaue
landwirtschaftliche Rekultivierung, wo Deckschichten ausreichender Bodengite zur Verfligung
stehen

Berlcksichtigung hydrologischer Auswirkungen auf benachbarte landwirtschaftliche Flachen
gemeindliche Steuerung der Bodenabbauflachen in der Bauleitplanung unter Abwégung der
landwirtschaftlichen Belange

abschnittsweise Inanspruchnahme und Wiederherrichtung

Aufrechterhaltung der ordnungsgemaéaf3en Be- u. Entwasserung

Sicherung landwirtschaftlicher Wegeverbindungen

Beachtung eines arbeitswirtschaftlich glinstigen Zuschnittes bei den verbleibenden landwirtschaft-
lichen Flachen
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Status Quo (LTR 8 Harzvorland)

Vorschlage zur Beriicksichtigung landwirtschaftlicher Belange

Energiegewinnung
Vorrangstandorte Windenergienutzung

WF 7/SZ 3 Baddeckenstedt / Salzgitter 77 ha
GS2 Bad Harzburg 6 ha
GS3 Vienenburg 53 ha
GS4 Bad Harzburg 44 ha
insgesamt 180 ha

Biogasanlagen

* 9 Biogasanlagen mit rd. 4,7 MW im Teilraum erfasst

Kraftwerkstandorte
*  Wasserkraftnutzung am Hochbehalter Lewerberg

(Fernwasserleitung ,Ecker” und ,Grane-Ost" bei Gro3 Déhren)

Leitungstrassen

»  Uberlandleitungen 110 und 380 KV (besonders in den Raumen Biid-

denstedt und Helmstedt)

Beteiligung der Landwirtschaft bei der Energiegewinnung

«  Standortlenkung von Windkraftanlagen in Anbindung an das vorhandene landwirtschaftliche We-
genetz

» flexible und flachensparende Anwendung der Eingriffsregelung in Verbindung mit der Errichtung
von Windkraftanlagen

e Forderung einer verstarkten Nutzung der Wasserkraft an Oker, Innerste, Radau etc.

«  Ortliche Konzepte zur sinnvollen Nutzung der bei der Biogaserzeugung anfallenden Warmeener-
gie

»  Projekte zur energetischen Nutzung der Holzressourcen im Harz

»  Verwendung nachwachsender Rohstoffe aus der landwirtschaftlichen Erzeugung auf schwerme-
tallbelasteten Flachen

» weitgehende Biundelung der Leitungstrassen

Natur- und Landschaftsschutz

15 NSG mit ca. 1.150 ha Gesamtflache (ca. 280 ha LF)

Anteil der LF an den NSG ca. 24 %
Anteil der LF in NSG an der Gesamt LF ca. 1 %

BR 004 Butterberggelande

BR 009 Schlackenhalde Bredelem

BR 013  Silberhohl

BR 019 Vienenburger Kiesteiche

BR 043  Okertal

BR 045 Tdénneckenkopf - Réseckenbach

BR 056 Pdbbeckenmihle

BR 058 Blockschutthalden am Rammelsberg
BR 066 Barley

BR 083 dstlicher Langenberg

6 ha

2 ha

3 ha
26 ha
232 ha
20 ha
6 ha
17 ha
19 ha
29 ha

Einbeziehung der Landwirtschaft beim Landschafts- und Naturschutz
NSG

» Angebot freiwilliger Vereinbarungen auch auf Nachbarflachen von NSG
LSG

»  Grenzziehung des LSG Harz in weitgehender Anlehnung an die Waldrandgrenze

e Grindung von Kooperationen zur Begleitung, Entscheidung und Kontrolle durchzufihrender
MaRnahmen zur Kulturlandschaftsgestaltung

» Angebot freiwilliger Vereinbarungen in einem gemeinsam festgelegten Suchraum entlang des

Waldrandes
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Status Quo (LTR 8 Harzvorland)

Vorschlage zur Beriicksichtigung landwirtschaftlicher Belange

BR 091 Osterfelder Tongruben 3 ha
BR 127  Okertal stidlich Vienenburg 206 ha
BR 131 Mittleres Innerstetal mit Kahnstein 328 ha
BR 141  Appelhorn 245 ha
BR 142  Steinbruch Baddeckenstedt 6 ha

47 LSG mit 18.800 ha Gesamtflache (ca. 3.500 ha LF)
Anteil der LF an den LSG ca. 19 %
Anteil der LF in LSG an der Gesamt LF ca. 11 %

Nationalpark Harz
ca. 2.000 ha Gesamtflache, Anteil der LF im Nationalpark an der gesam-
tenLF<1%

Wasserwirtschaft

16 WSG mit ca. 10.700 ha Gesamtflache
e Auerhahn- und Neuer Grumbacher Teich
e BOrBum

» Bad Harzburg

»  Eckertalsperre

*  Gelmke- und Dérpketal

*  Gosetal

»  Granetalsperre

*  GrolRes Ammental

e Innerstetalsperre

»  Kellerhalsteich

e Okertal

e Ostlutter

e Schladen

*  Seboldshausen

e Seesen

e Seesen-Rhiuden

Anteil der LF an den WSG ca. 30 %
Anteil der LF in WSG an der Gesamt LF ca. 8 %

Wasserwirtschaftliche Planungen im Konsens mit der Landwirtschaft
» langfristige Sicherung der Wasserrechte fir die Feldberegnung

Wasservorrang- und Wasserschutzgebiete

e Verzicht auf die Ausweisung weiterer WSG

e Sicherung der vorhandenen Kooperationen

» Vereinfachung der Verwaltungsvorgange in den WSG

»  Fortsetzung der Zusatzberatung und Abschluss freiwilliger Vertrage
» gezielte ortliche Ausrichtung der freiwilligen Vereinbarungen
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Status Quo (LTR 8 Harzvorland)

Vorschlage zur Beriicksichtigung landwirtschaftlicher Belange

Erholungsplanung

* Naherholungsgebiete um Bad Harzburg, Goslar, Langelsheim,
Seesen

. Stadtetourismus Bad Harzburg, Goslar

» Urlauber im Harzvorland

» Vorrang und Vorbehaltsgebiete fur Erholung in den Waldgebieten
z.B. Hainberg, Wallmoden-Lutter-Berge, Harly, Schimmerwald

*  Vorbehaltsgebiete fur Erholung auch in Agrarlandschaften z.B. ent-
lang des Harzrandes, bei Lutter, bei Bettingerode-Westerode

Einbindung der Landwirtschaft in die Erholungsplanung

+ gezielte Lenkung der Erholungssuchenden; Uberwachung bestehender Vorschriften (z.B. motori-
sierter Verkehr auf Wirtschaftswegen, Mullentledigung)

»  Einbindung der Landwirtschaft in Erholungs- und Tourismuskonzepte (Vereinbarungen zur Nut-
zung der Wirtschaftswege, Urlaub auf dem Bauernhof, Direktvermarkter etc.)

*  Unterstiitzung der Landwirtschaft bei Unterhaltungs- und Pflegemaflinahmen von Landschafts-
elementen und der Infrastruktur, die der intensiven Erholungsnutzung dienen
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249 LTR 9 Oberharz

Status Quo (LTR 9 Oberharz)

Vorschlage zur Beriicksichtigung landwirtschaftlicher Belange

Siedlungs- und Verkehrsflachenentwicklung

Veranderung
Suv 2011 2001 - 2011
Braunlage 576 ha 7 ha
Oberharz 1.083 ha 102 ha

Lage der erfassten Hofstellen zur Ortslage

% aul3erorts | % innerorts
Braunlage 50,0 50,0
Oberharz 80,0 20,0

beengte Hofstellen im Ort
(Befragung LWK 2012, Prozentanteil aller erfassten Hofstellen)

% insgesamt % ohne Vieh % mit Vieh
Braunlage 63,8 40,2 23,6
Oberharz 50,0 0,0 50,0

Bertucksichtigung der Landwirtschaft in der gemeindlichen Bauleitplanung

Sicherung hofnaher Grinlandflachen

Beachtung von Triftwegen

Einbeziehung von Haldenflachen fir zukinftige Bauprojekte

Sicherung der vorhandenen Hofstellen durch MD-Gebiete

Erhaltung von innerdrtlichen Freiflachen im Umfeld der landwirtschaftlichen Betriebe fiir die weite-
re Betriebsentwicklung und /oder als Schutzabstand

Sicherung der Hofstellen einschlieflich ihrer Entwicklungsraume und ihrer Umgebung durch Aus-
weisung von Dorfgebieten in der verbindlichen Bauleitplanung

insbesondere in der Ortslage von Clausthal-Zellerfeld sind ,beengte” viehhaltende Betriebe vorzu-
finden, die hinsichtlich notwendiger Erweiterungs- oder Umbauvorhaben in den Genehmigungs-
verfahren und der bauleitplanerischen Absicherung ihrer Investitionen die Unterstiitzung der
Bergstadt bedurfen

Unterstiitzung der Betriebe bei Bauvorhaben, die dazu dienen, weitere Betriebszweige als Er-
werbskombinationen aufzunehmen, z.B. Gebaude fiir die Milch- und Kaseverarbeitung, oder
Hausschlachtungen, fur Heutrocknung und -lagerung, fur Feriengaste etc.

Weitere Antrage zur Aufnahme in das Dorferneuerungsprogramm waren aus landwirtschaftlicher
Sicht besonders in folgenden Gemeinden (Gemeindeteilen) zu wiinschen: Braunlage, Bunten-
bock, Clausthal-Zellerfeld, Hohegeil3

Verkehrsplanung

* B4 Ortsumgehung Hohegeil}
* B 242 Ortsumgehung Clausthal-Zellerfeld

Rohstoffgewinnung

» Lagerstatte 1. Ordnung
sidlich von Bad Harzburg (Naturstein)

Steuerung der Rohstoffgewinnung

betroffen sind forstwirtschaftliche Flachen; Ersatz- und AusgleichsmalRnahmen sind aus landwirt-
schatftlicher Sicht innerhalb der Waldflachen durch eine dkologische Aufwertung zu schaffen
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Status Quo (LTR 9 Oberharz)

Vorschlage zur Beriicksichtigung landwirtschaftlicher Belange

Energiegewinnung

» keine Festlegung von Vorrangstandorten fiir Windenergienutzung im
RROP 2008 vorhanden

e  Standorte fur Windenergieanlagen vorhanden

Biogasanlagen
» keine Biogasanlagen im Teilraum erfasst

Kraftwerkstandorte
*  Wasserkraftwerke an den Talsperren (Ecker, Innerste, Grane, Oker)

Beteiligung der Landwirtschaft bei der Energiegewinnung

aus landwirtschaftlicher Sicht bestehen keine Bedenken gegen eine Ausweitung der Windener-
gienutzung im Oberharz

verstarkte Nutzung der Wasserkraft

Pumpspeicherkraftwerke als Speicher fir Windenergiestrom

regionale Projekte zur umweltschonenden Verwendung von Holz zur Energiegewinnung

Natur- und Landschaftsschutz

8 NSG mit ca. 1.014 ha Gesamtflache (ca. 250 ha LF)
Anteil der LF an den NSG ca. 24 %
Anteil der LF in NSG an der Gesamt LF ca. 14 %

BR 006 Oberharz 164 ha
BR 055 Bergwiesengesellschaften bei Hohegeil3 16 ha
BR 064 Barenbachstal 4 ha
BR 081 Bachtalerim Oberharz um Braunlage 384 ha
BR 095 Bergwiesen bei St. Andreasberg 215 ha
BR 105 Siebertal 37 ha
BR 111 Johanneser Bergwiesen 11 ha
BR 140 Wurmberg 182 ha

1 LSG mit 31.500 ha Gesamtflache (1.375 ha LF)
Anteil der LF am LSGca.4 %
Anteil der LF im LSG an der Gesamt LF ca. 77 %

Nationalpark Harz
ca. 9.300 ha Gesamtflache, Anteil der LF im Nationalpark an der gesam-
ten LF ca. 4 %

Einbeziehung der Landwirtschaft beim Landschafts- und Naturschutz

NSG

Neben den vorhandenen NSG existieren umfangreiche Bergwiesen, die nach § 28a NNatG besonders
geschutzte Biotope darstellen. Die Erhaltung der Bergwiesen kann nur Uiber eine entsprechende Pfle-
ge sichergestellt werden. Fir eine nachhaltige Sicherung sind vor Ort existenzfahige Betriebe zu er-
halten. Hierfur bestehen z.B. folgende Mdglichkeiten:

Grundférderung der viehhaltenden landwirtschaftlichen Betriebe zum Ausgleich der besonderen
naturraumlichen Bedingungen

Abschluss von 6ffentlich — rechtlichen Vertragen zur Einhaltung der Auflagen und fiir die besonde-
re Pflege der Eigentums- und Pachtflachen (Aufstockung des Erschwernisausgleichs)

Vergabe von Pflegevertragen fur die im éffentlichen Eigentum befindlichen Flachen an die ortliche
Landwirtschaft

Finanzierungssicherung uber einen Fond (Beitrdge: Land, Kreis, Kommune, Fremdenverkehrsab-
gabe, Sponsoren, Fordervereine etc.)

langfristige Vertrége, die zur Absicherung der landwirtschaftlichen Existenzgrundlage bzw. zur
Absicherung von Investitionen geeignet sind

Projekte zur Forderung der Erzeugung und Vermarktung landwirtschaftlicher Produkte (Heu,Kase,
Fleisch)

Forderung der Produktwerbung (Markenzeichen, Tourismus, Gastronomie)

LSG
Bei der Anwendung der Schutzbestimmungen ist zur Existenzsicherung der landwirtschatftlichen Be-
triebe folgendes zu beachten:

die ordnungsgemafe Griinlandnutzung und Viehhaltung darf zur Sicherung der langfristigen
Bergwiesenpflege nicht eingeschrankt werden

die Erstellung und Unterhaltung der nach 6ffentlichem Baurecht zu errichtenden baulichen Anla-
gen (Weideunterstande, Melksténde etc.) ist von Einschréankungen freizustellen

bei gestalterischen Vorgaben ist darauf zu achten, dass ein angemessener Kostenrahmen bei
privilegierten landwirtschaftlichen Bauvorhaben eingehalten werden muss
Genehmigungsverfahren sind unbirokratisch und schnell durchzufiihren
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Status Quo (LTR 9 Oberharz)

Vorschlage zur Beriicksichtigung landwirtschaftlicher Belange

ordnungsrechtliche Auflagen sind durch Férderprogramme zu begleiten

Wasserwirtschaft

15 WSG mit ca. 39.000 ha Gesamtflache
» Alte Riefensbeek

* Auerhahn- und Neuer Grumbacher Teich
» Bad Harzburg

» Braunlage

»  Eckertalsperre

*  Festenburg

*  Gelmke- und Dérpketal

*  Gosetal

»  Granetalsperre

* Innerstetalsperre

»  Kellerhalsteich

e Oberharz

e Odertal

e Okertal

»  Sdosetalsperre
e Seesen

e Sonnenberg

Anteil der LF an den WSG ca. 4 %
Anteil der LF in WSG an der Gesamt LF ca. 56 %

Wasserwirtschaftliche Planungen im Konsens mit der Landwirtschaft

praxisnahe Anwendung der Bewirtschaftungsauflagen in Wasserschutzgebieten

gezielte ortliche Ausrichtung freiwilliger Vereinbarungen

Kombination mit drtlichen Programmen zur Unterstiitzung der Produktion und Vermarktung regio-
naler Produkte

Erholungsplanung

e Tourismus und Urlaubsregion

* Nationalpark Harz

*  Wochenendausfligler besonders aus dem Grof3raum Braunschweig,
den angrenzenden Landkreisen und dem GrofRraum Hannover

» Urlauber (Wintersportler, Wanderer, Naturliebhaber etc.)

*  Oberharz tberwiegend Vorranggebiete fur Erholung (Wélder)

» Agrarflachen (Grunland) tberwiegend Vorbehaltsgebiete fur Erho-
lung

Einbindung der Landwirtschaft in Erholungs- und Tourismuskonzepte (Urlaub, Direktvermark-
tung etc.)

abgestimmte Férderkonzepte zur Erhaltung der Oberharzer Landwirtschaft (ressortlibergreifend
zwischen Naturschutz, Wirtschaftsférderung, Tourismus, Landwirtschaft etc. sowie regionsiiber-
greifend zwischen EU, Bund, Land, Bezirksregierung, Bergstadte etc.)

Honorierung der Landschaftspflegeleistung (Produkt: Bergwiese)

Aufbau einer regionalen Produktidentitat z.B. fiir Fleisch und Heu (Projekt: Mit Harz und Verstand)
oder auch Milch und Kase etc. und Durchfihrung eines professionellen Marketings fiir die Produk-
te




3 Darstellung der Landwirtschaft im Regionalen Raumordnungs-

programm

Die Landwirtschaft erfiillt im gesamten Grol3-
raum Braunschweig wichtige wirtschaftliche,
soziale und 0Okologische Funktionen. Diese
sind in den einzelnen landwirtschaftlichen
TeilrAumen je nach Nutzungsschwerpunkt und
Betriebssystem unterschiedlich ausgepragt.
Allerdings muss (berall die wirtschaftliche
Existenzfahigkeit zur Erfillung aller Funktio-
nen im landlichen Raum auch gegeben sein.
Die Regionalplanung kann helfen, Betriebs-
standorte und Flachen fur die landwirtschaftli-
che Produktion dort zu sichern, wo die regio-
nale Landwirtschaft in der Lage ist, wettbe-
werbsfahig und umweltgerecht zu produzieren.
Die Regionalplanung kann aber weiterhin auch
auf Regionen hinweisen und lenkend wie for-
dernd tatig werden, wo die Landwirtschaft fir
die Region besondere Funktionen beispiels-
weise durch Landschaftspflege, Fo6rderung
des Fremdenverkehrs und weiteres erfullt.

Im Sinne einer nachhaltigen Entwicklung der
gesamten Region ist die Landwirtschaft fla-
chendeckend im gesamten Grol3raum Braun-
schweig entsprechend ihrer spezifischen Aus-
pragung und den vorhandenen Entwicklungs-
maoglichkeiten zu sichern und fortzuentwickeln.

Landwirtschaftliche Betriebsstandorte, von wo
aus die umliegenden landwirtschaftlichen Fla-
chen bewirtschaftet werden, befinden sich in
noch fast allen Ortschaften des Grolsraumes.
Eine weitgehende Streuung der Hofstellen
wird auch zukinftig fir die Aufrechterhaltung
einer nachhaltigen landwirtschaftlichen Bo-
dennutzung erforderlich sein. Viele Ortschaf-
ten im GroRraum Braunschweig sind auch
zumindest im Ortskern noch deutlich landwirt-
schaftlich gepragt und sollten als solche bau-
leitplanerisch gesichert werden.

Die Ziele, die in der beschreibenden und
zeichnerischen Darstellung des Regionalen
Raumordnungsprogrammes aufgenommen
werden, sollten sowohl einen ausreichenden
Freiraum fur unternehmerische Entscheidun-
gen und Entwicklungen landwirtschaftlicher
Betriebe belassen als auch eine Lenkungs-
funktion zur Sicherung volkswirtschaftlicher
Ressourcen entfalten.

Mit der erstmaligen Erstellung des Landwirt-
schaftlichen Fachbeitrages im Jahr 2000 wur-
den bereits konkrete Vorschlage fur die be-
schreibende wie auch zeichnerische Darstel-
lung der Landwirtschaft im Regionalen Raum-
ordnungsprogramm fir den Grof3raum Braun-
schweig gegeben. Die Formulierungs- und
Abgrenzungsvorschlage wurden aus landwirt-
schaftlich fachplanerischer Sicht erarbeitet.
Sie beinhalteten aber auch bereits wesentliche
Abwagungsmerkmale mit Belangen der Quer-
schnittsplanung und anderen Fachplanungen,
da sich die Landwirtschaft ihrer besonderen
Verantwortung fur Landschaft und Umwelt
bewusst ist.

Besonderer Wert wurde seinerzeit auf die
Beteiligung der Arbeitsgruppen praktizierender
Landwirte gelegt. Sowohl die textlichen For-
mulierungen als auch die Kartenentwirfe zur
Abgrenzung der Vorbehaltsgebiete fir die
Landwirtschaft wurden in jedem Teilraum er-
lautert, diskutiert und teilweise ergénzt und
nachgebessert, sodass eine weitgehende
Akzeptanz mit den Arbeitsgruppen aller land-
wirtschaftlichen Teilrdume erzielt werden
konnte.

Mit der Fortschreibung des Landwirtschaftli-
chen Fachbeitrages werden diese Aussagen
bestatigt bzw. an aktuelle Entwicklungen an-
gepasst und erganzt. Auch hierbei ist die Ein-
bindung von Landwirten, Beratern und Land-
volk Uber zahlreiche Arbeitskreissitzungen
erfolgt.

Die in der beschreibenden Darstellung formu-
lierten Ziele beziehen sich direkt auf die im
Landesraumordnungsprogramm  Niedersach-
sen enthaltenen Passagen, die in der folgen-
den tabellarischen Zusammenstellung in Kapi-
tel 5.1 jeweils in der linken Spalte zusammen-
gefasst werden. Die Formulierungen des gel-
tenden RROP, in das bereits wesentliche Aus-
sagen des Landwirtschaftlichen Fachbeitrages
aus dem Jahr 2000 eingeflossen sind, finden
sich in der rechten Spalte wieder und bezie-
hen sich jeweils auf das gesamte Gebiet des
GroRRraumes Braunschweig. Teilraumspezifi-
sche Auspragungen sollten in die Erlauterun-
gen aufgenommen werden. Hierfir wurde mit
dem Uberarbeiteten landwirtschaftlichen Fach-
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beitrag zum RROP Grof3raum Braunschweig
eine detaillierte Datengrundlage geschaffen.

In den zeichnerischen Darstellungen des
RROP Grof3raum Braunschweig werden Vor-
behaltsgebiete fur Landwirtschaft auf Grundla-
ge der im Landesraumordnungsprogramm
dargestellten Planzeichen dargestellt. Die
Vorbehaltsgebiete fur Landwirtschaft aufgrund
einer relativ hohen naturlichen Ertragsqualitat
des Bodens werden aus thematischen Karten
des niedersachsischen Bodeninformationssys-
tems (NIBIS) entnommen. Die zugrundelie-
gende Methode wird in Teil | des Fachbeitra-
ges (Kapitel Verbreitung und Bewertung der
Bdden) ausfuhrlich beschrieben. Bei der Nut-
zung der Kartengrundlage zur Abgrenzung
von Vorbehaltsgebieten sollten folgende Vo-
raussetzungen beachtet werden:

e Die Standortkartierung basiert auf Boden-
schatzungsgrundlagen, die inshesondere
durch verbesserte Datenerfassung, me-
thodische Uberarbeitungen und sich &n-
dernde Bodenwasser- und Nutzungsver-
héaltnisse auch Veranderungen in der Be-
wertung unterliegen. So ist beim LBEG be-
reits die BK50 in Bearbeitung, die auf-
grund der Erstellung und Datenhaltung ei-
nige qualitative Unterschiede, insbesonde-
re eine deutlich hdhere raumliche und in-
haltliche Auflésung, im Vergleich zu den
vorangegangenen Kartenwerken bzw. -
serien aufweist. In gewissen zeitlichen Ab-
sténden, insbesondere wenn neue Kartie-
rungen durch das LBEG fir das Ver-
bandsgebiet vorliegen, ist deshalb eine
Anpassung und Fortschreibung erforder-
lich.

e Moorflachen wie auch Teilflachen in Flur-
neuordnungsverfahren sind nicht bewertet.
Bei Planungsentscheidungen tber ,weille
Flachen" sind deshalb die Originalkarten
einzusehen und gegebenenfalls eine Be-
wertung der Bodengute nachzuholen.

e Die vorgeschlagene Abgrenzung der Vor-
behaltsgebiete Landwirtschaft nach den
Bodenkarten des LBEG ergibt einen gro-
ben Uberblick tiber die regionale natiirli-
che Ertragskraft der Standorte bei acker-
baulicher Nutzung ohne Beregnung im
Grolraum Braunschweig. Fir Planungs-
entscheidungen auf regionaler Ebene soll-
ten zusatzlich die zugrundeliegenden

NIBIS-Karten, die eine 7-stufige Klassifi-
zierung beinhalten, hinzugezogen werden.

e Fir Planungsentscheidungen auf kommu-
naler Ebene ist die Kartengrundlage auf-
grund des Mal3stabes 1:50.000 nicht ge-
eignet. Fur Planungen auf Samtgemeinde
oder Gemeindeebene, z.B. bei der Aufstel-
lung eines neuen Flachennutzungsplanes,
ist zur Beurteilung der Bodengiite eine
Kartengrundlage in geeignetem Maf3stab
(z.B. 1:10.000) erforderlich.

Die Vorbehaltsgebiete fur Landwirtschaft auf-
grund der hohen wirtschaftlichen Leistungs-
und Wettbewerbsfahigkeit sowie der Pflege
der Kulturlandschaft werden nach teilraum-
spezifischen Kriterien ermittelt. Es handelt sich
um die aus Sicht der Fachplanung wichtigsten
Kriterien, die jeweils besondere Funktionen
der Landwirtschaft in den einzelnen Teilrdu-
men widerspiegeln. Sie werden in einem Krite-
rienkatalog vorgestellt. In der anliegenden
Karte wird das jeweilige Kriterium durch eine
unterschiedliche farbige Schraffur kenntlich
gemacht.

Vorranggebiete fur die Landwirtschaft sind
bisher nicht im RROP verankert worden. Als
Teilaspekt der Ausweisung von Vorranggebie-
ten fur Freiraumfunktionen nahm die landwirt-
schaftliche Nutzung im Rahmen eines multi-
funktionalen Sicherungsansatzes sowohl hin-
sichtlich der Gewichtung als auch der metho-
dischen Herleitung eine untergeordnete Rolle
ein. Die explizite Sicherung regional oder
Uberregional bedeutsamer und besonders
hochwertiger (z.B. nach Bodengiite, Agrar-
struktur etc.) Flachen vor konkurrierenden
Nutzungsansprichen ist damit nur bedingt
maoglich. Nachfolgend wird daher auf Grundla-
ge der im Landesraumordnungsprogramm
eingerdaumten regionalen Gestaltungsmaglich-
keiten Uber die Vorbehaltsgebiete Landwirt-
schaft hinaus auch eine Vorschlagskulisse fir
Vorranggebiete fir die Landwirtschaft darge-
stellt.

Landwirtschaftlicher Fachbeitrag 2015 — Band 1
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3.1 Beschreibende Darstellung der Landwirtschaft

Landesraumordnungsprogramm
LROP 2012 (Auszug)

Regionales Raumordnungsprogramm
RROP 2008 (Auszug)

Hinweise
Landwirtschaftlicher Fachbeitrag

3.2.1 Landwirtschaft, Forstwirtschaft,
Fischerei

(1) Die Landwirtschaft soll in allen Lan-
desteilen als raumbedeutsamer und die
Kulturlandschaft pragender Wirtschafts-
zweig erhalten und in ihrer sozio-
o6konomischen Funktion gesichert wer-
den.

(2) Die Wettbewerbsfahigkeit der Land-
wirtschaft soll gestérkt werden, wobei
O6konomische und tkologische Belange
in Einklang gebracht werden sollen.

(3) Bewirtschaftungsformen, durch die
die Landwirtschaft eine besondere Funk-
tion fir den Naturhaushalt, die Land-
schaftspflege, die Erholung und die Ge-
staltung und Erhaltung der Iandlichen
Raume hat, sollen erhalten und weiter-
entwickelt werden.

(4) Die Landwirtschaft soll bei der Um-
stellung, Neuausrichtung und Diversifi-
zierung unterstitzt werden, damit so
Arbeitsplatze gesichert oder neu ge-

2.1 Landwirtschaft

(1) Die landwirtschaftlichen Flachen im
Grol3raum Braunschweig sollen wegen
ihrer Bedeutung

« fUr die Nahrungsmittelproduktion,

« als natlrliche Grundlage fir den regio
nalen Wirtschaftsfaktor Landwirtschaft,

« fUr die nachhaltige Energiegewinnung,

« flr Natur- und Klimaschutz,

« flr Erholung und Tourismus sowie

« als wesentliche Elemente der Kultur-

landschaft

gesichert und entwickelt werden. Der

Landwirtschaftliche Fachbeitrag soll als

fachliche Grundlage fiir die Sicherung

und Entwicklung der Belange der Land-

wirtschaft fortgeschrieben werden.

(2) Die Flachen fur die landwirtschaftli-
che Nutzung und die Standorte landwirt-
schaftlicher Betriebe sollen insbesondere
in den im Freiraumsicherungs- und Ent-
wicklungskonzept fiur den Grofliraum
Braunschweig benannten Bereichen mit
groRrAumig verstarkter Siedlungstatigkeit

zu LROP 3.2.1_1

Die landwirtschaftlichen Nutzflachen stellen eine existenzielle
Grundlage fur die Nahrungsmittelversorgung der Bevdlkerung dar
und sind als solche nachhaltig zu sichern und zu entwickeln. Diese
vorrangige Funktion ist im planerischen Handeln bei allen raumbe-
deutsamen Vorhaben zu berticksichtigen und im Bewusstsein der
beteiligten Akteure zu verankern. Die regionale Versorgung der
Bevolkerung mit gesunden und qualitativ hochwertigen Nahrungs-
mitteln ist sicherzustellen.

Fur eine Landwirtschaft, die dartiber hinaus mit der Flachenbewirt-
schaftung vielfaltige sozio-6konomische Funktionen fur die Gesell-
schaft wahrnimmt und ein stabilisierendes Element in einem durch
den demographischen Wandel betroffenen Raum darstellt, miissen
die im Hinblick auf eine wettbewerbsfahige und nachhaltige land-
wirtschaftliche Produktion erforderlichen Rahmenbedingungen er-
halten werden.

Die sozio-6konomischen Funktionen der Landwirtschaft sind raum-
lich je nach Standortbedingungen unterschiedlich ausgepréagt, in
ihrer Gesamtheit aber flachendeckend raumbedeutsam. Es ist da-
her erforderlich, landwirtschaftliche Strukturen sowohl im landlichen
Raum als auch in den Randbereichen von stadtisch gepragten Ge-
bieten, d.h. in allen Teilrdaumen des Verbandsgebietes, zu erhalten
und zu férdern.
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Landesraumordnungsprogramm
LROP 2012 (Auszug)

Regionales Raumordnungsprogramm
RROP 2008 (Auszug)

Hinweise
Landwirtschaftlicher Fachbeitrag

schaffen werden.

(5) Die Belange der Kisten- und Binnen-
fischerei sind bei allen raumbedeutsa-
men Planungen und Malinahmen zu
berlicksichtigen.

Begrundung

Zu Ziffer 01, Satz 1:

In Niedersachsen werden rund 50 % der
Landesflache landwirtschaftlich genutzt.
In den einzelnen TeilrAumen wirtschaften
die Betriebe unter sehr unterschiedlichen
nattrlichen und agrarstrukturellen Be-
triebs- und Produktionsbedingungen.
Dementsprechend ist die Struktur der
niedersachsischen Landwirtschaft vielfal-
tig: Auf den sehr fruchtbaren Béden ha-
ben sich die Betriebe weitgehend auf
Ackerbau spezialisiert. In den Grunland-
regionen der norddeutschen Tiefebene
wird vor allem Griunlandwirtschaft betrie-
ben, mit entsprechendem Besatz an
Rindern und Milchkiihen. In Stidolden-
burg haben sich die Betriebe meist auf
Veredelungswirtschaft spezialisiert.

gesichert und entwickelt werden.

(3) Die Funktion landwirtschaftlicher Ge-
biete fir die energetische Nutzung fir die
Windenergie, Biogasanlagen, Holz-
schnitzel etc. und der Anbau und die
Verwendung nachwachsender Rohstoffe
sollen gesichert und entwickelt werden.

(4) Die groRraumige 6kologische Vernet-
zung im GrofRraum Braunschweig soll
unter Bericksichtigung der landwirt-
schaftlichen Nutzung gesichert und ent-
wickelt werden.

(5) Konzepte zur agrarstrukturellen Si-
cherung und zur Entwicklung des landli-
chen Raums sollen in die Regionalent-
wicklung eingebunden werden.

(6) Zum Schutz einer nachhaltigen
Landbewirtschaftung sind Gebiete mit
einem mittleren bis hohen Ertragspoten-
zial als "Vorbehaltsgebiet Landwirtschaft
(aufgrund hohen, natirlichen, standort-
gebundenen landwirtschaftlichen Er-
tragspotenzials)” in der zeichnerischen
Darstellung festgelegt. Alle raumbedeut-
samen Planungen und MalRnahmen sol-
len so abgestimmt werden, dass diese

Gleichwertige Arbeits- und Lebensbedingungen sind fiir die land-
wirtschaftlichen Familien durch den Erhalt und die Férderung der
Infrastrukturen im landlichen Raum zu sichern. Dies umfasst als
Bereiche der taglichen Daseinsvorsorge u.a. leistungsfahige Ver-
und Entsorgungsstrukturen, Bildungs- und Sozialeinrichtungen so-
wie Informations- und Kommunikationsstrukturen. Die aufgestock-
ten Finanzmittel aus der 2. Saule der EU-Strukturpolitik sollen ver-
starkt zur Verbesserung der Lebens- und Arbeitsbedingungen auf
den noch bewirtschafteten landwirtschaftlichen Hofstellen einge-
setzt werden.

zu LROP 3.2.1 2

Zur Sicherung der Wettbewerbsfahigkeit landwirtschaftlicher Betrie-
be angesichts stark veranderlicher politischer, marktwirtschaftlicher
und nattrlicher Rahmenbedingungen sowie der damit zunehmen-
den Dynamik dieses Wirtschaftszweiges sind regulierende planeri-
sche Festsetzungen auf ein zum Ausgleich von Nutzungskonkur-
renzen erforderliches Mindestmal? zu reduzieren und unternehme-
rische Handlungsfreirdume zu erhalten.

Mit einer an den Grundséatzen der ordnungsgemé&Ren Landbewirt-
schaftung und an der guten fachlichen Praxis orientierten Wirt-
schaftsweise ist sowohl 6konomischen als auch 6kologischen Be-
langen Rechnung zu tragen. Der Betriebsmitteleinsatz in der Land-
wirtschaft ist zu optimieren und umweltgerechte Produktionsverfah-
ren sowie Verfahren zur artgerechten Nutztierhaltung sind fortzu-
entwickeln. Kooperationen von landwirtschaftlichen Betrieben, Ver-
bénde und Zusammenschlisse, Versuchs- und Pilotvorhaben, die
diesen Zielen dienen, sind zu unterstiitzen.
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Landesraumordnungsprogramm
LROP 2012 (Auszug)

Regionales Raumordnungsprogramm
RROP 2008 (Auszug)

Hinweise
Landwirtschaftlicher Fachbeitrag

Zu Ziffer 01, Satze 2 bis 4:
Konventionelle und 6kologische Bewirt-
schaftungsformen sind zu erhalten und
zu entwickeln, das schliel3t auch den
Anbau nachwachsender Rohstoffe ein.
Erwerbsalternativen wie landlicher Tou-
rismus oder Direktvermarktung sind zu
fordern. Aufgaben im Rahmen der Pflege
der Kulturlandschaften als Beitrag zum
Natur- und Umweltschutz, zur Erholung
und zu anderen Funktionen (z.B. Klima,
Grundwasserneubildung) gehéren eben-
falls dazu.

Die kiuinftige Entwicklung der landwirt-
schaftlichen Bodennutzung und Tierhal-
tung wird in starkem MaRe durch die
Reform der Gemeinsamen Agrarpolitik
der Européischen Union beeinflusst. Seit
2005 greift die Entkopplung der Direkt-
zahlungen von der Produktion. Art und
Umfang der Produktion werden danach
im Wesentlichen nur noch vom Markt
bestimmt, wodurch es zu Standortverla-
gerungen der Produktion kommen kann.
Mit MaRnahmen zur Entwicklung des
landlichen Raumes sind die Vorausset-
zungen flr eine wettbewerbsfahige,
nachhaltige sowie natur- und land-
schaftsvertragliche, sich an den Anspru-

Gebiete in ihrer Eignung und besonderen
Bedeutung mdoglichst nicht beeintrachtigt
werden.

(7) Zur Darstellung und zur Sicherung
ihrer Funktionen fur

« die Kulturlandschaftspflege,

« den Bodenschutz auf Immissionsfla-
chen,

« die Produktion auf Beregnungsflachen
fur die regionale Verarbeitung und

« die Direktvermarktung

sind landwirtschaftliche Gebiete als
"Vorbehaltsgebiet Landwirtschaft (auf-
grund besonderer Funktionen der Land-
wirtschaft)" in der Zeichnerischen Dar-
stellung festgelegt. Alle raumbedeutsa-
men Planungen und Mal3nahmen sollen
so abgestimmt werden, dass diese Ge-
biete in ihrer Eignung und besonderen
Bedeutung mdéglichst nicht beeintrachtigt
werden. Die Funktionen der Landwirt-
schaft fur die regionale Abwasserentsor-
gung werden in der Zeichnerischen Dar-
stellung als "Vorbehaltsgebiet Abwasser-
verwertungsflache" festgelegt.

Begriundung

Die zur Feldberegnung erforderlichen Wasserrechtsmengen sind
langfristig und mit der gebotenen Flexibilitdt bedarfsgerecht zu si-
chern. Im Hinblick auf den Klimawandel soll die Entwicklung was-
sersparender Beregnungstechniken, die Verbesserung des Was-
serdargebotes und der Aufbau von Beregnungsstrukturen auch in
den bisher nicht beregneten Teilrdumen des Verbandsgebietes
unterstutzt werden. Die Abwasserlandbehandlung auf landwirt-
schaftlich genutzten Flachen ist langfristig zu sichern. Sie soll auch
zukinftig im Sinne der Kreislaufwirtschaft eine landbauliche Ver-
wertung der im Abwasser enthaltenen pflanzenverfiigbaren Nahr-
stoffe und eine Férderung der Grundwasserneubildung gewahrleis-
ten. Erweiterungsmaoglichkeiten der Abwasserverbandsgebiete sind
planerisch abzusichern.

Die Landwirtschaft soll mit der Produktion nachwachsender Roh-
stoffe, der Nutzung regenerativer Energiequellen und der landbauli-
chen Verwertung von Sekundarrohstoffen zu einer Schonung der
natirlichen Ressourcen und zu einer nachhaltigen Kreislaufwirt-
schaft beitragen. Hierbei soll insbesondere durch den Einsatz von
Wirtschaftsdiinger aus viehstarken Regionen Niedersachsens ein
Beitrag zur Entzerrung von Nahrstoffstromen und zur nachhaltigen
Nahrstoffverwertung geleistet werden.

Ein weiterer Riickgang der Viehhaltung im Verbandsgebiet ist im
Interesse einer regionalen Erzeugung und der Sicherung der land-
wirtschaftlichen Einkommensgrundlagen zu vermeiden. Die M6g-
lichkeiten des Einstiegs in die Viehhaltung bzw. der Viehbestands-
aufstockung ist den landwirtschaftlichen Betrieben als Anpas-
sungsoption an veranderte Marktbedingungen durch weitestgehen-
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chen der Gesellschaft orientierende
Landwirtschaft zu schaffen.

Gebiete, in denen die landwirtschaftliche
Bodennutzung aufgrund einzelner oder
mehrerer ihrer vielfaltigen Funktionen
erhalten bleiben soll, kbnnen in den Re-
gionalen Raumordnungsprogrammen als
Vorbehaltsgebiete Landwirtschaft festge-
legt werden. In diesen Gebieten wird die
besondere Bedeutung der Landwirtschaft
gegentber konkurrierenden Nutzungs-
anspriichen durch ein Beriicksichti-
gungsgebot abgesichert. Die Festlegung
von Vorbehaltsgebieten Landwirtschaft
soll auf der Grundlage einer Erhebung
und Bewertung der regionsspezifischen
Merkmale, Flachenanspriche und Funk-
tionen der Landwirtschaft erfolgen. Hier-
fur stellt ein landwirtschaftlicher Fachbei-
trag eine geeignete Planungsgrundlage
dar.

Vorbehaltsgebiete Landwirtschaft kon-
nen aufgrund eines oder mehrerer der
nachfolgend genannten Kriterien geplant
werden:

1. Hohe natirliche Ertragskraft
Fur die Acker- und Grinlandnutzung

Als groéter Flachennutzer im Grol3raum
Braunschweig entfaltet die Landwirt-
schaft ein Bundel raumwirksamer Funk-
tionen. Aufgrund der differierenden bo-
denklimatischen Standortbedingungen
und der Realnutzung hat die Landwirt-
schaft in den naturrdumlichen Regionen
des Verbandsgebietes unterschiedliche
Bedeutungen fir die Raumentwicklung.
So weist der in den Bérden héhere pro-
zentuelle Anteil der Ackerflache an den
Kreisgebieten auf eine groRere wirt-
schaftliche Bedeutung hin als in den
Bereichen mit starker Bewaldung (Harz,
Heide) oder in den kreisfreien Stadten
Braunschweig und Wolfsburg. In diesen
TeilrAumen treten neben den wirtschaftli-
chen Funktionen der Landwirtschaft auch
andere Funktionen wie Kulturland-
schaftspflege und regionale Nahversor-
gung etc. in den Vordergrund.

Als ein Teil der Landbewirtschaftung ist
der 6kologische Landbau anzusehen,
der im Grof3raum Braunschweig kontinu-
ierlich wéchst: Ende des Jahres 2003
wirtschafteten 60 landwirtschaftliche
Betriebe auf 7.233 ha Flache okologisch
nach den Bestimmungen der Oko-
Verordnung. Damit vergrof3erte sich ge-

de planerische Freirdume zu erhalten.

Die Ausrichtung auf eine marktorientierte, leistungsfahige Agrarpro-
duktion bedarf auch einer sténdigen Fortentwicklung der landeskul-
turellen Standortfaktoren (z.B. Schlaggréf3e, Wirtschaftswege).
Diese Entwicklungsfahigkeit ist zu sichern. Das landwirtschaftliche
Wege- und Gewassernetz ist aufgrund seiner Bedeutung fir die
Flachenbewirtschaftung und die ErschlieBung der Kulturlandschaft
in einem Zustand zu erhalten, der den steigenden Nutzungsanspri-
chen Rechnung tragt. Konfliktpotentiale mit Freizeit- und Erho-
lungsnutzungen sollen durch abgestimmte Konzepte minimiert wer-
den. Zur Begleitung des landwirtschaftlichen Strukturwandels sind
Anpassungen der Bewirtschaftungsstrukturen durch Flurneuord-
nungsverfahren zu begleiten. Die ordnungsgemafie Gewasserun-
terhaltung tragt unter Beachtung der Naturschutzbelange daftr
Sorge, dass Bewirtschaftungserschwernisse auf den landwirtschaft-
lichen Nutzflachen vermieden werden.

Hofstellen der landwirtschaftlichen Betriebe sollen in ihrer Funktio-
nalitat und ihrem Bestand gesichert werden, wobei zukinftige Ent-
wicklungsmaéglichkeiten vorausschauend zu beriicksichtigen und
heranriickende Nutzungskonkurrenzen insbesondere unter dem
Gesichtspunkt des Immissionsschutzes zu vermeiden sind.

zuLOP 3.2.1 3

Die Kulturlandschaft ist sowohl in ihrer Funktion fiir eine marktorien-
tierte, leistungsfahige Agrarproduktion (Schlaggrof3e, Wirtschafts-
wege) als auch in ihrer 6kologischen Funktion (Strukturelemente)
zu sichern und zu entwickeln. Letzteres bedarf einer abgestimmten,
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stellt die natirliche Ertragskraft des Bo-
dens eine Rahmenbedingung dar, die
Uber Art, Qualitat und Menge der Pro-
duktion mitentscheidet. Selbst wenn die
Abhéngigkeit von den naturlichen Bo-
deneigenschaften inzwischen deutlich
abgenommen hat, stellen Gebiete mit
hoher natirlicher Ertragskraft dennoch
Gunstraume fur die Landwirtschaft dar.
Fur eine nachhaltige, Ressourcen scho-
nende Landbewirtschaftung werden die-
se Bdden deshalb langfristig besonders
glnstige Voraussetzungen bieten.

2. Hohe wirtschatftliche Leistungs- und
Wettbewerbsfahigkeit

Dort, wo die Landwirtschaft die raumli-
chen Bedingungen fir eine hohe wirt-
schaftliche Leistungs- und Wettbewerbs-
fahigkeit vorfindet, kann die Landwirt-
schaft ihre Einkommens- und Beschéfti-
gungswirkung im landlichen Raum im
besonderen Mal3 erzielen. Entsprechen-
de rdumliche Bedingungen kénnen z. B.
die Nahe zu Absatzmarkten bzw. Verar-
beitern, eine verkehrsginstige Lage, das
Vorliegen der Voraussetzungen fur Son-
derkulturen (z.B. klimatische Vorausset-
zungen) oder fir Beregnungen sein.
Gebiete, in denen aus regionalwirtschaft-

geniiber dem Jahr 1999 die Zahl der
landwirtschaftlichen Betriebe um unge-
fahr 100 % und die 6kologisch bewirt-
schaftete Flache um 4.662 ha (+ 181 %).

Die Landwirtschaft im Grof3raum Braun-
schweig wird durch die Reform der Ge-
meinsamen Europaischen Agrarpolitik im
Juni 2003 entscheidend verandert. Kern-
punkte der Reform sind die Entkopplung
von Beihilfen von der Produktion des
jeweiligen landwirtschaftlichen Betriebes
und die Bindung der Direktzahlungen an
die Einhaltung von Umwelt-, Lebensmit-
telsicherheits- und Tierschutznormen
(Cross-Compliance). Gleichzeitig werden
europaweit anteilig Mittel der Direktzah-
lungen einbehalten, um MaRhahmen zur
Entwicklung des landlichen Raums zu
fordern (Modulation). Hierunter fallen u.a.
AgrarumweltmaRnahmen, MalZnahmen
zur Verbesserung des Tierschutzes oder
die Férderung bestimmter landwirtschaft-
licher Investitionen. Durch eine zukinftig
an Marktpreisen orientierte Produktion
werden sich die landwirtschaftlichen
Strukturen z.B. Kulturenwabhl, Viehbe-
stand andern. In diesem Kontext sind
auch die fur die Region Braunschweig
bedeutsamen Veranderungen durch die

produktionsintegrierten Kulturlandschaftspflege mit marktfahigen
Landschaftspflegeleistungen, bei denen die Landwirtschaft ange-
messen zu beteiligen ist.

Grund und Boden ist in seinen vielféltigen Funktionen, insbesonde-
re als Produktionsgrundlage der Landwirtschaft, zu erhalten. Fla-
chenbeanspruchende Nutzungen sind zu minimieren und auf
Standorte zu lenken, die fir die Landwirtschaft aufgrund ihrer Er-
tragsfahigkeit und ihrer agrarstrukturellen Merkmale keine hervor-
gehobene Bedeutung besitzen.

Gebiete, die fur die Landwirtschaft und deren raumbedeutsame
Funktionen einen besonders hohen Stellenwert besitzen, sind in der
zeichnerischen Darstellung als ,Vorranggebiet Landwirtschaft so-
wie ,Vorranggebiet Abwasserlandbehandlung” festgelegt. Die Fla-
chen und Bewirtschaftungsstrukturen in diesen Vorranggebieten
sind hinsichtlich ihrer Eignung fir die landwirtschaftliche Bodennut-
zung zu sichern und zu entwickeln. Raumbedeutsame Planungen
und MaRBnahmen in diesen Gebieten miissen mit der vorrangigen
Zweckbestimmung Landwirtschaft vereinbar sein. Die Vorrangge-
biete sind insbesondere vor Bebauung und Versiegelung zu schiit-
zen.

Als Vorbehaltsgebiet Landwirtschaft sind Gebiete dargestellt, die
durch eine hohe natirliche Ertragskraft, eine hohe wirtschaftliche
Leistungs- und Wettbewerbsfahigkeit oder einen auf3ergewdhnli-
chen Beitrag zur Pflege der Kulturlandschaft gekennzeichnet sind.

o Die naturliche Ertragsfahigkeit der landwirtschaftlichen Flachen
ist zu erhalten und zu entwickeln. Grundlage hierflr sind die
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licher Sicht ein besonderes Interesse an
Erhalt und Weiterentwicklung der Land-
wirtschaft besteht, kommen als Vorbe-
haltsgebiete in Frage.

3. Pflege der Kulturlandschaft

Die Landwirtschaft pragt das Erschei-
nungsbild der Kulturlandschaft. Zugleich
hat die Art und Intensitét der Landbewirt-
schaftung entscheidend Einfluss auf den
Zustand der Umweltmedien Wasser und
Boden sowie auf die Arten- und Lebens-
raumvielfalt in der Kulturlandschaft. In
Gebieten, in denen die Landwirtschaft
einen besonderen Beitrag zur Pflege der
Kulturlandschaft und ihrer Schutzgiter
leistet, liegt es im 6ffentlichen Interesse,
dass der Landbewirtschaftung in Abwa-
gung mit anderen Nutzungsbelangen ein
besonderes Gewicht beigemessen wird.

Neben den Vorbehaltsgebieten Land-
wirtschaft kbnnen in den Regionalen
Raumordnungsprogrammen weiterhin
Vorrang- bzw. Vorbehaltsgebiete Griin-
landbewirtschaftung, -pflege und
-entwicklung ausgewiesen werden. Mit
diesen Instrumenten kdnnen die Festle-
gungen zu landwirtschaftlich genutzten
Flachen weiter spezifiziert werden. Fir

Reform der Zuckermarktordnung und die
Forderung der Biogasproduktion sowie
Biokraftstoffen auf nationaler Ebene zu
sehen.

In der Beschreibenden Darstellung sind
sieben Grundsatze fur die Entwicklung,
Ordnung und Sicherung der Freiraum-
funktion Landwirtschaft formuliert, die
Uber die bestehenden landwirtschatftli-
chen Nutzung hinaus sowohl die Neuori-
entierung der landwirtschaftlichen Be-
triebe im Energiepflanzenanbau als auch
zukiinftig erweiterte Funktionen der
Landwirtschaft fur Natur und Landschaft
unterstutzen. Das RROP nimmt damit
die sich abzeichnenden Veranderungen
auf. Die regionalplanerischen Grundsat-
ze berlcksichtigen ferner auch die Aus-
wirkungen auf den landlichen Raum so-
wie auf Natur und Landschaft, die sich
aus den Umstrukturierungen in der
Landwirtschaft aufgrund der veranderten
Agrarpolitik voraussichtlich ergeben wer-
den.

Die fachliche Grundlage fur die Neuauf-
stellung des RROP bildet der Landwirt-
schaftliche Fachbeitrag zum RROP fir
den Grof3raum Braunschweig, der in Teil

Prinzipien der ordnungsgemafen Landbewirtschaftung, die
standort- und betriebsangepasst anzuwenden sind.

Die Kopplung von landwirtschaftlicher Produktion und Verarbei-
tung im Landlichen Raum ist aufgrund ihrer besonderen struktu-
rellen Bedeutung zu erhalten und auszubauen. Es sind geeig-
nete Rahmenbedingungen zu schaffen, die den hierbei gege-
benen spezifischen Bewirtschaftungs- und Standortanforderun-
gen gerecht werden.

Die Kombination von landwirtschaftlicher Erzeugung und regio-
naler Vermarktung ist zur nachhaltigen Sicherung der landwirt-
schaftlichen Einkommen und zu Férderung einer verbraucher-
nahen Lebensmittelproduktion weiterzuentwickeln. Geeignete
MaRnahmen zur Unterstiitzung der entsprechenden Funktionen
sind zu entwerfen, gezielt in die dargestellten Gebiete zu lenken
und Finanzierungsmdoglichkeiten zu initiieren und zu biindeln.
Die landwirtschaftliche Flachennutzung soll in den Teilberei-
chen des Verbandsgebietes besonders geschitzt werden, in
denen die Bewirtschaftung eine wesentliche Grundlage fur den
Erhalt der Kulturlandschaft und der Naherholung sowie fir die
Funktionssicherung des Naturhaushaltes darstellt.

Im Interesse des Boden- und des Grundwasserschutzes ist die
gezielte landwirtschaftliche Nutzung von Immissionsflachen mit
Schwermetallanreicherungen im Verbandsgebiet aufrecht zu
erhalten. Die Produktion und Verarbeitung von nachwachsen-
den Rohstoffen sowie die Umsetzung von Maf3hahmen der
produktionsintegrierten Kompensation soll in diesen Gebieten
besonders geftrdert werden.
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die Festlegung von Vorrang- bzw. Vor-
behaltsgebieten kommen insbesondere
solche Gebiete in Frage, in denen die
Sicherung der landwirtschaftlichen Dau-
ergrinlandnutzung im Interesse des
Arten- und Biotopschutzes und des Er-
halts des Landschaftsbildes liegen. Dies
gilt z.B. fur Feuchtgrinland und fir Grin-
land, das in Natura 2000-Gebieten als
Nist-, Rast- und Asungsflache dient und
so Voraussetzung fur das Erreichen ge-
setzter Erhaltungsziele der Schutzgebie-
te ist. Die Ausweisung von Vorrang- und
Vorbehaltsgebieten Griinlandbewirt-
schaftung, -pflege und -entwicklung kann
so dazu dienen, die Schutz- und Nut-
zungsbestimmung der geman Abschnitt
3.1.3 festgelegten Vorranggebiete Natu-
ra 2000 auf der Regionalplanungsebene
weiter zu konkretisieren.

Zu Ziffer 05:

Die Belange der Binnen- und Kiistenfi-
scherei werden nur in begrenztem Um-
fang durch fachgesetzliche Normen be-
ricksichtigt. Aus diesem Grund ist eine
Festlegung im Landesraumordnungs-
programm erforderlich, um die Belange
in raumbedeutsame Planungsabwagun-
gen einbringen zu kénnen. Die Wettbe-

| die Situation der Landwirtschaft und in
Teil Il die Leitbilder und Potenziale fur
die Landwirtschaft differenziert fir neun
landwirtschaftliche Teilrdume (LTR) 1 bis
9 aufzeigt. In der regionalplanerischen
Abstimmung der Freiraumfunktionen sind
die Aussagen aus dem Landwirtschaftli-
chen Fachbeitrag mit ihren teilrdumlichen
Schwerpunktsetzungen in das FREK
2005 eingeflossen.

(1) Im RROP sind nach § 2 Abs. 2 Nr. 10
ROG "... die rAumlichen Voraussetzun-
gen (...) zu schaffen oder zu sichern,
dass die Landwirtschaft als bauerlich
strukturierter, leistungsfahiger Wirt-
schaftszweig sich dem Wettbewerb ent-
sprechend entwickeln kann und gemein-
sam mit einer leistungsfahigen, nachhal-
tigen Forstwirtschaft dazu beitragt, die
natdrlichen Lebensgrundlagen zu schiit-
zen sowie Natur und Landschaft zu pfle-
gen und zu gestalten. Flachengebunde-
ne Landwirtschaft ist zu schitzen; land-
wirtschaftlich und als Wald genutzte Fla-
chen sind in ausreichendem Umfang zu
erhalten. In den Teilrdumen ist ein aus-
gewogenes Verhaltnis landwirtschaftlich
und als Wald genutzter Flachen anzu-
streben."

zu LOP 3.2.1_4

Die Sicherung und Ansiedlung verarbeitender Unternehmen soll
auch im Hinblick auf eine stabile landwirtschaftliche Einkommens-
grundlage gefdrdert werden. Fiur aufgegebene Verarbeitungsstan-
dorte soll eine Folgenutzung angestrebt werden, die der regionalen
Landwirtschaft weiterhin Absatzmdglichkeiten erhélt. Erweiterungs-
flachen fur verarbeitende Unternehmen sollen planerisch abgesi-
chert werden.

Es sollen giinstige Rahmenbedingungen dafiir geschaffen werden,
dass die bei der Verarbeitung landwirtschaftlicher Produkte entste-
henden Reststoffe im Interesse geschlossener Stoffkreislaufe wie-
derverwertet werden.

Die ErschlieRung neuer Absatzmérkte fir regional erzeugte land-
wirtschaftliche Produkte soll unterstiitzt werden. Dabei sollen, ins-
besondere in enger Abstimmung zwischen Landwirtschaft und In-
dustrie, die Mdglichkeiten der Erzeugung, Verarbeitung und Ver-

marktung von nachwachsenden Rohstoffen genutzt werden.

Die Direktvermarktung landwirtschaftlicher Erzeugnisse im Ver-
bandsgebiet soll gestarkt werden. Dabei ist auch eine starkere Ein-
bindung der Vermarktung regional erzeugter Spezialitaten in die
Werbekonzepte und Veranstaltungen des Fremdenverkehrs anzu-
streben.

Die Vermarktung von regionalen Erzeugnissen, die nach bestimm-
ten Richtlinien produziert werden bzw. besondere Qualitatskriterien
erfillen, ist zu férdern. Hilfestellung beim Aufbau von Marketing-

und Qualitatssicherungssystemen sowie Unterstiitzung der Offent-
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werbsfahigkeit der Fischerei soll dadurch
gestarkt und deren nachhaltige Entwick-
lung gefoérdert werden. Durch diese Fest-
legung werden die Belange der Fischerei
abwéagungsrelevant bei der Entschei-
dung uber raumbedeutsame Planungen
und MaRRnahmen. Die Belange der Fi-
scherei sind nicht nur in den Kiistenge-
wassern und den vorhandenen Binnen-
gewassern, sondern auch an neu ent-
stehenden Bodenabbaugewassern zu
berlicksichtigen. An solchen Gewassern
ist die Sportfischerei grundséatzlich zulas-

sig.

lichkeitsarbeit ist zu leisten.

zu LOP 3.2.1 5

ErwerbsmaRige Teichwirtschaften sowie deren nachhaltige Bewirt-
schaftung sind in ihrer Existenz zu sichern.

Naturschutz- und umweltschutzbedingte Auflagen sind hinsichtlich
ihrer Wirkung auf die Existenzfahigkeit der Teichwirtschaft zu pri-
fen und mit vorhandenen positiven Auswirkungen (z.B. Erhaltung
schitzenswerter wassergebundener Arten und Lebensraume,
Wasser- und Néhrstoffriickhaltung) abzugleichen.




3.2 Vorranggebiete fur Landwirtschaft

Das Landesraumordnungsprogramm Nieder-
sachsen benennt fur die Sicherung landwirt-
schaftlicher Flachen als Vorbehaltsgebiet
Landwirtschaft in den Regionalen Raumord-
nungsprogrammen konkrete Ausweisungskrite-
rien (vgl. Kapitel 3.1) und halt in Anlage 3 fir
die zeichnerische Darstellung das Planzeichen
,Vvorbehaltsgebiet Landwirtschaft* bereit. Ein
Planzeichen ,Vorranggebiet Landwirtschaft*
wird dagegen nicht ausdricklich im Landes-
raumordnungsprogrammes aufgefiihrt.  Dies
schlie3t eine entsprechende raumordnerische
Sicherung auf Ebene der Regionalen Raum-
ordnungsprogramme jedoch nicht aus. Viel-

mehr wird hierzu festgestellt, dass im Fall feh-
lender Planzeichen fur Festlegungen der Regi-
onalen Raumordnungsprogramme diese im
Hinblick auf eine landesweite Standardisierung
mit der obersten Landesplanungsbehérde ab-
gestimmt werden sollen.

Vor diesem Hintergrund wurden fir die zeich-
nerische und beschreibende Darstellung sowie
die Begriindung zum Regionalen Raumord-
nungsprogramm fur den Grof3raum Braun-
schweig im Hinblick auf die Ausweisung von
Vorranggebieten Landwirtschaft entsprechende
Vorschlage entwickelt.

3.2.1 Methodische Ableitung der Vorschlagskulisse Vorranggebiete Landwirtschaft

Kleinste Darstellungseinheit fur die Abgrenzung
potentieller Vorranggebiete Landwirtschaft im
landwirtschaftlichen Fachbeitrag sind die Feld-
blécke. Sie umfassen jeweils eine zusammen-
hangende landwirtschaftlich genutzte Flache,
die von im Gelande nachvollziehbaren Gren-
zen, wie z.B. Graben, Feldgehoélzen oder We-
gen, umgeben ist. Ein Feldblock kann von ei-
nem oder mehreren Betrieben bewirtschaftet
werden und in einen oder mehrere Schlage
unterteilt sein. Feldblocke sind als Abgren-
zungseinheit  im Rahmen der GAP-
Flachenpramien zur  Flachenidentifizierung
eingefuhrt worden. Jeder Feldblock ist durch
einen Flachenidentifikator, d.h. eine 16-stellige
Zahl, gekennzeichnet.

Die Bewertung von Flachen im Hinblick auf die
von der Landwirtschaft wahrzunehmenden
gesamtgesellschaftlichen Funktionen muss den
Besonderheiten verschiedener teilrdumlicher
Standortbedingungen im  Verbandsgebiet
Rechnung tragen. Die natlrlichen und agrar-
strukturellen Kriterien fur eine Herleitung land-
wirtschaftlicher Vorranggebiete in den Teilréu-
men unterscheiden sich insofern in ihrer Rele-
vanz und flieBen in unterschiedlichem Umfang
in die Bewertung ein.

Als wichtigste Produktionsgrundlage bestimmt
der Boden malf3geblich die Rahmenbedingun-
gen unter denen Landwirtschaft stattfindet. Das
Landesamt fur Bergbau, Energie und Geologie

stellt daher mit dem standortbezogenen natirli-
chen Ertragspotential einen VergleichsmaRstab
bereit, anhand dessen das nachhaltige durch-
schnittliche Leistungsvermdgen eines Bodens
bei optimaler Bewirtschaftung abgebildet wird.
Eingang in diese Bewertung finden ertragsbil-
dende Standortfaktoren wie die Wasser- und
potentielle Nahrstoffversorgung, die Durchwur-
zelbarkeit und das Klima. Die Klassifizierung
erfolgt in sieben Stufen von aufRerst gering bis
auRerst hoch und findet fur den landwirtschaft-
lichen Fachbeitrag auf der Bezugsebene Bo-
denregion Anwendung.

In den TeilrAumen der Geest wird die naturliche
Ertragsfahigkeit durch den Standortfaktor Feld-
beregnung erganzt. Die Feldberegnung tragt
Uber ihren strukturellen Einkommensbeitrag
hinaus zu einer qualitativen und quantitativen
Sicherung der Ertrage sowie einer optimierten
Nahrstoffverwertung bei und stitzt damit auf
vielfaltige Weise die von der Landwirtschaft zu
erfullenden Funktionen.

Ruckschlisse auf die flachengebundene Wert-
schopfung im landlichen Raum kdnnen aus
dem Kulturartenverhaltnis gezogen werden.
Hackfriichte, Mais und Sonderkulturen zeich-
nen sich in der Regel durch einen vergleichs-
weise hohen Einkommensbeitrag aus bzw. sind
durch eine Verzahnung mit regionalen Ver-
marktungs- oder Verarbeitungsstufen gekenn-
zeichnet.

Fir eine wirtschaftliche und effiziente Flachen-
bewirtschaftung nimmt die GroRenstruktur der
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Bewirtschaftungseinheiten eine Schlisselstel-
lung ein. Wahrend Schlaggréen veranderlich
und im Zuge des Strukturwandels stetig anstei-
gend sind, bilden FeldblockgréRen in dieser
Hinsicht das langfristig maRgebliche Kriterium.
In der Geest erhalt die FeldblockgréRe nicht
zuletzt mit Blick auf die langfristig anzustreben-
de Etablierung von Linear- und Kreisbereg-
nungsanlagen einen zusatzlichen Stellenwert.

Aus der nachstehenden Abbildung 17 ist zu
entnehmen, welche Bewertungsmaf3stabe und
—methoden fur die Einstufung der Feldblécke
herangezogen worden sind. Diese aufgefuhrten
Schritte sind im gesamten Verbandsgebiet fur
ca. 30.000 Feldblécke mit einer landwirtschaft-
lichen Nutzflache von rund 250.000 ha vollzo-
gen worden.

Abbildung 17: Methodische Ableitung der Vorranggebiete Landwirtschaft

Gewichtung | Gewichtung in
S Klassen- n Ve o Beispiel
Kriterien : Faktor | mit Bereg- ohne Bereg-
bildung
nung nung
(LTR 1 bis 3) | (LTR 4 bis 8)
ackerbauliches | Division der
Ertragspotenzial | gewichteten
(Aepot) Aepot-Klasse
durch Anzahl 50 65 Stufe5 5/7x0,5=
der Klassen (= 0,36
7)
Beregnung mit Beregnung 1
15 0 beregnet 1x0,15=
ohne Bereg- 0 0,15
nung
Anteil DB-
starker Frichte [in %
(Hackfruchte,
Sonderkulturen,
Mais) 0 bis 5 0,2
5 bis 20 0,4
15 15 25 % 0,6 x 0,15 =
20 bis 35 0,6 0,09
35 bis 50 0,8
Uber 50 1
FeldblockgréfRe |inha
0 bis 5 0,2
5 bis 20 0,4
20 20 25 ha 0,6 x 0,20 =
20 bis 35 0,6 0,12
35 bis 50 0,8
Uber 50 1
Wertzahl des Feld-
Summe 100 Summe 100 blocks 0,72
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Abbildung 18: Ableitung der Vorranggebiete Landwirtschaft im Teilraum Oberharz

Ge-
Kriterium }El_assen- Faktor el Beispiel
ildung tung
in %
inm
Hofnéahe bis 1.000 1 50 350 m 1x0,5 =0,5
weiter als 1.000 0
Hangneigung |in %
0 bis 6 1
6 bis 9 0,8
9 his 12 0,6 30 7% 0,8x0,3=0,24
12 bis 15 0,4
Uber 15 0,2
Feldblock-
groRe in ha
0 bis 5 0,2
5 bis 10 0,4
10 bis 15 0,6 20 8 ha 0,4 x 0,2= 0,08
15 bis 20 0,8
Uber 20 1
Summe 100 Wertzahl des Feldblocks

Die Landwirtschaft im Oberharz ist ausschliel3-
lich durch Grinlandbewirtschaftung und Tier-
haltung gepréagt, so dass mit den oben darge-
stellten Bewertungskriterien keine raumordne-
risch sinnvolle Flachendifferenzierung erfolgen
kann. Neben der Feldblockgrof3e werden zur

besseren Berlcksichtigung der betrieblichen
und naturrdumlichen Voraussetzungen daher
die fur den Viehtrieb wichtige Lage der Bewirt-
schaftungsflachen zur Hofstelle und die Fla-

0,83

chenneigung als Kriterien angehalten.

3.2.2 Textliche Festlegungen zur Darstellung von , Vorranggebieten Landwirtschaft"

Beschreibende Darstellung:

Gebiete, die fur die Landwirtschaft und deren raumbedeutsame Funktionen eine besonders hohe
Bedeutung besitzen, sind in der zeichnerischen Darstellung als ,Vorranggebiet Landwirtschaft* fest-
gelegt. Die Flachen und Bewirtschaftungsstrukturen in diesen Vorranggebieten sind hinsichtlich ihrer
Eignung fur die landwirtschaftliche Bodennutzung zu sichern und zu entwickeln. Raumbedeutsame

Planungen und MaRnhahmen in diesen Gebieten missen mit der vorrangigen Zweckbestimmung ver-

einbar sein.
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Begrundung

Die Landwirtschaft nimmt u.a. mit der Sicher-
stellung der Nahrungsmittelversorgung und der
Pflege der Kulturlandschaft in allen Teilgebie-
ten des Groliraumes Braunschweig wichtige
gesellschaftliche Aufgaben wahr. Als Wirt-
schaftsfaktor tragt sie dartiber hinaus zur Stabi-
lisierung des landlichen Raumes bei. lhre we-
sentliche Existenzgrundlage stellen die land-
wirtschaftlichen Nutzflachen dar. Standorte, auf
denen infolge der naturlichen und agrarstruktu-
rellen Voraussetzungen besonders ginstige
Produktionsbedingungen  vorzufinden  sind,
genieBen im Hinblick auf einen nachhaltigen
Betriebsmitteleinsatz und die erzielbare Wert-
schopfung einen hohen Stellenwert. Im Hinblick
auf die vorgenannten gesamtgesellschaftlichen
Funktionen ist die raumordnerische Sicherung
solcher Gunststandorte daher von Bedeutung.
Grundsatzlich sind im Regionalen Raumord-
nungsprogramm zu diesem Zweck bereits Vor-
behaltsgebiete Landwirtschaft festgelegt wor-
den. Bei der Entscheidung Uber konkrete
raumbeanspruchende Planungen und Malf3-
nahmen hat sich jedoch gezeigt, dass den
landwirtschaftlichen Nutzflachen in der Abwa-
gung vergleichsweise wenig Gewicht beige-
messen wird. Im Zeitraum 2001 bis 2011 nahm
die landwirtschaftliche Nutzflache auf Ebene
des Verbandsgebietes um mehr als 6.000 ha
ab. Die Siedlungs- und Verkehrsflache ist da-
gegen im gleichen Zeitraum um mehr als 3.800
ha angestiegen®. Dieser Anstieg zieht in der
Regel einen erheblichen weiteren Flachenbe-
darf fUr die naturschutzrechtlich gebotenen
Ausgleichs- und Ersatzmalinahmen nach sich.
Sowohl Siedlungs- und Verkehrsflachen als
auch Kompensationsflachen werden vorwie-
gend auf landwirtschaftlichen Nutzflachen um-
gesetzt.

Vergleichbare Entwicklungen vollziehen sich
bundesweit und haben dazu gefuhrt, dass im
Sinne des Ressourcenschutzes eine deutliche
Reduzierung dieser Flacheninanspruchnahme
angestrebt wird. Zum Ausdruck kommt dies
u.a. in der Nachhaltigkeitsstrategie der Bundes-
regierung, nach der bis zum Jahr 2020 die
bundesweite Zunahme der Siedlungs- und
Verkehrsflache von derzeit etwa 70 ha auf 30
ha pro Tag begrenzt werden soll®°. Der Rat fir
Nachhaltige Entwicklung, der Rat von Sachver-
standigen fur Umweltfragen, die Naturschutz-
verbdnde und die Akademie fur Raumfor-

schung und Landeskunde und die Enquete-
Kommission »Schutz des Menschen und der
Umwelt« fordern darliber hinausgehend ein
Nullwachstum beim Flachenverbrauch*.

Neben der Senkung des Flachenverbrauchs
muss eine nachhaltige Bodennutzungsstrategie
jedoch auch eine Lenkungswirkung im Hinblick
auf qualitative Aspekte, d.h. die besondere
Eignung von Flachen fur verschiedene Nut-
zungsanspriche, beinhalten. Ein wesentliches
Problem ist nach Feststellung der Kommission
Bodenschutz des Umweltbundesamtes (KBU)
der Verbrauch von Boden mit regional oder
Uberregional hoher Bodenfruchtbarkeit, die sich
meist unter landwirtschaftlicher Nutzung befin-
den*. Hingegen werden Bdden mit geringer
natirlicher Bodenfruchtbarkeit oder extremen
Standorteigenschaften haufig schon aus Natur-
schutzgriinden oder etwa zum Schutz der Bio-
diversitat geschitzt (z. B. Trockenrasen,
Feuchtgebiete, Moore). Die KBU fordert daher,
dass regional besonders fruchtbare Bdden
unter Schutz gestellt werden mussen und eine
Inanspruchnahme fur andere Zwecke auszu-
schlieRen ist.

Die Produktionsfunktion der Béden gewinnt mit
Blick auf den Klimawandel sowie die konkurrie-
renden Nutzungsanspriiche fiur Lebens- und
Futtermittel sowie den Biomasseanbau fir
energetische und stoffliche Nutzung einen stei-
genden Stellenwert.

Auch die von der Niedersachsischen Landes-
regierung eingesetzte Kommission ,Energie
und Ressourceneffizienz” stellt fest, dass sich
der Nutzungsdruck auf die landwirtschaftlichen
Produktionsflachen erheblich verstarkt hat. Da
es sich hierbei um eine endliche und sich stetig
verknappende Ressource handelt, sind an eine
effiziente Flachennutzung besonders hohe
MaRstébe anzulegen®.

Fur die Raumordnung ergibt sich hieraus, dass
Uber die Bestrebungen zur Reduzierung der
Flacheninanspruchnahme hinaus flachenbean-
spruchende oder bewirtschaftungsbeschrén-
kende MaRnahmen und Planungen vorzugs-
weise auf Flachen gelenkt werden, die eine
vergleichsweise geringere Bedeutung fir die
Landwirtschaft und die von ihr wahrgenomme-
nen gesellschaftlichen Funktionen besitzen.
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Im Regionalen Raumordnungsprogramm wird
diesen Zusammenhangen mit der Festlegung
von Vorranggebieten fir Landwirtschaft ent-
sprochen. In der zeichnerischen Darstellung
leiten sich die Vorranggebiete aus den Ergeb-
nissen des Landwirtschaftlichen Fachbeitrages
ab, der eine Differenzierung der Nutzflachen
nach ihrer landwirtschaftlichen Wertigkeit vor-
nimmt und damit die fachlichen Grundlagen fir
eine raumordnerische Sicherung der beson-
ders begunstigten Standorte bereitstellt.

Den unterschiedlichen naturrdumlichen Vo-
raussetzungen und den flachendeckend be-
deutsamen Funktionen der Landwirtschaft im
Verbandsgebiet wird dabei insofern Rechnung
getragen, als die dargestellte Flachendifferen-
zierung auf Ebene von neun landwirtschaftli-
chen Teilrdumen mit vergleichbaren standortli-
chen und betrieblichen Strukturen erfolgt.

In der zeichnerisch dargestellten Gebietskulis-
se ,Vorranggebiet Landwirtschaft* werden mit
der textlichen Zielfestlegung flachenbeanspru-
chende und bewirtschaftungsbeschrankende
Planungen und Malnahmen grundsatzlich
ausgeschlossen. Dies bedeutet, dass u.a. eine
Flacheninanspruchnahme fur Zwecke der Sied-
lungsentwicklung, die Errichtung von im Sinne
des Baurechts gewerblichen Tierhaltungsanla-
gen, bewirtschaftungsbeschrankende Planun-
gen des Naturschutzes oder Ausgleichs- und
Ersatzmallnahmen im Rahmen der natur-
schutzfachlichen Eingriffsregelung in Vorrang-
gebieten Landwirtschaft in der Regel nicht zu-
lassig sind.

Als vereinbar mit der Festlegung Vorranggebiet
Landwirtschaft gelten dagegen insbesondere
die nachfolgend aufgefiihrten Vorhaben, die
vornehmlich in Verbindung mit der landwirt-
schaftlichen Flachennutzung stehen und diese
begunstigen:

¢ Vorhaben die einem landwirtschaftlichen
oder gartenbaulichen Betrieb im Sinne des
§ 35 BauGB Abs. 1 Nr. 1 und 2 dienen.
Hier ist ein Flachenbezug bereits Grundla-
ge der baurechtlichen Privilegierung.

o Verkehrswege, ErschlieBungseinrichtun-
gen, landeskulturelle MaRnahmen oder
gemeinschaftliche Anlagen, die einen Be-
zug zur Flachenbewirtschaftung aufweisen.

Anlagen und ortliche ErschlieBungseinrich-
tungen zur Erzeugung von Energie aus re-
generativen Quellen (z.B. Windkraft oder
Biomasse). In der Regel sind diese mit ei-
ner landwirtschaftlichen Nutzung vereinbar
oder liegen dieser wie im Fall der Biogas-
erzeugung zugrunde. Die landwirtschaftli-
che Bodennutzung ist von einem Klima-
wandel Uber veranderte Temperatur- und
Niederschlagsverhaltnisse direkt betroffen.
Ein verstarkter Ausbau der regenerativen
Energieerzeugung und eine damit einher-
gehende Reduzierung klimaschéadlicher
Emissionen tragen in diesem Sinne zur Si-
cherung wertvoller landwirtschaftlicher
Nutzflachen bei.

e Vorhaben des der regionalen Landwirt-
schaft unmittelbar vor- und nachgelagerten
Bereiches, d.h. der Erbringung von Vorleis-
tungen und der Weiterverarbeitung von
landwirtschaftlichen Erzeugnissen. Hieraus
leitet sich in der Regel ein Standortvorteil
fur die Bewirtschaftung der umliegenden
landwirtschaftlichen Nutzflachen ab.

Die zeichnerische Darstellung der Vorrangge-
biete Landwirtschaft im RROP ist mit den Be-
langen der Siedlungsentwicklung abzuwéagen.
Die Ausweisung von Siedlungsflachen wird mit
der Festlegung der Vorranggebiete nicht unter-
bunden, sondern zur Schonung der raumord-
nerisch besonders wertvollen landwirtschaftli-
chen Nutzflachen gelenkt. Soweit im Einzelfall
aufgrund unvorhersehbarer Entwicklungen die
Notwendigkeit einer Inanspruchnahme von
Vorranggebieten Landwirtschaft fiir Siedlungs-
erweiterungen gesehen wird, sollen die Még-
lichkeiten hierzu im Rahmen eines Zielabwei-
chungsverfahrens geprift werden.
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3.2.3 Textliche Festlegungen zur Darstellung von ,Vorranggebieten Landwirtschaft - Was-

serrecycling/Kreislaufwirtschaft”

Beschreibende Darstellung:

Gebiete, in denen die landwirtschaftlich genutzten Flachen iber ihre Produktionsfunktion hinaus die

Grundlage fur eine Kreislaufwirtschaft in der Abwasserverwertung bilden und damit eine besonders

hohe raumbedeutsame Funktion wahrnehmen, sind in der zeichnerischen Darstellung als ,Vorrang-

gebiet Landwirtschaft - Wasserrecycling/Kreislaufwirtschaft” festgelegt. Die Flachen und Bewirtschaf-

tungsstrukturen in diesen Vorranggebieten sind hinsichtlich ihrer Eignung fir die landwirtschaftliche

Bodennutzung in Verbindung mit der Abwasserverregnung zu sichern und zu entwickeln. Raumbe-

deutsame Planungen und MaRRnahmen in diesen Gebieten missen mit der vorrangigen Zweckbe-

stimmung vereinbar sein.

Aufgrund der besonderen gesellschaftlichen
Funktionen der landwirtschaftlichen Flachen in
den Gebieten der Abwasserverbadnde Braun-
schweig und Wolfsburg werden diese als Vor-
ranggebiet ,Landwirtschaft- Kreislaufwirtschaft /
Wasserrecycling” mit einem gesonderten Plan-
zeichen gekennzeichnet.

Die hier betriebene Kreislaufwirtschaft, auf die
bereits in Teil | des Fachbeitrages néher ein-
gegangen worden ist, spiegelt in besonderem
MaRe die Wahrnehmung gesellschaftlicher
Funktionen durch die Landwirtschaft wider.

Grundlage dieser Kreislaufwirtschaft sind ge-
eignete Flachen, die

¢ eine landwirtschaftliche Nutzung aufweisen

o die erforderlichen bodenkundlichen Vo-
raussetzungen erfillen und

e inraumlichem Bezug zu den abwasser-
technischen Anlagen der Siedlungszentren
stehen.

Die Flachen bedirfen daher aufgrund ihres
Beitrages zur nachhaltigen Verwertung von
Nahrstoffen, zum sparsamen Umgang mit der
Ressource Wasser sowie der Sicherung von
Ertragen und Einkommen in der Landwirtschaft
eines besonderen raumordnerischen Schutzes
vor konkurrierenden Nutzungsanspruchen.

In der zeichnerischen Darstellung der Vor-
schlagskulisse wird hierfir ein gesondertes
Planzeichen ,Vorranggebiet Landwirtschaft —

Kreislaufwirtschaft/\Wasserrecycling”  verwen-
det, das im Vergleich zum ,Vorranggebiet
Landwirtschaft® auf einer anderen methodi-
schen Ableitung und Veranlassung basiert.

Flachenbeanspruchende und  bewirtschaf-
tungsbeschréankende Planungen und MaRnah-
men werden in der zeichnerisch dargestellten
Gebietskulisse ,Vorranggebiet Landwirtschaft —
Kreislaufwirtschaft/Wasserrecycling” grundsétz-
lich ausgeschlossen.

Im Hinblick auf die Vereinbarkeit von MalRnah-
men mit der festgelegten vorrangigen Zweck-
bestimmung gelten in den Vorranggebieten
Landwirtschaft - Wasserrecycling / Kreislauf-
wirtschaft besondere Beurteilungsmalfistéabe.
Aufgrund der besonderen standértlichen, recht-
lichen und infrastrukturellen Voraussetzungen
kénnen keine Freistellungen oder Ausnahmen
Uber den Rahmen hinaus erfolgen, den das
Wasserverbandsrecht den Abwasserverbénden
Braunschweig und Wolfsburg einraumt. Zur
Verdeutlichung dieses Umstandes sowie aus-
grund der abweichenden Ableitung der Ge-
bietskulisse wird ein gesondertes Planzeichen
verwendet, dass sich in der Zeichnerischen
Darstellung von den Vorranggebieten Land-
wirtschaft abgrenzt.
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3.2.4 Vorschlagskulisse fiur die zeichnerische Festlegung von Vorranggebieten Landwirt-
schaft

| ENTWURF VOR BETEILIGUNGSVERFAHREN 2015

LTR 1 Geest Nord

- Vorrang Landwirtschaft

I:I Vorrang Wasserrecycling/Kreislaufwirtschaft

LTR 2 Geest West

- Vorrang Landwirtschaft

:l Vorrang Wasserrecycling/Kreislaufwirtschaft
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LTR 3 Geest Ost FNTWURF VOR RFTFIl IGUNGSVFRFAHREN 2015

Z\ - Vorrang Landwirtschaft

|:| Vorrang Wasserrecycling/Kreislaufwirtschaft

ENTWURF VOR BETEILIGUNGSVERFAHREN 2015

LTR 4 Braunschweig

- Vorrang Landwirtschaft

:l Vorrang Wasserrecycling/Kreislaufwirtschaft
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N

ENTWURF VOR RFTFIl IGUNGSVFRFAHREN 2015

- Vorrang Landwirtschaft

| ENTWURF VOR BETEILIGUNGSVERFAHREN 2015

LTR 6 Borde West

A - Vorrang Landwirtschaft
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N ENTWURF VOR BETEILIGUNGSVERFAHREN 2015
LTR 7 Borde Ost

LTR 8 Harzvorland

A K - Vorrang Landwirtschaft
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3.3 Vorbehaltsgebiete fir Landwirtschaft

GemalRl Landesraumordnungsprogramm Nie-
dersachsen konnen Vorbehaltsgebiete Land-
wirtschaft aufgrund eines oder mehrerer der
nachfolgend genannten Kriterien geplant wer-
den:

1. Hohe natirliche Ertragskraft

Fur die Acker- und Grinlandnutzung stellt die
natiirliche Ertragskraft des Bodens eine Rah-
menbedingung dar, die Uber Art, Qualitat und
Menge der Produktion mitentscheidet. Selbst
wenn die Abhangigkeit von den natirlichen
Bodeneigenschaften inzwischen deutlich abge-
nommen hat, stellen Gebiete mit hoher nattirli-
cher Ertragskraft dennoch Gunstrdume fur die
Landwirtschaft dar. Fur eine nachhaltige, Res-
sourcen schonende Landbewirtschaftung wer-
den diese Bbéden deshalb langfristig besonders
glnstige Voraussetzungen bieten.

2. Hohe wirtschaftliche Leistungs- und
Wettbewerbsfahigkeit

Dort, wo die Landwirtschaft die rdumlichen
Bedingungen fir eine hohe wirtschaftliche Leis-
tungs- und Wettbewerbsfahigkeit vorfindet,
kann die Landwirtschaft ihnre Einkommens- und
Beschaftigungswirkung im landlichen Raum im
besonderen Mal} erzielen. Entsprechende
raumliche Bedingungen kdnnen z. B. die Nahe
zu Absatzmarkten bzw. Verarbeitern, eine ver-
kehrsgiinstige Lage, das Vorliegen der Voraus-
setzungen fir Sonderkulturen (z.B. klimatische
Voraussetzungen) oder fir Beregnungen sein.
Gebiete, in denen aus regionalwirtschaftlicher
Sicht ein besonderes Interesse an Erhalt und
Weiterentwicklung der Landwirtschaft besteht,
kommen als Vorbehaltsgebiete in Frage.

3. Pflege der Kulturlandschaft

Die Landwirtschaft pragt das Erscheinungsbild
der Kulturlandschaft. Zugleich hat die Art und
Intensitat der Landbewirtschaftung entschei-
dend Einfluss auf den Zustand der Umwelt-
medien Wasser und Boden sowie auf die Ar-
ten- und Lebensraumvielfalt in der Kulturland-
schaft. In Gebieten, in denen die Landwirt-
schaft einen besonderen Beitrag zur Pflege der
Kulturlandschaft und ihrer Schutzgiter leistet,
liegt es im Offentlichen Interesse, dass der

Landbewirtschaftung in Abwagung mit anderen
Nutzungsbelangen ein besonderes Gewicht
beigemessen wird."

Die Funktionen sind von allgemeinem gesell-
schaftlichem Nutzen und genieRen eine be-
sondere regional bedeutsame Wertschatzung.
Die Landwirtschaft erbringt damit 6kologische
Leistungen oder stellt einen regional besonders
bedeutsamen Wirtschaftsfaktor im landlichen
Raum dar. Die Erhaltung der genannten Funk-
tionen bedarf einer (regionalen) Férderung und
Unterstitzung. Die Darstellung der Gebiete
erfolgt diesbeziglich zukunftsorientiert und
malnahmenbezogen. Es handelt sich somit
um die Darstellung raumlicher Schwerpunkte,
in denen bestimmte MalRnahmen und Entwick-
lungen initiiert, unterstitzt oder konkret durch-
gefuhrt werden sollen. In Anlehnung an diese
Struktur werden fir das Regionale Raumord-
nungsprogramm die nachfolgenden Vorbe-
haltsgebiete Landwirtschaft abgegrenzt.

Gegenilber der bisherigen Darstellung im

Landwirtschaftlichen Fachbeitrag ist zu den

Vorbehaltsgebieten Landwirtschaft folgendes

anzumerken:

e Vorbehaltsgebiete aufgrund einer hohen
natirlichen Ertragskraft werden auf der
Grundlage der aktuellen Karten des LBEG
fortgeschrieben.

e Die Gebietskulissen fir Kulturlandschafts-
pflege, Bodenschutz, Kombination land-
wirtschaftlicher Erzeugung und Vermark-
tung sowie Kopplung landwirtschaftlicher
Produktion und Verarbeitung in landlich
strukturierten Gebieten werden beibehal-
ten.

e Vorbehaltsgebiete aufgrund besonderer
Funktionen im stadtischen Umfeld der
Oberzentren lassen sich nur unzureichend
anhand von fachlichen Kriterien abgrenzen
und werden in der Fortschreibung des
Fachbeitrages daher nicht weiter aufge-
fuhrt.

e Vorbehaltsgebiete = Abwasserverregnung
gehen in der Vorschlagskulisse der Vor-
ranggebiete Wasserrecycling/Kreislaufwirt-
schaft auf.
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Abbildung 19: Systematik der Vorbehaltsgebiete fir Landwirtschaft

Kriterium gemai LROP

Funktion und Zweck der
raumordnerischen Siche-

Raumliche Abgrenzung und Maf3-

nahmen
rung
1. Hohe naturliche Er-
tragskraft
a) hohes natirliches | Produktionsfunktion: Ressour- | Bodenkarten des LBEG

standortgebundenes  Er-
tragspotential (ohne Be-
regnung)

censchonende Produktion von
Nahrungs- und Futtermitteln
sowie nachwachsenden Roh-
stoffen

Bodenschutzfunktion: Erhal-
tung der naturlichen Ertragsfa-
higkeit, Erhaltung des Frei-
raumes und Schutz vor weite-
rer Inanspruchnahme insbe-
sondere vor Bebauung und
Versiegelung

Differenzierung in 7 Stufen fir die im
Verbandsgebiet vorhandenen Boden-
regionen

Vorbehaltsgebiete bilden die Ertrags-
klassen 4 — 7. Die Hinzunahme der
mittleren Ertragsstufe (4) trégt der Be-
deutung der landwirtschaftlichen Nut-
zung besonders in der Geestregion
Rechnung.

Die getrennte Klassifizierung in den
einzelnen Bodenregionen relativiert die
sehr groRen Bodenunterschiede. Diese
Unterteilung ist aufgrund der groRen
Flachenausdehnung und der geologi-
schen Unterschiede innerhalb des
Grol3raumes Braunschweig erforder-
lich.

2. Hohe wirtschaftliche
Leistungs- und Wettbhe-
werbsfahigkeit

a) Kopplung von landwirt-
schaftlicher Produktion
und Verarbeitung in be-
sonders landlich struktu-
rierten Gebieten

Qualitatsproduktion und regio-
nale Verarbeitung in beson-
ders landlich strukturierten
Gebieten;

Sicherung der Arbeitsplatze,
Verkehrsentlastung durch die
Nahe von Produktion und Ver-
arbeitung,

Sicherung von Nahrstoffkreis-
laufen

Beregnungsflachen im Umkreis der
Kartoffelverarbeitung nordlich der Aller
MaRnahmen zur Erhaltung und zum
Ausbau der landwirtschaftlichen Infra-
struktur (Beregnungsnetz, Wirtschafts-
wege) zur langfristige Sicherung der
Produktionsflachen einschlieflich der
Beregnungsrechte;

Standortsicherung der verarbeitenden
Industrie

b) Kombination von land-
wirtschaftlicher Erzeu-
gung und regionaler Ver-
marktung

Gemiuseanbau;

regionale Versorgung mit
Frischprodukten;
Direktvermarktung

Gemarkungen mit hohem Anteil gemu-
se- und sonderkulturanbauenden Be-
trieben

landwirtschaftliche Flachen mit Aus-
nahme der Abwasserverbandsflachen
in den Gemeinden: Didderse, Meiner-
sen, Hillerse, Leiferde, Schwilper, A-
denbuttel

Aufbau und Férderung von Vermark-
tungs- und Produktionsstrukturen zur
Sicherung der Sonderkulturflachen und
der Beregnungsmaglichkeiten
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3. Pflege der Kulturland-
schaft

a) Kulturlandschaftspflege

Erhaltung besonderer Flachen,
die auf eine landwirtschaftliche
Nutzung angewiesen sind.

Landschaften im Oberharz, Dromling,
Reitlingstal, GroRes Moor
Pflegevertrage, Forderung der Tierhal-
tung,

Forderung der Entwicklung und Ver-
marktung besonderer landwirtschaftli-
cher Produkte,

Verknupfung mit Fremdenverkehrskon-
zepten

b) Bodenschutz: gezielte
Pflege von Immissionsfla-
chen mit Schwermetallan-
reicherungen

dauerhafte Erhaltung des pH-
Wertes durch regelméRige
Kalkung,

Schutz vor Auswaschung und
Bodenabtrag,

Minimierung des Schwerme-
talltransfers in Kulturpflanzen
und Grundwasser,
besondere Berticksichtigung
bei der Anbauplanung und
Bewirtschaftung

Karte Uber Immissionsflachen (LWK u.
LK Goslar)

besonders betroffene Teilflachen in
Langelsheim und Oker / Harlingerode
Forderung der Ansiedlung verarbeiten-
der Betriebe fiir nachwachsende Roh-
stoffe im Harzvorland, gezielte Anbau-
vertrage;

nachhaltigen Bodenschutz durch ge-
zZielte landwirtschaftliche MalRnahmen;
Offentlichkeitsarbeit
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Anhangtabelle 1: Stellwandergebnisse der Arbeitskreise in den Landwirtschaftlichen Teilréau-

men (LTR)

LTR 1 Geest Nord

Wo stehen wir?

Nachw. Rohstoffe

noch bauerliche Land-

kein Landentzug durch

Biomais wirtschaft Ausgleichs-mafinahmen | Feldberegung
und Naturschutz
Energieversorgun IS QEIE RIS
9 gung zeptanz der technisier- | Landentzug Beregnung

Nachw. Rohstoffe

ten Landwirtschaft

Konkurrenz zwischen Nah-
rungsmittelproduktion

Akzeptanzsteigerung

Starker Flachenver-
brauch durch

Ertragsstabilitat durch Be-

u. regen. Energien (Biogas) | ¥eroraucher die A 39 regnung
Nachwachende Rohstoffe hohe Flachenverluste Erhaltung derBeregnungs-
maglichkeit
= Starke:
Starke: . .
Mitten in der Energiewende | Nahe zur kartoffelver- OIS [ CEm B B Beregpunq
A 39 Schwaéche:

arbeitenden Industrie

Kleine Strukturen

Anderung der Flachennut-
zung
Kartoffeln — Mais

Kartoffelbau

Wasserschutz und Bereg-
nung im Konflikt (einge-
schrankte Wasserentnah-
me)

Nahrungsmittel begehrter

Kartoffelanbau

Generationswechsel /
Hofnachfolger

Beregnungssicherheit

Schlechte Béden
Kartoffelbau

Familienbetrieb = mit
Fremd AK

Molkereistruktur drastisch
verandert

Auflagen belasten die Ent-
wicklung

Tierhaltung auf wenige
gréRere Einheiten reduziert

fortschreitender Struk-
turwandel
— BetriebsgroRe steigt

keine Einschrankung
durch Landschafts-
schutzgebiet

Auflagenflut CC!

Strukturwandel
erheblich grolRere
Einheiten

Solo / Gemeinschaft

Verkehrstechnisch gute
Verbindungen zwischen
Weiterverarbeitung von
Riiben und Kartoffeln

Viele Moglichkeiten zur
Flachennutzung

Vielféltigkeit
hohe landwirtschaftliche Starke:
Qualifikation Vielseitigkeit
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Wo wollen wir hin (Ziele)?

Begrenzung der Auflagen

Existenzsicherung

zukunftig keine Ausweisung
von ldw. Nutzflache zu Aus-
gleichsflache sondern Umbau
von Waldmonokulturen

Anreize fur Hofnachfol-
ger schaffen - Image

Tierschutz GréRenord-
nung

mehr in und weniger an
der Landwirtschaft ver-
dienen

Natur und Umweltschutz

positive Offentlichkeits-
arbeit

Immissionsschutz Gro-
Renordnung

Zukunft fur alle landwirt-
schaftlichen Bereiche

Keine Ausweitung der Natur-
schutzflachen in den Rand-
gebieten (Schutzzonen)

Landwirtschaft im Ein-
klang mit der Bevolke-
rung

Vereinfachung Bauge-
nehmigung

z.B. Winterraps >40 €
Wintergetreide > 20 €
Milch > 40 Cent

konventionelle Landwirtschaft
und Naturschutz dirfen kein
Widerspruch sein

Offentlichkeitsarbeit der
Landwirte und Verban-
de

EU-weite Gleichbehand-
lung der Landwirte (keine
dt. Vorreiterrolle in Sa-
chen Tierschutz etc.)

Familienbetrieb mit
Fremd-AK

attraktive Agrarumweltmaf3-
nahmen (1 €)

gesellschaftliche Akzep-
tanz

weiterhin Klarschlamm

Industrialisierte Land-
wirtschaft

Flachenverbrauch durch Aus-
gleichsmalRnahmen verrin-
gern

#4

weniger Hirden bei Ge-

Produktionsintegrierte Kom-

Sicherung der Produkti-

nehmigungen #5 pensation (PIK) onsmittel
. . . Bestandssicherung Feldberegnung sicher-
111
weniger Biirokratie!!! Vel #2 <tellen

Auflagen vereinfachen
(CC Zertifizierung)

Tierhaltung ,ermogli-
chen*

Landliche Strukturen erhalten

Wasserrechte missen
festgeschrieben werden

Agrarpolitik darf betriebli-
ches Wachstum nicht
behindern

Die Belange des Men-

schen missen vor den
Tierschutz gestellt wer-
den.

Sicherung der Feld-
beregnung

#1

#6

gesicherte Beregnung

Windkraft auch im Wald

Sicherung der Wasser-
rechte

#7

Sicherung des Bereg-
nungswassers

Flachennutzung andern
(Grinland = Wald)

#3

#

Die ziffern geben die Rangfolge der von den Teilnehmern vorgenommenen Themengewichtung wieder.
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Wie erreichen wir die Ziele (Mittel)?

Bauern in die Politik!

ausgewiesene Landschafts- und
Naturschutzgebiete Giberprufen

Ausbildung fordern

Politisch aktiv

Naturschutz begriinden

mehr Einfluss in der Politik

Einschrankungen abbauen

Wasserrechte weiter sichern

Miteinander sprechen!

Obergrenze flir Wasserentnah-
me anheben
Wasser kommt immer wieder

Offentlichkeitsarbeit der LW durch die
Landwirte

Offentlichkeitsarbeit

+Bauer sucht Frau“
verbieten / verhindern
sondern konstruktive Medienprésenz
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LTR 2 Geest West

Wo stehen wir?

Klarwasserbereg-

wenig Verede-

Freizeit / Erholung

Ist ein Dorf noch

Feldberegnung VS. .
2
nung lung Landwirtschaft ein Dorf?
ein groRerer Wettbewerb um Fla- Stellung der

intensive Beregnung | intensive Feldberegnung | Milchviehbe- chen Landwirtschaft in
trieb (Gewerbegebiete) der Gesellschaft
Abwasserverwertung Tle.rhalltur?g Flachenverlust durch
. keine tierische
= Regulierung von Was- . Bodenabbau und
Beregnung N . Produktion .
ser und Nahrstoffkreis- Ausgleichsmaf3nah-
laufwirtschaft mehr, obwohl men
leichte Boden
Klimawandel Wasser als knappes Gut g_erlnge Vieh- Griinland
dichte
Erosionsschutz Waldnutzung
hohe Investitionsbe- Biogasdichte hoher Zucker-
Wegebau — Stiefkind ! lokal stark Pflanzenschutz ribenanteil in

reitschaft

unterschiedlich

der Fruchtfolge

hohe Wertschdpfung
trotz schlechter Bo6-
den

Strukturen in Gemarkun-
gen Uberarbeiten

- Wege

- FeldgréRRen

Biogasanlage

intensive
Ackernutzung

hohe Intensitat

tiw. kleinrAumige Struktur

Vermaisung

Direktvermarktung

leichte Béden

Sicherung unserer
Betriebe

Eigenversorgung

extensiver
Ackerbau

Entwicklungszyklus
kirzer als Planungs-
zyklus

Verbrauchernahe
Kaufkraft

heterogene Einkom-
menssituation

Hoher finanzieller
Aufwand / ha

Infrastruktur fir vor-
und nachgelagerten
Bereich

Viele Vollerwerbsbe-
triebe
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Wo wollen wir hin (Ziele)?

technischer Fortschritt (<-
> kleinteilige Agrarstruk-
tur)

Akzeptanz der Bevolke-
rung

landwirtschaftliche Vor-
behaltsflachen ernst
nehmen

durch Viehhaltung Ge-
mischtbetriebe

Strukturverbesserung

Akzeptanz fir moderne
Landwirtschaft

verlassliche Agrarpolitik

Ausbau Veredelung

gute Wirtschaftswege

Akzeptanz/Wertschatzung
in der Bevolkerung

Planungssicherheit

#5

Verbesserung der Fl&-

Landwirtschaft ist Natur-

weniger Blrokratie

vermehrte Zweitnutzung
von Wasser,

chenstruktur schutz Ausdehnung der Abwas-
serverwertung
mehr Einfluss auf regio- Nutzung alternativer
Wegeba . Wassermengen (Brauch-
gebau #2 nale Projekte gen (Brau
wasser)
Sicherung von Futter- . . . -
. ! ung v . keine Beeinflussung im effizientere Wassernut-
nutzbare Wirtschaftswege | grundlagen
. . Anbauspektrum zung
- Vieh / Biogas

#4

Effizienzsteigerung durch
Produktions-optimierung

Existenzsicherung

ausreichende Bewasse-
rungsmaoglichkeit

Vermeidung von Fla-
chenverlust

GroRere Einheiten —
sicheres Familienein-
kommen

Nachhaltigkeit

Mehr Wasser fir die
Landwirtschaft (Klima-
wandel)

weniger Flachenver-
brauch

alle Kulturen moglich

keine weiteren Ein-
schrankungen durch den
Naturschutz

Gewassernutzung
Staustufen

Flachenverlust eindam-

Einschréankung in der

en #7 Bewirtschaftung verhin- Sicherung Feldberegnung
dern!
Kreislaufwirtschaft .
S
H7 N — #1 Wasser sichern erhéhen!
Sinnvolle Umnutzung die landwirtschaftlichen
alter Bausubstanz — Be- #6 Arbeitsplatze fur unsere Ausbau der Beregnung

lebung des Dorfkerns

Kinder erhalten!

Erhalt der Nostalgie

Fachkraftemangel?

#3

#10

gesicherte Vorflut

#10

#9

Die ziffern geben die Rangfolge der von den Teilnehmern vorgenommenen Themengewichtung wieder.
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Wie erreichen wir die Ziele (Mittel)?

Klein-Mittelgruppen einla-
den

Politische Uberzeugungs-
arbeit
Nahrungsmittelsicherheit

Vertretung in politischen
Gremien

Aufklarung im eigenen
Umfeld

Offentlichkeitsarbeit

intensive Offentlichkeits-
arbeit

mehr Landwirte in die
Politik

Zusammenhalt in den
eigenen Reihen

Kirchenvertreter einladen

mehr Bauern in die Kom-
munalpolitik

Interessengruppen sam-
meln

kein Problemtransfer
durch Politik

Flurbereinigung

Wirtschaften muss attrak-
tiv bleiben

Forderung Wasserspei-
cher

Umbau der Energiewirt-
schaft

Planungsrecht sichern
(Stalle)

Sicherung Wasserrechte

Punkt 5

.Regionale Verarbeitung ,,
in ,Regionale Versor-
gung“ umbenennen

Sicherung der regionalen
Ressourcen

feste Planungskriterien
festschreiben

Produktionsintegrierte
Kompensation (PIK)

LTR 3 Geest Ost

Wo stehen wir?

Kommunalpolitik

Stadt WOB Vieh!?

Beregnung

Infrastruktur /Briicken

Landwirte in Kommunal-
politik

Baurecht im AulRenbe-
reich

Feldberegnung/Grundwasser

Erhalt Graben-Wege
Unterhaltung
Gemeinde-
Interessentschaft

Interessenvertretung in

Flachenbearbeitung

Politik (Kommunen etc.) SR - veréanderung
Agrarpolitik ﬁ:& F:gghltjr:?pp Abwasserberegnung
Akzeptanz mangelhaft AusgleichsmaRnahme gc;nr:‘lljil:‘tg'ls'\r,ivr:;v;/:rsser " L2 gg%sltz‘g:ers
Naturschutz Windkraft
Stadt WOB

1 Flachenverbrauch

Landverbrauch durch die
Stadt WOB

A 39

Flachenbedarf
Landwirt — Verpachter
versch. Interessen

Pachtpreise 1

Wo wollen wir hin (Ziele)?
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keine Ausgleichsflachen
auf Ackerflachen

fur Landwirtschaft durch-
gehende Verkehrswege

Flachenverbrauch
ISTOP!

Wasserentnahme aus
Elbe-Seitenkanal

keine A u. E MaRnahmen

leichtere Genehmigung
fur landwirtschaftliche
Fahrzeuge

z.B. Mahdrescher, Ri-
benroder

Erhalt landwirtschaftlicher
Flachen

Wasserentnahmerechte
vereinfachen (Wasser-
schutz)

Ausgleich Uiberdenken

Briicken 40 t

#1

Kanalwasser
Beregnung

nicht mehr Naturschutz
ausweisen
Ausgleich zu hoch

Sicherung der Zufahrt
durch Baugebiet

Rechte der Bewirtschafter
bzgl. Flachenunterhaltung
erhéhen

Sicherung des Bereg-
nungswassers (langfristig)

NAU — MaBnahmen A2,
A5 0. A7 Ausgleich hoher

#5

Baugenehmigung verein-
fachen!

Forderung ESK Bereg-
nung

#2

Akzeptanz der Landwirt-
schaft 7

Vermeidung von unndti-
gen Wasserschutzgebie-
ten (Trinkwasserhandel
VW)

Sicherung der Wasser-
mengen
neue Erlaubnisse

Biogas muss auch in
WOB mdglich sein

bessere Offentlichkeitsar-
beit

#6

Forderung wasserspa-
render Beregnung

EEG Mais? S Stallbau auch im Raum
A Agrarpolitik starken WOB #3
4 Agrarpolitik sichern H#H7

weniger Politik
mehr Geld

landwirtschaftliche Ein-
kommen absichern!

#4

Die Ziffern geben die Rangfolge der von den Teilnehmern vorgenommenen Themengewichtung wieder.
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Wie erreichen wir die Ziele (Mittel)?

Landwirtschaft gegentiber NSG

starken

Ausgleichsmafl3nahmen
<11

sich selbst in
Politik und Gre-
mien einbringen

Vernassung Drémling stoppen!

Isewasser muss abflie-
Ren

Vertrauenshildung mit der UNB

Wirtschaftswege
nur fir Landwirt-
schaft

Produktionsintegrierte Kompensation

kompetente Leute in
den Verwaltungen

Denkmalschutz —
Vorgaben entge-

PIK . gen Weiternut-
einstellen
zung
A + E MaBnahmen nicht auf Flachen Infrastruktur -
sondern Erhalt der Bausubstanz im .
Neubaugebiete
Dorf
Entsiegelung,
mehr Wasserrechte Ortskerne, Leer-

stand ortl. Lage

CC-Auflagen abschaffen

Demographischer
Wandel

Birokratieabbau

Agrainvestitionsférderungsprogramm

1

LTR 4 Braunschweig

Wo stehen wir?

Ausgleichsflachen ver-
loddern (A2)

Nahrungsmittellieferant

Landwirtschaftlicher
Verkehr noch gut méglich
keine Verschlechterung
eintreten lassen

— Pro Landwirtschaftsbe-
volkerung motivieren, uns
Riicken zu stéarken

Ruckzug der Landwirt-
schaft

Bereitstellung ,6ffentli-
cher Guter*
Gemeinwohlleistungen
(Naherholung)

— Offentlichkeitsarbeit
wichtig!

- Kartoffelfest usw.

- hier Akzeptanz

Landwirtschaft im Zwie-
spalt mit der Kommune

Zielkonflikt Landwirt-
schaft

Landwirtschaft — Natur-
schutz
Ausgleichsflachen

— Gut ausgebildete
Betriebsleiter
— Gute Boden

keine Rucksicht bei Pla-
nung auf guten Acker-
standorten

gute, ertragreiche Béden

Ackerbau, kaum Viehhal-
tung

— kaum Wachstum
moglich!
- Landverlust

Baugebiete : nein
Bevolkerungsabnahme
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Wo wollen wir hin (Ziele)?

Direktvermarktung aus-
bauen

Akzeptanz in der Offent-
lichkeit starken

Ldw. Strukturen erhalten
und ausbauen

#5

Sicherung ertragreicher
Boden

Feldwege als Eigentum
der Realverbande dekla-
rieren - sichern

Tierhaltung muss méglich
bleiben!

Luckenbebauung statt
neue Baugebiete

Steuerung des Naherho-
lungsverkehrs

#2

Ackerland erhalten

Vorrang auf Realver-
bandsflachen fur Land-
wirtschaft

Flache fur A + E muss
genauso teuer sein, wie
auslésende Flache

Betriebsflache darf nicht
kleiner werden.
Stallbauten mussen privi-
legiert bleiben!

#2

Naturschutz muss auf
eine Stufe mit Ldw. ge-
stellt werden — nicht dar-
Uber!

Ausgleich auch fir Ver-
lust von Pachtland

Eigentumsrecht starken

Geldausgleich statt Aus-
gleichsflachen

#1

Verringerung von ,Ver-
waltungsakten*

#2

Pflege von Flachen die
aus der Landwirtschaft
Ubernommen worden
sind.

Die ziffern geben die Rangfolge der von den Teilnehmern vorgenommenen Themengewichtung wieder.

Wie erreichen wir die Ziele (Mittel)?

Aufwertung von Biotopen
statt Neues

Erhalt der Kompensation
gemaln Datenblatt

Offentlichkeitsarbeit.
Medien missen aufge-
klart werden.

Kontrolle der Natur-
schutzverbande, ob Akti-
vitaten sinnvoll sind

Wald und Gemarkung
wahrend Ernte sperren!

Wahrnehmung unserer
Rechte
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LTR 5 Ostbr Hugelland

Wo stehen wir?

Akzeptanz
Infrastrukt dass di - . . . ;
;ugzsrr:rl;ez[es%n a\fvseitcleer - Immissionen kaum / keine Méglichkei- | Kundennahe
. .g 9 ) Tl_erhaltu_ng ten fur Windenergie Verbrauchernéhe
gefordert wird. - Mist: Zwischen-
lagerung

relativ kleine Strukturen

Verstandnis fir Biogasan-
lagen sinkt

~verddung“ dorflichen
Lebens

gute Infrastruktur

hoher Bedarf an landwirt-
schaftlichen Flachen

Windkraftanlagen an
Landschaftsschutzgebiet

Gebaudesubstanz

Einschrankung durch
Landschaftsschutz, Ver-
kehrsplanung
(A2/Weddeler Schleife)
Standortibungsplatz

Einschrankung durch
Landschafts- und Natur-
schutz

Bewasserungssysteme
regional ermdglichen
(weitere Beregnungsver-
bénde)

Umgehungsstral3e Gras-
leben

Ausgleich + Ersatz Acker-
land behandeln wie Na-
turschutz

Flugplatz BS-Waggum
Einflul? von VW

- Flachenfrafd
AusgleichmaBnahmen
schranken Landwirtschaft
ein (Schunter)
Flechtorf-Lehre

viel Verbrauch fiir Stra-
Ren und Autobahnen

Wo wollen wir hin (Ziele)?

Einschrankung von MalR3-
nahmen, die landwirt-
schatftliche Ertrage ver-
schlechtern

A+E Poolbildung

gesunde Nahrungsmittel
erzeugen

mehr unternehmerische
Freiheiten

Inanspruchnahme 6&ffent-
licher Flachen

Partnerschaft zwischen
Verbraucher und Erzeu-
ger

weniger Auflagen des
Naturschutzes

Flachenverbrauch min-
dern

Akzeptanz der Landwirt-
schaft fordern

keine Verbote sondern
Aufzeigen von mdglichen
Wegen

auch Kirche muss einbe-
zogen werden

#1

Starkung der Rechte von
Betrieben die Steuern
zahlen

#2

Beregnungswasser be-
reitstellen

weniger Auflagen fur die
wirtschaftenden Betriebe

Verursacher von Nachtei-
len miissen diese bezah-
len

#3

Tierhaltung als Option
offen halten

mehr Windkraft und Bio-
energie + Photovoltaik

#4

Die Ziffern geben die Rangfolge der von den Teilnehmern vorgenommenen Themengewichtung wieder.
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Wie erreichen wir die Ziele (Mittel)?

Offentlichkeitsarbeit im
betrieblichen Umfeld
- personliche Kontakte

dezentrale Energiever-
sorgung

politisches Engagement

regionale Wertschépfung
(Energie)

Bewusstsein fir Flachen-
verbrauch verbessern.

frihzeitige Beteiligung bei
Planungen

LTR 6 Borde West

Wo stehen wir?

wachsende Betriebszwei-

. Tierhaltung
Biogasanlagen ge:
. . ) — Proteste von Verbrau-
steigende Pachtpreise - Biogas
. chern
- Geflugelhaltung
Windkraftanlagen Stallbau
Schwéche:
Windenergie Bevolkerungsdichte
— Akzeptanz
I;ecltungen Gas, Strom Strukturwandel Geruchsbelastigung beengte Hofstellen
Stérke:

Windkraftstandorte

gute ackerbauliche Be-
dingungen: Boden, Infra-
struktur

Erhalt Hofstellen, Bele-
bung Dorfkern

mittlere bis hohe Bonita-
ten

kleinrdumige Struktur

Wirtschaftswege / Frei-
zeitnutzung

Starken: gut ausgebildete
Landwirte

Flurbereinigung

Wegebau
zukunftige Anforderungen

Starken + Schwachen:
wenig Diversifizierung bei
landwirtschaftlichen Be-
trieben

Beregnung zukunftig
notig?

Feldwegebau Entwasserung/Drainage
Wegeplanung Herausforderung WRRL
Flachenverlust
- Siedlungen
- Kompensation
Atommill Endlager Wohnbebauung

Nachnutzung Industrie-
brachen
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Wo wollen wir hin (Ziele)?

Genehmigungsverfahren
vereinfachen

Harmonie Landwirt -

- neue Wasserrechte

- Nutzung alternativer

Wassermengen
(Kanal etc.)

Beregnungsmaglichkeiten

Presse #3 schaffen / dulden
Zusammenarbeit Ausweisung weiterer Wind- #6
Akzeptanz kraftstandorte
Verbesserung der Struk-
tur
#3 #8

— Anpassung an neue
Technik

Aussiedlung von Be- Wirtschaftsdiingerausbringung Wege"bau .
. . . - unbirokratisch
triebshofen sichern .
- Foérderung
unbirokratische Umnut-
#3 #1

zung Hofstellen

Infrastrukturverbesserung
auch in Bezug auf Be-
triebsstéatten

#6

#1

Die Ziffern geben die Rangfolge der von den Teilnehmern vorgenommenen Themengewichtung wieder.
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Wie erreichen wir die Ziele (Mittel)?

Kompensationsgeld in
Gewasserunterhaltung
bzw. WRRL

Kontakte zu Nichtlandwir-
ten

Konrad:

an Kundgebungen teil-
nehmen z.B. Schlepper-
konvoi

Verfahren verkiirzen
Verfahren vereinfachen

Produktionsintegrierte
Kompensation (PIK)

Information

Landwirte miissen betei-
ligt werden

statt Ausgleichsflachen
monetarer Ausgleich

Offentlichkeitsarbeit z. B.
bei Stallbau

Forderungen anpassen

Sicherung Eigentums-
rechte bei Leitungsbau

Kompensation,
Ruckhaltebecken (Natur-
schutz)

Y Beregnung

Presse mithnehmen

Forderung von Baumalf3-
nahmen auf3erhalb Ort-
schaften

Flurbereinigungen

Akzeptanz schaffen
- blihende Felder
- Lerchenfenster etc.

Akzeptanz schaffen
- Dialog im Dorf
- Beteiligung Politik

Flachenverbrauch
belastete Industriebra-
chen als Ausgleichsfla-

Akzeptanz Tierhaltung:
Verbraucher sollen sich
z.T. wieder selbst versor-

chen (Hochofengelande
lisede / Raffineriegelande
Peine)

gen

Nahrstoffkreislauf positiv
darstellen

Wassermengen sinnvoll
auf Wassernutzer auftei-
len

Akzeptanz Wirtschafts-
dinger:

Information der Blirger
Uber Vorteile

- Boden

- Kreislaufwirtschaft

- Einsparung von Mine-
raldiingemitteln

LTR 7 Borde Ost

Wo stehen wir?

Flachennutzung wird durch
Uibergeordnete Planung ,Natur-
schutz/Hochwasserschutz etc”
zunehmend eingeschrankt

rel. Ertragssicherheit
der Feldfriichte,
Biogas (Mais), Wind-
energie

groRer werdende
Betriebe

— Schaffung neuer
Arbeitsplatze in den
Dorfern

intensive Flachennutzung
enge Fruchtfolge

Uberplanung der guten Flachen
fur Ausgleichsmafinahmen

zunehmende Bedeu-
tung regenerativer
Energie

— Biogas, Windkraft,
Photovoltaik

Landwirtschaft ver-
liert in den Dorfern
an Bedeutung —
Zuzug/ Bau

— aulerldw. Interes-
sen nehmen zu

sehr geringer Griinlandan-
teil

— nicht ackerbaulich nutz-
bar, extensive Nutzung

Starke:

Landwirtschaft reagiert flexibel,
wenn Erflllung der Auflagen
wirtschaftlich Sinn macht

gute Bodenbonitét ,
durch regenerative

Energien — Boden-
verlust

Zuckerribenanbau hohe
Bedeutung
~ 25-30 % der Ackerflache

Schwerpunkt Ackerbau
Problem Flachenanspriiche
b Kompensation z.B. Windener-

gie

Energieerzeugung
kostet Flache
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zukunftige Flachenstilllegung (7
%) erflllt Naturschutzflachen-
winsche

Zukiinftig mehr
Energiegewinnung
— Windkraftstandor-
te, Biogas

gute Vermarktungsmog-
lichkeiten

Schwéche:

Politik versteht nicht, dass ver-
brauchte landwirtschaftliche
Nutzflache verloren ist.

Landwirtschaftliche
Flachen mit Doppel-
funktion:
Nahrungserzeugung
+ Energie

groR3e Flachen
Uberwiegend gute Boden
mit hoher Produktivitat

Gute Bdden, ertragreich, mus-
sen erhalten bleiben.
Teilw. Starke Auflagen

neue Betriebszweig
stol3en auf Wider-
stand = Stallbauten

Ackerbau vorrangig,
Flurbereinigung tlw. erfor-
derlich

zwei globale Themen, diese
schlagen durch auf unsere
klimatisch begunstigte Ackerbau
Region:

Erhalt der Flachen
Einbindung ,begin-
nender“ Tierhaltung

Erhalt der Flachenstruktur!

Daher neue Prioritaten:

1) Erzeugung von Gutern

2) Flachenbereitstellung fir
Siedlung + Schutzthemen

Begrundung hierfur auch in der
Agrarpolitik:

z.B. Greening oder CCC

— d.h. hohe 6kologische Kom-
petenz bereits auf der Flache

auf schwachen
Standorten Wasser-
mangel

Innerhalb der Produktion wird
bereits intensiv auf 6kologische
Belange geachtet

Problem Hochwasser

Dies auch durch Einsatz von
elektronischen Steuerungsver-
fahren optimiert.

Folge:

neue Anforderungen an die
Landwirtschaft und somit auch
neue Techniken fir die Land-
wirtschaft

Landwirtschaftlicher Fachbeitrag 2015 — Band 2

167



Wo wollen wir hin (Ziele)?

Ausgleichsflachen:
-Kompensation nicht mehr auf
landwirtschaftlicher Nutzflache
sondern in Gestaltung der Bauge-
biete integrieren

Kompensationsmafnahmen nicht
mehr in der Flache,
Gewasserunterhaltung mit Haupt-
ziel Abfluss

Tourismus und Erholung

Kompensationsflachenbedarf mi-
nimieren

b Ausgleich in Geld zur Unterhal-
tung bestehender Kompensations-
flachen

Vorrang Hochwasser auf Minimum
beschranken

Ertragsstarke Ackerbauregion er-
halten!

#3

— weiterhin Erhalt der Idw. Privile-
gierung

z.B. BaumafRnahmen im AuRenbe-
reich

Ist-Zustand der landwirtschaftlichen
Nutzung erhalten

Ziel: groRflachige Struktur
Benennung klarer Méglichkeiten fiir
die Tierhaltung

#2

Vorrang Ackerbau erhalten
Schwerpunkte Nahrung + Energie

Stallneubauten weiter moglich
machen

Unternehmerische Freirdume erhal-
ten

— Einrichtung neuer Produktions-
verfahren

— Umnutzung Gebéaude etc.

Erhalt der Ackerbauregion bei ge-
maRigtem Einbau mit Augenmafl
fur Naturschutz, Landschafts-
schutz.

#5

Sollzustand:
Landwirtschaft muss gleichzeitig
profitabel und akzeptabel sein.

mindestens

— Erhalt der vorhandenen Struktu-
ren

Jkeine Zersplitterung durch Natur-
schutz u.a. MaRnahmen*

#4

#1

Erhalt der Ertragskraft der Betriebe
und des landlichen Raumes

#5

Die Ziffern geben die Rangfolge der von den Teilnehmern vorgenommenen Themengewichtung wieder.

168

Landwirtschaftlicher Fachbeitrag 2015 — Band 2




Wie erreichen wir die Ziele (Mittel)?

A + E: mehr Flexibilitat

mafid

Gewasserunterhaltung mit Augen-

Hand

A + E auf Flache der 6ffentlichen

integrieren

Produktionsintegrierte Kompensati-
on (PIK) in Betriebsabléufe besser

frihere Einbindung der Landwirt-
schaft in Planungen

Planungsablaufe hinterfragen

LTR8 Harzvorland

Wo stehen wir?

- Ackerbau
wenig Vieh

Schwermetalle

Beregnung

Stallbauten im AuRenbe-
reich férdern

Trockenheit

- was ist bauerlich
- Viehhaltung nicht er-
winscht

Hangneigung

Verkehrsbelastung A7 / B
82

Schwache:
Nahe zu Wald und ande-

fehlende Infrastruktur fir

Wegebau - Hochwasser

Konflikt mit Naturschutz
bei Graben und Wegeun-
terhaltung

- Leerstande landwirt-
schaftlicher Gebaude
beseitigen oder Umnut-
zung fordern

ren Schutzgebieten DR SETEN AT
. - Landschaftsgestaltung
EZ?:Ir“s(::hutz —Pflege LRI S S
« < - fordert 6kologische
Wege, Graben MaRnahmen
Dorferneuerung

Anspruche der Bevolke-
rung an Nutzung der
offenen Landschaft -
Freigut

Erhaltung ,stillgelegter’
Hofstellen?

Wegenetz und ,Touris-
mus’

- erneuerbare Energien
- Bodenschutz

Ackerbau
Agrarstruktur

- Unterhaltung von We-
gen und Graben

Maisanbau in der Offent-
lichkeit

Gewasserunterhaltung -
Vorflut

Biogas
- kaum Windkraft

- Windkraft politisch nicht
gewollt
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Wo wollen wir hin (Ziele)?

Biotopvernetzung in Abstimmung
mit der Ldw.

Klimaschutz verbessern

Verbesserung der Information tGiber
Landwirtschaft

Unterstiitzung bei Pflegemal3nah-
men von Graben und Wegen —
keine Verhinderung

Wasserspeicherung fir Beregnung

Belange der Landwirtschaft mehr in
den Mittelpunkt

Landwirtschaft in Verbanden ernst
nehmen

Landverbrauch an FluRauen stop-
pen

Gewasserunterhaltung
Regenwasserriickhaltung
Beregnungswasser ?

Kommunikation muss sich verbes-
sern zwischen Landwirtschaft und
Kommune

H#H4 Bewasserung mehr Offentlichkeitsarbeit
ST T s #1 Tierhaltung gehért zur Landwirt-
schaft
weniger Vorgaben durch den
#9 Denkmalschutz #3
Forderung Idealbild:

Tierhaltung ermdglichen

Umnutzung von Altgebauden

bewegliche Landwirtschaft

#4

Hofstellen weiter entwickeln, Um-
nutzung férdern

mehr Freirdume in der Nutzung
landwirtschaftlicher Flachen

#4

Einkommenssteigerung

Wegenetz anpassen

Keine starren Festschreibungen:
1. Landwirtschaft
2. weitere Nutzungen

gréRere Flache

#4

Erhaltung der landw. Flachenstruk-

tur

Bodenabbau, regenerative Ener-
gien missen moglich sein

Flurbereinigung muss weiter mog-
lich sein

#8

#2

Die Ziffern geben die Rangfolge der von den Teilnehmern vorgenommenen Themengewichtung wieder.
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Wie erreichen wir die Ziele (Mittel)?

Bewdasserungsmaoglichkeit prifen
Bodengutachten erstellen

Geschlossenheit nach aul3en zei-
gen, z.B. Verbande griinden

Vorranggebiete fir Windenergie-
gewinnung ausweiten
- neue Standorte auch im Wald

Beregnungsinteressentschaft grin-
den

Gezielter Wasserhaushalt
Dranage / Beregnung
Vorflut

Gebéudeumnutzung férdern

Vorranggebiete fiir Bodenabbau
Uberprifen.

Forderung bei Abriss von Altge-
bauden (Leerstande)

Flachenpool fir A + E erstellen

Landwirtschaftliches Wegenetz
Ausbau / Riickbau
Entlastung offentlicher StraRen

Aufforstung von Waldréndern im
Zuge von AusgleichsmaBnahmen

sparsame Flachennutzung,
Ruickbau von alten Industrieanla-
gen etc.

Unterstltzung bei Wegeunterhal-
tung

Geldersatz fur Ausgleich- und Er-
satzmalRnahmen
— Bau von Wasserspeicher

l
Frosche behalten nasse Fiil3e

Wiederherstellung landwirtschaftli-
cher Flachen

Weihnachtsbaumkultur

LTR 9 Oberharz

Wo stehen wir?

Windenergie ?

Wasserschutzgebiete

Energiewende « Tourismus <
LuF

Energie
Wind

Wasserschutz
Naturschutz
Uberschneidung Férderung

Auflagen behindern Direktvermark-
tung

Forderung von regenerativen Ener-
gien — Solar/Biogas

keine zugelassene Schlachtstatte

Luchs
Wolf

Vertragsnaturschutz

Extensivierung der landwirtschaftli-
chen Nutzflache

Landwirtschaftliche Produktion von
Nahrungsmitteln erhalten

Landwirtschaft
Grundvoraussetzung fur Erhalt der
Kulturlandschaft !?!

Nutzung und / oder Pflege
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Wo wollen wir hin (Ziele)? / Wie erreichen wir die Ziele (Mittel)?

Existenzsicherung

bessere Abstimmung
Landwirtschaft - Wasserschutz

verschiedene Standbeine fir Ldw.

praxisgerechte Forderrichtlinien

Ausweisung Windkraftstandorte

Investitionssicherheit

#2

Biogas auf Naturschutzflachen

#1

Nutztierrassen erhalten

Beratung
Vertragsnaturschutz fortsetzen

Zusammenarbeit mit Kommunen

Schlachtstatte

#3

#5

Viehhaltung

Kaufkraft stéarken (Direktvermark-
tung)

#4

#6

Die ziffern geben die Rangfolge der von den Teilnehmern vorgenommenen Themengewichtung wieder.

172

Landwirtschaftlicher Fachbeitrag 2015 — Band 2




5 Endnoten ]

Schafer Klaus, Ziele und Zielsystem in der Planung, KTBL-Arbeitsblatt 3068, Darmstadt 1982
Landwwtschaftsgesetz vom 05.09.1955, zuletzt gedndert durch Art. 1 G v. 13.12.2007 | 2936
TItUS Bahner, Ldw. Betriebsgestaltung nach personlichen Zielen, Agrarwirtschaft 44 (1995) Heft 10, S. 343 ff
* Bundesministerium fir Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit, Umwelt Nr. 9/1998 S. 414, Nachhaltige
EntW|ckIung in den Kommunen - Lokale Agenda 21
ng Nachhaltigkeit konkret - Nachhaltigkeitskonzept des Bundesministeriums fur Ernahrung, Landwirtschaft und
Verbraucherschutz, Berlin 2008
5 Linckh et al., 1997: Nachhaltige Land- und Forstwirtschaft — Voraussetzungen, Moglichkeiten, MaRnahmen,
Berlln Heldelberg Springer 1997
ng Nachhaltigkeit konkret - Nachhaltigkeitskonzept des Bundesministeriums fur Ernahrung, Landwirtschaft und
Verbraucherschutz, Berlin 2008
8 vgl. Linckh, G., H. Sprich, H. Flaig und H. Mohr (Hrsg.) 1996: Nachhaltige Land- und Forstwirtschaft — Experti-
sen Springer, Berlin, Heidelberg
ng http://www.nachhaltige-landwirtschaft.info/betriebe.html, Stand 15.01.2013
ng Mitteilung der Kommission vom 18.10.2010: Die GAP bis 2020 - Nahrungsmittel, naturliche Ressourcen
und landliche Gebiete — die kiinftigen Herausforderungen
ng Analyse der Vorschlage der EU-Kommission vom 12. Oktober 2011 zur kiinftigen Gestaltung der Direkt-
zahlungen im Rahmen der GAP nach 2013 - Arbeitsberichte aus der vTI-Agrarokonomie 04/2012
2 vgl. Regionales Management von Klimafolgen in der Metropolregion Hannover- Braunschweig- Goéttingen —
Wolfsburg Teilprojekt FE3: Potenziale zur Substitution von Grundwasser fir die Feldberegnung: ,;Wasser wachst
auf Feldern”, www.klimafolgenmanagement.de
13 vgl. Johann Heinrich von Thinen Institut, Braunschweig 2012; Studie zur Vorbereitung einer effizienten und
94ut abgestimmten Klimaschutzpolitik fir den Agrarsektor
ng NBank: Bevdlkerungsprognose 2030 des NIW Stand: 2011
ng Thiringer Ministerium fir Landwirtschaft, Naturschutz und Umwelt Auswirkungen des demographischen
Wandels auf die Thiringer Landwirtschaft, Jena 2006
ng NBank: Wohnungsmarktbeobachtung 2010/2011: Integrierte Entwicklung von Wohnstandorten und Regio-
nen — Perspektive 2030
ng NBank: Wohnbaulandumfage 2012
ng Niedersachsischer Landtag, Hannover 2007: Bericht der Enquete-Kommission ,Demografischer Wandel —
Herausforderung an ein zukunftsféahiges Niedersachsen*
ng Baunutzungsverordnung (BauNVO), Bekanntmachung der Neufassung vom 23. Januar 1990 (BGBI. | S.
132)
ng Baugesetzbuch in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. September 2004 (BGBI. | S. 2414)
Feststellung und Beurteilung von Geruchsimmissionen (Geruchsimmissions-Richtlinie - GIRL -)
ng Institut fir Mobilitatsforschung, Miinchen 2010: Zukunft der Mobilitat - Szenarien fiir das Jahr 2030
ng LSKN 2011, Katasterflache nach der tatsachlichen Nutzung
ng Zweckverband Grof3raum Braunschweig: RROP 2008, Begriindung S. 207
ng Dungemittelverordnung vom 5. Dezember 2012 (BGBI. | S. 2482)
ng Nds. MU Hannover 2011: Abfallwirtschaftsplan Niedersachsen - Teilplan Siedlungsabfélle und nicht ge-
fahrliche Abféalle
z vgl. AbfKlarV vom 15. April 1992 in Verbindung mit dem gemeinsamen Runderlass des Niedersachsischen
Umweltministeriums und des Niedersachsischen Ministeriums fur Ernahrung, Landwirtschaft und Forsten vom
19 08.1986 und Erganzungen
8 Blei, Cadmium, Kupfer, Nickel, Chrom, Quecksilber und Zink
* AOX, PCB, PCDD, PCDF, PFT
%9 PAK, CKW, MKW
ng Dungeverordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 27. Februar 2007 (BGBI. | S. 221)
ng Zweckverband Grof3raum Braunschweig: RROP 2008, Begriindung Kapitel 2.4, S.134
ng § 26 Abs. 1 Bundesnaturschutzgesetz vom 29. Juli 2009 (BGBI. | S. 2542)
ng § 42 NAGBNSchG 2010; vgl. 8 1 EA-VO 2010
ng Jan Freese, Christina Ruffer: Kooperativer Naturschutz in der Kulturlandschaft
in: Feindt, Newig (2005): Partizipation, Offentlichkeitsbeteiligung, Nachhaltigkeit. Perspektiven der politischen
Okonomle Metropolis. S.250-271
ng Beschreibende Darstellung zum RROP 2008, Ziffer 2.5.2
3" Niedersachsisches Wassergesetz, Neufassung vom 19. Februar 2010 (Nds.GVBI. Nr.5/2010 S.64)
Wasserhaushaltsgesetz vom 31. Juli 2009 (BGBI. | S. 2585),
° LSKN: Katasterflache in Niedersachsen, Hannover 2001 - 2012
ng. Bundesregierung: Perspektiven fur Deutschland - Unsere Strategie fir eine nachhaltige Entwicklung, Ber-
lin 2002
4 vgl. Deutscher Bundestag, Bericht des Ausschusses fiir Bildung, Forschung und Technikfolgenabschéatzung:
Redu2|erung der Flacheninanspruchnahme - Ziele, MaBnahmen, Wirkungen, Berlin 2005
42 ng Kommission Bodenschutz, UBA: Flachenverbrauch einschranken — jetzt handeln, Dessau-RoR3lau 2009
ng Niedersachsisches Ministerium fir Umwelt und Klimaschutz, 6. Regierungskommission ,Energie und Res-
sourceneffizienz®, Abschlussbericht des Arbeitskreises ,Flachenverbrauch und Bodenschutz“, Hannover 2011

Landwirtschaftlicher Fachbeitrag 2015 — Band 2 173


http://www.klimafolgenmanagement.de/

	1 Einleitung
	2 Landwirtschaft im Kontext politischer und gesellschaftlicher Rahmenbedingungen
	2.1 Ziele und Leitbilder
	2.1.1 Ziele der Landwirtschaft
	2.1.2 Regionale Leitbilder
	2.1.3 Leitlinie ordnungsgemäße Landwirtschaft
	2.1.4 Leitbild nachhaltige Landwirtschaft

	2.2 Wandel der politischen und gesellschaftlichen Rahmenbedingungen
	2.2.1 Agrar- und Strukturpolitik
	2.2.2 Klimawandel
	2.2.3 Nachwachsende Rohstoffe
	2.2.4 Nachhaltige Wirtschaftsdüngerverwertung
	2.2.5 Demographischer Wandel
	2.2.6 Raumordnerische Relevanz von Tierhaltungsanlagen

	2.3 Konflikte und Lösungsansätze in Wechselwirkung mit anderen Fachplanungen
	2.3.1 Bauleitplanung
	2.3.1.1 Siedlungsentwicklung und Bedarf an Wohnbauland und Gewerbeflächen
	2.3.1.2 Entwicklungsräume für landwirtschaftliche Betriebe
	2.3.1.3 Denkmalschutz
	2.3.1.4 Bauleitplanung im Konsens mit der strukturellen Entwicklung landwirtschaftlicher Betriebe

	2.3.2 Verkehrsplanungen
	2.3.2.1 Verkehr und Landwirtschaft
	2.3.2.2 Berücksichtigung der Landwirtschaft bei Verkehrsplanungen und  -maßnahmen

	2.3.3 Rohstoffgewinnung
	2.3.3.1 Rohstoffgewinnung und Landwirtschaft
	2.3.3.2 Berücksichtigung der Landwirtschaft beim Bodenabbau

	2.3.4 Abfallwirtschaft
	2.3.4.1 Abfallwirtschaft und Landwirtschaft
	2.3.4.2 Berücksichtigung der Landwirtschaft bei der Abfallwirtschaft
	2.3.4.3 Verwertung von Sekundärrohstoffdüngern durch die Landwirtschaft

	2.3.5 Energiewirtschaft
	2.3.5.1 Energiewirtschaft und Landwirtschaft
	2.3.5.2 Berücksichtigung der Landwirtschaft bei der Energiewirtschaft

	2.3.6 Erholungsplanung
	2.3.6.1 Erholungsplanung und Landwirtschaft
	2.3.6.2 Berücksichtigung der Landwirtschaft bei der Erholungsplanung

	2.3.7 Naturschutz und Landschaftspflege
	2.3.7.1 Ziele von Naturschutz und Landschaftspflege im Großraum Braunschweig
	2.3.7.2 Instrumente von Naturschutz und Landschaftspflege
	2.3.7.3 Betriebliche Auswirkungen landschaftspflegerischer Maßnahmen
	2.3.7.4 Maßnahmen des Naturschutzes im Konsens mit der Landwirtschaft
	2.3.7.5 Landwirtschaftliche Belange bei der  Anwendung der Eingriffsregelung

	2.3.8 Wasserwirtschaft
	2.3.8.1 Trinkwasserversorgung und Wasserschutz
	2.3.8.2 Gesetzliche Grundlagen des Wasserschutzes
	2.3.8.3 Instrumente des Wasserschutzes
	2.3.8.4 Wasserschutzgebiete und ihre Wirkung auf landwirtschaftliche Betriebe
	2.3.8.5 Wasserwirtschaftliche Planungen und Maßnahmen im Konsens mit landwirtschaftlichen Anforderungen


	2.4 Planungen und Maßnahmen in den einzelnen landwirtschaftlichen Teilräumen (LTR)
	2.4.1 LTR 1 Geest Nord
	2.4.2 LTR 2 Geest West
	2.4.3 LTR 3 Geest Ost
	2.4.4 LTR 4 Braunschweig
	2.4.5 LTR 5 Ostbraunschweigisches Hügelland
	2.4.6 LTR 6 Börde West
	2.4.7 LTR 7 Börde Ost
	2.4.8 LTR 8 Harzvorland
	2.4.9 LTR 9 Oberharz


	3 Darstellung der Landwirtschaft im Regionalen Raumordnungsprogramm
	3.1 Beschreibende Darstellung der Landwirtschaft
	3.2 Vorranggebiete für Landwirtschaft
	3.2.1 Methodische Ableitung der Vorschlagskulisse Vorranggebiete Landwirtschaft
	3.2.2 Textliche Festlegungen zur Darstellung von „Vorranggebieten Landwirtschaft“
	3.2.3 Textliche Festlegungen zur Darstellung von „Vorranggebieten Landwirtschaft - Wasserrecycling/Kreislaufwirtschaft“
	3.2.4 Vorschlagskulisse für die zeichnerische Festlegung von Vorranggebieten Landwirtschaft

	3.3 Vorbehaltsgebiete für Landwirtschaft

	4 Tabellenanhang
	5 Endnoten

